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If, in.der Michaelismeffe 1816 ber erfte Band 
dieſer Eonftitutionen des jüngern - Europa 
erſchien, war nicht zu erwarten, daß das neue 
poliiifche Syſtem, welches mit diefen Conſtitu— 
tionen ins öffentliche Leben der Völker und Reiche 
getreten ift, fo weit und zwar fo bald ſich ver« 
breiten würde, : Deshalb glaubten auch der Her- 


- ausgeber und Verleger diefer Sammlung, fie mit 


dem zweiten Bande beendigen zu koͤnnen. 

Alein fo reichhaltig auch der vorliegende 
dritte Band ift , welcher über Spanien, über 
mehrere teutfhe Staaten, welche neue Grund: 
gefege erhalten haben, über die neue ftändifche 
Berfaffung im Königreihe Gallizien, und 


über fämmtliche .italienifhe Staaten feit 


dem Jahre 1796 ſich verbreitet; fo konnte er doch, 
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wenn er nicht den beiden vorhergehenden Bänden in 
der Bogenzahl zu ungleich werden follte, nicht alle 
dem Herausgeber vorliegende Conftitutionen. um— 
fchließen, Es werben daher diefe zu ruͤckgeblie— 
benen, — wohin namentlic) die der Schweiz 
gehören — fo wie die neu erfihienenen in 
bem Herzogthume Braunfhmweig-Wol- 
fenbuttel und in dem Großberzogthume 
Heffen, vielleicht auch einige zu erwartende 
in andern teutfhen Staaten, und endlich alle früs 
here, welche der Herausgeber noch nicht in ex- 
tenso ‘auszumitteln vermochte (z. DB. die. römis 
fhe vom 20. März :1798, die der jonifchen 
Infeln vom fahre 1803 ꝛc.), balb in einen 
vierten Bande, erfcheinen: : | 

Denn der Herausgeber und Werleger haben die 
Veberzeugung gewonnen, daß das begonnene Werf 
für die Geftaltung des innern politifchen 
Lebens der Völker und Staaten, und für 
bie factifche völlige Umbildung des öfz 
fentlichen Rechts in den meiſten Reichen und 
Beſtandtheilen des europaͤiſchen Staatenſyſtems, 
eben ſo unentbehrlich ſeyn duͤrfte, wie das recueil 
von Martens, mit feinen reichhaltigen und im- 
mer fortgeſetzten Supplementen für das aufs 


| Vorrede. vir 
ſere politiſche Leben der europaͤiſchen Reiche und 
Staaten. So wie aber v. Martens nicht alle, 
fuͤr ſein Werk gehoͤrende, Urkunden auf einmal 
ausmitteln konnte, und ſich begnuͤgen mußte, 
mehrere frühere erſt in den neueſten Supplement« _ 
baͤnden nachzuliefern; fo war es auch bei dem vor⸗ 
liegenden Werke nicht möglich, jede hieher gehoͤ⸗ 
rende Urkunde fogleih im extensa zu erhalten, 
obgleich der Herausgeber und Verleger ſowohl in 
Teutſchland, als in Franfreich, Italien und Eng- 
land alle Mühe daran gefegt haben, zu dem Be: 
fiße der noch fehlenden Conſtitutionen zu gelangen. 
Zur Ueberſicht aber über die Fortſchritte 

bes conftiturionellen Syſtems in Europa feit 30 
Fahren; zur Vergleichung des politifchen 
Charafterg ber einzelnen in diefe Sammlung 
aufgenommenen Konftitutionen unter ſich, felbft 
wenn diefelben wieder aufgehoben, oder durd) ans 
- dere erfeßt worden find; und zur Vorbereitung 
der wiffenfchaftlihen Ausprägung eines 
practiſchen europäifhen Staatsrechts 
(welches fortan fuͤr den Staatsmann eben ſo un— 
entbehrlich ſeyn wird, als die ſchon laͤngſt in den 
Kreis der politiſchen Wiſſenſchaften eingetretene 
Behandlung des practiſchen. europaͤiſchen 


* 


vıu  Borrede 


Voͤlkervechts) dürfte die vorliegende Samm— 
fung in der That unentbehrlich feyn. In ihrer 
Vollendung wird fie den vollftändigen Codex des 
öffentlihen neuen europäifhen Staats 
rechts enthalten, und deshalb wird der vierte 
Theil ſobald erfcheinen, als ſich eine hinreichende 
Maffe von Materialien dazu gefunden har. Viel— 
leicht wird bereits diefem vierten Theile eine ta— 
belfarifche Ueberſicht über alle feit 30 Jah— 
ren in Europa erfchienene neye Konftitutionen beiz 
gegeben. werden, um mit einem Blicke theils die 
$änder, wo fie ins sehen traten und noch beftes 
hen, ober. bereits wieder verſchwanden, theils die 
Zeit ihres Erfcheinens Cin chrpnologifcher Folge), 
theils die Art ihrer Mitthejlung (ob auf. dem 
Wege des Mertragss oder als Arte der Souverais 
netät), theils ihren mefentlihen politifhen 
Charafter (ob. repräfentativ, oder WII zu 
hberfchauen. 

Als der Druck diefes dritten Bandes — 
konnte der Herausgeber nicht ahnen, daß die bei 
Spanien aufgenommene Conſtitution der 
Cortes vom 19. Maͤrz 1812, uͤber welche er 
ſich in der Einleitung nach ſeiner individuellen 
Ueberzeugung offen ausſprach, am 7. März 1820 
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vom Könige Ferdinand 7. als das Grundgefeg der 
fpanifhen Monarchie angenommen und beftätige 
werden würde. Durch diefe böchft wichtige und 
in ihren Folgen kaum zu berechnende Ihatfache 
der Gefchichte umfchließe das vepräfentative Sy: 
ſtem in Europa bereits 10 und 42 Millionen 
Menfchen mehr, als bisher. Welcher Diplomat 
mag wohl im Voraus berechnen, zu weldyer Ge— 
ftale und Feſtigkeit dieſes Syftem im Jahre 1830 
gelangt feyn wird, da bereits jenfeits des Weltz 
meeres in beiden Theilen Amerifa’s daſſelbe Sy— 
ftem bie mweitefte Werbreifung, und zwar unter Vera 
hältniffen gewinnt, welche fein europäifcher Polis 
tifer beim Parifer Frieden im Jahre. 1783 ahnen 
konnte! Doc) war es ja vor 300 Jahren Herfelbe 
Fall mit der Kirchenverbefferung in Europa! Wie 
. damals die dee der religiöfen. und Firchli« 
hen Freiheit ins öffentliche Leben der Voͤlker und 
Meiche trat; fo jegt bie dee der bürgerlichen 
und politifchen Freiheit! Hat aber damals bie 
europäifche Mnfchheit entfehieden durch bie Kir: 
chenverbefferung eine neue Kraft und einen hoͤhern | 
Umfhmung gewonnen; wie follte fie nicht gegens 
wärfig auch / durch die Siege des conftirutionellen 
Syſtems zu neuem jugendlichen Seben, zu freierm. 
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Fortſchritte in allem Großen und Guten, und 
zu einer Entwickelung und Reife fortgeführt wer⸗ 
den, Die zwar das Reactionsfyftem einige 
Zeit verfpäten, nie aber ganz aufhalten kann. 
Denn ein fechstaufendjähriger Zeuge, die Weltges 
fhichte, ſpricht dafür: daß das, wofür das menſch— 
liche Gefchlecht in einem gewiſſen Zeitalter reif ‚ge 
worden war, unaufhaltbar- fich verbreitete, fo wie, 
daß feine, neue “dee, die einmal ins öffentliche 
geben der Völker und Reiche eintrat, ganz wieder 
verdrängt werben Fonnte. Dies verfündige der 
‚noch beftehende Mofaismus; dies lehrt die befeli- 
gende Religion des Chriſtenthums; dies beftärige 
die Kirchenverbefferung in ihrem Grundfaße und 
nach ihren unermeßlichen Folgen! 
Gefchrieben am 31. März, 1820, 
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Mit dei Einwanderung und der Hereſcheft da Weſt 
gothen kam im fuͤnften chriſtlichen Jahrhunderte das 
kehns ſy ſtem nah Spanien; Als aber die, bereits 
ſeit 675 begonnenen, Verſuche der Araber, von Afrika 
aus in Spanien ſich feſtzuſetzen, in der Schlacht bei 
Zeres de la Frontera in Andaluſien (26. Jul. 711), 
über die Begruͤndung der arabiſchen Macht durch einzelne 
Khalifate und uͤber die Verbreitung der Lehren Maͤho⸗ 
meds in dem füblichen. Theile Spaniens entſchiedenz 
da warb das Befisthum der Weſtgothen bedeutend ges 
fihmälert, und zunaͤchſt auf: die nördlichen . der 
fhönen pyrendifchen Halbinfel beſchraͤnkt. 1 
Doch :allmählig gewannen wieder bie chriſtii ichen 
Koͤnige die Oberhand uͤber die Araber, ob es gleich bis 
4492 dauerte, bevor der letzte ſelbſtſtaͤndige mauriſche 
Staat in Spanien bezwungen und unterworfen ward, 
nachdem durch Ferdinands und JIſabellens Bermähling 
die beiden chriftlichen Hanptreiche, Kaſtilien und Aras 
gonien, vereinigt und dadurch im Kampfe gegen die 
. ber maurifchen Verrſ chaſt verſtaͤrkt worden 
4 
abe,, als in Kaſtilien, Hatte ſich in — 
nien eine ſtandiſche Verfaſſung und der dritte 
oriu⸗ Band. 4 


- 
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Stand zu hoͤhern Rechten, als in ben übrigen euros ⸗ 
päifchen Laͤndern, ausgebildet, wo bereits im Jahr 4116 
den Bürgern von Saragoffa Fhriftliche Privilegien 
ertheilt wurden; ein Beifpiel, wie viel damals die Fenz 
balariftofratie, um ber Araber willen, bier nachgeben 
- mußte. *) Schon vor der Mitte des zwölften Jahr⸗ 
hunderts erfchienen bafelbft Städtedeputirte auf ten 
Reichstagen; auch ift ed merkwürdig, daß es in Au⸗ 
gonien nie zwifchen dem Abel und dem britten Stande 
zum Kampfe kam. 

Doc: trat bereit in diefer Zeit ein Unterfchieb zwi⸗ 
fhen dem hohen und niedern Adel, — ben Baronaz 
und größern Länberbefigern, und den bloßen‘ Rittern 
und Adlichen —, auf den Reichöverfammlungen hervor, 
fo wie ſchon fruͤhzeitig zwölf große Barone als ein - 
bleibender Rath dem Könige zugeordnet waren. 

Mit weniger Eigenthuͤmlichkeit, ald die aragonis 
ſche, erfcheint die Faftilifche Staatöverfaffung im 
Mittelalter. Sie erhielt ihr Dafeyn erft um die Mitte 
bes dreizehnten Jahrhunderts. unter dem Könige Fer⸗ 
dinand 3. Dieſe langſame Ausbildung derſelben hatte 
eben ſo ihren Grund in den mehrmaligen Laͤnderthei⸗ 
lungen, wie in ber ſpaͤtern Entſtehung bes dritten 
Standes, welcher in Kaſtilien faſt zwei Jahrhunderte 
ſpaͤter (ums Jahr 1325) als in Aragonien, zur Reichs⸗ 
ſtandſchaft, und nie in Kaſtilien zu ſo großen Vor⸗ 
rechten, wie in Aragonien, gelangte. Außerdem be⸗ 
ſtanden vom Tode Alphons 411 (1350) an bis zur Vers 
mählung der Iſabelle von Gaftilien mit Ferdinand von: 
Aragonien fortdauernde Bewegungen; im Reiche Kaftis 
lien, welche theild in der Stelung der Barone gegen 


% Bergl. walk — der une d. citcop. Gtape 
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ben König, theild in den innern Reibungen der ariſto⸗ 
kratiſchen Parthei ihren Grund hatten. 1 
Mehr Ruhe und Ordnung kam ſeit der Vermaͤh⸗ 
lung. Ferdinands und. Jſabellals in beide Reihe; als 
kin die Einführung des Juſtizcollegiums der Hers 
manbdbab (1476), und der Inquiſition (1484), erft 
in Kaftilien, und dann auch in Xragonien, fo wie die 
Eroberung des Reihe Granada (1492) hatte bereits 
bie Beſchraͤnkung des großen politifchen Gewichts der 
Reichsſtaͤnde zur Folge. | —— 
Allein unter Karl 1. (Kaiſer Karl 5.) regte ſich 
„von neuem ber freie Geift der fpanifchen Reichöftände, 
Doc bald wußte feine Klugheit die allgemein verbreis 
tete Gaͤhrung perfönlich zu dämpfen, weil Geiftlichkeit, 
Adel und Städte ohnedies Fein gemeinfames Intereffe 
hatten; nur daß damals noch viel daran fehlte, daß 
Karl die großen Vorrechte der Reichöftände auf. einmal 
hätte vernichten koͤnnen. Auf mehrern Reichstagen ems 
pfand er ihren Widerftand und ihre Kraft, befonders 
in Hinſicht feiner fünf Kriege mit Franz 4. und Hein: 
tih 2. von Frankreich. Zn 
Selbſt unter dem befpotifchen und finftern Phi⸗ 
lipp 2., und deſſen Nachfolgern aus ber habsburgi⸗ 
ſchen Dynaſtie, behaupteten die Cortes fortdauernd ih⸗ 
ren Einfluß, hauptſaͤchlich in dem aragoniſchen Staaten⸗ 
ſyſtem. Doch verſchwand allmaͤhlig dieſe frühere Vers 
faſſung ſeit der Verpflanzung des bourboniſchen 
Haufes mit Philipp 5. (1701) auf ben fpanifchen 
Thron, welche einen A4jdhrigen Krieg ‚zur Folge hatte, 
in welchem fi) Aragonien unv Gatalonien für. Philipps 
Gegner, Karl von Deſtreich, erklärten. und deshalb, 
nad Philipps Behauptung auf dem Throne, ihrer 
großen Vorrechte beraubt wurden. Viel ‚mochte auf 
; 4 MR \ \ 
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dieſes allmählige Erloͤſchen der altfpanifchen Verfaffang 
das Beifpiel der: Bourbone in; Frankreich) einwirken, 
welche ebenfalls feit. 1626 Feinen Reichstag zuſammen⸗ 
berufen , fondern mit unumſchraͤnkter Gewalt — 
hatten. 


Unverkennbar ſank aber die ſpaniſche — bei 
biefer beabfichtigten Auflöfung. ihrer vormaligen. rechts 
lichen ſtaͤndiſchen Verfaſſung, ‚immer tiefer, theils in 
Hinficht der Kraft des Innern Staatölebeng, theild nach 
der Ankündigung Spaniens im europaͤiſchen Staatens 
ſyſteme. Die feit diefe Zeit an der Spitze ber Geſchaͤfte 
ſtehenden allmächtigen Premier: Minifter, konnten uns 
möglich durch ihren Willen das erfegen, was vormals 
die Geſammtkraft der gefeglich geftalteten- Repraͤſenta⸗ 


tion der Monarchie bewirkt hatte. Waͤhrend Aragonien, 


Catalonien und Valencia, als eroberte und bezwungne 
Provinzen, alle ihre fruͤhern Rechte perloren, ward 
unter Philipp 5., nur als Formalitaͤt, noch ein Reichs⸗ 
tag zur Anerkennung des neuen bourboniſchen Erbfol⸗ 
gegeſetzes gehalten; und blos Biscaja und Nayarra be⸗ 


“ . ⸗ 


heiten. ⸗ 


Erſt in neuern Zeiten find zwei Schriften erſchienen, 
welche die aͤltere Verfaſſung der ſpaniſchen Cortes 
gruͤndlich eroͤrterten und zuſammenhaͤngend entwidels 


ten, obgleich der Verfaffer der erften nicht ohne ge⸗ 


ſchichtliche Irrthuͤmer (3. B. dag in Spanien'nie Le⸗ 
ben beftanden hätten) fchrieb. Diefes Werk war von 
Franzesco Martinez; Marina: Theorie der Cor 
„tes, oder der großen Natiönalverfammlun- 
gen ber Königreihe Leon und Kaffilien, und 
erfchien in 3 Quartbänden im’ Jahre 1812, zum Theile 
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Spanien. 5 
als rine g eſchicht liche Apologie- ber am 19. März 
4642bekannt gemachten Conſtitution der Cortes. 
Eine zweite franzoͤſiſch geſchriebne Schrift, im Jahre 
4810 bekannt gemacht und ſpaͤter verbeſſert und er⸗ 
weitert, iſt: Geſchichteder Cortes in Spanien, 
yon M. Sempere, ehemaligem koͤnigl. Procurator 
bei der Kanzlei von, Grenada und Mitglied der Aka⸗— 
bemie der Geſchichte zu Madrid. : Eine Ueberfeßung 
dieſer gehaltuollen Hefchichtlichen Darftellung findet fich 
in den: eur op aͤiſchen Annalen, welhe im fech 
ſten Stuͤcke des Jahrganges 1816 (S. 338) anhebt, 
und durch mehrere Hefte dieſes und bes folgenden 
Jahrganges der genannten Zeitſchrift fortlaͤuft. — 

AN „Sp hatte die, Berfaffung der ſpaniſchen Cortes ger 
Aht bis Napoleon, nachdem er zu Bayonne am 
8. Mai 1808 den Koͤnig Karl von Spanien, und am 
40 Mai a808 auch deſſen Sohn, Ferdinand 7., das 
bingebracht hatte, ihren Rechten auf den ſpaniſchen 
Thron zu entſagen und ſie in feine Hände. nieberzules 
jan) es fuͤr gerathen fand, am 25. Mai 1808 eine 
Berfanmnlung ver ſpäniſchen Notablen nach Bas 
-ponne, zu, berufen, damit daſelbſt eine neue Verfaſ⸗ 
ſung für Spanien ‚begründet ‚werden folte, ‚In. einer 
Prorlamation an die Spanier erklärte er, daß es feine 
Abſicht· fey, ihre altgewordene Monarchie zu 
Vrnenern, und‘ daß er die Kröne Spaniens auf das 
Haupt eined andern Ichs fegen wollte. Ob nun gleich 
bereits feit dem Anfange des Maiſs der Volksaufftand 
in Spanien aufwogte; ſo erfhien doch, unter den Ein⸗ 

uͤſſen Mürats, des damaligen Großherzogs von Berg, 
ielcher.an der Spige der interimiftifchen Negierungsjuntg 
zu Madrid, ſtand , am „a3. Mai eine Bittſchrift dieſer 
Sunta und ber Stadt Madrid an ben Kaiſer, daß .er 
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ben. fpanifchrn Thron mit- einent’ Prinzen aus ſeiner 
erlauchten Familie befegen möchte, ‘worauf Napoleon 
am 6. July feinen Bruder, den bisherigen König Jo⸗ 
ſeph von Neapel, zum Könige von Spanien und In⸗ 
dien erklaͤrte, und ihm die Integritaͤt und Unabhaͤngig⸗ 
keit feiner Staaten in allen vier Erdtheilen garantirte, 
Noch zu. Bayonne erſchien, als Reſultat der da⸗ 
ſelbſt verſammelten ſpaniſchen Notablen, am 6. July 
1808 die neue Conſtitution Spaniend,nwelde 
zwar manche Eigenthuͤmlichkeiten der ſpaniſchen Nation 
beruͤckſichtigte, im Ganzen aber doch der vierten 
—— Conſtitution nachgebildet war. 


A) Conſtitution Joſephs Be vom 
6July 180o8s8s8. 


AIm Namen des allmaͤchtigen Gottes. Don Jo⸗ 
ſeph Napoleon, von Gottes Gnaden König von Spas 
nien und Indien. . Nachdem. wie die Mational s Junta 
vernommen haben, welche zu. Bayonne verfammlet war, 
auf Befehl unfers. wertheften und gelichteiten Bruders 
Napoleon, Kaijers der Franzofen, Königs von Italien, 


| Beſchuͤtzers des ıheinifhen Bundes ꝛc., haben wir ber 


ſchloſſen und befcyließen die gegenwärtigen Eonftitutionds 
Statuten, dab ſolche als ein Grundgefeg Unſerer 
Staaten und als Grundlage; des Vertra — der 
unſere Voͤlker an Uns und Uns an unfere Völker en 
det, vollzogen werde. 


1 


Erſter iten 
U Won der Religion. 
1. Die tkatholiſche, apoſtoliſche, römifhe Reli⸗ 
gion iſt in Spanien und in allen ſpaniſchen Beſitzun⸗ 
gen die Religion des — und “ un es 7 
keine andere erlaube un : 


Conſtit. Zofpke Rapale .6 Jul 1808. 7 
Bed — Nure h L swetter Titel, * * 
5... Won der. Baafeise aut Krone. 


2 2 E* Krone von | n. und, ‚Indien it. ablich 
in unſerer direkten, natur! und rechtmäßigen Nach⸗ 
kommenſchaft, von Mai u. Man, nad der Ordnung 
der Erſtgeburt. In elung unfrer - mannlichen, 
naturlichen und — Nachkommenſchaft fälle die 
Krone auf den Käifer’Mapoleon, Kälfer der Franzoſen, 
König von Stalien, Beſchuͤtzer des theiniſchen Bundes, 
und auf deſſen männliche, natürliche und techtmäßige 
oder adoptirte Erben und Nachkommen; "in Ermanges 
Kuno einer männlichen, natürlichen und rechtmaͤßigen oder 
adoptirten Nachfommenfchaft des Kaiferd Napoleon, auf, 
die maͤnnlichen, natürlichen und rechtmäßigen Erben des 
Prinzen Ludwig Napoleon, Königs von. Holland; in 
rinängelung der. männlichen; natürlichen und rechtmäßis 
sen Nachkommen des Prinzen Ludwig Rapoleon auf 
‚männlichen, natürlichen: und rechtmäßigen Machkom⸗ 
n des Prinzen Hieronymus Napoleon, Königs von 
Weftphalen, in deren Ermangelung. auf den dlteften Sohn, 
der zur Zeit des Abſterbens des legten Königs von der 
älteften feiner Töchter, die männlihe Kinder haben, bes 
reits gtboren war, umd auf deffen männliche, -natärliche 
und rechtmäßige- Nachkommenſchaft, und in dem Falle, 
daß der: letzte König: keine Töchter Hinterlaffen - follte, 
auf Denjenigen, den er dazu durch ‚fein Teftament, cuts 
order ‚unter feinen: nähen Verwandten „ıgder unter . 
Denjenigen, die er für die Würdigften, um Spanien 
regieren, haͤlt, befimmen wird. Dieſe Beftimmung 
den Cortes zur Beſtaͤtigung vorgelegt werden. 


3. Die Krone von Spanien und Indien kann nie 
mit einer anderen "Krone auf dem — 
Danpei vereinigt werden. : 

‘4. Zn allen Edicten, Gefegen, Vererdnungen fo@ 
Folgenet der Titel des Königs von Spanien feyn; 

Don .i „'.'von Gottes Gnaden und dülch die Conftis - | 

eution des. Staats König’ von Spanien und Indien. 


ı 





\ 
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5. Der König von Spanienskeiftet bei feiner Thron⸗ 
befteigung, oder wenn er die Volljährigkeit erreicht, auf 
das Evangelium dem ſpaniſchen Volke, in Gegenwart 
ber Eortes, des Senats, des Staatsraths und des Raths 
von Saftilien,, en Eid. "Der Minifter Stants sÖetres 
tär verfaßt ein Protocoll Aber Se Eidesleiftung. 


are 


„Ih. ihm te auf. die. — — Evangelien, ‚unfere 
» heilige — — zu re — 323 — und reſpectiren zu 
‚machen; ‚die Conſtitution zu beobachten ‚und beob⸗ 
achten; ma, n; die Ungetheiltheit und Unabhäns 
gigkeit paniens und. ſeiner Beſitzungen zu. bes 
haupten; die. individuelle, Freiheit und das Eigens 
4. tum. zu achten und achten zu machen, und einzig 
fuͤr das Intereſſe, das Glück und den Aicn der 
ſpaniſchen Rarion zu regieren.“ 
7. Die Voͤlker von Spanien und Indien leiten ben 
Eid in. folgenden Ausdruͤcken: 
„Ih ſchwoͤre Treue und Gehorſam dem Be , 
der Saupension und den Seſetzen. 8 


Dritter Titel. 
„Bon der, Regentfchaft. 


TB — iſt minderj vig, bis nach zuruckge⸗ 
legtem achtzehnten Jahre. Während: feiner Minderjaͤh⸗ 
rigkeit giobt 8 einen Regentem bes. Königreihe} 5 

9.Der Resent muß volle fünf‘ und | zwanzig Jahre 
—— mi \ 

0 Der Regent iſt, wen" ver vorige — unter 
ben Infanten, welche das durch den- vorhergehenden Are 
tikel feſtgeſetzte Alter haben, ernannt hat. - © .; | 

14: Ins Ermangelung: einer ‚Ernennung: dich den 
vorigen König, gehört die. Regentschaft dem: Prinzen, 
der, der, Erbfolge nad), der,entferntefie vom ee iſt, 
wenn er volle 25 Jahre hat. ; 

12. Wenn; wegen der ‚Minderjährigkeit. des vom 
Throne: nach dem Erſtgeburtsrechte entfernteſten Prins 
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zen, die Regentſchaft einem Prinzen in naͤherem Grade 
uͤbertragen iſt; ſo ſetzt der Regent, der die Verwaltung 
dieſer Würde angetreten hat, ſolche bis zurVolljaͤhrig⸗ 
keit des. Koͤnigs fort *F J 

3» 48. Der Regent iſt fuͤr die Handlungen ſeiner Ver⸗ 
waltung nicht perſoͤnlich verantwortlich. 
14. Ale Handlungen‘ der Regentſchaft werden im 
Namen: des minderjährigen Königs ausgefertige, Ä 
"45. Die jährliche Ausftattung des Regenten wird 
det vierte Theil der Dotätipnsrente der Krone ſeyn. 
416. Im Fall, daß der worhergehende. König keinen 
Regenten bezeichnet hätte, und ‚daß alle Prinzen mins 
derjährig wären, wird die Negentichaft durch die in eis 
nem Regentfhaftsrathe vereinigten fieben aͤlteſten 
Mitglieder des Senats ausgeübt. 

47. Alle Staatsangelegenheiten werden in einem fols 
hen Regentfhaftsrathe nach der Mebiheit der Stims 
men, entjchieden. Der Miniſter Staats-⸗Sekretaͤr führe 


das Protocol über die Berathſchlagungen. 
u 48 Die Regentfchaft giebt fein Recht über: die Per⸗ 


re 7 


ſon des minderjährigen Königs. ana: 

19. Die Auffiht uͤber den minderjährigen König if 
dem Prinzen, den der vorherige König dazu ernannt 
bat, und, in Ermangelung diefer Beftimmung, der Deutz 
ter „des, minderjährigen Königs anvertraut. | | 

20. Ein durch den vorhergehenden König aus fünf 
Senatoren euserlefener Bormundichaftsrath ift befonders 
mit der Auffiche über die Erziehung des jungen Königs 
beauftragt, und wird bei allen. wichtigen, auf deffen 
Perſon und Haus Bezug habenden, Gegenftänden zu Ra: 
the gezogen. Wenn der Vormundſchaftsrath von dem 
letzten Könige nicht ernannt iſt; fo fol derfelbe aus den 
fünf älteften Mitgliedern des Senats’ beftehen. In dem 
Falle aber, daß ein Megentfchaftsrach da wäre, follen 
diejenigen fünf Senatoren Mitglieder des Vormundſchafts— 
raths ſeyn, welche, nach ihrem Dienftalter, auf dieje: 
nigen fieben Senatoren folgen, aus welchen der Regent⸗ 
ſchaftsrath beſteht. 


— 
} 


0 7°: 75 Spanid ; 7 rd 
Vierter Titel, > 
Bon.der Ausfattung der Krone, . 


24. Die Palläfte zu Madrid, Esenrial, San Ilbe⸗ 

fonfo , Aränjuneg, el Prado und älle Übrigen, welche ges 
genmwärtig zu den Domänen.der Krone gehören, mit Eins 
Schluß der, Parks, Waldungen, Meiereien und des Eis 
genthums jeglicher Art, bleiben das Vermögen der.Krone, 
Die Einkünfte von diefen Gütern fließen in den Schatz 
der Krötte, und wenn fie fih nicht auf die — 
Summe von einer Million harten Piaſtern belaufen, ſo 
werden andere Güter als Domänen hinzugefügt, bis der 
Ertrag ſich auf die erwähnte Summe beläuft, 
22. Außerdem. bezahlt ‚der öffentliche Schag in den 
Schatz der Krone jährlih zwei Millionen harte 
Piafter, ynd zwar monathlih je ein Zwölftheil ders 
| 12,2 A SH 

23. Die Infanten von-Spanien, fobald fie ihr zwoͤlf⸗ 
tes Jahr erreicht haben, genießen einer jährlichen Apa⸗— 
nage, nämlich der Kronprinz von 200,000 harten Pias 
fern, jeder andere Infant 100,000, und jede Infantin 
50,000 harter Piafter. Dieſe Summen werden aus 
dem Öffentlihen Schatz in die Hände des General⸗Schatz⸗ 
meifterd der Krone übergeben. h RE 

24. Das Witthum der Königin iſt auf 400,000 Harte 
Piaſter gefegt und wird ans dem Kronſchatze bezahle. "" 

Fuͤnfcer Zitel. 

AuVon den Beamten ber Krone. 

25. Die, Krone hat ſechs Großbeamten, nämlich 
einen. GroßsAlmofenier, einen Großr Hofmeifter (ma- 
yor domo), einen GroßsKammerheren, einen .Großs 
Stallmeijter, einen Groß sSägermeifter, und einen Großs 
Eeremonienmeifter. | von ; 

‚26° Die Almofeniere, Ehrentaplane, Rammerherren, 
Ceremonienmeiſter, Stallmeifter , und Hofmeiſter (ma- 
yor domos) find Krönbeamten. -. ee 


— 
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Vom Staats; Miniferium. - — 


27. Es ſollen neun’ Miniftetien ſeyn, nämlich‘ 
ein Minifterium der Juſtiz, der geiftlihen Angelegen⸗ 
heiten... des; Innern, der Finanzen, des Kriegs, der 
Marine, von Indien und der allgemeinen, Polizei. Ä 

28 Ein Staatsfetrerät, * Miniſterrang hat, 
foll' alle Acten unterzeichnen. . 3 3500 „un. 
29. Wenn der König es für ” befindet; fo tann 
er das Miniſterium der geiſtlichen Angelegenheiten mit 
dem der Juſtiz, und das Minifterium des Innern mit 
dem der’ Polizei verbinde, 2: :.. 

30: Die Minifter nehmen den Rang unter 2) mg 
der Drdnung ihrer Ernenttung: ze 

"34. Die Miniſter find, jeder tn feinen — 
antheife, für die Vollzichu — Geſetze und 5 
vefehle ———— — 


—* er * 


Siebenter Zitel. Er ER . 
ei Vom Senat. 


32. Der Senat fol beſtehen a) ans den Yufanten 
von Pe, die ihr —I ahr erreicht haben; 
HR aus ? 4 Mitgliedern, ‚die der König aus den Minis 
ern * Gentral »Kapitänen , der Sees und Landars 
mer, den Botſchaftern, den Staatsraͤthen und den Mit⸗ 
güedern, des Raths von Caſtilien ernannt hat. a 

33. Keiner fann zum Senator ernannt: werden, der 
nicht, 40. Sabre zurückgelegt hat. . 

34- Die Sehatoren werden auf Lebenslang —— | 
Sie können. der Ausübung ihres Amtes nur durd ein, 
von: ‚competenten Gerichtshoͤfen und in ‚rechtsgültiger 
Form ausgefprochenes, eil entfegt werden. Ä 

35. Die gegenwärtigen Staatsräthe find Mitglieder 
des Senats; neue Ernennungen: in denfelben werden erft 
alsdann Statt haben, wenn er bis unter bie, im obi⸗ 





41 1 , 
ana: 3 


12 00: ul, Dee J n) 


sen 32. Artikel beſtimmte Zahl von 24 ſich vermindert 
haben wird. 

36. Der Präfident des Senats wird vom Könige 
ernannt vn aus: den : Senatoren. gewahlt: —* 
dauert ‚Ein dahr. u⸗ u ng 
37 Er-beruft den Senat anf einen Befeht des Koͤ⸗ 
nigs, oder auf Begehren einer der Commiſſionen, von 
welchen unten in den Artikeln 40 und 45 die⸗Rede 
feyn wird, oder eines Beamten des — —— 
Angelegenheiten duſammen. 

Brenn Fall einer, ſchon Sawaffnetin. Einpörung, 
oder auch, wenn.:innere.. Unruhen die Sicherheit des 
Staats bedrohen, kann den Selmtz,:auf. den Vorſchlag 
Bes: Königs die Herrſchaft des conſtitutionellen Statuts 
an beſtimmten Orten und oa: ‚ging, beſtimmte Bels iu 
pendire gleichfalls „-in dringenden 
eg 1 Birk r hlag —9 — an⸗ 
dere außerordentli ‘9 Ra [ — n/ we (de die: 
haltung der öffentlichen Sicherheit ei —* tönne: 


39. Es liegt dem Senate ob, uͤber die Erhaltung 
der individuellen und der Hreßfreident, ſobald 
letztere durch Geſetze eines ve ſeyn wird, zu wachen. 
Der Senat übt diefen feines Amts nach der durch 
die folgenden Attikel —— — und Weiſe aus. 

646. — Comthiſſton von fünf,’von dei Senat aus 
5 Mitte ernafinten, Mitgliebern nimmt, auf die 
Ihr, weh ron den Miniftern gemachte Mittheilung, Kenntntß 
von- den im ‚Folge des unten folgenden 134 Artikels 
— Verhaftungen, wenn die verhafteten Perſo⸗ 

HE vinnen einem Monathe vor Gericht geſtellt 
worden find. Dieſe Commiſſion heißt Sen atoriats 
Commiffionder individuchken ‚Froihieit..- 
4Alle· Perſonen die verhafter und: binnen einem 
"Monate nach ihrer Verhaftung nicht vor Gericht geſtellt 
worden find, koͤnnen inmittelbar ſelbſt/ oder. durcht ihre 
Verwandten oder Repraͤſentanten, im Wege der Peti⸗ 
tion, :anıı die, ——————— ion der ‚inbiviönellen 
‚$teiheit eh menden. ‘” 3 HIST , 
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A2Wenn die Commiſſton dafür halt, daß die über 
einen Monat nach der Arretirung gedauerte gefaͤngliche 
Haft nicht durch das Staatsintereſſe gerechtfertigt‘ wird; 
fo’ erſucht fie den Minifter, welcher die Arregirung' an⸗ 
geordnet hat, die‘ verhäftete Perfon in Freiheit zu feßen, 
der ſie der Verfügung des competenten Gerichts zu 
überlaffen.: m — ee EEE, 
43. Wenn’ diefes’ Erfuchrn dreimal innerhalb eines 
Monats Statt gehabt hat, ohne daß die verhaftete Ders 
fon in Freiheit geſetzt “oder den ordentlihen Gerichten 
übergeben woͤrden iſt; ſo trägt die Commiffion auf eine 
Verſammlung des Senats’ ar,’ der durch den: Präfidenz 
ten zufammenberufen wird, und wenn Urfach dazu vorz 
handen ift, folgende: Erklärung von ſich giebt. „Es find 
ftarte  Vermuthungen - vorhanden; daß N**willkuͤhr lich 
verhaftet iſt.“ Der Maͤſident uͤberbringt dem Könige 
die motivirte Berathſchlagung des Senats. u 
445 Dieſe Berathſchlagung wird, nach den Befehlen 
des Königs, durch eine aus den Sectionss Präfidentön 
des Staatsraths und aus fünf Mitgliedern des Raths 
von Laftilien beftchende. Commiffion: geprüft. 

45. Eine von dem Senat aus feiner Mitte ernannte 
Eommiffion von 5 Mitgliedern ‚ift beauftragt, über die 
Preßfreiheit zu wachen. Die Werke, die- Abonnes 
wmentsweile, und. periodifch erſchienen, gehören nit in 
den Wirkungstreis dieſer Commiffion , welhe Senatos 
tialsCommiffion der; Preßfreiheit heißt. 
46. Die Verfaffer, Drucker oder Buchhändler, wek. 
che Urſache zu Haben glauben, fi über Hinderniſſe zu 
beklagen, die man der Erfeheinung, oder dem Almlaufe 
eines Werks in den Weg gelegt hat, können unmittel⸗ 
bar, im Wege der Petition, an die Senatorials Comr 
miffion der Preßfreiheie fih wenden. N. 

47. Wenn die Commiffion glaubt, daß die’ Hinder⸗ 
niſſe nicht durch das Staatsintereffe gerechtfertigt wer⸗ 
den; ſo erfucht fie den Minifter, der den Befehl dazu 
gegeben Hat, denfelben zurädzunchmen. i 
468. Wenn dies Erſuchen dreimal innerhalb eines 
Monats Statt gehabt hat, und -die Hinderniſſe fortbe⸗ 
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ſtehen; ſo traͤgt die Commiſſion auf eine — 
des Senats an, der durch den Praͤſidenten zuſammen— 
berufen wird, und, wenn. Urſache dazu da ift, folgende 
Erklärung von ſich giebt; „Es find ſtarke Vermuchuns 

n vorhanden, daß die Preßfreiheit verlegt worden iſt.“ 
Der Praͤſident Überbringt dem Könige die motivirte Bes 
le des Senats. 

49. Diefe Berathſchlagung wird, auf den Befehl 
bes Koͤnigs, duch eine nach Maasgabe des 44. Arti⸗ 
kels zuſammengeſetzte Commiſſion gepruͤft. | 
50. "Die ‚Mitglieder der Senatoriais Commiffionen 
werden von ſechs zu ſechs Monaten zum Sten Theile 
— 

51. Die Verrichtungen, ſowohl der Verſammlungen 
* Ernennung der Deputirten der Provinzen, als der 
Municipalitaͤten zur Ernennung der Deputirten der Staͤd⸗ 
te, koͤnnen, wegen Verfaſſungswidrigkeit, nur von dem 
Senat, in einer auf Antrag des Königs gehaltenen Bes 
— fuͤr unguͤltig erklärt werden. 


Achter Zitel, 
Vom Staatsrathe. 


52. Es giebt einen Staatsrath unter dem Vor⸗ 

Be des Könige. Er beſteht aus wenigſtens dreißig und 

hftens fechzig Mitgliedern, und wird in 6 Secrionen 
eingetheilt, nemſich: Section der Juſtiz und der geiſtli⸗ 
chen Angelegenheiten, des Innern und der Generalpoli⸗ 
Bi der Finanzen, des Kriegs, des Seewefens, und ‚die 
indifche Section. 
"53. Der Keonprinz kann den Sisungen des Staats⸗ 
raths beiwohnen, wenn er das Alter vor 15 Jahren 
erreicht. hat. . 

54. Die Minifter und. der Präfidvent des Rache von 
Eaftilien find von Rechtswegen Mitglieder des Staatss 
raths; fie wohnen feinen’ Sißungen bei, gehören zu; kei⸗ 
ner Section, und werden bei der in dem, obigen Autel 
beſtimmten Anal nicht gerechnet. _ .: 
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55. Sechs Deputirte aus Indien find der indiſchen 
Section zugegeben mit confultativer Stimme und auf 
. gleihförmige Art,: wie hiernach der Art. 95. Titel 10% 
beftimmt. et 

56. Es ſollen bei dem Staatsrathe Requeten⸗Mei⸗ 
ſter, Auditoren und Conſulenten ſeyn. 

57. Die Entwürfe von Eivils und Criminal⸗-Ge⸗ 
fegen und die allgemeinen Staatsverwaltungs ; Anords 
nungen werden von dem Staatsrathe erwägen und abs 
58. Er erkennt Aber die Yurisdictions s Streitigkeiten 
age den verwaltenden und - richterlichen- Behörden, 

er flreitige Verwaltungsfachen,- und wenn Beamte der 

Staatsverwaltung vor Gericht gezogen werden follen. 
“ 59. Der Staatsrath in feiner Eigenfchaft hat nur 
sonfultative Stimme. . a un 
60. Wenn die königlichen Deerete über Gegenftände, 
die zu den Defnaniffen der. Eortes gehören, im Staatss 
rathe erdrtert worden find; fo haben fie Gefegestraft bis 
zur nächften Verfammlung der Corte. . 


Neunter Titel.  „. 
Bon den Cortes. er 
> 61:88 ſollen Cortes oder eine National⸗Ver⸗ 


Sammlung feyn, beftehehd aus 172 Mitghiedern, und 
abgerheilt in. drei Bänke, nämlich: die Bank der 


Geiftlihkeit, die Bank des Adel, die Bank 


des Volks. Die Bank der Geiftlichkeit bat ihren, 
Platz rechts des Thrones, die Bank des Adels links, 
die Bank des Volks gegenüber. 5 —— 

62. Die Bank der Geiſtlichk eit beſteht aus 25 
Erzbiſchoͤfen und Biſchoͤfen. | . 

63. Die Bank des Adels beftcht aus 25 Adelis 
Gen, welche Sranden der Eortes betitelt werden. 
64. Die Bank des Volks beſteht a) aus 62 Des 

„putirten der Provinzen, fowohl von Spanien als von 
Indien; b) aus 30 Deputisten dr, Haupt fkädte: c) 
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aus 131Kauf⸗ Handels: und Gewerbslchtem; d} 
aus 15: Deputirten der-Univer fitäten, Gelehrtem 
oder durch ihre perfönliches Verdienft in: den. Mifs 
fenfchaften oder in den Künften ausgezeichneten Männern; 
1.2.6352 Die: Erzbiſchoͤfe oder Bifchöfe, aus “denen die 
Bank der Geiſtlichkeit beſteht, werden durch“ einen mit 
dem großen. Staatsfiegel; gefiegelten Befiallungsbrief zum 
Mange der Mitglieder-der-Cortes erhoben. Sie können 
der Ausübung: ihres, Amtes nicht: anders als in. Folge 
eines von den rechtmaͤßigen Tribunafen und in den ges 
hoͤrigen Formen gefaͤllten Urtheilen beraubt werden... 
66. Die Adlichen mäffen,.um zum Range der Grans 
den erhoben zu werden, ein Einkommen von wenigſtens 
zwanzigtaufend Piaftern befigen, oder in Civil» und, Mir 
litaͤr⸗ Stellen lange und wichtige Dienfte geleiſtet haben. 
ie werden dur einen mit dem großen Staatsfiegel 
efiegelten Beftallungsbrief zum Range der Granden der 
Cortes erhoben, und koͤnnen der Ausübung ihres Amtes 
nicht anders als in Folge “eines von den rechtmaͤßigen 
Tribunalen und in den gehörigen Formen ‘gefüllten Urs 
theils beraubt werden. Bi 
67. Die Deputirten- der Provinzen von Spanien 
und den ‘anliegenden Inſeln werden von den Provinzen 
‚ernannt, fo daß Einer auf ungefähr 300,000 Einwohs 
ner kommt. Die Provinzen. werden zu dem Ende in 
Wahlbezirke,eingerheilt, welche die noͤthige Bevoͤl⸗ 
kerung ausmachen, um das Recht zur Wahl eines Des 
putirten zu haben. —* In} 
68. Die Verfammlung, die zur Wahl eines Depus 
tirten des Bezirks fchreitet, fol duch ein Geſetz der 
Eortes organifirt werden, und bis dahin befichemt. a) 
aus den Aelteſten der Bewohner jeder Gemeine, . die 
wenigftens 106 Einwohner hat, und wenn in dem Ber 
irk nicht 20 Gemeinden von diefer Bevölkerung find, 
eo werden die geringeren Bevoͤlkerungen vereinigt, um 
von 100 Einwohnern einen Wähler zu liefern, der uns 
ter den aͤlteſten Bewohhern jener der befagten Gemeins 
den durch das Loos gezogen wird; b) aus den aͤlteſten 
der Pfarrer in den Hauptgemeinden des Bezirks/ wel⸗ 
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einden af ‚die Art ‚bezeichnet. werden, daß die 
a liche Bl nicht, das Driftel der gan⸗ 


her, teen von den Verfammlungen Klin 


a re ya 
ie, Wa Iverfamml ngen dürfen nighe Anders 
CR. u als. auf J—— Einberufungss 
Ku a8. den" Dre und den’ ESS der Zufante 
‚ tb deh Bir —* des Fröffnens Ind des 
a der en ‚Sefkimme. en Präfidene 
vom Könige erätuf 7 a reed RT 
70. Die Wahl der Diputen der Provinzen ſoll 
es vernächft Art. 93: Sit. 10 angegebenen: "oefareife 
A word 
Bu > — der‘ 30 Hauptftädte werden von 
den Dhiticipa iron: jeder dieſer Staͤdte ernannt | 
72. Die Deputirten der Provinzen und der "Städte 
önnen Kur ünter" den EURER: ‚Don Seundgütern 
senähft werden. —— 196 is 
73. Die 15 Kaufz und‘ > anssteteiit? erden aus 
Den Mitgliedern Cder Mandelskammern und den reichſten 
and angefcehenftennKauflenter des ‚Königreichs: gewaͤhlte 
fie werden vom Koͤnige ernannt, nach einer⸗ non, jedem 
Handelsgericht, und. jeder Handelskammer gemachten Vor⸗ 
— * von 15 Individuen. Das ng 
elska —2 ich in jeder tadt, 
—V——— Vorſch — te zu machen. 
-,4 A Die Deputirten der- Univerfisäten; gelehrte und 
durchleihr ¶ perfönliches. Verdienſt in den Wiſſenſchaften 
von A den Kuͤnſten⸗ ausgezeichnete Männer „werden 
A ernannt, nach einer Lifte, a) von 15 
—A bie der Rath vön Kaſtilien, py von ans 
Kin die" jede der Univerfitäten. des Konigreichs bor⸗ 





chlaͤgt. 

786. Die Be des Volks wird für jede Seſſton ers 

3 jeuert. Ein ditglied der Volksbank kann fuͤr die haͤch⸗ 
e effion wieder gewaͤhlt merden;, aber. wenn iR, wei 

nach einander beigewohnt hat, kann ed. erſt 

ke if von drei Jahren neuerdinge sen _ ech 

Dritter Band. 





j Br — TREE: 
en ” “ * —* * > ..- nn. 
48 ed Spanlen. BUusa 5 I: 


6. Die Cortes — ſich auf eine von Ed 
nige verfügte Zuſammen berufung; fie "Können an 
ihm’ vertagt, prorogirt und 'aufgetöfet-iderden; fie werd 
wenigſtens aller drei Jahr. einmal verfammlet. ig 


77. Der. Praſt ident it Esites wird von DER, u 
nige ernannt. aus drei, Kand — Bi von * 
‚sed durch geheime Wahl Mid mit“ Abf outer € 
mehrheit gewahlt mo rden, gunlmanin, er 

78. Bei Eröffnung jeder Sefſwn —— > 
tes a) 3Kandidaten für; die Prdjidentenftelecb).2 Bir 
seprAibmten und 2; Sekretär )ı 4 Commiſſionen 
ren jede aus 5 Mitgliedern beftcht, naͤmlich die Sl 
‚Sion der Juſtiz, des Innern, dev, Finanzen und. fü 
bien, Dis der Präfident ernantıt ir ichrt MM 18 alteſte 
‚der ; anivejenden Mitglieder den Bor IB. 

! 79. ‚Die | Vicepräfidenten; “grfeßen. den Paßdenten 
im Fall der Abwefenheit und Sehinderac⸗ ‚und awar 
na der, Ordnuung ihrer Erneunung. 

80. Die Sitzungen der Kortes find: sit üffent 
Ho and. äbre:Befchläffe ‚werden nach: der abſoluten 
Mehrheit der einzelnen, entweder auf hamentlihen Auf - 






„412 


uf, oder * — Ban ag — 


gefaßt. ur s 2109,31] 

81. Die Weinagen und. Soft daren * 
bekannt gemacht Noc) gedruckt werden. Jede Bekannte - 
machung durch Druck oder: Anfchlag. von Seiten der 
Verſammlung der! Eortes, oder einds!ihter: Mitglieder, 
mid sale ie \anferhe Wendinig ahgdfeden: 2199 


ie 9. Das Sefeh "beimme von drei gahreu 
den Betrag ', t - jährlichen "Einnahmen EN — 
e Staats. Siefes a ol von den Rednern * 
taatsraths vor ‚die, Cortes zur Beradichiggung. 
Genehmigung Beh — — — oder buͤr⸗ 
gerlichen und peinlichen Gefetzbuche, als in har uflagez 
Syſtem und dem. unzweſen zu mach en erändes 
ruhen follen auf gleiche Weife vor die Corted Fl: Br 
rathſchlagung und Genehmigung gebracht werden * 
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getheilt werden. 


34. Die nach den gewoͤhnlichen Einnahmen und Aug: 
eingerichteten, und jedes Jahr durch den Druck 
ffentlich befannt gemachten Finanz: Rechnungen ‘wer! 
durch den Sinanzs Minifter den Cortes übergeben, wels 
che uͤber Misbräuhe, die ſich in der Adminifkratioh eine 
geſchlichen haben‘ mögen, die Vorſtellungen machen kon⸗ 
weh, welche fie fuͤr gut finden. re — 
85. Im Falle, daß. die. Cbrtes erhebliche „und, be⸗ 
gründete Klagen über, das Betragen eines Minifters' vor⸗ 
zubringen haben, wird die Adreffe, melde dieſe Klagen 
Ay die Auseinanderfegung ihrer Beweggruͤnde ‚enthält, 
wenn fie beſchloſſen ift,. durch eine Deputärion vor den 
Thron gebracht. Befagte Adreffe wird auf Befcht des 
Konigs von einer, aus ſieben Staatsraͤthen und ſechs 
Mitgliedern des Raths von Caſtilien beſtehenden, Com⸗ 
mifſton unterſucht. — ——— — 
6.Die vor die Cortes zur Berathſchlagung und 
Genehmigung gebrachten — Könige IM ' 
m der Formel: ‚mie Einverpä: dniß der & red, 
BiNd gemacht werden. — 
i — — SB re erın 
a a Behnter Ziteh 4 I FH TB I BT 
Bon den ſpaniſchen Koͤnigrefchen und Provin⸗ 
zen in America und Afien, ? mon 
> Amalia ER LOEEN ı 

7. Die fpanifhen Koͤnigreiche und Provinzen, in 
America und Afien ſollen die nämliden, Neshte, 
‚wie das Mutterland genießen... . . IE nu an 
88. Alle Arten von Kultur and Induſtrie fallen in 
‚gedachten Königreihen und Provinzen f rei fepn.., 


89. Der wechſelſeitige Handel eines Konigteichs oder 
einer Provinz mit einem oder. einer ‚andern, , und, aus 
gedachten Königreichen und Provinzen mit dem A fäer: 
lande iſt erlaubt, ee —— 5 


— 


2* 


“4 


eo . 


Pe, r Wu » N . - 
RT Spann, inch 


56. Es darf fein befonderes Ausfuhr⸗ oder Einfuhr: 
Privilegium nach gedachten Koͤnigreichen oder Provinzen 
“Share Anders +: ltlmad MB arme 26 
J g. Gedachte Königreiche und Provitzeh haben bei 
der Regierung beftandige Deputirre, die beauftragt 
ind, für ihr Intereſfe iu Torgen, und als ihre Reprä⸗ 
—2 Berfammlung der Cortes beizuwohnen. 


92. -Diefe-Deputirten ſind 22 an ber: Rah, naͤm⸗ 

lich Zfür Reu⸗Spanien, 2 für Peru, 2 für, das Kdr 
nigreih Granada, 2 für Buenos. Ayves, 2 für Die phis 
lippiniſchen Inſeln, 1.für ‚die Infel Tuba, 4 für die 
Sal Puerto⸗Rico, 4 für die ‚Provinz Venrzücla, 1 
für Carraccas, 4 für Quito, 4 fuͤr Chili, 1 für, Cuseo, 
4 für, Guatimala, 1 für Yucatan, 4 für Guadalarard, 
“4 für die wertlihen und 4 für die öftlichen -inheren Pros 
‚pünzen von NeusSpanien.. — 
93. Dieſe Deputirten werden von den. Municipali⸗ 
‚säten derjenigen; Gemeinden gewählt, welche, dazu von 
den Vice:Königen und General:Capitäns in ihren Amts: 
bezirfen beſtimmt ‚werden. Sie fünnen nur, aus den 
€ enthuͤmern liegender Gründe, die in den betreffenden 
G I en, ſind, gewaͤhlt werden. Jede Muni⸗ 
‘eipalität wählt einen Mann durch Stimmenmehrheit. 
Die Ernennungsacte wird dem Vice-Koͤnige oder Ger 
neral-Capitaͤn uͤberſchickt. Derjenige, für welchen fid) 
die Stimmen der größten Zahl "won Gemeinden vereiniz 


gen, iſtrzum Deputirten zu ‚ernennen, ‚Wenn, die Stim⸗ 
menjahf gleid 117 ſoll das Laos eutſcheiden. ” 

94. Diefe Abgeordneten. bekleiden i : Amt 8 Jahre 
art. iR Solten "ab er Pac —— hre SA 
folger noch nicht in Syah en angekommen Teyn; fo ſetzen 
fie ihre Amtsgefhäfte A" Depurirre ‘fo lange fort, bis 
ſie won andern abgelöfer werden. — 

‚95. Aus’ den Mitgliedern der Deyutation, der ſpa— 
nifchen Koͤnigreiche und Provinzen in America und Afien 
erlieſet der König 6 Deputittc, welche dem Staatsrathe, . 
und zwar der Abtheilung von Indien, bepgefügt werden. 
Sie haben ‚eine berathichlagende Stimme bet Allen Ans 


t 
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gelegenheiten, welche die ſpaniſchen Konigreiche und Pro⸗ 
dinzen ſowohl in America als in Aſien betreffen. 


Eilfter Titel. 2 
| Bon den Gerihtsgrduung... ... . 
96. Spanien und’ Indien "follen nad einem ein zi⸗ 


. 


gen EivifrGefegbuche regiert werden. 
97. Die Gerigte find unabhängig, 
98. Die Gerechtigkett wird im Namen des Könige 
durch Gerichte und Tribuͤnale, die von ihm’ eingefegt 
werden, verwaltet. Dem zu Folge find alle mit befons 
deren Befugniſſen verſehenen Tribunale, alle grund—⸗ 
Rh und beſondere Gerichtsbarkeiten 
— „7 nn RE N 
99. Die Richter werden vom Könige ernannt. 

400. Die Abfegung eines Richters kann nur nad 
vorhergegangener, durch den Präfidenten oder Generals 
Prorurator des Naths von Kaftilien cingereichter, Ans 
Hage Start haben. Die Berathſchlagung nebſt Grün 
den dieſes Raths muß dem Könige zur Beſtaͤtigung vor⸗ 
gelegt werden. — a J 
101. In der Gerichts:Drdnung ſollen eingeſetzt ſeyn: 
Friedensrichter, welche ein guͤtlich ausgleichendes Ge 
richt bilden; Gerichte erſter Anfang s” Appellitiond «Ger 
richtsſtellen; ein Caſſatlonshof Für das ganze Königreich, 
und endlich ein koͤnigliches Obergericht . — 
402. Jedes Urtheil, das in letzter Inſtanz gefaͤllet 
worden, wird vollkommen und gaͤnzlich vollzogen. Es 
kann vor keine andere Gerichtsſtelle gebracht werden; es 
ſey denn, daß. es von dem Caſſations⸗-Gericht als uns 
gültig vernichtet worden wäre. Peer u 


4105. Die Zahl der Gerichte erfter Anftanz foll nad 
den Beduͤrfniſſen der Devtlichkeit ‚beftimmt werben. Die 
Zahl der Appellations; Gerichte, die auf dem gefammten ‘ 
Umfange von Spanien. vertheilt find, ſoll wenigftens 9, 

und hödftens 45 ſeyn. Ka 


21 —— AUT IB 2. 4 57 —— 
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"4094. Der Rath; von Kaftilien verrichtet die Dienſte 
eines Caffations: Gerichts; er’ erkennt über Appellationen 
wegen Mißbräuhe in kirchlichen Angelegenheiten; er - 
erhält einen Präfidenten-und, Vices Präfidenten. Der 
Präfidene ift von Rechtswegen Mitglied des Staatsraths. 
105. Bei: dem Rathe von Kaſtilien mird ein koͤnig⸗ 
liher Procurator, und ſo viele Subftituten deſſelben, 
als er Ausfertigung der Gefhäfte nothwendig find, an⸗ 
geftellt. : —— Ehe 
: 106. Das peinlihe Gerichtsverfahren fol dffene 
lich feyn. Die Einführung des Verfahrens durch Ge⸗ 
ſchworne wird der erſten Verſanimlung der Cortes zut 
Berathſchlagung und Genehmigung vorgelegt werden. 
107. Gegen alle peinliche Urtheile kann das Rechts⸗ 
mittel der Caſſation ergriffen werden, und zwar bei.dem 
Nathe von Kaftilien für Spanien und die umberliegen: 
den. Inſeſn, und bei der CivilsSection der Prätorials 
Audienzen für Indien; zu dieſem Ende wird die Aus 
dieng als PrätorialsAudienz conſtituirt. | 
408, Ein föniglicher, hoher Gerichtshof hat bie be⸗ 
Fondere Erkenntniß über perfönlihe Verbrechen von Mit⸗ 
gliedern der föniglihen Familie, von Miniftern, Senas 
toren und Staatsraͤthen. ME 
198. Segen feine Befchläfe hat Fein Necurs an 
das Caſſations Gericht State; fie koͤnnen nicht vollzor 
gen werden, als had vorgängiger Unterzeihnung durd 
den König. "7 nr 
... 410. Der Oberhof: Gerichtshof befteht aus den 8 
Alteften "Senatoren, aus den 6 Sections + Präfidenten 
des Staatsraths, aus dem Präfidenten und den ziel 
Biere Präfidenten des Raths von Kaftilien. 
111. Ein auf Befehl des Königs den Cortes zur 
Berathfchlagung umd Genehmigung vorzulegendes Gefek 
wird den‘ weiteren Wirkungstreis und die Organifation - 
des Hohen. königlihen Gerichtshofes beſtimmen und- feine 
Thaͤtigkeit reguliren. — se 
112. Das Begnadigungsreht kommt dem Kb; 
nige allein zu, der es, nach Anhörung des Juſtiz ⸗Mi— 


—“— 
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niſters in einem, aus A Miniftern, zwei Senätoren, 
zivei Staatsräthen, wei Mitgliedern des Raths 
yon Kaſtilien beſtehenden, ru Rathe ausübt. 


Fuͤr das ganze, Königreih fol nur Ein Hans 
BR ba Statt Pa au Y 

144. In jeder großen Handelsſtadt foll- nur. Ein 
Dende ccenche und eine Handels Zunca ‚Sat gun 


gwoͤlfter Titel. 
Von der Verwaltung der Finanzen. 

115. Die Wales, die Juras und die Anleihen jeder 
Art, die feierlich anerkannt wörden, ſind deſinitiv als 
— conſtituirt. 

116. Die Zoͤlle im: Innern von einem Beyirte und 


seh. einer Provinz: des: Reichs in. die andereifind in . 


Spariien und Indien aufgehoben; die Bälle werden auf 
die ‚Sees und Landgrenzen verlegt. - | 
3 417. Das AuflagesSyftem folk im saugen. Königs 
reiche gleich ſeyn. 
118. Alle bis jetzt befanden: Privikegien 
für befondere Corporationen oder für. Prü 
vatsPerfonen find aufgehoben. Es wird. indefs 
Ten eine  Entfchädigung "für die Aufhebung. derjenigen 
Mrivilegien (die: der Jurisdiction ausgenommen). zuge 
ftanden, die mit Aufopferungen (Titulo oneroso) ers 
worben worden find. Dieſe Entſchaͤdigung wird inner⸗ 
halb eines Jahres durch eine, vom Koͤnige ausgegan⸗ 
gene, Verfügung regulirt werden. 
1149. Der öffentliche Schatz iſt von dem Kronfhag 
verfchieden und abgefondert. 
420: Der dffentlihe Schatz hat einen Senetaldieres 
tor, der jedes Jahr über Einnahme und Ausgabe nad 


den .berfchiedenen Rubriken Rechnung ablegt.. 


421. Der Gencrabdirector. deg- öffentlichen Schatzes 


wird von dem Koͤnige ernannt; er ſchwoͤrt in die Haͤnde 
des Königs, keine Verſchleuderung der oͤffentlichen Gel⸗ 


der zu — und feine. Auszahlung zu ‚geflatten, a 


24 
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in Gemaß eit der für die Ausgaben des Staats Statt 
schabten reditbewilligungen. 2 1 

492. Ein General Rechnungshof pruͤft und Be 
det definitiv Äber die Rechnungen aller Rechnungepflich⸗ 
tigen. 

123, Die Ernennung zu allen Aemtern gebührt! — 
Könige; oder “denjenigen, Staatsbehoͤrden, welchen 
durch Geſetze und Anorbnungen — iſt. 


u Be 
5 


*2 Dreizehnter Titel. eo N 
. | Allgemeine Verfügungen. | — 


124 & foll auf ewige Zeiten eine offenfive und dei 
fenfive Allianz zu Waffer und, zu Lande. zwifchen Frank⸗ 
reich und ‚Spanien beftehen; ein befonderer: Vertrag fol 
das Kontingent beftimmen, das: jede der beiden Mädhte 
zu Waſſer und zu Land im Fall eines Krieges ſtellt. 


95. Fremde; die dem’ Staate wichtige Dienfte leis 
fteten, oder durch Talente, Erfindungen und ‘Gewerbs 
fleiß nuͤtzlich werdeu können, ſo wie: aud). diejenigen, 
welche geoße : Erabliffements : errichten, oder. ſo vieles 
- Sandeigenthum erworben ‚haben, "daß fie Dafür Jährlich 
60 Piafter- an Abgaben, entrichten, können tin Soanien 
die Naturaliſation als; Bärgerserlangen. - | 

-+ Der König ertheilt: dies Recht auf einer Bericht des 
Dinifers des Inmern, nach: Anhörung: des. Staatsraths. 


496. Das Haus eineg” jeden Einwohners auf fpanis 
ſchem und indifhem Grühd und Boden ift ein unvers 
letzbares Aſyl: nur am Tage kann man daſſelbe bes 
treten, und, das Geſetz beftimmt die Urſachen, warum 

man Einlaß Begehren kann, oder au ein vonder öfr 
fentlichen Behoͤrde erlaſſener Befehl. 


127. Keine auf ſpaniſchem und indiſchem Grund 
und Boden wohnende Perfon ann verhafter werden, 
xs ſey denn, daß ſie mitten in der Begehung des Vers 
bt echens ertappt würde, oder daß eine seiegmäßige und 
Tpriftliche Drdre dazu vorhanden wäre. 


# 
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IS ein Verhafisbefehl volljogen werden; fo 
muß a) die Urſache der lWerhaftung darin foͤrmlich aus⸗ 
gedruͤckt und das Geſetz angegeben ſeyn, das fie verords 
net; b) muß er von einer Behoͤrde kommen, der das 
Geſetz förmlich dieſe Macht. gegeben hat; c) muß er 
der Perfon, die der. Gegenſtand deſſelben it, bekannt 
gemacht und ihr eine Abſchrift ‚eingehändigt erden. 
129. Kein ‚Kerkermeifter oder Gefangenwärter kann 
irgend eine Perfon aufnehmen, oder bei ſich behalten, 
wenn er nicht das VerhaftungssDecret in feine Regi— 
er eingetragen hat. - Dieſes muß ein in den, durch 
en vorigen Artikel vorgefchrichenen, Formen "gegebener 
Befehl, ‘oder eine Drdonnanz zur Gefangennehmung, 
Bder ein Anklage⸗Decret, oder, ein vichterlihes Urtheil 
fepn: % 3 | — FR re 

130: Er ift auch verpflichtet, ohne Widerfpruh, er 
mag: Befehl haben von wem er will, die Perfon, welche 
ſich bei ihm in Verhaft befindet, der Magiftratsperfon 
zu zeigen,‘ die mit der Polizei der Gefängniffe beaufs 
tragt ift, fo oft-diefe es verlange. ’ 2 
231, Den Berwandten und Freunden des Verhaftes 
Feten kaͤnn die Vorftellung des Gefangenen nicht verweis 
gert werden, wenn fie einen Erlaubnißfchein des Civil⸗ 
Beamten mitbringen: Nur ein befonderer, dem Kerkers 
meifter oder Gefangenwärter durch den Richter zugekom⸗ 
mener, Befehl kann das Geheimhalten des’ Gefangenen 
rechtfertigen. Ki, ' 


D ‘ # 


. 132, Alle diejenigen, die, durch das Geſetz nicht bes 
volmächrigg find, Verhaftungsbefehle zu erlaſſen, und 
dennoch irgend cin" Individuum verhaften oder verhaften 
laſſen, ferner alle diejenigen, welche, auch im Fall die 
Verhaftung gefesmäßig gefchehen ift, einen Gefangenen 


.. an einem nicht Öffentlih und gefepmäßig als Gefaͤngniß 


anerkannten Ort aufnehmen und aufbewahren, endlicd) 
alle- Kertermeifter und Gefangenwaͤrter, welche - gegen 
die Verfügungen der drei letzten Artikel handeln, mas 
en ſich des Verbrechens einer willführlihen Gefangens 
haltung fchuldig. . 


\ 


1X 
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493. Die. Folter iſt abgeſchaft; jede bei Verhaftun⸗ 
gen, und Executionen angewandte Strenge, wozu das 
Geſetz nicht befonderd autonifirt, iſt ein: Verbrechen, 


434. Gelangt es zur Kenntniß der Regierung, daf 
eine Verſchwoͤrung gegen den Staat im Werke iſt; ſo 
kann der Polizei⸗Miniſter Befehle ergchen laſſen, die 
Urheber oder Theilnehmer zu verhaften. 
Bs Alle gegenwaͤrtig beſtehenden Fidei /Commiſſe, 
Majorate oder Subſtitutionen auf Guͤter, welche weder 
. einzeln, noch durch die Vereinigung mehrerer Fidei Com⸗ 
mie, Majorate oder Subititutionen auf dem nämlihen 
Haupte jährlih 5000 Harte. Piafter eintragen, find abe 
geſchafft; nur dem gegenwärtigen Befiger kommen fie 
noch zu gut, in der Folge fallen fie in die Klaffe dee 
freien Güter zuräd, a — 


16. Jeder Beſitzer von Gütern, auf welchen ger 
genwaͤrtig FideisCommiffe, Majorate oder Subfkitutior 
nen haften, die jährlich mehr als 5000 harte Piafter 
- einbringen, kann, wenn er es für dienlich hält, verlans 
gen,. daß. diefe Güter frei gemacht werden möchten. 
Der König wird die dazu nöthige Erlaubniß fehriftlich 
ertheilen. — 


137. Jedes Fidei /Commiß, Majorat oder Subſtitu⸗ 
tion, die gegenwaͤrtig exiſtirt, und an und fuͤr ſich oder 
in Vereinigung mit mehreren anderen Fideis Commiffen, 
Majoraten oder Subftitutionen auf einem und demijels 
Sen Haupte ein jährliches Einkommen von mehr als 
20,000 hatten Piaftern giebt, Toll in ein Kapital’ vers 
‚wandelt werden, das die genannte Summe tein bervors 
bringen wird. Die Güter, welde noch über gedachtes 
Kapital, vorhanden find, fallen in die Klaffe der. freich 
Güter zuruͤck, und bleiben noch ferner im Beſitz des 
gegenwärtigen Eigenthuͤmers. 
1'138. Sa dem Zeitraum. eines jahres wird die Voll: 
siehung der in den drei, vorhergchenden Artikeln ‚enthals 
genen Einrichtungen durch cine koͤnigliche Verordnung 
regulire werden. in 


— 
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239. Es darf kein FideisCommiß, kein Majorat 
oder Subſtitution gemacht werden, es ſey denn, daß der 
König ſoiche wegen geleiſteter Dienſte und: um die den 
Familien ertheilten Würden zu erhalten, durch Patente 
Briefe bewilligg. In teinem Falle kann die jährliche 
Nente dieſet Fideis Commiſſe, Majorate oder Subftitus 
tionen .20,000 harte Piaſter — aber auch — | 
weniger als 5000 betragen. - 1. ' 


440. Die‘ verſchiedenen Grade und Staffen 
des gegenwärtig beſtehenden Adels ſollen mit 
ihren reſpeetiven Unterſcheidungen beibehalten wers 
en, ohne jedoch von den Öffentlichen Laften und Ver— 
bindlichkeiten zu befreien, und ohne daß es hinführo jes 
mals erforderlich feyn fol, zum Adel zu gehören, um 
zu einer weltlihen oder geiftllihen Stellebar - 
rufen zu werden, .oder um einem Grad in der Ars 
mee oder bei der Flotte zu erhalten. Geleiſtete Dienſte 
nnd Talente find die einzigen Gründe, um auf Bez 
—— Anſpruch machen zu koͤnnenn— 


441. Nur ein geborner oder naturaliſirter Spanier 
ein Civil⸗ oder seitlichen „None auf dem fpanifcher 
Gebiete erhalten. 


442. Die Dotationen der verfchiedenen Ritterorden 
muͤſſen von ihrer urſpruͤnglichen Beſtimmung nicht ges 
trennt werden, welche in Belohnung der dem Staate 

geleiſteten Dienſte beſteht. In keinem Fall ſoll eine 
und dieſelbe Perſon mehrere Commanderien beſitzen. 


443. Die gegenwaͤrtige Conſtitutionsurkunde ſoll nach 
und nach durch koͤnigliche Dekrete oder Edicte in Voll⸗ 
ziehung gebracht werden, jo daß alle Anordnungen ders 
ſelben vor dem 4. Januar 1813 vollzogen feyn muͤſſen. 


444. Die beſonderen Conſtitutionen der Provinzen 
von Navarra, Biscaya, Guipuscoa und Alava follen 
der erſten Verſammlung der Cortes vorgelegt werden, 
damit ſie in Betreff derſelben befchließe/ was fie für, 
das Intereſſe der gedachten Provinzen und fuͤr das der 
Nation am ngernefianften genen wird, 


F 
Bern ee ee. 


© 4452 Zwei Jahre nach Einführung: der Conſtitutions⸗ 
urkunde ſoll die Preßfreiheis:Statt- haben ‚..und,ein von 


den Cortes in Ueberlegung genommenes Geſetz ſoll fie 


organiſſſen... en Rt 

446. Zur Zeit der erften Verſammlung, welche auf 
das Jahr 4820: folgen wird, kann man, ‘auf Befehl 
des Königs, die: Zufäge, Modificationen oder Verbeſſe⸗ 
rungen, die man bei dem gegenwärtigen conftitutionellen 
Statut für,nöthig achten wird, pruͤfen und. darüber ber 
rathſchlagen. Das. gegenwärtige conſtitutionelle "Status 
foll in einer durch unferen. Minifter. Staats s Sekretär 
beölaubigten. Ausfertigung an den Rath von Kaſtilien 
und an-die Übrigen Raths- und Gerichtsſtellen uͤberge⸗ 
ben und in den gewöhnlichen, Formen proclamirt und 
bekannt gemacht werden. Er | 


Gegeben zu Bayonne, den 6 Jui. 1808; 
— Cunterz.) Joſephh. * 
Im Namen des Könige | | 
47. Cunterz.) der Miniſter Staats⸗Sekretaͤr: 
nn Maria Louis de Ur quijo. 
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Mechnet man. die willkuͤhr liche und gewaltſame Weile 


ab, wie Napoleon den Spaniern zu Bayonne feinen 


Bruder zum Könige aufdrang, und die bourbonifche 
Dynaſtie des Erbrecht auf. Spanien beraubte,: und 
betrachtet - man die neue Conſtitution Spaniens blos 
ald einen Staatövertrag' für fih und nad ihrer Lo⸗ 
calbeziehung auf Spanien; fo Fann man, im Ganzen 
genommen, dieſer Conſtitution ſeinen Beifall nicht vers 
ſagen. Sie ſchloß zwar jeden andern religidfen Kul⸗ 
tus, als. den der roͤmiſch-katholiſchen Religion, von 
Spanien aus; allein ſie gah der Nation ‚eine vepräs 
fentative Verfaſſung und einen conftitutionellen: Koͤ⸗ 


\ 
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nig mit beſchtaͤnkter Gewalt.Sie beſtimmte die 


Jahres einnahme deſſelben durch eine ſogenannte Civil⸗ 
Alſt e zum Theile auf Domamen, zum Zheilesaüf. Leis 
Nungen des Öffentlichen" Schatzes gegründet." Sie ſetz⸗ 
te nach den Hauptzweigen der: Verwaltungdie e ĩn⸗ 
Zelnen Minifteria Hund wie Verantw ortlichteit 
Min feſt; ſie nahm die zwei Hanptinflitute der 
vierten Framzöfifchen Conſtitutidn, den Senat und den 


Staatstarh auf und wollte in demnn Senate der 


ECEonſtitution ſelbſt die: Garantie ihrerDauer und das 
Mrincip ihrer fortſchraͤtenden Verbeſſerung und Bet: 
vollkonmmnunge· ee beſtimmte eihleyärößtetitheils 
auf Wahl beruhende, Ma tionalrtpriäfenretiom, 


wWeiche aber dadurch⸗ von der! frangöfiichen: Gönflitution 


wortheilhaft fich unterſchied daß in derſelbentine bie⸗ 
ſtimmt el Anza herou⸗ Hepräfentanten daus der Geiſt⸗ 
lichkelt, aus dem: Adel, sms > den -Stäbtem;dantsn dem 
Handels: und Gewerbsſtande undT aushben Gelehrten 
und um Wiſſenſchaften und Kuͤnſten werdienten Mär: 
nern feſtgeſetzt ward! fie oerhob die Koloniene zu igleichen 
Mechten der Vertretung mit dem Muttedlandeʒ ſie er⸗ 
hielt den aͤltern Namen Der Cortes umd iſtellte ſogar 
a Bekennung Ber Gronden von Spanien her, übe 
glelch durch das Innere Verhaͤltniß simirder feſtgeſetzten 
Zahl der einzelnen Natiomalräpräfentanten verhuͤtet ward, 


— 


daß die Geiſtlichkeit und der Adel einen tuͤberwegenden 3 


uinde machPheifigen Einflußinauf die Befchlidfeuer Gor- 
ted behaupten konnten; ſie begünftigte imiestimverkenn: 
War seihlesichteti, nt! dern Kahl von 1232 -Eottes;,) welche 


tzunaͤchſt atis" dem dritten Stan dengewaͤhlt werben . 


And die Rechte deſſelben vertreten ſollten jn bie: Erneue⸗ 
ung. Und’ Herſtellung des Anſehens und politiſchen Ge: 
wichts diese die Kultur amd Bluͤthe der Reiche 
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hoͤchſtwichtigen Standes; der bi dahin” im Spanlen 
gewaltfam-- zum fihtbaren Nachtheile bes Ganzen — 
zuruͤckgefetzt joorben war; ſie beſchraͤnkte, durch die 
Beſtimmungen in Hinſicht der- Wahlen, die vielen 
Mißbräuchez:melshe bei: allen unbedingten Volkswahlen 
mothwendig eintreten müffen,sund gab: die Wahl. der 
Mepraͤſentanten dev 30 ‚Städte, der. 15 Mepräfentans 
ten des Kawufmanns⸗ mb: Handels ſtandes, und der 15 
Stellvertreter des gelehrten Standes, in Haͤnde, bie. 
nabhaͤngig var. der allgemeinen. Vollswahlnblieben; 
ſie! ſicherte die. individuele und dier Preffreiheitg- Be 
ſprach die Ungbhängigkeit der, wichterlichen Gewalt, aus; 
‚fie organifitte « Friedens⸗ und Geſchwornegerichte und 
die: nöthigen: Inſtanzen für; die» Thaͤtigkeit seines zecht 
lichen Urtheils; fieihobialle Vorrechte ber privilegirten 
Kaſten ind alle Pattimsninlgeripgöharkeit: auf, und: vey⸗ 
wrbnetendie:wähkig gleiche Beſt euerung; ſie un⸗ 
swerfihie® zwiſchen dem: Öffentlichen und. Kronſchatze n and 
:fegte die Verwaltung des erſten:aſtz ſie ließ dem chis⸗ 
herigen Adel feine‘ perſoͤnlichen Vorʒuͤge andRechte, 
ah doch daraus einen beſondern Anſpruch auf den 
EStaatsbienſt abzuleiten; ſie garantirte die National⸗ 
ſchuld and die vorhandnen Staatspapiere. Nur daß 
die Verhandlungen der Cortes nicht oͤffentlicht ſeyn 
‚Tollten;, "und. daß die in Fraukreich und Italien beſte⸗ 
hende Majorats o rduung auch auf Spanien uͤberge⸗ 
tragen ward ſchien nicht ganz denn Endzwecke einer di⸗ 
beralen onſtitution zu entfpgehemn tina) Bi} 
+ Allein dieſe «Verfaflung!swar ‚den Spanlern verhaßt 
wegen Het, fremden Dynaſtie, Die ihr - vom, Napolean 
anfgedrungen worden war. Unterſtizt durch dig Heike 
tiſchen Herre bewaffnete ſich das ſpaniſche Volk,and 
machte dam Kaiſer Napoleon und; ſeinem Bruder, dem 


Spain 3 
Könige Sofeph, jede fpanifche Landſchaft fkreitig die 
nicht von franzoͤſiſchen Heeren befeßt war. Nur unter 
dem Schutze diefer Heere konnte fi)" Zofeph "einige 
Sahte auf’ dem ſchwankenden Throne "behauptens ob 
er gleich, bei dem abwechſelnden Gluͤcke des Krieges, 
einigemale die Hauptſtadt verlaſſen, und nach Jour⸗ 
dans Beſiegung durch Wellingkon bei Vittoria (21. 
(Sun. 1818); nach Frankreich" zurückkehren mußte, wo 
noch immer Ferdinand 7. zu Valencay — einem Gute 
des Fuͤrſten Talleyrand bewacht watdnonn union 
Re Fa Spanien nicht wiederz doch dalerte her 
Kampf der neu verſtaͤrkten· framoͤſiſchen Geere⸗ welche 
nium vom Marſchalle Soubtebefehligt wurden gegen 
Wellington, der an det Spitze der Britten! unb Spas 
nier ſtand, und den Krieg uͤber die Pyrötiden"ätf den 
franzoͤſiſchen Boden verfekte, bis zu! dein blutigen 
Gefechte bei Toulouſe (10. Apr. 1814); nach⸗ welchem 
zu beiden Heeren die Kunde von Napoleons eigenen 
Verluſten und von feiner Thronentſetzung durch den 
‚Senat Frankreichs gelangte," nn waam2 | 
icht ohne Umficht Arnd’ Kraft hatte waͤhrenb Se 
legten Jahre eine Regentſchaft in Spänien'die Res 
gierung in Ferd in ands 7. Nam en)ühd die Works 
bewaffnung, fo” tote den Kampf gegen Napoleon’ und 
Sofeph , nachdrudsvoll geleitet." Sie gab dent’ Reiche 
am 19. Mätz 1812 eine neue Berfaf fühg,' die ſot 
genannte Verfaſſung der CortesSie bewirkte 
die Anerkennumg dieſer Verfaſſung bei der Abſchließen 
ihres Buͤndniſſes mit dern Katfer Alexander Vvbn 
Rußland zu Weliki Luki 2o. July 1810.1GSie war 
es die, wegen ihrer Verbindung mit Großbritannien, 
den zwiſchen Napoleon und‘ Ferdinand 7. zu Valencap 
(13. Deu 4813) abgefchloffenen Vertrag Nach ver 
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Kerdingnb rauf gewiſſe eingegangene Bebingungen „als 
König. von Spanien. zurügkehren: follte — nicht anets 
Bannte ,  wiewohl: Napoleon-.fich entſchließen mußte⸗ 
Ferdinand den Siebenten .a]8..König..von;, Spanien, 
ohne ‚alle weitere Bedingungen. (15 März 1844); da⸗ 
hin, aus, Valencay ‚abreifen „zu; lafjen. 98 au 
b nu ‚gleich Die ‚fpanigchen Cortes (3. Febt. 1844) 
den Beſchluß gefaßt haften. daß Ferdinand 7. nach 
herr; Conſtitution vomn . Maͤrz 4812 den. Thronn be⸗ 
ſteigen, und nah dex Ablegung Dep Eides auf die⸗ 
Sekbe .;Aläyfrei,: und als vechtmaͤßiger Beherrſcher Spas 
zuiens, anerkannt werden ſoſlte; ſo verweilte qxrde 
wähzend.-des, ganzen, Monates Lpril zu Batenzig, ar 
Bea) 88:10h 2 Maͤrz zu hrong angekommen MAR, 
BAR 3 MON e er er „Megenfigaft zau,.Madtid {sine 
Ankunft auf; fpanifchem Boden, meldete, und wo. 
durch, den General Copans ‚ein, Schreiben, ber „Re 
gen haft gebſt ber von ihr befannt, gemachten Konſti— 
— —— ur et he, 153 * 
ergeblich blieben die wiederhohlten Einladungen 
der Negentfchaft,an den König ‚nach Valencia, daß er 
nach Madrid kommen moͤchte. Endlich erließ er G 
Mai 1844). von Valencia aus, eine ; Erklärung „worin 
er.die Schritte der Regentſchaft und der Cortes als um: 


7 *53 — > 
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gefetzlich perwarf; fig befepuldigtenhaß.die ibn Dez „Der: 
faft. bätten- berauben „wollen;: feinen Entihluß, auge 
forach, alles ſo wieder, herzuſtellen, wie es yor..her-Gin: 
führung der Neuerungen im Königeeig)e beſtanden «babe, 
amd zugleich ‚verfichente, baß, ex ſelb ſt dem, teiche, eine 
Berfaffung ‚geben ‚woher ;melhee Verſprechen gher 
bis jebt unerfüllt; geblieben; iſt. —.. Nach, ‚Liefer, Yufbe- 
bung, ‚der „ Couflitution ‚wom,.49. März. 1842; bejaht 


Zerbipanp „bein, „‚Öpuverngur, von Madrid, day Verd 
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fanmlungsort der Cortes militärifch zu umringen, die 
Cotes zu zerfireuen, und in der Nacht vom 10 — 11. 
Mi die wichtigften derfelben .in Kerker abzuführen. 
‚Bier Zage nach dieſer That hielt Grbiaan feinen Ein 
zug in Madrid, — 


Enthält nun gleich die nachftehende — der 
Cores manche. bedeutende Beſchraͤnkung der koͤniglichen 
Gevalt und eine zu weit ausgedehnte Macht der Cor⸗ 
tes, welche bei einer nochmaligen Reviſion diefer Cons 
ſtittion modificirt werden konnte; fo. bleibt doch dieſe 
Goftitution, als eine. eigenthümliche Pflanze des fpa= 
nifhen Bodens, ein merkwürbiges Actenſtuͤck der neue: 
fteı Zeitgeſchichte, und darf als eine, nur. auf furze Zeit 
‚jneinem wichtigen europdifchen Reiche geltende, Ver: 
feſung in der Reihe der übrigen bereit erlofchenen neues 
en Derfaflungen nicht fehlen... Wenn ed zweckmaͤßig 
war, daß dieſe Berfaflung befonderd die Inquifition 
nd die überwiegende Macht der Geiftlichfeit — bei ge: 
viſſenhafter Beibehaltung der Eatholifchen Religion — 
mf immer. innerhalb. der fpanifhen Monarchie vernich⸗ 
en ſollte; fo darf zugleich nicht vergeffen werben, daß 
sereitö im Sahre 1813 der päpftlihe Nuntius Gras 
yina fo ſtark gegen den Plan der Regentichaft in Hins 
ücht der Inquifition. fich erklärte, daß fie ihn aus Spa⸗ 
nien entfernte, „weil er bie erfien Grunbfäge bes Voͤl⸗ 
kerrechts mit Füßen getreten, die Grenzen feiner ‚polis 
tifhen Sendung überfchritten, und mehrere: Prälaten 
und Geifttiche zum Ungehorfame gegen: die Befehle. ber 
‚Regierung verkitet habe.“ Doch handeiten mehrere Geift: 
liche, und ‚namentlich die Bifchöffe: von Srenfe und 
"Dpviedo, in bemfelben Geifte, und. mirften noch vor 
Serdinands 7. Ankunft durch die —.. und die 
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Mönche auf die Stimmung. des Volks, um bem “ 
tern die NRegentfchaft verbächtig zu machen. | 

Demungeachtet ift, felbft nach der Aufhebung dir 
neuen Gonftitution und nach der Einkerferung der Eors 
tes, eine mächtige Partei in Spanien (die fogerann= 
ten Liberales im Gegenfage der Serviles) dem 
politiſchen Grundfage: einer repräfentativen Berffjung 
getreu geblieben, wie bie mehrmahld verfuchten Auf: 
ftände bewiefen haben, welche von Generalen gleitet 
wurden, die fih im Kampfe gegen die Sranzofen ade 
gezeichnet hatten, 

Diefe neue Gonftitution der Cortes ift, zujleich 
mit der prov,forifhen Conſtitution der er— 
einigten Provinzen von Südamerika, aus 
dem Spanifcpen uͤberſetzt, und begleitet mit hiſtorſch⸗ 
ftatiftifchen Einleitungen, (Leipzig, 1820, bei Bud 
haus, 1 Rthlr. 12 gl.) erfchienen. In diefer Uebr⸗ 
fegung gehen der Eonftitution drei intereffante Adr-fs 
«fen der Commiffion der Cortes an ben Ss 
nig voran; bie erfte, Cadix vom 44. Auguft 184, , 
welche die Rüdfichten auf die ältere fpanifche Ver 
fafjung enthält; die zweite, Cadix vom 6. Nov. 181, 
weiche die Organifation der gerichtlihen Gewalt aus 
ftelt; und die dritte, Cadix vom 24. Dec. 181, 
welche fich über das verbreitet, was ſich auf die innere 
Kegierung der Provinzen und Gantone, auf die Abges 
ben, bie bewaffnete Macht, den Volksunterricht, die 
Beobachtung der Eonftitution, und das Verfahren bei 
‚ etwanigen Veränderungen in berfelben bezieht. — Die 
Ausführlichkeit diefer Adreffen, welche in der Ueberſe⸗ 
gung 106 Seiten umfchließen, beweifen die vielfachen 
und umfichtigen Beratbfchlagungen, welche der Abfafz 
lung der Eonftitution felbft vorausgingen; doch find 


\ 
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fie mit mehr Breite gefchriebeit, als es einer zur Ge⸗ 
ſetzgebung berufenen Commiſſion geziemt. Selbſt die 
Conſtitution iſt, als Staatsvertrag, — auch abgeſehen 
von dem in ihr vorherrſchenden demokratiſchen Princip, 
und mehreren anderen Mängeln, — viel zu ausfuͤhr⸗ 
lich, und enthält eine Menge von Beilimmungen über 
Begenftände der Berwaltung, welde nad ihren 
Einzelnheiten nie in eine Verfaſſung, wohl aber in bes 
fondere organifhe Geſetze über biefe Zweige der 
Berwaltung, doch mit fteter Ruͤckſicht und Zuruͤckfuͤh⸗ 
zung der auögefprochenen Grundfäge auf die ai 
fung, gehören. 


B) Conftieution der Cortes vom 19. 
| März 1812. 


Wir Ferdinand VII von Gottes: Gnaden und 
kraft der Konftitution der fpanifhen Monarchie König 
von Spanien, und in feiner Abwefenheit und ruͤckſicht⸗ 
li feiner Sefangenfchaft, die von der außerordentlichen 
Generalverfanmlung der Eortes ernannte Regentſchaft 
des Reichs, thun Allen und Seden, die Gegenwärtiges 
‚Sehen oder hören, tund und zu wiffen, daß die — 
Cortes nachſtehende 


Politiſche Conſtitution der ſpani— 
ſchen Monarchie 


decretirt und ſanctionirt haben. 


Im Namen des allmaͤchtigen Gottes, Vaters, Soh⸗ 
nes und heiligen Geiſtes, des Urhebers und nen Ge⸗ 
ſetzgebers der menſchlichen Geſellſchaft. 

Die außerordentliche Generalverſammlung der Cortes 
der ſpaniſchen Nation, nach dem fie ſich nach der forgs 
fältigften Unterſuchung und reiflichſten ueber legung uͤber / 

'9* 
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zeugt hat / daß die alten Grundgeſetze dieſes Reichs hebft 
den Auf die feſte and dauerhafte Sicherſtellung der Voll⸗ 
ziehung derſelben abzweckenden Verfügungen und. Bors 
ſichtsmaasregeln, den großen Zweck, die Ruhe, das Gluͤck 
und den Wohlſtand der ganzen Nation zu befördern, 
nicht gehörig erfüllen koͤnnen, dectetirt nachftehende poliz 
tifche Conſtitution für die gute Regierung und gerechte 
Verwaltung des Staatd. an 
er . Erfter Zitel, | ———— 
Bon der ſpaniſchen Nation und den Spaniern. 
Erſter Abfchnitt. | 
Bon der fpanifhen Nation. 

1. Die fpanifhe Nation beftcht aus allen Spaniern 
beider Halbkugcinnnn. | 

2. Das ſpaniſche Volk ift frei und unabhängig, und 
it und kann nicht das Erbrheil irgend einer Familie 
noch irgend eines einzelnen Menfchen feyn. 
2. Die Souverainität wohnt ihrem Wefen nady im 
Wolke; chen. deshalb ſteht ihm ausschließlich das Recht 
zu, feine Grundgeſetze aufzuftellen. 

4. Das Volt iſt verpflichtet, die bürgerliche Freiheit, 
das Eigenthum und ‚die andern gefegmäßigen Rechte aller 
Individuen, aus welchen es beftcht, mittelſt weifer und 
gerechter Gefege zu erhalten und zu befchägen. 


Zweiter Abfohnitt. 
Bon. den Spaniern. 

5. Spanier find: — g 
a) Alle freie, aufıdem. Gebiete beider Spanien gebo— 

rene und anfäßige Männer und ihre Söhne. + 
b) Ausländer, die von dem Cortes Naturalifationss 
i Briefe erhalten Haben. 
©) Diejenigen, welche ohne dergleichen Natuvalifationss 
Briefe das in irgend einem Bezirke der Moͤnar⸗ 
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"hie: geſetzmaͤßig erlangte. Bürgerrecht t 

lang ausgeuͤbt Bet — 

qh Die Freigelaſſenen, ſobald fie ” Breißeit in "en 
"beiden Spanien erhalten, - 


"6. Väterlandsliche iſt eine der — Pflichten 
— Spaniers, * ſo wie Serechtigkeit and Wohl⸗ 
thaͤtigkeit. 2 

7. Jeder Shahiet if gehalten, der Eonftiturion treu 
zu feyn, den Gefegen zu gehorchen und die beſtehenden 
Behörden zu refpectiren. 

8. Jeder Spanier oͤhne Unterſchied iſt auch gehalten, 
im Verhaͤltniß feines Weriiögens, zu en — des 
Staats beizutragen. 

9. Eben fo iſt jeder ‚Spanier werpflichtet,. fr Der 
theidigung des Vaterlandes.die Waffen, — ‚wenn 

er durch bad a4 dazu nanfgeherbert Wird. A, 319 

j J 1262 ar: dh 
Zweit er Titel. 


Bon dem Gebiete beider Spanien, der Relis 
gion und Regierung derfelben "und von den 
Ipanitgen: —— OR .Er 


Erſter Artikel, rare 
"Von dem Gebiete beider Spanler, — 


410. Das ſpaniſche Gebiet umfaßt auf der Halbinſel 
und feinen umliegenden Ländern und Inſeln: Aragonien, 
rien, Altcaftilien, Neucaftilien, Eatalonien, Eordova, 
Eftremadura, Galizien, Granada, Jaen, Lou, Mölina, 
Murcia, Navarra, die baskifchen Provinzen, Sevilla und 
Valenzia, die baledrifhen und canarifchen Inſeln nebft 
den andern’ Befigungen in Afrika. "In Norbamerika: 
Neufpanien nebft NReugalizien und die Halbinſeln Jucatan, 
Guatemala, die innern oͤſtlichen und die innern weſtlichen 
Provinzen, die Inſel Cuba mit beiden Floridas, den fpa⸗ 
niſchen Theil der Inſel St; Domingo‘ und die Inſel 
ro nebſt den andern in der Nahe dieſer Inſeln 
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oder bes Continents in einem oder dein andern Meere 
gelegenen Sinjeln. In Südamerika: Neugranadaͤ, Bes 
nezuela,: Peru, Chili, die Provinzen des La⸗Plata⸗Stro⸗ 
mes und alle anliegende Infeln in der Südfee und im 
atlantiſchen Meere. In Afien : die philippinifchen. und 
die von der Regierung derfelben abhängigen Infeln,  _ 
41) Sobald als es die politische Lage des Volkes 
geftattet, ſoll eine paflendere Eintheilung des — 
Sebiets porgenommen werden. JF 


Zweiter Abfchnitt. | 
Bon der Religion 
42. — Religion des ſpaniſchen Volkes iſt und bleibt 
fai inner die vömifchstacholifh sapoffolifche, 
einzig wahre! Religion. Das Volt fhägt fie mittelſt 


weifer und gerechter Geſetze und unterfagt die ar 
Abung jeder andern. 


BERTE Dritter Abfchnitt. | 0 
— 5 non der Regierung... Nuss 

13. Der Zweck der: Kegierung ift-die Wohkfahrt des 
Volkes, da feine politifche Geſellſchaft ein anderes Ziel 
Hat, ald das Gluͤck der Individuen; woraus jie beſteht. 

14. Die, Regierung des fpanifchen Volkes iſt eine 
erbliche gemaͤßigte Monarchie. 

45. Die Cortes haben mit dem Könige ven 
eine‘ die gefengebende Gewalt: 
“46. Die Gewalt, die Geſetze in Aus ao ung His 
gen zu laffen, wohnt dem Könige dei, ve 

17. Die Gewalt, die, Geſetze in Civil⸗ und Erim⸗ 
nalſachen anzuwenden, ſteht den 2 das A ufger 
Helle Tribüneſen zu. er 


Dt er 


Bierter Abſchnitt. 
mr, Bon den ſpaniſchen Bürgern 
46. Bürger find die Spanier, welhe ihrem Water 


\ 
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and ihrer Mutter nach, aus dem fpanifhen Gebiete bei: 
der Halbkugeln ſtammen und in irgend einem Bezirke 
dieſes Gebiets anfäßig find. . .:...; 

19. Gleichfall a8 iſt Bürger derjenige, Ausländer, wel⸗ 
cher ae im Senuffe der Rechte eines Spaniers, von 
den. Cortes ein, beſonderes Baͤrgerdiplom erhalten hat. 

20. Dazu, daß ein Ausländer ein ſolches Diplom er? 
Bel n. kann, tft erforderlich, daß er mit einer Spanierin 
ver eirathet fey und irgend eine Erfindung, oder einen 
Ihäßbaren. Induſtrie zweig nach den beiden Spanien ver: 
Pflanze und in Gang gebracht, oder liegende Gründe ers 
kauft habe, wovon er cine direete Steuer bezahle, oder 

mit einem, nad dem Urtheile der Cortes hinlänglichen 
und anſehnlichen Capital ein Handelshaus errichtet, oder 
die Wohlfahrt und Vertheidigung des. Velte⸗ durch aus⸗ 
——— Dienſte befoͤrdert habe. 

217 Buͤrger ſind gleichfalls die vehtmäßigen Soͤhne 
ver in Spanien anfäßigen Fremden,/ wenn fie, auf fpanis 
ſchem Gebiet geboren, es nie ohne Erlaubniß der Regies 
rung verlaffen, fih nach erlangtem ein, und zwanzigſten 
Jahre in einer Stadt diefes Gebiers.niedergelaffen haben, 
um dafeldft ein nuͤtzliches Gewerbe, Geſchaͤft oder nuͤtz⸗ 
lichen Saure — zu betreiben. 

2) © panter anlangt, welche von irgend 
einer Seite ie afrifanifchen Urſprungs gelten und ges 
Halten werden; fo Löhnen fie durch Tugend umd Berdienft 
zum Bürgerrecht gelangen. Demzufolge werden die Cors 
tes denjenigen, die.dem Baterlande ausgezeichnete Dienfte 
erwiefen ‚Haben, oder denen, die. ſich durch ihre Talente, 
ihr: Beftteben und ihr‘ Betragen : auszeichnen, Bärgerdis 
plome ertheilen, unter der Bedingung jedoch, daß fie 
aus rehtmäßiger Ehe, von: freien Wätern erzeugt, mit 
einer freien Fran verheivather und auf, fpanifdhem Ges 
biete wohnhaft find und dafeldft irgend ein Gewerbe, 
Geſchaͤft oder nuͤtzlichen Induſtrie zweig mit einem hinrei⸗ 
henden Capital beticiben. 

23) Blos diejenigen, die Bürger find, koͤnnen Mus 
nieipalämter erhalten; und in den: dutch das Geſet be⸗ 
ſtimmten Faͤllen Männer. dazu, ernennen. 
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24) Die Oignfanie: eines gpauſchen — se 
verloren: 
a) Darch atural ſation im Auelande — 
) Wenn ran’ fi ‚von einer andern Regierung‘ ans 
ſtellen laͤßt. 
* Durch einen Wlheileſpeuch Wohl eine lorpet⸗ 
liche und entehrende Strafe zuerkannt wird, wenn 
man nicht die Wiedereinſetzung in den vorigen 
* Stand. erlangt. 
.d) Durch einen, ohne Auftrag oder Erlaubniß der 
Regierung, fuͤnf Jahre lang fortgeſetzten Aufent⸗ 
halt außerhalb des ſpaniſchen Gebietes. | 
2. Die Ausübung des Bürgerrechte wird ſuspendiri 
+2) Kraft eines richterlichen Verbots wegen phoyſiſcher 
oder moraliſcher Unfaͤhigkeit. 


6) Wenn man ein inſolventer Schuldner oder Squld⸗ 
ner der Staatskaſſe (dendor ä : Gostandaden. Pu 
blicos) iſt. ; 


' ce) Bent man’ für vLohn dient. | 
“ d) Wenn man fein Geſchaͤft oder Handwerk Bat, und 
nicht bekannt ift, wovon man ſich nähert. 
) Wenn ‚man in einen Kriminalprozeß verwickelt iſt 
) Vom Jahre· 4830 an müffen. diejenigen, welche 
zum erſtenmale die Ausuͤbung des Vvaigerrechis 
antreten, leſen und ſchreiben koͤnnen. 
26) Das Buͤrgerrecht kann einzig und allein aus den 
in den beiden vorhergehenden Artikein erwaͤhnten Gruͤnden 
YORE. oder; — — und un — — 


non den Eortek j 


Eifer Abſchuitt. 


Von der Art und Weife, wie die 
Gorers sebildbet-werden.n- 


27. Die Eoriks find die Vereinigung aller, auf die 


4 
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unten angegebene Weife von den Bürgern ernannten De; 
putirten, welche das Volk repräjentiren. 


28. Die Bafis für die Nationalrepräfentation ift für 
beide Halbkugeln die nämliche. 

29. Diefe Baſis ift die Bevölkerung, welche aus 
den Eingebotnen befteht, die von Vater und Mutter ber 
von ſpaniſchem Gebiere herftammen; ferner aus denen, 
welche von den Cortes ein Birgerdiplom erhalten haben, 
fo wie aus denen, die im Arrikel 21. angegeben find. 


30: Zur Berechnung der’ Bevölkerung des [panifchen 
Gebiets in Europa wird man ſich der’ legten Zahlung 
vom Jahr 4797 bedienen, bis man eine neue wird vers 
anftalten koͤnnen, ‚und eine, entiprehende Zählung fol 
. auch zur Berechnung der Spanier, die in den überfeeiz 
fhen Ländern wohnen, vorgenommen, unterdeffen aber 
die Zählungen benugt werden, die unter den zulekt ans 
geftellten, die authentifchiten find. jr 

31. Für jede. 70,000 Seelen der aus den im 
Artikel 29. angegebnen Individuen beftchenden Be; 
völferung erſcheint cin Deputirter bei den 
Eortes. | * | 


bloss 


2% 
überfteigt die Mehizahl äber nicht 35,000, To ſou fik 
nicht getehner werden. — 
33. Wenn ſich in irgend einer Provinz die Bert: 
ferung nicht auf 70,000 Seelen beläuft, aber auch nicht 
unter 60,000 beträgt: fo fol cin Deputirter für fie ers 
nannte werden. Belänfe fi aber die Bevolkerung nicht 
fo hoch; fo fol diefe Provinz mit der zunaͤchſt gelegneh 
zufammen’ treten, um die zur Ernennung eines Deputirs 
ten erforderliche Zahl wol zu machen, Eine Ausnahme 
von dieſer Regel macht die Inſel St. Domingo, die 
einen Depurirsenü ernennen foll, ungeachtet die Bevoͤlle⸗ 

rung: derfelben jene Zahl nicht erreicht. m, Ze 


Seelen ergiebt; fo foll ein Deputirter mehr aaa 


42 sr, Spanien, | 


Don nn 8weiter⸗Abſchnitt. — 


Bon der Ernennung der Deputirs 
e ten zu den Corte. 


34. Um die Deputivten zu den Cortes zu wählen, 
folen Wahlver ſammlungen nad den Kirchſpielen, 
Diſtricten und Provinzen gehalten werden. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon den Kirchſpiel-Wahlverſamm— 
ar Jungen. Ä r 


35. Die Kichfpiel : Wahlverfammlungen (Juntas 
electorales de parroquia) follen aus ‘allen, auf dent 
Gebiete des betreffenden Krichſpiels wohnhaften und ans 
fäßigen Bürgern bejtchen, worin die’ fAcularijirten Geiſt⸗ 
lidyen mit inbegriffen find. ! , | * 

- 36, Dieſe Wahlverſammlungen werden auf der Halb⸗ 
infel und’ den anliegenden Inſeln und Befigungen jederz 
zeit am crften Sonntage des Octobers in dem ‘Jahre 
dor demjenigen, wo die Cortes zuſammentreten, gehal⸗ 
ten werden. en re 
417. In den Aberfeeifhen Provinzen werden fie am 
erften Sonntage des December » Monats, funfjehn Mor 
nate vor Verſammlung det Cortes, auf eine, an fie ſo⸗ 
wohl als an jene, von Seiten der Tribundle (justzcias) 


* 


etgangene, Nachricht gehalten werden. ee 
38. In den Kirchfpielverfammlungen fol auf jede 
200 Einwohner ein Kirchſpiel⸗ Wahlherr, ernannt werden. 
+: 39. Wenn die, Zahl, der Einwohner, des Kirchſpiels 
mehr, als, 360, ‚jedoch nicht vole.400 betraͤgt; fo ſollen 
zwei Wahlheren ernannt werden; wenn fie mehr als 500, 
jedoch nicht volle 600. beträgt, To Sollen drei ernannt 
werden, und fo immer. fort. BETT E 

406 Sn den Kiychfpielen, wo die Zahl der Einwoh: 
ner ſich nicht auf 200 beläuft, foll, im. Hall deren 150 
find, ‚ein Wahlherr ernannt werden; in jenem aber, wo 
ſich diefe Zahl nicht vorfindet, follen die Einwohner mit 
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denen eines benachbarten Kirchfpiels zuſammentteten, um 
den oder die auf fie fallenden Wahlheren zu ernennen. 

= 41. Die KirchſpielsVerſammlung fol: mit Stim⸗ 
menmehrheit 41 Commiffäre (compromissarios)' währ 
Ich, welche den Kirchſpiels ⸗Wahlherrn ernennen. 

42., Wenn bei einer Kirchſpiel⸗Verſammlung zwei 
KichipielsWahlherren zu ernennen find; ſo Tollen 24 
Kommiffäre und wenn drei zu ernennen find, 31. ernannt 
werden; doch foll in keinem Falle, zur Vermeidung von 
Verwirrung, die Zahl der Kommifläre diefe legtere übers 
fteigen. IELEST | ch 

43.. Zur größern Bequemlichkeit Kleiner Flecken iſt 
feftgefest, daB ein Kirchſpiel, welches 20 Einwohner ents 
Hält, einen Abgeordneten wählen ſoll; ein Kirchſpiel von 
30 bis 40 Einwohnern zwei, eins von 50 bis 60 drei, 
und fo fort. Die Kirchfpiele, welhe unter- 26 Einwoh⸗ 
ner haben, follen mit den zutiächit gelegenen. zuſammen⸗ 
treten, um den. Commiſſaͤr zu ernennen.. 

44. Die dergeſtalt ernannten Commiſſaͤre kleiner Fle⸗ 
den (poblaciones pequeénas) ſollen in der zunaͤchſt dies 
genden Gemeinde (puebto) zuſammenkommen und, wenn 
fie’ 14 oder wenigſtens HH Mitglieder ſtark find, einen 
Kicchfpieh; Wahlheriin ernennen; sim: Fallihre Baht 21 
Dder wenigitens 17betraͤgt, ſoll fie deven“2 „und wen 
ihrer 34: vder wenigſtens 25 beiſammen ſind, 5 oder die 
entſprechende Zahl ernennen. BES Hei 

"An zum Kiechſpiel / Wahlherrn ernannt zu wers 
den, muß man Bürger, ein’ und zwanzig Jahr alt und 
in dem Kirchſpiel wohnhaft und anſaͤßig ſeyn . 

46. In den Kirchſpiel⸗Verſammlungen fol der Cor⸗ 
regidor, Alcalde oder Richter der Stadt, des Fleckens, 
oder Dorfs Cciudad, 'villä} aeay, we ſie zuſammen⸗ 
kommen, den Vorſitz führen, und um dem⸗ Acte mehr Feier⸗ 
lichkeit zu geben, auch der Pfarrer des Kirchſpiels dabei 
zugegen ſeyn. Und wenn an eittemumdnchen demſelben 
Orte, wegen der Zahl der darin befindlichen Kirchſpiele 
2 oder mehrere Verſammlungen gehalten werden; ſo ſoll 
in der einen der Corregidor oder Aſcalde und in den 
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übrigen: die nach dem Looſe beſtimmten Regidores den 
Votſitz fuͤhren. BEREIT Y HR TER 1“ 
+ 47. Wenn die Zeit der Verfammiung, welche in. den 
Gemeindehäufern (dasas consistoriales) oder an dem 
Orte, mo es fonft: gebräuchlich ;üft, gehalten wird, .da di, 
und die Bürger, welche daran Theil nehmen, beilams 
men find; fo follen fie ſich mie ihrem Praſidenten ak 
Kirche des Kirchſpiels verfügen, Wo der Pfarrer eine 
Heilige-Geiffmeffe leſen, und dann eine für die Umſtaͤnde 
paffende Rede Halten wird, , , 1... un a 
48. Nach der Meffe werden fie fih an den Ort, 
woher ſie gekom ER hear und -die ‚Vers 
ſanimlung wird ‚ihre Arbeit Paul ihnen, daß fie — 
Alles bei offenen Thuͤren ‚aus, den anweſenden Bürs 
gern, zwei Wahlzeugen Ceäczndadores), und ‚einen, Se⸗ 
kretaͤr waͤhlt. iR. 3 j N* 0? am 
149, Hierauf ſoll der Praͤſident fragen, ob. irgend cin 
Bürger eine Klage wegen: Beſtechung und. Verführung, 
am. Jemarden zur Wahl zu bringen, vorzutragen habe, 
und: wenn cine angebracht. wird, ‚fo muß ſich ber ‚Be 
klagte in. derfelben Verſammlung Öffentlich. und. muͤndlich 
rechtfertigen. Iſt die Befchuldigung gegründet; fo ver 
lieren diejenigen, ‚die das Vergehen. begangen, ihre active 
umd paffive Stimme.’ : Die naͤmliche , Strafe trifft Di 
Verleumder, und von dieſem Urtheile findet keine. Appe 
dation ftatt.. ra IE 
50 Wenn unter den Anweſenden Zweifel cntftchen, 
ob einer von den. Wahlherren die zum Votiren erforder⸗ 
lichen Eigenſchaften befige;: ſo ſoll die Verſammiung ſo⸗ 
gleich nach Gutduͤnken entſcheiden, und was ſie entſchei— 
der, ſoll ohne weitere. Appellation ‚für dießmal und. blos 
zudem Ende in, Vollziehung gebracht werden. 
"5 Es wird ſogleich zur Ernennung der Commifläre 
‚gefchritten. * Zu diefem Ende wird. jeder Bürger ſo viel 
Perſonen beftimmen; als Commiſſaͤre feyn ſollen, indem 
er fih:zu dem Tifche verfuͤgt, am welchem der Praͤſi⸗ 
dent, die Wahlzeugen und Sekretaͤrs ſitzen, und ‚in. ih⸗ 
ver Gegenwart die Namen derſelben auf eine Lifte ſchreibt. 


[3 


’ 
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Meder hierbei, noch bei irgend einer andern Wahl kann 
der Bürger, bei Strafe, fein Stimmrecht zu verlieven, 
fich felbft die Stimme,geben.. — 

52. Iſt dieſes geſchehen; ſo eröffnen der Praͤſident, 
bie Wahlzeugen und der Sekretaͤr die Liſten, und. legtes 
ver macht. mit lauter Stimme die Namen derjenigen Bürs 
ger bekannt, welche durch die Mehrheit der Stimmen 
zu Sommiffarien erwähle worden find. 


53. Die erttannten Commiſſaͤre begeben fich vor Aufr 


Idfung der Verfammlung an einen abgeſonderten Ort, | 


beſprechen ſich unter. einander und fehreiten zur Ernen⸗ 
nung des oder der Wahlherren des Kicchfpiels, und ders 
jenige. oder „diejenigen, ‚welche mehr als die Hälfte der 
Stimmen für fih haben, find die erwählten.. . Diefe 
Ernennung wird hierauf der Verſammlung öffentlich 
fund gethan. Ä 


54. Der Sekretär fertige den Beſchluß aus, welchen 
er, der Präfidene und die Commiſſarien unterfchreiben. 
Eine gleihfals von ihnen unterzeichnete Abſchrift deſſel⸗ 
ben. wird. auch den erwählten Perfonen eingehändigt, um 
ihre Ernennung darthun zu können. 


55. Kein Buͤrger ſoll ſich aus irgend einem Beweg⸗ | 


grunde und Borwande, oder mittelft irgend einer Ents 


ſchuldigung diefen Pflichten entziehen koͤnnen. 


56. Kein Bürger fol mit Waffen in der Kirchſpiels⸗ 
Berfammlung erfcheinen. 

57. Iſt die Ernennung der Wahlherren. entfhieden 
and bekannt gemacht; fo geht die Verſammlung fogleich 
ans einander, und jede Verhandlung, worauf fie ſich 
einließe, würde null und nichtig feyn. . 


58: Die Bürger, welche die Verfammlung gebildet 
haben, ‚verfügen fih in die Pfarrkiche, wo ein feierli- 
hes Te Deum gefungen wird, und. der oder die Wahls 
herzen gehen bei diefer Gelegenheit zwifchen dem Praͤſi⸗ 
denten, deu Wahlgengen und dem Sekretär. 


“ 
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Vierter Abſchnitt. 


Bon den Bezirtss Wahlverfamms 
lungen. (Juntas electorales - | 
de ‚partido.) | 


59, Die Bezirks: Wahlverfammlungen beftehen aus 
ben Wahlherren der Kirchipiele, die fih im Hauptorte 
eines jeden Bezirks verfammeln, um den oder die Wahls 
herren zu ernennen, welche ſich hach der Hauptſtadt der 
Provinz begeben mäffen, um dafeldft die Abgeordneten 
zu den Cortes zu erwählen. 5? 


60. Diefe Wahlverfammlungen werden auf der Halb⸗ 
infel und den benachbarten Injeln und Befigungen jeders 
zeit am erjten Sonntage des November : Monats, des 
Sahres vor dem, in welchem die Cortes gehalten wers 
den follen, ſtatt finden. 

61. In den überfeeifhen Prodinzen follen fie am 
erften Sonntage des Januars Monats gehalten werden, 
welcher auf den December folgt, in weldhem die Kirche 
Spiels ; Verſammlungen flatt gefunden haben. | 


62. Um zu erfahren, wie. viel Wahlheren jeder Bes 
zirk zu ernennen hat, wird man folgende Regeln beob⸗ 
achten. 

63. Die Zahl der Bezirko⸗Wahlherren ſoll dreimal 
ſtaͤrker feyn, als die der zu waͤhlenden Deputirten. 


64. Wenn die Anzahl der Provinzialbezirte (parti- 
“ dos de la provincia) größer ift, als die der Wahls 
—— welche dem vorhergehenden Artikel zufolge zur 

mennung der entſprechenden Deputirten erforderlich iſt, 
ſo ſoll deſſen ungeachtet in jedem Bezirke ein Wahlherr 
ernannt werden. 


65. Wenn die Anzahl der Bezirke geringer iſt, als 
die der zu ernennenden Wahlherren; fo fol jeder Ber 
zirk einen oder zwei oder mehrere ernennen, bis die ers 
forderlihe Zahl voll ift; fehlt noch ein Wahlherr, fo 
wird er von dem volfreichiten Bezirke erwaͤhlt, und 
mangelt dann noch einer, fo wird er von dem Bezirke 
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erwaͤhlt, welcher nach jenem der bevoͤltertſte if, und fo 
immer fort. | 0 

66. Nah dem, was in den Art. 31. 32. 33.. und 
in den drei vorhergehenden feftgefeßt: worden, beitimmt es 
ſich nach der Volkszahl, wie viel Deputirte jede Proving 
und wie viel Wahiherren jeder Bezirk haben foll. 


67. In den Bezirks Wahlverfammlungen fe der 
Eorregidor der Richter des Kauptorts in dem Bezirke 
den Vorfig, und vor diefem mäffen die Kirchſpiel-⸗Wahl⸗ 
herren mit dem Documente, welches ihre Wahl beurs 
kundet, eriheinen, damit ihre Namen in dem Buche 
angemerkt werden, worein man die Protocolle der Ver⸗ 
Sammlungen einträgt, Ä 


68. Am beftimmten Tage verfammeln ſich die Kirche 
ſpiels⸗ Wahlherren und der Präfident in den Verſamm⸗ 
Iungöfälen und fangen bei offenen Thuͤren damit an, eis 
nen Sekretär und zwei Wahlzeugen aus den Wahlhers 
ren zu ernennen. 


69. Hierauf legen die Wahlherren die Certificate über 
ihre Ernennung vor, damit fie von dem Sekretär und 
den Wahlzeugen unterſucht werden, welche am folgender 
Tage erklären muͤſſen, ob fie in Ordnung find oder nicht. 
Dieje Beicheinigungen des Sekretaͤrs und der Wahlzeus 
gen werden von einer eigens ernannten, aus drei Mitr 
gliedern der Verſammlung beftehenden Commilfion unters 
— welche am folgenden Tage Bericht daruͤber er⸗ 

attet. 

70. An dieſem Tage wird, wenn die Kirchſpiels⸗ 
Wahlherren beiſammen find, der Bericht über die Certis 
feate  vorgelejen, und wenn binfihtlih eines derſelben 
oder gegen einen Wahlherren, wegen Ermangelnng der 
erforderlichen Eigenſchaften, etwas einzumenden wäre, fo 
fol die Verfammlung in leßter Inſtanz darüber entfcheis 
den und nach ihrem Gutbefinden verfahren, und das, 
was fie beſchließt, fol ohne weitere Appellation in Aus— 
Übung gebracht werden. 


71. Iſt diefes beendigt; fo begeben fich die Kirch⸗ 
ſpiels⸗Wahlherren mis ihrem Präfidenten in die Haupt; 


48 | - Spanien. 


kirche, wo eine Heilige / Geiſtmeſſe von den vornehmſten 
Geiſtlichen geſungen und eiue den Umftänden .angemeffene 
Rede gehalten wird.» i | 
2. Nachdem dieſe religioͤſe Feierlichkeit vorüber iſt, 
kehrt man in die Verſammlungsſaͤle zuruͤck, und wenn 
die Waͤhler ohne Unterſchied ihre Plaͤtze eingenommen 
haben, ſo lieſ't der Sekretaͤr gegenwaͤrtigen Abſchnitt der 
Berfaffung vor, ‚worauf der Praͤſident die im 49. Art. 
enthaltene Frage thut, und man in Allem dem gemäß 
verfährt, was dors vorgeſchrieben iſt. | — 


73. Gleich darauf ſchreitet man zur Ernennung des 
oder der Bezirks⸗Wahlherren, wobei eine Wahl nach 
der andern mittelft Zettel, worauf der Name desjenigen, 
den man wählen will, gefcehrieben wird, vor ſich geht. 
74. Iſt das Votiren beendigts fo Überzählen der. Se⸗ 
kretaͤr und die Wahlzengen die Stimmen, und derjenige, 
der wenigſtens die Hälfte der Stimmen und eine dar⸗ 
über für fih hat, ift gewählt und der Präfidene macht 
die Wahl bekannt. - Wenn jemand Feine abjolute Stims 
menmehrheit für ſich hat, fo wird über. die zwei, welche 
die meiften haben, nochmals ballotirt, und derjenige, ‚der 
dann die .meiften Stimmen. für, ſich hat, iſt erwaͤhlt 
Bei gleicher Zahl entſcheidet das Loos. 2 


73. Um Bezirks: Wahlhere :zu werden, muß man 
Bürger und im Genuß feiner Rechte, fünf und zwanzig 
Jahr alt, im Bezirk anſaßig und wohnhaft, entweder 
Laie oder Weltgeiftlicher feyn, und die Wahl kann ſowohl 
Buͤrger, welche bei der Verſammlung gegenwaͤrtig ſind, 
als Abweſende treffen. 

76. Der Sekretaͤr bringt die Beſchluͤſſe zu Papier, 
welche er, der Praͤſident und die Wahlzeugen unterzeich⸗ 
ten, und wovon der oder denen Perſonen, die gewählt 
worden, eine von jenen vidimirte Abſchrift zur Beſtaͤti⸗ 
gung ihrer Wahl eingehaͤndigt wird. Der Praͤſident dies 
fer Verſammlung üuͤberſchickt eine zweite, von ihm und 
dem Sekretaͤr unterzeichnete Abſchrift an den Praͤſiden⸗ 
ten der Provinzial ⸗Verſammlung und dieſer laͤßt die Wahl 
‚in den Öffentlichen Blättern bekannt machen. 


\ 
’ 
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77. Bei den Bezirks Wahlverfammlungen : foll alles 
das beobachtet werden, was in den 55. 56. 57; und. 58. 
Artikel für die ee PAR. vorge⸗ 
ſgfieten worden iſt. | — 
* — Sinfte kbſchnitt 4 | * 

Von den Provinztal-Verſammlungen. 


| 78. Die Provinzial: Bahlverfammlungen beftehen aus 
den Wahlherren aller Provinzial: Bezirke, weiche fich it 
der Hauptſtadt verfammeln, um die entfprechende. Zahl 


der Deputirten, die als. Repräfentantem: der: Nation den 


Cortes beiwohnen ſollen, zu ernennen. ; "in „mil. Bau 


79. Diefe Verfammlungen finden auf der’ Hatbinfet | 
und den benachbarten: Inſeln und Beſitzungen jederzeit - 


am erften Sonntage des Novembers in: dem — 
dem ſtatt, wo die Cortes gehalten werden. 

80. In den uͤberſeeiſchen Provinzen 24 —— 
zweiten Sonntag im. März: Monat deſſelbigen Jahres 
ee in. weldhem die. Veriks⸗ Verſammiungen feat 

nden. 

81. Bei diefen Berfammlungen führt der politiſche 
Chef der Hauptſtadt (el magistrado politiconde ia 
‘ capital de; provincia) den Vorfiß, und bei ihm muͤſſen 
die Bezirks ⸗Wahlherren mit dem Documente über ihre 
Wahl erſcheinen, damit ihre Namen in dem Buch, in 
welches die Beſchluͤſſe der Verſammlung Lingetragen 
werden, bemerkt werden. 

82. Am beſtimmten ‚Tage verfammeln fie. die. Ber 
zirks ⸗Wahlherren mit dem Präfidenten :-in ‚den Gemein? 
dehäufern (casas consistoriales)) oder in demjenigen 
Gebaͤude, welches man zu einer folhen Feierlichkeit für 
das pafiendfte haͤlt, bei offenen: Thuͤren und -erwählen 
zuvoͤrderſt durch Stimmenmehrheit aus den Wahlher⸗ 
ven einen Sekretaͤr und zwei Wahlzrugen. Po y 

83. Wenn eine Provinz. nur einen Deputirten haben 
ſoll; ſo ſind zu ſeiner Ernennung wenigſtens fuͤnf Wahl⸗ 
herren erforderlich, und man ver Rd | tzpchet dieſe 

Dritter Bunt. 


N 
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Zahl auf die Bezirke, woraus fie beſteht, oder bilder 


blos zu diefem Zwecke Bezirke. oo. 
84. Es werden die vier Abfchnitte, welche von den 
Wahlen handeln, verlefen. Dann folgt die Verlefung 
der von den vejpectiven Präfidenten. eingefandten Verifis 
eation der Protscolle über die in den Hauptorten der 
Bezirke gefchehenen Wahlen, und die Wahlherren übers 
geben zugleih die Certificate Über ihre Ernennung, das 
mit fie von dem Sekretär und den Wahlzeugen unters 
fucht werden, die am folgenden. Tage erklären müffen, 
od fie in Ordnung find oder nicht. Diefe Erklärungen 
des Sekretaͤrs und der Wahlzengen werden wiederum 
von einer, aus drei Mitgliedern der. Verſammlung beſte⸗ 
henden, Commiſſion unterfucht, welche zu dieſem Ende 
ernannt wird, um am folgenden Tage ihren Bericht dars 
Über zu erſtatten. 
85. Sind die Bezirks + Wahlherren beifammen ; ſo 
werden die Berichte über die Eertificate vorgelefen, und 
wenn gegen einige derfelben oder gegen die Wahlherren, 
wegen Ermangelung der: dazu erforderlichen Eigenfchaften, 
etwas einzumenden ift, fo entfcheider die Verſammlung 
definitiv: darüber und verfährt, wie. fie es für gut befinz 
det; und das, was fie befchloffen, wird, ohne daß eine 
weitere Appelation ftatt finder, in Vollziehung gebracht. 
86. Die Bezirks-Wahlherren begeben ſich hierauf mit 
ihrem Präfidenten in die Kathedralz oder Hauptkirche, 
wo von dem Biſchofe oder in deſſen Ermangelung von 
dem vornehmſten Geiſtlichen eine feierliche Keilige-Geiftz 
meſſe gehalten und dabei eine den Umſtaͤnden angemeſſene 
Rede vorgetragen wird. | ; 
87. Nach diefer religidfen Feierlichkeit kehren fie an 
den Ort zurück, woher fie gefommen find, und der Prär 
ſident thut bei offenen Thuͤren und wenn die Mahlherren 
ohne weitern Unterfchied ihre Pläße eingenommen haben, 
die Frage, welche im 49. Artikel enthalten ift und es 
wird Alles. beobachtet, was dort- vorgefehrieben iſt. 


88. Hierauf ſchreiten die anweſenden Wahlherren zur 


Wahl des oder der Depuritten, welche einet mach dem 
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andern erwaͤhlt werden, indem ſie an den Tiſch hintre⸗ 
ten, an welchem der Praͤſident, die Wahlzeugen und der 
Sekretaͤr ſitzen, und letzterer trägt in ihrer Gegenwart 
die Namen der Perſon, die jeder waͤhlt, in eine Liſte 
ein. Der Sekretaͤr und die Wahlzeugen geben ihre Stim⸗— 
men zuerft. — Er 
89. Iſt das Abftimmen beendigt; fo überzählen der 
Präfident, die Wahlzeugen und der Sekretaͤr die Stim— 
men, und .derjenige,- welcher wenigſtens die Hälfte, und 
eine. darüber. für; ſich hat, iſt erwählt. ‚Wenn Jemand 
nicht die abfolute Stimmenmehrheit für fich bat; fo ſoll 
über die beiden, welche die meiften haben, zum zweitens 
mal ballotivt werden und derjenige, welcher dann die 
mehrften Stimmen hat, ift erwählt. Bei gleicher Zahl 
der Stimmen entfcheidet das Loos, und jedesmal, wen 
einer erwaͤhlt if, macht der Präfident. die Bapı bekannt 
90. Nah der Wahl der Deputirten fchreitet man 
auf die nämliche Art und Weile, zur Wahl ihrer Stells 
vertreter, und die Zahl derfelben fol in jeder Provinz 
den. dritten Theil der Deputirten betragen, welche die 
rovinz anzuordnen hat. Hat eine Provinz nur einen 
oder zwei Deputirte zu erwählen; fo wird deffen unges 
chtet ein Stellvertreter (Depütädo suplente) erwaͤhlt. 
iefe Stellvertreter. gehen, fobald man gewilfe: Nache 
richt von dem Tode des Deputirten hat, oder leßterer, 
nach dem Ausſpruch der Eortes, ihrer- Verſammlung nicht 
beimohnen kann, zu den Cortes ab; diefer oder jener 
Fall mag, zu welcher Zeit. es iſt, nach geichehener Wahl 
eintreten. 1 ER | 
94. Um Deputirter bei den Cortes zu Werden, muß 
man Bürger und im ausübenden Genuffe -feiner Rechte, 
fünf und zwanzig Jahr alt, in der Provinz geboren oder 
dajelbft wohnhaft feyn und ſich wenigftens ſieben Jahre 
dort aufgehalten haben, und endlich Laie oder Weltgeiſt⸗ 
diher feyn. Die Wahl kann ſowohl Bürger, die. bef 
der Verfammlung zugegen find, als ſolche, die es nicht 
find, treffen. —— — | 
92. Außerdem muß man, un zum Deputirten der 
Eortes erwähls werden zu thuuen. 200,3 halinilmobi⸗ 


ges jährliches Einforhmen: von — aa, einem zuge: 
derewen Guͤtern beſitzen. 

93. Die Verfügungen des vorhergehenden Artikels 
Steigen fo. Tange ſuspenditt, bis die Eortes, welche von 
jegt an gehalten werden, die Zeit beftimmt haben, wo 
fie in Wirkſamkeit treten kann, und zugleich die Summe 
des Einkommens oder die Befchaffenheit der Güter, wor 
von man- es bezichen muß, beftimmen. Das, was fie 
Alsdann beſchließen, Toll für chen fo verfaffungsmäßig 
-Angefehen werden, ale wenn es hiermit ausgeſprochen 
waͤre. GEBE 

94. Wenn es fich träfe, daß ein und chen Bicfelbe 

Merfon für die Provinz gewählt würde, aus welcher fie 
gebuͤrtig und für diejenige, wo fie wohnhaft iſt; fo gilt 
die "Wahl für den Aufenthaltsort, und für die Provinz, 
Aus welcher fie gebürtig iſt, tritt der entfprechende Ste 
dertreter bei den Cortes ein. 
95. Die Minifter (Los Secretarios del Despacho) 
Staatsräthe und alle, die bei dem Hofhalt des Könige 
angeſtellt ſind, koͤnnen nicht zum Deputirten der Cortet 
erwaͤhlt werden. * 


96. Eben ſo wenig kann ein Ausländer zum De 
lirten bei den Cortes erwaͤhlt werden, wenn er N 
von, den Cortes das Bürgerrecht erhalten hat. „., 
97. Kein von der Negierung  ernannter Staatsbeam⸗ 
ter — fuͤr diejenige Provinz, in welcher er ſein Amt 
ausũbt, zum Deputirten bei den Cortes ernannt werden 

98. Der Sekretaͤr verfaßt das Protocoll uͤber die 
Wahlen, welches e der Mraſident und alle Wahlherren 
unterſchreiben. 

99. Sodann mörben alle ehtheiten alten und jeden 
der Deputirten, ohne irgend einen Vorbehalt, Vollmache 
ten in nachftehender Form ausftellen, und jedem die ent 
ſprechende Vollmacht einhaͤndigen, um bei den Cortes 
erſcheinen zu koͤnnen. 

100. Die Vollmachten follen — lauten: 

Nachdem ſich in der Stadt oder dem Flecken. 
am .... des Monats ..des Jahres ... “in 


Wahlverſammlung der Provinz bilden) verfammelt, har. 
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den... Saͤlen die Herren Chiersfolgen die Namen 
des Präfidenten und der Bezirks⸗-⸗Wahlherren, welche die 


“ben fie vor mir, dem Unterzeichneren und. den zu Dies 


- 


Sem Ende zufammenberufenen Zeugen erklärt, daß, nach⸗ 
dem der politifhen Verfaſſung der ſpaniſchen Monars 
die gemäß, und mit allen in derfelben: vorgeſchriebenen 


Feierlichkeiten, wie aus den Certificaten, deren Drigis 
'' male man bei diefer Gelegenheit gebraucht, erhellt, zur 


Ernennung der, Kicchfpielss und. Bezirks :Wahlherren 
gefhritten worden, die genannten verfammelten Der 


zirks⸗Wahlherren der Provinz .. an... des Monats ... 


gegenwärtigen Jahres, die Deputirten erwählt haben, 
welche im Namen und als S ellvertreter dieſer Pros 
vinz den Cortes beiwohnen füllen, und. daß die Herren 


| 4... N. zu Deputirten diefer Provinz erwaͤhlt worden, 
wie fih aus dem von N. N. angefertigten und unters 


zeichneten Protocolle ergiebt; daß fie in Folge deffen 
ihnen insgefammt und jedem einzeln Vollmacht errheis 
Ien, um die wichtigen Verrichtungen ihres Amtes ers 
füllen und mit den übrigen Deputirten bei den Cortes 
als Repräfentanten der fpanifchen: Nation alles bewils 
ligen und beſchließen zu Eönnen, was fie dem allges 
meinen Wohle für förderlich halten, jedoch nur Kraft 


der Befugniffe, welche in der Eonftitution feſtgeſetzt 


find und innerhalb. der Grenzen, welche. befagte Conſti⸗ 
tution vorfchreibt, ohne daß fie auf irgend cine Weife 
einen von den Artikeln derfelben unter irgend einem 
Vorwande aufheben, verändern oder anders machen 
tönnen, und daß die Tonftituenten fih für fih, und 


inm Namen aller Einwohner diefer Provinz, kraft der 


Le 
re 


> 


‚ihnen, als hierzu ernannten, Wahlheren ertheilten Vol: 


macht verpflichten, Alles für gültig anzufchen, Allem 


Folge zu leiften, fih nah Allem zu fügen, was die 


befagten Deputirten bei den Cortes thun, und der pps 
litiſchen Verfaſſung der fpanifhen Monarchie gemäß, 
beichließen werden. Solches haben fie erklärt und be: 


willigt vor den Zeugen N. N., die mit den Bemilli- 


gern gegenwärtiges Document zur Beglaubigung uhr 


terfchrieben haben. 


— 
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401. Der Praͤſident, die Wahlzeugen und der Se⸗ 
kretaͤr ſollen unverzuͤglich eine, von ihnen unterzeichnete 
Abſchrift der Protocolle uͤber die Wahlen an die beſtaͤn⸗ 
dige Deputation der Eortes uͤberſenden, die geſchehenen 
Wahlen durch den Druck oͤffentlich bekannt machen, und 
jedem Flecken oder Dorf der Provin ein Exemplar da⸗ 
von zukommen laſſen. 

402. Um die Deputirten ſchadlos zu Halten, ſollen 
ihre reſpectiven Provinzen ihnen Diäten bezahlen, wels 
che die Cortes im zweiten Jahre jeder allgemeinen Des 
putation für die nächitfolgende Deputation beftimmen 
werden; und den Überfeeifhen Deputirten foll noch aus 
ßerdem vergütet werden, was fie, nah dem Urtheile 
ihrer vefpectiven Provinzen, zur Beftreitung ihrer Hins 
und Herreiſe brauchen. 

103. Sn den Provinzial s Wahlverfammlungen fol 
alles das beobachtet werden, was in den Art. 55. 56. 57. 
58. vorgefchrieben ift, mit deffen, was der 
Artikel 328. beſagt. 


Sechſter Abſchnitt. 
Von der Haltung der Cortes. 


104. Die Cortes werden ſich alljaͤhrlich in der 
Hauptſtadt des Koͤnigreichs in einem blos zu dieſem Be⸗ 
hufe beſtimmten Gebaͤude verſammeln. 

105. Wenn ſie es fuͤr dienlich erachten, ſich an einen 
andern Ort zu begeben; ſo koͤnnen ſie es, ſobald es in 
eine Stadt iſt, die nicht weiter als zwölf Stunden (le- 
guas) von der Hauptſtadt entfernt liegt und zwei Drits 
theile der anwefenden Deputation in dieſe Vorlegung 
eingewilligt haben. 

106. Die jaͤhrlichen Sitzungen der Cortes dauern, 
vom 1ften März an gerechnet, drei Monate hinter 
‘einander. 

407. Die Eortes koͤnnen ihre Sitzungen blos in zwei 
Fällen um einen Monat verlängern, erftlih, wenn es 
der König verlangt, und zweitens, wenn es die Cortes, 
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uach einem Befchluffe von zwei Deittheilen der Depu⸗ 
tirten für nöthig. erachten. 

108. Alle zwei Jahre werden fämmtlidhe 
Deputirte erneuert. 

109. Wenn Krieg oder Befegung eines Theils des 
Gebiets der Monardie durch den Feind es verhindert, 
daß alle oder ein Theil der Deputirten einer oder meh⸗ 
rerer Provinzen fich bei Zeiten einfinden können; fo fol: 
len die Stellen der Abwefenden durch die alten Depus 
tirten der betreffenden Provinzen erfegt werden, indem 
fe — ſich darum looſen, bis die erforderliche Zahl 
voll ift. + 


110. Die Deputirten können nicht wieder erwählt 
werden, wenn nicht eine andere Deputation zwifchen dem 
beiden, wozu fie gewählt wurden, ſtatt gefunden hat. 


114. Bei ihrer Ankunft in der Hauptſtadt präfens 
tiren fie ſich bei der beftändigen Deputation der Cortes, 
welhe ihren Namen und den der Provinz, von der fie 
erwählt find, in ein bei dem Sekretariat der befagten 
Eortes befindliches Regifter eintragen käßt. 


412. In dem Jahre, wo die Deputirten erneuert 
werden, wird am 15ten Februar bei offenen Thüren, die 
“ erfte vorbereitende Verfammlung gehalten, wobei, der 
Praͤſident der beftändigen Deputarion den Vorſitz führe 
und diejenigen das Amt der Sekretaͤrs und der Wahl 
zeugen verfehen, welche befagte Deputation aus ihren 
ü gen „Mitgliedern dazu erwählen wird. 

413. In diefer erften Verſammlung reichen alfe Der 
yutirten ihre Vollmachten ein, und cs werden mit Stim⸗ 
menmehrheit zwei Committeen ernannt, eine von fünf 
Mitgliedern, um die Vollmachten aller Deputirten zu 
unterfuchen, und eine andere von dreien, um die der 
fünf Mitglieder der erften Committee zu prüfen. | 

114. Am 20ften deſſelbigen Monats Februar wird 
die zweite vorbereitende Verfammlung, ebenfalls bei offe⸗ 
nen Thuͤren gehalten, und in diefer werden die beiden 
Committeen ihre Berichte über dic Geſetzmaͤßigkeit der 
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Vollmachten erſtatten; wobei ſie die Protocolle der Pro⸗ 
vinzial⸗Wahlen in Abſchrift vorlegen laſſen. 

115. In dieſer Verſammlung, ſo wie in den andern, 
die bis zum 25ſten deſſelben Monats Februar erforderlich 
ſind, wird definitiv und mit Stimmenmehrheit uͤber alle 
Zweifel in Hinſicht der Geſetzmaͤßigkeit der Vollmachten 
und der Eigenſchaften der Deputirten entſchieden. 

116. An dem Jahre, welches auf das folgt, wo bie 
Deputirten rrneuert wurden, wird man am 4. Februar 
gie erfte, und bis zum fünf und zwanzigften hin die weis 
eren vorbereitenden Verfammlungen halten, welche man 
für nöthig erachtet, um auf die in den drei vorhergchen? 
dem Artikeln sangegebene Art und Weiſe über die Recht— 
mäßigkeit der Vollmachten der neu erſcheinenden Depu⸗ 
tirten zu enticheiden. X 
21417. Alle Jahre am fünf und zwanzigſten Februar 
fol die leßte vorbereitende Verſammlung gehalten wer— 
den, und in derſelben ſollen alle Deputirten, die Haͤnde 
auf das heilge Evangelium gelegt, folgenden Eid leiſten: 
Schwoͤren Sie, die roͤmiſch-katholiſch-apoſtoliſche Reli⸗ 
gion zu vertheidigen und zu erhalten, und keine andere 
im Koͤnigreiche zuzulaffen ? — Antwort: Ich ſchwoͤre es. — 
Schwören Sie, die von den allgemeinen und außeror? 
dentlichen Kortes der Nation im Jahr 1812 ſanctionirte 
politiſche Conſtitution der fpanifhen Monarchie gewiſſen⸗ 
haft aufrecht zu erhalten und dafuͤr zu ſorgen, daß ſie 
aufrecht erhalten werde? — Antwort: Ich ſchwoͤre es. — 
Schwoͤren Sie, ſich bei der Miſſion, welche Ihnen die 
Nation anvertraut hat, freu und redlich zu benehmen, 
und ſtets das Wohl und Gluͤck derſelben im Auge zu 
haben? — Amwort: Sch Ihwöre cs, — So belohne 
2. Sort, wenn Sie es thun; wo nicht, ſo beſtrafe 
er Sie. | | 

118.. Hierauf werden aus diefen Deputirten, mit: 

Ift, verſchloſſener Zettel und mit Stimmenmehrheit, ei 
Praͤſident, ein Vicepräfident und vier Sekretaͤrs gewählt, 
wodurch fi die Cortes als conftituirt und formirt anfes 
den werden, und die beftändige Deputation wird von dem 

ugenblicte an alle ihre Amtsverrichtungen einftellen. 
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449. An demſelben Tage wird eine Deputation’ von 
zwei und zwanzig Perfonen und zwei Sefretären ernannt, 
um fih zu dem Könige zu begeben, und ihm zu melden, 
daß die Tortes conſtituirt find, und wen fie zum Präfir 
denten erwaͤhlt haben, damit der König zu erkennen 
gebe, ob er der Eröffnung der Eortes ‚beiwohnen werde, 
die am erſten März-flatt- findet, 


- 40. Wenn der König nicht in dev Hauptſtadt iſt; 
ſo wird ihm dieſe Mittheilung ſchriftlich gemacht und 
eben ſo vom Koͤnige darauf geantwortet. 

421. Der König wird in Perſon der Eroͤffnung der 
Eortes beimohnen tumd' wenn er verhindert iſt, foll der 
Mräfident der Cortes am beſtimmten Tage diefelbe vor⸗ 
nehmen, ohne daß ſie unter irgend einem Vorwand auf 
einen andern Tag verſchoben werden kann. Dieſelben 
Formalitaͤten ſollen bei dem Schluſſe der Cortes beobach⸗ 
tet werden. 

122. Der Koͤnig wird ohne Wache in den Saal der 
- Kortes eintreten und blos von. denjenigen Perfonen ber 
gleitet feyn, welde, dem im Reglement, über die innere 
Regierung der Kortes, feitgefegten, Ceremoniel aufolge, 
den König empfangen und zurücbegleiten. 

423. Der König wird eine Rede. halten, worin er 
den Cortes das, was er für zweckmaͤßig hält, vorſchlaͤgt, 
und der Praͤſi dent, wird ihm hierauf in, allgemeinen Aus: 
dräden antworten. Wohnt der König aber nicht der 
. Eröffnung bei; .fo- Übersicht er. feine ‚Rede dem Praͤſi⸗ 
denten, der ſie den Cortes vorlieſ't. 

124. Die Cortes koͤnnen nicht in Gegenwart des Koͤ— 
nigs berathichlagen. 

125. Im Fall die Staatsfefretäre (Secretarios del 
Despacho) den: Kortes im Namen des Königs einige 
- Vorfchläge machen, ſollen fie auf fo lange und in der 
Art, wie die Cortes es beftimmen werden, den Discuf⸗ 
fionen beimohnen und fprechen,. aber beider Abftimmung 
nicht jusepen feyn. 

126. Die Sigungen der Cortes follen öffentlich 
ſeyn und nur in Fällen, wo Geheimhaltung nöthig iſt, 
geheime Sitzungen ſtatt finden. 


/ 
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497. Bei den Discuffionen- der Eortes und bei. Als 
lem, was die innere Regierung derſelben betüifft, wird 
das Reglement beobachtet, welches die allgemeinen und 
außerordentlihen Kortes erlaffen werden, unbefchader der 
Veränderungen, welche die folgenden Cortes hierin zu 
machen fuͤr noͤthig erachten. 


128. Dan kann den Deputirten wegen ihrer Meis 
nungen nichts anhaben und fie können derenthalben zu 
feiner Zeit, in feinem Falle und von keinen Behörde in 
Unterfuhung gerathen. In Eriminalprozeffen, die gegen 
fie anhängig gemacht werden, koͤnnen fie blos durch das 
Tribunal der Eortes, auf die im. Reglement über die 
innere Regierung derfelben vorgefchrichene Art und Weife 
gerichtet werden. Während der Sisungen der Kortes 
und einen Monat darnach koͤnnen die Deputirten weder 
wegen Kivilfachen belangt, noh Schulden halber erequirt 
werden. 


129. Während der "Dauer ihrer "Sendung, die von 
dem Tage an beginnt, wo ihre Eritennung von der bes 
ftändigen Deputation der Cortes anerkannt worden, koͤn⸗ 
nen die Deputirten weder felbft ein Amt, wozu der Koͤ⸗ 
nig ernennt, annehmen, noch für Jemand anders damım 
anhalten, oder eine Beförderung ſuchen, da es bei ihrem 
refpectiven Amte feinen Rang giebt. 


130. Eben fo können fie, während der Dauer ihrer 
Sendung, und ein Jahr nach der legten Ausübung ihrer 
Amtsverriheungen weder felbft eine Penſion oder irgend 
ein Ehrenzeichen, welche ebenfalls der König ertheilt, er: 
halten, nod für einen Andern darum anfuchen. ” 


Siebenter Abſchnitt. 
Von den Befugniffen (faculdades) der Cortes. 


131. Die Eortes find ermächtigt : 


a) Sefege in Borfchlag zu bringen und zu 
befhließen, fie auszulegen, und erfor; 
derlihen Falls abzufhaffen. 
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6) Den Eid des Königs, des Prinzen: von Aſturien 
und der NRegentfchaft, wie es gehörigen Orts vors 
gefchrieben ift, zu empfangen. 

e) Alle factiſchen und rechtlichen Zweifel (duda de 
hecho é de derecho) zu heben, welche in Hinz 
fiht der Ordnung der hronfolge entitehen. 

d) In den Fällen, wo die Eonftitution es vorſchreibt, 
die Regentſchaft oder den Regenten des Reichs zu 
wählen und die Grängen, innerhalb welden. die 
Regentſchaft oder der Regent die königliche Gewalt 
ausüben kann, zu beftimmen. 

©) Den Prinzen von Afturien öffentlich anzuerkennen. 


f) Indem in der Conſtitution angegebenen Fall fuͤr den 
minderjaͤhrigen Koͤnig einen Vormund zu ernennen. 

g) Die offenſiven Allianztractaten, die Subfidiens und 
ſpeziellen Handelstractaten, vor * Ratification 

| zu genehmigen. 

h) Die Zulaffung fremder Truppen ins Königreich zu 
geſtatten oder zu verhindern. 

i) Die Errihtung oder Abfchaffung von Stellen bei 
den, vermöge der Conftitution errichteten Tribunds 
‚Ien, eben jo wie die Errihtung und Abſchaffung 
von Staatsämterh (ofhicios publicos) zu bes 
ſchließen. 

K) Alle Jahre auf den Vorſchlag des Königs die Land⸗ 

und Scemadt zu beftiimmen, indem fie feftfegen, 
welche in Friedenszeiten unterhalten werden, und 
wie weit fie in Kriegszeiten vermehrt werden jollen. | 

3) Für die Armee, die Flotte und Nationalmiliz , wie 
alle verfchiedene Zweige, woraus fie beftehen, Vers 
ordnungen zu erlaffen. 

m) Die Ausgaben der Staatsverwaltung 
feftzufegen. 

n) Jaͤhrlich die Steuern und Auflagen zu 
beftimmen. 

0) Im Fall es nörhig ift, auf den Eredit der ration 
Anleihen zu machen. 
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p) Die Vertheilung der Steuern auf die Provinzen 
zu genehmigen. 

g) Die Rehnungen über die Verwendung 
der Staatsgelder einzufchen und zu ge 
nehmigen. | 

r) Die Zölle und dic Zolltariffe (aranceles de de- 
recho) feftzufeßen, 

s) Die nöthigen Verfügungen für die Verwaltung, 

- Erhaltung oder Veräußerung der Nationalgäter zu 
treffen. & 

t) Werth, Gewicht, Gehalt, Gepräge und Namen 

- det Münzen zu beflimmen. 


u) Das Gewichts und Maasfyftem anzunchmen, wel: 
ches fie für das. bequemſte und vichtigfte halten. 


v) Jede Art von Induftrie zu befördern und anzures 
gen und KHinderniffe, welche dieſelbe lähmen, zu 
entfernen. 


w) Den allgemeinen Plan für den Volksunterricht in 
der ganzen Monarchie zu entwerfen, und zu geneh⸗ 
migen, was für die Erziehung des Prinzen von 
Afturien gefchieht. | = 

x) Die allgemeinen Borfchriften in Hinſicht der Pos 
lizei und des Sejundheitszuftandes des Reichs zu 
genehmigen. _ —8 

y) Die politiſche Preßfreiheit zu beſchuͤtzen. 

2) Dafür zu ſorgen, daß die Miniſter und an: 

dere Staatsbeamten wirklich zur Reden: 
haft gezogen werden. 

aa) Endlich ftcht es den Cortes zu, in allen den Fäl: 
len und bei allen Arten, wo der Confitution zus 
folge ihre Einwilligung nöthig iſt, diefelbe zu ers 
thrilen oder zu verweigern, | 
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Achter Abſchnitt. 


Von der Abfaſſung der Geſetze und der 
koͤniglichen Sanction. 


132. Jeder Deputirte ift befugt, den Cor 
tes ſchriftlich Gefegentwürfe vorzulegen und 
die Gruͤnde, worauf er ſich fügt, anzugeben. 

133. Zwei Tage wenigftens, nachdem ber Geſetzent⸗ 

wurf übergeben und verlefen ift, wird er zum zweiten? 
mal verlefen und die Cortes berachfhlagen, % er zur 
Sprache kommen ſoll oder nicht. 
vn 434. Geſtattet man, daß daruͤber discutirt wird⸗ und 
erachten die Cortes wegen der Wichtigkeit des Gegen 
ſtandes fuͤr noͤthig, denſelben vorher an eine Committee 
zu verweiſen, ſo ſoll dieß geſchehen. 
43. Laͤngſtens vier Tage, nachdem die Discuffion | 
des — genehmigt worden, ſoll derſelbe zum drit—⸗ 
tenmale verleſen, und ein Tag zur Eröffnung. ‚der Dis⸗ 
cuſſion feſtgeſetzt werden. 

136. An dieſem beſtimmten Tage ſoll über den Ge: 
fegentwurf im Ganzen und über jeden Artikel deffelben 
discutirt werden. 

437. Die Cortes werden entfcheiden, wenn der Ge⸗ 
genftand hinlaͤnglich beſprochen if, und wenn entſchieden 
. worden, daß dieß der Fall ift, fo wird beftimmt, 06 zur 
Abjtimmung gefchritten werden foll oder nicht. 

438. Wenn enefchieden iſt, daß die Abſtimmung ſtatt 
haben ſoll, jo wird auf der Stelle dazu geſchritten, und 
der Geſetzentwurf entweder ganz oder theilweiſe geneh⸗ 
migt oder verworfen, oder nach den bei der Discuſſion 
gemachten Bemerkungen abgeaͤndert oder modificirt. 

439. Die Abſtimmung geſchieht nah Mehrheit der 
Stimmen; aber, um abzuftimmen,. muß wenigſtens ‚die 
Hälfte faͤmmlicher Deputirten, aus denen die Cortes 
beſtehen, und einer noch daruͤber zugegen ſeyn. 

440. Verwerfen die Cortes einen Geſetzentwurf waͤh⸗ 
rend deſſen daß er gepruͤft wird, oder beſchließen ſie, daß 
nicht zur Abſtimmung darüber geſchritten werden ſoll; Te 
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fann er in dem nämlichen Jahre nicht wieder in Wors 
ſchlag gebracht werden. 

141. Iſt er aber angenommen; ſo wird er zweimal 

in Geſetzesform ausgefertigt und in der Sitzung der Cor⸗ 
4 verliefen. Nachdem dieſes gefhehen it und beide Dris 
ginale von dem Prajidenten und zwei Sekretaͤren unterz 
zeichnet worden find, werden diefelben auf der Stelle 
durch eine Deputation an den König Überbradht. 

.. 442. Dem Könige ſteht die Sanction der Gefege zur. 

143. Der König vollführe diefe Sanetion mit fols 
gender, eigenhändig gefchrichener Formel: „Soll als 
Geſetz Öffentlih bekannt gemacht werden‘ 
(Publiquese como ley). 

144. Der König verweigert feine Sanction mit folz 
genden, ebenfalls von ihm eigenhändig geichriebener For— 
mel: „An die Cortes zuruͤckgewieſen“ (Vuelva 
a las Cortes) und fügt zugleich eine Darlegung der 
Gründe bei, warum er feine Sanction verweigert hat. 

145. Der König hat 30 Tage, um fid, diefes Vor— 

vechtes zu bedienen. , Wenn er innerhalb derjelben feine 
Sanction weder ertheilt, nod verweigert hat; fo wird 
diefes fo angefehen, daß er fie ‚gegeben hat und wirt 
geben wird. 
446. Die Sanction des Königs mag erfolge ſeyn 
oder nicht; fo gelangt doch eins von den beiden Drigis 
nalen mit der vefpectiven Formel an die Cortes zuräd, 
um in denfelben Bericht darüber abzuftatten. Diefes 
Driginal wird im Archive der Cortes aufbewahrt und das 
Duplicat bleibt in den Händen des Königs, 

147. Vermeigert der König feine Sanetion; fo darf 
biefer Gegenſtand in dem nämlihen Jahre nicht wieder 
in den Eortes verhandelt werden, doch fann es in denen 
des folgenden Jahres geſchehen. 

148. Wird der naͤmliche Geſetzentwurf in den Cor⸗ 
tes des folgenden Jahres von neuem vorgeſchlagen, zus 
- gelaffen und genehmigt; fo kann der König, nachdem er 
ihm vorgelegt worden, demfelben zum zweitenmale feine 

Sanrtion mit den im Artifel 143. und 144. angegebes 
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nen Ausdruͤcken crtheilen oder verweigern, und im letz⸗ 
tern Falle foil in demfelben Jahre diefer Gegenftand 
nicht verhandelt werden. 


449. Wird der nämlihe Geſetzentwurf in den Cor; 

tes des folgenden Jahres zum drittenmale in Vorſchlag 
bracht, zugelaſſen und genehmigt; fo verſteht ſich von 
elbſt, daß der König feine Sanction ertheilt und wird 

er diefelbe, wenn ihm die Entwürfe vorgelegt werden, 

mittelft der, im 143. Artikel enthaltenen, Formel wirk⸗ 
lich erteilen. 


150. Sollte vor Verlauf der 30 Tage, während wels 
her der ‚König feine Sanction zu ertheilen oder ju vers 
weigern, hat, der Tag eintreten, wo die Cortes ihre 
Sitzungen beendigen follen; fo wird der König diefelbe 
in den eeften 8 Tagen der Sigungen der folgenden Corz 
tes ertheilen oder verweigern, und verftreicht auch diefe 
Friſt, ohne daß er fie ertheilt, fo wird es eben fo ans 

ejehen werden, ald ob er fie gegeben habe, und er wird 

fe au wirflih in der vorgefchriebenen Form geben. 
Verweigert aber der König feine Sanction: fo koͤnnen 
diefe Cortes nochmals über denfelben Gefegentwurf dis⸗ 
sutiven. 

451. Wenn and, nachdem der König einem. Sefeks 
entwurfe die Sanetion verweigert hat, ein oder mehrere 
Jahre hingehen, ohne daß derfelbe Entwurf, fo wie er 
urſpruͤnglich zur Zeit derſelben Deputation, die ihn dag 
erſtemal angenommen oder während der zwei darauf fol⸗ 
genden Deputationen, von neuem in Vorfchlag gebradye 
wird; fo ſoll in Betreff deffelben, was die Wirkung der 
koͤniglichen Sanction anlangt, doch immer das gelten, 
was in den drei vorhergehenden Artikeln feftgefeßt wors 
den. Wird derfelbe aber im Laufe der drei eben anges 
gebenen Deputationen nicht von neuem in Borfchlag ges 
bracht, fondern fpäter, obwohl in den nämlichen Aus; 
druͤcken abgefaßt, vorgetragen; fo foll er dann binfichtlich 
der oben angezeigten Wirkungen als ein neuer Entwurf 
angeſehen werden. 
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152. Wenn der Gefegentwurf in der in vorſtehen⸗ 
dem Artikel angegebenen Zwifchenzeit zum zweiten; oder, 
drittenmale in Vorfchlag gebraht und von dem, Cortes 
verworfen wird; fo wird er, er mag dann in der Folge 
wieder vorgetragen werden, wenn er will, al® ein neuer 
Entwinf angeſehen. ie u. iet X 

153. Die Geſetze werden mit den naͤmlichen Forma— 
fitäten und auf’ die nämliche Weile wieder aufgehöben, 
wie fie‘ erlaffen werden. TA a 
| Neunter Abſchnitt. B * 
Von der Kundmachung der Geſee 


454. Iſt das Geſetz in den Cortes bekannt gemacht; 
fo’ wird es dem Könige angezeigt, damit unverzuͤglich zur 
feierlichen Bekanntmachung deffelben gefchrieten wird. |" 


155. Zur Befänntmachung der Geſetze wird fid dee 
König. nachitehender Formel. bedienen: „Wir — (hier 
folgt der Name des Könige) von Gottes : Gnaden und 
kraft der Conſtitution der ſpaniſchen Monarchie, König 
von Spanien, thun Allen, die, Gegenwaͤrtiges ſehen oder 
hoͤren, kund und zu wiſſen, daß nachſtehendes Geſetz von 
den Cortes beſchloſſen und von Uns ſanetionirt worden 
iſt Chier folge der buchſtaͤbliche Inhalt deſſelben). Dem⸗ 
nach befehlen Wir allen Gerichtshoͤfen, Magiſtraten, Chefs, 
Gouverheuren und andern fowohl bürgerlichen als Miliz 
taͤr⸗ und geifllihen Behörden, wes Standes und Würk 
den fie feyn mögen, dieſes Gefeg in allen feinen Theilen 
zu beobachten, und beobachten, "erfüllen und vollführen zit 
laffen. Ihr habt wohl darauf zu ſehen, daß es zur "Erz 
füllung komme, und werdet dafür forgen, daB es gedruckt, 
Öffentlicy bekannt gemacht und in Umlauf gefeht werde, 
(Es wird an den betreffenden Minifter gefchieft.)  * 

456. Alle Gefege werden auf Befehl des Koͤnigs durch 
die reſpectiven Minifter bekannt gemacht und verbreitet, 
welche diefelben unmittelbar an alle und jede höchfte und 
Provinzialgerichtshöfe und andre Chefs und Oberbehörden 
ſchicken, die fie dann an die Unterbehörden überfenden. _ 
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« Zehnter Abfchnitt. | 
Von der beftändigen Deputation der Cortes. 


157. Bevor die Cortes aus einander gehen, ernen 
nen fie eine Deputation, weldhe den Namen „immer⸗ 
währende Deputation der Cortes“ führt und aus fieben 
aus ihrer Mitte erwählten Mitgliedern beſteht: nämlich, 
dreien aus den europäifchen Provinzen und dreien aus 
den überfeeifchen; der fiebente wird, wie das Loos ent— 
ſcheidet, entweder ein europäifcher oder ein überfeeifcher 
Depntirter feyn. 

158. Zugleich werden die Eortes zwei Stellvertreter 
für diefe Deputation ernennen, einen europäifchen und 
einen überfeeifchen. 

159. Die beftändige Deputation dauert von der eis 
nen Sigung der Cortes bis zur andern. RR 

160. Diefe Deputation hat nachſtehendes zu beforgen: 

a) Auf die Beachtung der Conftitution und der Ger 
ſetze zu ſehen; um bei den naͤchſten Cortes Re— 
chenſchaft von den Verletzungen abzulegen, welche 
ſie wahrgenommen hat. 

b) In den in der Conſtitution vorgeſchriebenen Faͤllen 

außerordentliche Cortes zuſammen zu berufen. 

c) Die im 114. und 112. Artikel angegebenen Amts⸗ 
verrihtungen zu erfüllen. £ Zur L 

d) Den jtellvertretenden Deputirten anzuzeigen, wenn 
fie ſtatt der eigentlichen den Sitzungen beiwohnen 
follen, und wenn fihs trifft, daß die Deputirten’ 
einer Provinz oder ihre Stellvertreter ausbleiben 
oder durchaus nicht zufammen kommen koͤnnen, dies 
fer Provinz die nöthigen Befehle. zuguftellen, zw 
einer neuen Wahl zu fchreiten, * 


Eilfter Abſchnitt. 
Von den außerordentlichen Cortes. 


161. Die außerordentlichen Cortes beſtehen aus den 
gämlichen Deputirten, welche waͤhrend der zwei Jahre 
ihrer Deputation die gewoͤhnlichen Cortes bilden. 

Dritter Banb. 5 
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162. Die beftändige;Deputation der Cortes wird dies 
felben in folgenden drei Fällen auf einen beftimmten Tag 
zufammen berufen: 


a) Bei Erledigung der Krone. 


b) Wenn der König aus irgend einem Grunde die 
Regierung nicht führen kann oder zu Gunſten feis 
nes Nachfolgers der Krone entjagen will. Im ers 
ften Fall ift die Deputation ermächtigt, alle Maas; 
regeln zu: treffen, welche fie für zweckmaͤßig hält, 
um fih von den Urfachen zu überzeugen, welche 
den König zur Regierung unfahig machen. Ä 


ec) Wenn der König unter fehr bedenklihen Umſtaͤn— 
den oder wegen fchwieriger Angelegenheiten ihre 
Zuſammenkunft für zweckdienlich hält, und die be: 
ftändige Deputation der Cortes davon benachrichtigt. 


163. Die außerordentlihen Cortes werden fich blos 
mit dem Gegenftande befchäftigen, weshalb fie zufammen 
berufen worden find, 


164. Die Sißungen der außerordentlichen Cortes wer; 
den mit den nämlichen ‚Formalitäten eroͤffnet und ges 
ſchloſſen, wie die gewöhnlichen. 


465. Die Haltung der auferordentlihen Cortes foll 

die Wahl neuer Deputirten zu der beſtimmten Zeit nicht 
verhindern, 
466. Wenn die außerordentlichen Kortes an dem zur 
Berfammlung der gewöhnlichen beftimmten Tage ihre 
Sitzungen nicht beendige haben; fo ftellen fie ihre Amts: 
verrichtungen ein und die gewöhnlichen Cortes ſetzen das. 
Geſchaͤft fort, weshalb erftere zufammen berufen wor: 
den find. 


167. Die beftändige Deputation der Cortes feßt in 
dem in vorftehendem Artikel angegebenen Falle die ihr 
im 411. und 412. Artikel angewiefenen Amtsverrichtuns 
ger fort, 
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Bierter Titel -.. = — 
| Er ſter Abſchnitt. F | 
‚Bon der, Unverletzlichk eit des Könige, 


168. Die Perfon des Königs iſt Heilig und un⸗ 
verletzlich, und nicht verantwortlich 

169. Der König führe den Titel: katholiſche 
Majeftät. f .. a: — eo 

„170. Der König Hat ausſchließlich die Macht, die 
Gefetze in Vollziehung bringen zu laſſen, und ſeine Ge— 
walt erſtreckt ſich auf alles, was ſich auf Erhaltung der 
Ordnung im Innern und auf die Sicherheit des Staats 
nach außen bezieht, der Conſtitution und den Geſetzen 
gemaͤß. F — 
171. Außer dem dem Koͤnige zuſtehenden Vorrechte, 
die, Geſetze zu ſanctioniren und bekannt. zu machen, hat 


er. noch ‚folgende Kauptvorrechte ; 


a) Die Decvete,- Neglements und Verhaltungsbefehle 
aus zufertigen, die. ev zur Vollziehung der Geſetze 
für zutraͤglich haͤt. —— 

vb) Dafür zu forgen, daß im ganzen Königreihe die 
Juſtiz ſchnell und vollkommen ausgeuͤbt werde. 
‚ed, Krieg zu erklären oder Fricden-zu fchlie 
vbenund zu ratificiren, und dann den Cor— 
tes eine mit Documenten belegte Rechenfchaft. darz 
über abzuftatten.. HERE —— 

d) Auf Vorſchlag des: Staatsraths die Beamten bei 

» allen Civil; und Eriminalgerichten zu ernennen, 

e) Alle‘Eivil+ und Militaͤrſtellen zu beſetzen 

f) Auf Vorfchlag des Staatsraths ale Bifchäffe zu 

ernennen und alle Übrige geiſtliche Aemter uud 
Pfruͤnden, worüber der Köhig das Patronatsrecht 
hat, zu vergehen. „ —— —— er 

EB) Ehrenzeichen und Auszeichnungen aller Ars den 
Geſetzen gemäß zu ertheilen. .. en 
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h) Die Armeen und Flotten zu commandiven und die 
Generale bri denfelben. zu ernennen. 

i) Ueber die bewaffnete Macht zu verfügen und fie 
fo zu vertheilen, wie es am zutraͤglichſten ift. 

k) Die diplomarifhen und Handelsverhältniffe mit 
andern Mächten zu leiten und Botſchafter, Ges 

ſandte und Conſuls zu ernennen, Ku 

1) Für das Schlagen der- Mänzen zu forgen, worauf: 
fein Bruftbild und fein Name geprägt ift. -, 

m) Ueber die Verwendung der für alle Zweige der Staates 
verwaltung beftimmten Gelder zu entjcheiden.. 

n) Den Gefegen gemäß, Verbrecher zu begnadigen. 

0) Den Cortes folhe Gefege und foldie Verbeſſerun⸗ 
gen vorzufthlagen, wie er fie für das Wohl des 
Volks am zutraͤglichſten hält, damit dieſe in der 
befiimmten Form darüber berathſchlagen. . 

p) Die fogenannten Paretis oder Referipte zu bewil⸗ 
ligen, oder Deerete der Kirhenverfammlungen und 
die päpftlihen Bullen mit Einwilligung der Kor: 

- ges, wenn fie allgemeine Verfuͤgungen enthalten,’ 
zurück zu behalten; wenn fie Privats oder Regie: 
vungs s Angelegenheiten betreffen, den Staatsrat 
darüber zu hören; im Fall es ſich aber um ſtrei⸗ 
tige Puncte handelt, das oberfte Gerichtstribunal 
davon in Kenntniß zu feßen, damit es den Ge— 
fegen gemäß darüber entjcheide. | 

g) Die Staatsminifter zu ernennen und frei zu wählen. 


-- 47%. Folgendes find die Befhränfungen der Eds 

niglichen Gewalt ; 

a) Der König fann unter feinem Vorwande die Ab: 
haltung der Eortes zu der in der Eonftitution be: 
ftimmten Zeit und in den darin angegebenen Fl: 
len hindern, fie weder fuspendiren, noch auflöfen, 

noch auf irgend eine Weife ihren Sißungen und 

Berathſchlagungen KHinderniffe in den Weg legen, 

Diejenigen, welche ihm zu einem folhen Verſuche 
vathen und dabei behilflich find, werden für Vers 

raͤther erklärt: und follen als ſolche gerichtlich be: 
langt werden, en a 


N 
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..b) Der: König kann fi, ohne Einwilligung der Cor⸗ 
eu MB nicht aus dem Königreiche entfernen, und wenn 
‘er es thut, fo wird es ſo angeichen, ale ob er 
der Krone entfage habe. 
°) Der König kann weder die £önigliche Gewalt, noch 
— irgend eines feiner Vorrechte veraͤußern, abtreten, 
x noch auf irgend, eine Art einem Andern, Übertras 
engen. Solkterser- aus irgend einer Urſache dem 
Throne zu Gunſten ‚feines unmittelbaren Nachfols 
gers entjagen. wollen; fo: kann. er es nicht ohne 
I. Einwilligung der ‚Kortes thun. 

-d) Der König kann Feine Provinz, eine Stadt, kei⸗ 
Be Flecken, keine Ortſchaft, noch irgend einen 
Theil des ſpaniſchen Gebiets, er ſey ſo klein als 
— er: wolle, veraͤußern, abtreten oder vertauſchen. 

ey Der König kann ohne Einwilligung der Eortes mit _ 

feiner fremden Macht eine Dffenfiv Allianz, noch 
einen beſondern Handelsvertrag ſchließen. 

* Eben ſo wenig kann er ſich ohne Einwilligung der 
5 17772, durch irgend einen Tractat verbindlich machen, 
irgend einer fremden "Macht Subſtdien zu geben. 

g) Der König kann ohne Einwilligung ber Eortes die 

’ Mationaldomainen: weder abtveten noch veräußern. 

h)- Der König kann fuͤr ſich allein, ohne daß’ dic Cor: 
Etes fie decretirt haben, weder "unmittelbar noch 
mittelbar Auflagen machen oder Steuern‘ erheben, 

mögen Namen haben, weldhen, ‚oder beſtimmt 

eyn, zu was fie wollen. 3 

— Koͤnig kann weder einem Einzelnen noch ir⸗ 
gend einer Corporation ein aucſoſegliches — 
legium ertheilen. 

*9 Der Koͤnig kann ſich weder des Eigenthums 
gend einer Privatperſon oder ‚irgend einer: Corpo⸗ 
ralion bemachtigen noch ſie in dem Beſitze, Ge⸗ 
nuſſe oder in der Nutznießung derſelben ſtoͤren, 
und ſollte es in irgend einem fuͤr irgend Et⸗ 

was, das dem Staate anerkannt nuͤtzlich iſt, noth⸗ 
wendig ſeyn, irgend Jemanden ſein Eigenthum zu 
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mehmen anne nur geſchehen, wenn er- zu 
gleicher Zeit entſchaͤdigt wird, oder, nach dem 
02 Ausſpruch / Sachverſtaͤndiger, eine gehörige Verguͤ⸗ 
tung dafür erhält. Br .“ 
by) Der Koͤnig kann Niemanden feiner Freiheit beraus 
ms dennoch fich irgend eine Strafe auferlegen. 
121.5, Der Minifter, welcher den Befehl dazu unterzeich- 
ws Her und-der Richter, der ihn vollzieht,’ find der 
Je: Marion dafuͤr verantwortlich, und werden" als eis 
nes Vergehehs an der perfönlichen Freiheit fchuls 
dig beftraft. Nur in: dem Falk, wenn dad Wohl 
amd die:i Sicherheit‘ des Staats die Verhaftung ir⸗ 
150.3 gemd einer Perſon erfordern‘ follte, ‚fans der Koͤ⸗ 
a5 nig den Befehl dazu ertheilen, jedach unter der 
.. . Bedingung; daß ‚die verhaftete Perfon binnen 48 
7, Stunden dem gehörigen. Richter oder Gerichtshofe 
übergeben werden muß.  .. j 
m) Der König wird, bevor Jer:eine Eheverbindung 
ſchließt, foldhes den Cortes anzeigen, um ihre Eins 
willigung dazu zu erhalten; und thut ex. dieß nicht, 
.n ; So..foll. es jo: angefehen werden, als ober der 
J1% Krone entſage. . — do ı7177 Bu rBert: Due 
173. Der... König. leiftet. bein feiner Thronbefteigung . 
und wenn. er. noch minderjaͤhrig iſt, dann, wann er zur 
Regierung ‚gelangt, in Gegenwart, der Cortes folgenden 
Eid; „Ich Chier folgt der Name) von Gottes. Önaden 
und. durch. die Conſtitution der fpaniihen Monarchie, Koͤ— 


nig beider Spanien, ſchwoͤre bei Gott und dem heiligen 
Evangelium, die katholiſch-apoſtoliſch-roͤmiſche Religion 
zu befhüsen und aufrecht zu. halten, ohne Hoemd-eine 
andere indem "Königreihe zu” geftattenz die politifche 
Eonftitution und die Geſetze der fpanifchen Monarchie 
zu beobachten und’ beobachten zu Taffen, und einzig und 
allein ihr Wohl und ihren Vortheil im Auge zu haben; 
Feinen Theil des Königreichs zu veräußern, abzutreten, 
oder zu zerſtuͤckeln; niemals irgend eine Quantität von 
Früchten, Geld’ oder etwas Andere® zu verlangen, wenn 
es nicht von den Cortes deeretire worden iſt; Niemans 
den je fein Eigenthum zu nehmen nnd vor allem die pos 


— — 
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litiſche Freiheit der Nation und die perfönliche jedes Ein: 
jeinen zu vefpeetiren. Und wenn id ‘von den; was ich 
geſchworen, ganz oder nur zum Theil das Gegentheü 
thue, fo foll man mir nicht Gehorſam leiſten, ſondern 
das, wodurch ich dem zuwider "handle, ſoll null und nich⸗ 


tig ſeyn. Sormwahr mir Gott helfen und mich beſchuͤtzen 


und: wenn id) ed nicht ade mich beftzafen möge,’ : 


| Bweiter Abfänitt. 
Bon der. Rronerbfofge ee] 


174, Das Köttigreich beider, Spanieh AR umtheilbar ; 
die Thronfolge geht nad) Bekannrmahlng dei“ Eonſtitu⸗ 
tion blos in regelmaͤßiger Ordnung nach der Erſtgeburt 
ind Erbfolge auf die legitimen maͤnnlichen und weibli— 
chen Deſcendenten der unten angegebenen Zweige uͤber. 

175. Blos legitime, während der Dauer einer ger 
ſetzmaͤßigen Ehe erzeugte Söhne Fönnen Könige ‚von 
Spanien werden. 

‚4176. Bei gleichen — — * in * 
cher Linie gehen die maͤnnlichen Nachkommen immer den 
weiblichen, und der Keltere immer dem Sängern vor; aber 
die Frauen des näheren Zweiges oder näheren: Grades 
in der nämlichen Linie haben den Vorrang vor der Män: 
nern eines entfernteren. Zweiges oder Verwandtſchafts⸗ 
grades. 

477: Der Sohn oder: die Altefte Tochter des Soh⸗ 
nes des Königs, im Falle ihr Water früher fterben folls 
te, bevor ‚er die Erbfolge des Königreichs angetreten, 
follen ihren Onkeln vorgehen, und kraft des Fabrechts 
ihrem Großvater unmittelbar ſuccediren. 

178.-&o lange die, Linie, welcher. die Erbfolge zus. 
FR nicht erloͤſcht, ‚gelangt der naͤchſte Zweig nicht, zur 
Erbfolge: 

479: König von Spanien ift Don gerdtn aud VIT, 
von Bourbon, der gegenwärtig regiert. 

- 480. In Ermangelung Don Ferdinands- VII. von 
Bourbon, folgen ihm feine — ſowohl maͤnnli⸗ 
chen als PN Deſcendenten; fehlen dieſe/ feine 
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Brüder und Schweftern, und Onkel und Tanten, Br: 
der und Schweſtern ſeines Vaters, und ihre rechtmaͤßigen 
Nachkommen in der vorgefchriebenen Ordnung, indem fie 
alle unter. ſich das Erbfolgereht und den Vorrang dev 
näheren Zweige vor den entfernteren beobachten. 

4181. Die Cortes koͤnnen alle und jede von der Throns 
folge ausschließen, die nicht fähig find zu regieren oder 
Acte begangen haben, wodurch fi fie fi der Krone uns 
würdig gemacht. 


182. Wenn alle bier. angegebnen Zweige erloͤſchen; 
fo follen die Cortes auf's neue zufammen berufen wers 


den, um in.Erwägung zu zichen,. was bei Befolgung 


der hier aufgeftellten Ordnung und Regeln für die Erb: 
folge der Nation am zuträglichften ift. 

183. Wenn die Krone fogleih oder in der Folge 
einer Frau anheim fällt; ſo kann fich diefelbe ohne Beis 
ftimmung der Cortes keinen Gemahl wählen, und wenn 
fie das Gegentheil thut, fo wird dieß als eine Entſa⸗ 
gung der Krone angeſehen. 

184. Im Falle, daß ein Weib zur Regierung * 
langt, erhaͤlt ihr Gemahl keine Gewalt uͤber das Reich, 
von welcher Art ſie ſey, noch irgend einen gen an 
der Verwaltung. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon der Minderjährigkeit des Königs 
und der Regentfchaft. 


185. Der König ift bis zum vollendeten 18ten Jahre 
Minderjährig. 

186. Während der Meinderjährigkeit des Königs wird ' 
das Reich durch eine Negentfchaft regiert. 

187. Das Naͤmliche geſchieht, wenn der König ir⸗ 
gend. einer phyſiſchen oder moraliſchen Urſache halber die 
Regierung zu führen nicht im Stande iſt. 

188. Wenn diefe Verhinderung des Königs länger 
als zwei Jahre dauert, und der unmittelbare Thronfol⸗ 
ger achtzehn Jahr. alt iſt; fo :tönnen ihn. die Cortes, 
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ſtatt der Regentſchaft, zum Kegensen des. Kosteiche 
ernennen. 

- 489. Im Fall der Thron erledige wird. and der Prinz 
von Afturien 'noch minderjährig iſt; jo foll, wenn die 
ordentlichen Cortes nicht verſammelt find, ſo lange, bis 
die außerordentlichen zufaminen fommen, die proviſoriſche 
Regentſchaft aus der Koͤnigin Mutter, wenn eine da iſt, 
aus zwei Mitgliedern der permanenten Deputation der 
Cortes, welche nach der Ordnung ihrer Wahl zur Des 
putation die aͤlteſten ſind, und aus den zwei aͤlteſten 
Staatsrärhen, naͤmlich dem Aelteften und dem, der auf 
ihn folgt, beftehen. . Wenn keine Königin Mutter: vors 

anden iſt; fo, nimmt der, der Anriennität nad, dritte 

taatsrath an. der Regentſchaft Theil. 


190. Den Vorſitz bei der proviſoriſchen Regentſchaft 
führe die Königin Mutter) wenn es eine giebt; und in 
Ermangelung dasjenige Mitglied der permanenten Depus 
tation der Cortes, tweldies ‚suerft zu dieſer Deputation 
—————— 


191. Die proviſoriſche Regentſchaft wird keine andern 


Geſchaͤfte abthun, als ſolche, "die keinen Aufſchüb leiden, 
und nur ad interim Beamte ernennen und abſetzen. 


492. Sind die außerordentlichen Cortes belſammen; 
werden ſie cine aus Bert, big fünf Perſonen beſtehende 
Regentſchaft ernennen. 


193. Um: Mitglieh ah Regentſchaft in — muß 
man Buͤrger ſeyn, und die freie Ausuͤbung ſeiner Rechte 
genießen. Auslaͤnder, ſelbſt wenn ſie Buͤrgerdiplome er⸗ 
halten haben, find ausgefchloffen. 


194. Den Vorſitz Der Regentſchaft fuͤhrt dasjenige 
Mitglied derfelben, welches die Cortes dazu beſtimmen; 
und dieſe haben auch im Nothfall feſtzuſetzen, ob die 
Praͤſidentſchaft nach der Reihe umgehen und auf wie 
lange ſie gefuͤhrt werden ſoll. 


195. Die Regentſchaft wird -die tznigliche Gewalt 
unter der Bedingung — welche die ——— fuͤr 
gut halten 


* 
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496. Sowohl: die eine, "als die. andere Regentſchaft 
wird nach der im Art. 173. vorgefchriebenen Formel ei⸗— 
nen Eid deiften mit Hinzufeßung der Clauſel: „daß fie 
dem Koͤnige treu feyn will,” und die permanente Res 
gentſchaft wird außerdem noch hinzuͤfuͤgen, daß fie, die 
von. den Cortes ihren. Gewalt geſetzten Schranken beobz 
achten, und ‚wenn der. König: zur Voljährigfeis gelangt, 
oder ‚feine: Unfähigkeit aufhört, die Regierung des Koͤ⸗— 
nigreichs niederlegen will; bei Strafe, daß im Fall ſie 
es einen Augenblick verſchiebt, ihre Mitglieder als; * 
raͤther angeſehen und behandelt, werden ſollen. ©. 

497. Alle: Beſchluͤſe der: Regentſchaft Imenden, im 
Namen des. Königs bekannt gemacht. 5 «' ‚ar 

198. VBormund‘ des minderjährigen Konigs ſoll 8 
jenige ſeyn, welcher. von dem verſtorbenen Könige: in ſei⸗ 
nem letzten Willen „dazu ‚ernannt worden. Hat dieſer 
Niemanden ernannt; ſo iſt die Koͤnigin Mutter ſo lange 
Vormuͤnderin, als fie Wittwe bleibt. In: Ermangelung 
derſelben wird der Vormund von den Cortes ernannt: 
Sn dem erſten und dritten, Falle. muß: der ua aus 
dem Koͤnigreiche gebuͤrtig ſeyn. * F— 

199. Die Regentſchaft mird darauf (chen, DaB. hie 
Erziehung u minderjährigen Königs in Allem, dem ‚gro: 
ben Zweck feiner. hohen Würde euifpteßn und nad) 
dem von den Cortes genehmigten Pi ane vor ‚sd 8 sehe. 

200. Die Cortes befiimmen den Gehält, — die 
— der Degenefhnft genießen en, 


a Bierter Abfanitt. Zu * 


Von der koͤniglichen Familie und der An⸗ 
erfennung des Prinzen, ‚von Aftyrien. 


201. ‚Der erftgchorne "Sohn des Königs fahet den 
Ditele „Prinz von Aſturien“ 

202. Die andern Kinder des Koͤnigs r ind und hei⸗ 
Gen Infanten von Spanien (Infantes de las Espanas.) 

203: Die Söhne und Töchter des Prinzen von Aftu; 
rien tollen gleichfalls Znfanten von Spanien beißen, 
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964: Die: Eigenfchäft“ Tpanifcher Infanten beſchraͤnkt 
ſich einzig und allein auf dieſe Perſonen und: kann nicht 
auf andere ausgedehnt worden. u dd 

905. Die Infanten von Spanien werden bie bishet 
genoffenen Auszeichnungen und Ehrenbezeugungen genie⸗ 
Gen und fönnen zu allen, —— Aemtern ernannt 
werden, ausgenommen zu erichts⸗ und Deputirtenſtel⸗ 
Ion. bei den Tortes. 24 

206. Der Prinz von Aſturien kann ohne Einwilli⸗ 
gung der Cortes nicht aus dem Königreiche gehen; und 
wenm. ers’ ohne ihre Zuſtimmung : verläßt, “fer das 
dutch von der Thronfolge ausgeſchloſſen. 2 sin ee 

9207. Daffelbe findet ſtatt, wenn er längere Zeit aus 
ßerhalb des "Reiches Gleise! uls in der Erlaubniß feftges 
fetzi iſt und auf die von "den Cortes an ihn ergangene 
Kuffordernng zur Rückkehr in. der von ihnen beſtimmten 
Sitte fich nicht eine er 

208. Der Prinz von, Afturien , die Infanten und 
Infaninnen, ihre Kinder und Defcendentett ‚die. Unters 
chanen des Königs find, roͤnnen! ohne seine‘ und: der Cors 
tes Einwilligung, bei Stafe ihr Recht auf die Krone 
zu verlieren, ſich nicht verheirathen. Zu 


209. Die Cortls HH in Elmangelung berſelben die 
permanente Depuiation ethalt eine authentiſche Abſchrift 
vor dar ber bie Geburt, die Vermaͤhlnng und den Tod 
aller Gliedet der koͤniglichen Familie aufgenommenen Ac⸗ 
ten, um ſie in ihren Archiven aufzubewahren. 

40." Der Prinz vorn Aſturien wird von den Cortes 
mit’ den) in dem Reglement für ihre innere Negierung 
vorgeſchtiebenen, Formalitaͤten anerkannt werden. 

214. Dieſe Anerkennun geſchieht in der erſten Ver— 
ſammlung der Cortes, di nach feiner Geburt gehalten 
wird. 

942. Der Prinz von Afturien feifter, wenn er 14 
Sapı alt iſt, in Gegenwart der Cortes folgenden Eidt 
„Ach Chier folgt der Name) Prinz von Afturien, ſchwoͤre 
hei Bott und- dem heiligen Evangelium, daß ich die apor 
ſtoliſch⸗ roͤmiſch⸗-katholiſche Religion vertheidigen und auf⸗ 
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recht halten, und keine andere im Königreiche geſtatten, 
die Konftitution der. ſpaniſchen Monarchie beobachten, und 
dem Könige treu und — * will. So wahr 
mir Gott helfe. 


Sünfter Abſchnitt. 


Ed der Dotation der nigtigen 
Familie. 


243. Die Eortes fegen für. den Hofhalt ‚des ‚Könige 

jäßelid eine Summe aus, welche der ‚hohen Würde ſei⸗ 
ner Perſon entſpricht. 
2144. Dem. König ‚gehören. alle todniglichen Dalläfte, 
deren Befig feine Vorgänger ‚genoffen: haben, umd die 
Cortes werden ‚die Ländereien;beftimmen, welde fie zu 
feinem perfönlichen Vergnügen vorzubehalten Hr, dienlich 
erachten. 

215. Für den Unterhalt, des Prinzen son, Aftucien 

fegen die Cortes glei vom Tage feiner Geburt, an, für 
die Sinfanten nnd die Infantinnen aber, nachdem ſie fies 
ben Jahre alt geworden find, eine, jährliche ihrer reſpec⸗ 
tiven Wuͤrde entſprechende Summe aus. 
26. Die Cortes werdenden Infantinnen bei ihrer 
Verheisathung eine angemeffene Summe als Heirathsgut 
ausſetzen, nach deren ‚Bewilligung die zum Unterhalte 
Beftinme gewefenen; jährlichen. Summen aufhören. , 

2417. Wenn fih die Infanten verheirathen ‚und in 
— leben, ſo werden ihnen die bewilligten Penſio⸗ 
nen ununterbrochen bezahlt; verheirathen fie ſich aber 
und halten N außer Landes auf, fo hören die Denfios 
nen auf, und-fie erhalten ein für allemal cine Summe, 
welche die Cortes beitimmen, 

. 218. Die Eortes fegen au die Penfion feſt, wei⸗ 
che die verwittwete Koͤnigin erhalten ſoll. — 
219. Die Beſoldungen der. Mitglieder der Regent⸗ 
ſchaft werden von der fuͤr den Hofhalt — an⸗ 
gewieſenen Summe genommen. — 
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220. Die Summen fuͤr den Hofhalt des Koͤnigs 
und die Penſionen fuͤr ſeine Familie, von welchen in 
den vorhergehenden Artikeln die Rede iſt, werden von 
den Cortes zu Anfange jeder neuen Regierung feſtgeſetzt, 
und koͤnnen waͤhrend der Dauer derſelben nicht geaͤndert 
werden. ' ! 

221. Alle diefe Anweifungen werden bei dem Ras 
tionalſchatze in Rechnung gebracht, der die - Zahlungen 
an den“ vom Könige ernannten Adminiftrator leifter und 
mit demjelben alle gegenfeitige Activa und Paſſiva in 
Drdnung bringt. . ! 


Sechſter Abſchnitt. | 


Bon den -Miniftern oder Staats- und 
Deyefhes Sefretären. 


292%. Minifter (Secretarios del Despacho) find 

ſieben, nämlich: 

a) Der erſte Staatsfefretär (Secretario del Des- 
pacho de Estado). 

b) Der Staatsfefrerär für. die Regierung der Halb⸗ 
infel und der benachbarten Sinfeln. (S. d. d. de 
la Gobernacion del Reyno.). 

c) Der Staatsfekrerär für die Regierung der übers. 
feeifchen Länder. u 

d) Der Staatsfekretär für die Gnadens und Juſtiz⸗ 
fahhen (S. del D. de Gracia y Justicia.) 

e) Der Staatsfekretär der Finanzen (S. d. D.. de 
Hacienda.) | 

f) Der Staatsfetretär für das Kriegsweſen. 

g) Der Staatsfekretär dev Marine. 

Die folgenden Eortes werden in biefer Organifation 
der Minifterien die Aenderungen vornehmen, wel⸗ 

che Erfahrung und Umftände nörhig machen werden. 
293. Um Minifter werden zu Fönnen, muß man 
Buͤrger und im ausübenden Genuffe feiner Rechte feyn. 
Ausländer, auch wenn fie Bürgerdiplome ‚erhalten. haben, 
find ausgefchloffen. ELSE PT — 
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224. Ein beſonderes, von den Cortes genehmigtes, 
Reglement wird die jedem Minifterium zutommenden 
Gefchäfte beftimmen, — A ER 

225. Alle Befehle des Königs mäffen von dem Mis 
niſter desjenigen Departements, wohin fie gehören, uns 
tergeichnet werden; Fein Gericht und fein Staardbeams 
ter ſoll einem Befehle Folge leiften, bei welchem diefe 
Formalitaͤt nicht beobachtet ift. | 

226. Die Mintiter find den Cortes für die Verord⸗ 
nungen, welche fie autorifivren, und die der Conſtitution 
und den Geſetzen zumiderlaufen, verantwortlich, ohne 
daß fie zu ihrer Rechtfertigung den Befehl des Könige 
vorſchuͤtzen können. 

227. Die-Minifter verfertigen die jährlichen Anfchläge 
der Ausgaben der Staatsverwaltung, welche fie in ihrem 
refpectiven Departement für erforderlic halten, und ler 
gen auf die Arc und Weife, die weiter unten angegeben 
A wird, Rechenſchaft von denen ab, die fie gehabt 

aben. 

228. Um die Minifter zur Verantwortung zu ziehen, 
werden die Cortes vor Allem decretiren, daß ein gerichtr 
liches Verfahren ftatt finden fol. | 

229. Iſt ein folches Decret erlaffen: fo wird der 
Minifter ſuspendirt und die Cortes übergeben dem ober— 
ften Gerichtshofe alle Actenſtuͤcke, welche diefen Prozeß 
betreffen, der von demſelben Gerichtshofe anhaͤngig ge: 
macht werden muß, welcher ihn inftruirt und den Ger 
fegen gemäß entfcheidet.. | 

230. Die Eortes werden die Gehalte feſtſetzen, wel⸗ 
he die Minifter während ihres Amtes genießen follen. 


Siebenter Abſchnitt. 


Von dem Staatsrathbe. 


231. Es ſoll ein Staatsrath von 40 Mitgliedern, 
die Buͤrger und im ausuͤbenden Genuſſe ihrer Rechte ſind, 
beſtehen. Auslaͤnder, auch wenn ſie Buͤrgerdiplome er— 
halten haben, ſind davon ausgeſchloſſen. u 
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1292: Er wird aus folgenden. Mitgliedern zufammen 
geſetzt feyn, nämlich: aus vier, und nicht. mehr, Geiftlis 
chen: von.anarfanntem und erprobten Berdienfte und Bes 
rühmtheit, worunter zwei Biſchoͤffe feyn ſollen; aus vier, 
und, nicht mehr Grands von Spanien, die mit Tugens 
den, Talenten und den nöthigen Kenntniffen geziert find, 
und die übrigen 32 follen aus Subjecten ‚gewählt wers 
den, welche fih durch ihre Berühmtheit und Kenntniffe 
oder durch ihre ganz vorzüglihen Dienfte in einigen der 
vornehmiten Zweige der Staatsverwaltung und Regies 
rung ausgezeichnet haben. Die Eortes fönnen zu diefen 
Stellen niemanden vorfchlagen, der zu der Zeit, wo fie 
befege werden, Deputirter bei den Cortes iſt. Wenigs 
ftens zwölf Mitglieder des Staatsraths muͤſſen aus den 
uͤberſeciſchen Provinzen gebürtig feyn. "ir 


233. Alle Staatsräthe werden auf den Vorfchlag der 


Cortes von dem Könige ernanıt. 

. , 234, Um die Bildung diejes Staatsraths zu bewerks 
ftelligen „wird in den ‚Cortes ein dreifaches. Verzeichniß 
aller oben angeführten Klafjen, in dem angegebenen Vers 
hältniffe angefertigt, woraus der König die 40 Indivi⸗ 
duen wählt, welche den Staatscath bilden follen, indem 
er die Geiftlihen aus der Lifte ihrer Claſſe, die Grande 
aus dep, der, Brands nimmt, und fo auch bei den übri: 
gen verfährt. 

935. Wenn eine Stelle im Staatsrathe erledige 
wird; jo werden die zunaͤchſt zufammentretenden Cortes 
dem Könige drei Perfonen aus der Elaffe, in welcher 
die Erledigung ſtatt finder, vorfchlagen, damit ev _denjer 
nigen. daraus wähle, den er für den paflenditen hält. 


236. Der Staatsrarh ift der alleinige Rathgeber des 


Königs; legterer wird denfelben in wichtigen Regierungss 
angelegenheiten, befonders wegen zu ertheilender oder zu 
verweigender Sanction der Geſetze, wegen Kriegserkläs 
rungen und Abfchluß von Verträgen um feine Meinung 
fragen. | 

237: Diefem Rathe ficht es zu, dem Könige zur 
Präjentation für alle geiftlihe Pfründen.und zur Befegung 
aller vichterlihen Stellen „drei Subjerte vorzuſchlagen. 


80 Ä Spanien. 


238. Der König wird nad vorhergegangener Anhoͤ⸗ 
rung des Staatsraths ein Reglement für die innere Leis 
tung des Staatsraths feſtſetzen, und daffelbe den. Eors 
tes zur Genehmigung vorlegen. 

239. Die Staatsräthe koͤnnen ohne ine, vor dem 
oberften Serichte gerechtfertigte, Urſache ihrer Stelle nicht 
entſetzt werden. 

240. Die Cortes * die Gehalte des Staates 
raths. 

241. Beim Antritte ihrer Stellen ſchwoͤren die Staats⸗ 
raͤthe in die Haͤnde des Koͤnigs, die Conſtitution aufrecht 
zu erhalten, dem Koͤnige treu zu ſeyn und ihm nur das 
zu rathen, was ſie ohne Privatabſicht und ohne Privat⸗ 
intereſſe fuͤr das Wohl der Nation N heiten, 


Fünfter Zitel. 


Von den Berihtshöfen und von der 
Verwaltung der Civil; uud 
Criminal-Juſtiz. 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Gerihrshöäfen- 


242. Die Gewalt, die Geſetze in Eivils und Crimi— 
nalfachen in Anwendung zu bringen, kommt ausfchließs 
lih den Gerichtshoͤfen zu. 

243. Weder die Cortes noch der König können in 
irgend einem Falle richterlihe Functionen ausüben, die, 
ſchon anhängigen Prozeffe zurücknehmen oder fchon ents , 
Ichiedene noch einmal vornehmen laffen. | 

244. Die Sefege werden die Ordnung und Formazs 
licäten der Prozeffe beftimmen, die bei allen Gerichtshös 
fen gleichförmig feyn follen, und wovon. weder die Cor⸗ 
tes noch der König dispenfiren können. 

245. Die Gerichtshöfe können keine andere Functios 
ten ausüben, als Nechtiprechen und die richterlichen 

ie in — bringen laſſen. 
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: 246. Eben fo. wenig koͤnnen ſie die Ausübung - der 
Sefege fuspendiren, ‘noch irgend ein — uͤber — 
Juſtizverwaltung erlaſſen. 


247. Kein Spanier kann wegen Eivil ; und Ceim, 
nal; Vergehungen von irgend einer andern Commiſſion, 
als dem competenten, ſchon vorher duch das Geſetz be⸗ 
ſtimmten, Gerichtshofe gerichtet irerden. 


248. In den gewoͤhnlichen Civil⸗ und Criminalſa⸗ 
chen giebt es fuͤr alle Claſſen von Perſonen ſtets nur 
ein Geſetz. 


249. Die Geiſtlichen werden — im Genuſſe 
der Rechte ihres Standes, nach den Beſtimmungen, welche 
die Geſetze darüber enthalten oder noch kuͤnftig vorſchrei⸗ 
ben werden, verbleiben. | 


250. Das Militair wird gleichfalls nach den in der. 
Ordonnanz enthaltenen Bejtimmungen od.r denen, die ſie 
noch in der Folge vorſchreiben wird, beſonderer Geſetze 
genießen. 

281. Um zum Stadtrath oder Richter gewaͤhlt zu 

werden, muß man auf ſpaniſchem Grund und Boden ger‘ 
boren und über: 25 Jahr alt feyn. Die andern Eigens- 
fchaften, welche beide befigen — ag hd den. Ges‘ 
fegen beitimmt werden. 198 


252. Die: Magiftratsperfonen und Re fönnen, 
auch weder abgefegt oder ihrer, es fey nun für eine be⸗ 
fimmte Zeit oder für immer, dauernden Functionen ber 
raubt werden, außer: wegen einer‘ gejeglich. erwiefenen 
und. vor Gericht. abgeurtheilten Urfache. Eben fo wer 
nig können fie anders, als wegen ‚einen gefegmäßig beab⸗ 
ſi — Anklage ſuspendirt werden. 


253. Wenn bei dem Könige Klagen gegen eine Ma: 
gifträrsperfon angebracht werden, die bei angeftellter Uns 
terfuhung gegründet fcheinen; jo kann der König nach 
Anhörung des Staatsraths dieſe Magiſtratsperſon fuss 
pendiren, indem er fogleih die Klage’und Unterfuchung 
an den: oberften Gerichtshof gelangen laͤßt, and diefer 
den Gefegen gemäß das Urtheil ſpreche. 

Dritter Wand, 


82. “17: wi Spanien : 


‚254. Alle Richter: welche die: Geſetze, worin dag 
gerichtliche Verfahren in Eivil s und Eriminalfachen bed 
ftimme ift, nicht beobachten, find perſoͤnlich ‚dafür vers 
antwortlid). 

255. Verführung, Beftechung oder Veruntreuung vor- 
Seiten der Magiftvatsperfonen oder Richter veranlaffen. 
gegen diejenigen, welche ſich etwas der Art zu Schulden 
kommen lafjen, einen Prozeß im Namen des Volks, 


256. Die Cortes werden den Dagiftratsperfonen Ho, 
Richtern eine. gehörige Befoldung ausfegen. 


257. Die Zuftiz wird im Namen des Königs. vers 
maltet, und die Beſchluͤſſe und Urtheilsſpruͤche der obe⸗ 
ren Gerichtshoͤfe werden gleichfalls in ſeinem Namen⸗ 
erlaſſen. 

258. In der ganzen Monarchie fol . mit Vorbehau 
der Abaͤnderungen, welche die Eortes unter beſondern 
Umſtaͤnden vielleicht darin vornehmen, ein und daſſelbe 
bürgerliche, peinlihe und Handelsgeſetzbuch gelten. 


259. Bei Hofe fol ein. Gericht unter dem Namen 

„oberſtes Juſtiztribunal““ ftatt finden. .. 

260. Die Cortes werden. die. Zahl: der Raͤthe, aus: 
denen. cs beftchen, und das Local, wo. es ſeine — 
gen halten fol, beftimmen. ir J 

261. Die Amtsverrichtungen dieſes Obertribunals be⸗ 
ſtehen darin: 
» Die Compeienz der Gerichtshofe (Audiencias) uns: 

1... ter ih auf dem ganzen fpanifchen ‚Gebiete und 

die der Audiencias mit den in der Halbinſel und. 
auf den. nahliegenden Inſeln beftcehenden Tribund⸗n 
len und Sperialgerichten . zu beſtimmen. Dieſe 
Eompetenzen follen in den uͤberſeeiſchen gändern fo 
geſchieden und vertheilt werden, wie es in dem. 
Geſetzen beſtimmt werden wird, 


'» Den Staatsfefretären und den Miniſtern das: Ur⸗ 

theil zu fprechen, wenn die Cortes decretirt Haben, ; 
Se + er — ſie ſtatt Men 
en vd ” } 


4 
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".e)- Alle: Abfegungs + und Suspendirungs ⸗Prozeſſe der 
Staats s oder Serichtsräthe zu enticheiden.. 
Id) Die’ gegen die Stadts:s und ‚Depefchenfekretäre, 
Staatsräthe und Beamten der, Audiencias anhänz 
gigen Criminalprozeffe zu entfcheiden, indem cs dem 
2’ politifchen Chef, der: die meijte Autorität: hat, zus 
tkommt, den Prozeß zu inftruiven und. ihn dem 
Hu. Obertribunale zu übergeben. "ya 
e) Alle gegen einzelne Mitglieder dieſes Obergerichts 
unc  anhängige Prozeffe, zu 'enticheiden. Sollte. fich der 
Ball ereignen, daB es nöthig wäre, dieſes Qber⸗ 
in gericht zur Verantwortung zu uehen; fo follen die 
An) Coxtes mit Beobachtung der im, Areikel,,228. fefte 
dr gelegten Form zur Einennung. eines desfallfigen 
Tribunals ſchreiten, welches aus. 9 Richtern, beſte⸗ 
x. den fol, die. durchs Loos aus, einer. doppelt ſo 
\ zahlreichen Lifte gewaͤhlt werden. 
) ‚Ueber. den Ort, wo ſich jeder Staatsbeamter den 
Geſetzen gemäß aufhalten muß, zu enefcheiden.: .; 


g) Alle fireitige Gegenftände, die das Patroͤnatrecht 
des Koͤnigs betreffen, zu entſcheiden. 
H) Ueber die Appellationen (tecursos- de fuerza) 
aller geiſtlichen Oberhofgerichte zu entſcheiben. 
i) Die Nullitaͤtsrecurſe (recursos de nulidod) | 
entſcheiden, welche gegen die in fester Snitanz 
ausgeſprochenen Urtheile eingelegt werden, "um den 
Prvoeeß wieder. in feinen’ anfänglichen Zi and zu 
verſetzen, indem derfelbe an ein anderes eben 
verwieſen und die Verantworklichkeisi in Ausäbun 
7 gebracht wird, von: der im Art. 2540 die Mebe iR 
ic . Was die überfeeifhen Länder: betrifftzuſo ſollen 
die dort vorfallenden Recourfe und Appellationen 
=.) in der gehoͤrigen Orts angegebenen Forin entſchie⸗ 
2 ‚den. werden, RErY ee Fe) 
k) Die Zweifel der andern Tribunaͤle uͤber den Sinn 
s“ ber: Gefege zu vernehmen, und den König’ über 
dieſe Zweifel und das, was ihnen etwa zu Grunde 
Siege, um Rath zur fragen, damit diefer die Cortes 
6; 


84 12 4. Spanien, 


veranfaffe, eine gehörige Erklärung darüber von 
fih zu geben. 

- )) Die Verzeihniffe der Eivils und Eriminalprozeffe 
durchzuſehen, welche die Audiencias demjelben vor: 
lecgen mülfen, um die fchnelle Verwaltung der us 

ſtiz zu befördern‘, zu demfelben Ende eine Abfchrift 
davon an die Regierung einzujenden, um bie öfr 
fentlihe Bekanntmachung derfelben durch den Druck 

2 MMDOTRUENG: tn. ta 

262 Ale Civil⸗ und Criminalprogeffe werden. in dem 

Bezirke eines. jeden Tribunals beendigt. | 

2631 Den’ Audiencias ſoll es zuftehen, alle Eivilfa: 

hen der niedern Gerichte "ihres Bezirks in zweiter und 

dritter Inſtanz, fo wie auch die Eriminalprözeffe nad) 
den’ in’ dem Gefesen enthaltenen Beftimmungen: zu ents 
ſcheiden? "chen fo wie die Fälle, wo es fih um Sus— 
pendirung oder Abfegung der niedern Richter ihres Bes 
zirks handelt; jedoch immer nach der in. den Geſetzen 
feſtgeſetzten Weiſe und indem ſie daruͤber an den Koͤnig 

berichten. a eh r 1’ . 

264. Die ‚Richter, welche in zweiter Inſtanz erkannt 

— koͤnnen nicht an der Unterſuchung des naͤmlichen 

rozeſſes in dritter Inſtanz Theil nehmen. 

265. Die Audiencias entſcheiden auch alle Jurisdictions⸗ 

ſtreitigkeiten der untergeordneten Richter ihres Bezirks. 

26. Es kommt ihnen gleichfalls zu, die rechtskraͤfti⸗ 

gen Recurſe (xecursos de fuerza) der geiſtlichen Ges 

richte ‚uhd ‚Behörden ihres Bezirks zu entſcheiden. 
267.x Eben; fo ſollen fie zur Beförderung einer ſchnel⸗ 
fen Juſtiz von ‚allen untergeordneten. Richterm ihres Bez 
zirks genaug Meldungen: über die Prozeſſe erhalten, die 
über grobe Vergehungen: anhaͤngig gemacht worden find, 
und Verzeichnifle ‚von allen Civil⸗ und Eriminalproceffen, 
die bei ihrem Gerichte betrichen werden, mit Angabe, 
wie es mit diefen oder jenen ſtehe. — — 

26. Die uͤherſeeiſchen Audiencias werden außerdem 

noch die Entſcheidung der außerordentlichen Nullitaͤtsre⸗ 

eurſe Aber ſich haben, welche bei den Audiencias ange⸗ 
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bracht werden müffen, die. zahlreich. genug _find,: um drei 
Kammern zu bilden, und wo der Prozeß: noch in Feiner 
Inſtanz entichieden worden iſt. Beiden Audiencias, die 
nicht aus einer fo großen Zahl von Mitgliedern beſtehen, 
werden diefe Recurfe von der einen an eine andre, in 
dem Bereiche des nämlichen Obergouvernements liegenden 
übergehen; und im Falle, daß in diefem Gouvernement 
nur eine einzige Audiencia vorhanden ift, an die nächte 
eines andern Gouvernements gelangen. 

269.. Iſt die Nuls und Nichtigkeit ausgefprochen; 
fo wird die Audiencia, welche den Proceß entfchieden 
Hat, dem Dbergerichte Rechenfhaft von den Beweggrüns 
den ablegen und die gehörigen Beweisſtuͤcke und Acten 
beibringen, damit die Verantwortlichkeit in Kraft gefeßt 
werde, von der im Art. 254. die Rede ift, 

270. Die Andienciad werden alle Jahre dem Obers 
gerichte genaue Verzeichniffe von allen Livilprozeffen und 
alle ſechs Monate von allen Criminalprogeffen, ſowohl den 
entichiednen als den noch unentjchiednen, mit Angabe 
ihres gegenwärtigen Standes und Inbegriff derer, die von 
niedern Gerichtsftellen an fie gelangt find, einreichen. 


2741. Die Zahl der Mitglieder der Audiencias, welche 
nicht unter ſieben feyn darf, die Form diefer Tribundle 
und die Orte, wo fie ihren Sitz haben follen, werden 
durch befondere Geſetze und Verordnungen beſtimmt 

772. Kommt die zweckmaͤßigere Eintheilung des fpas 
nifchen Gebiets, von der im Art. 11. die Rede ift, zur 
Ausführung; fo foll mie Ruͤckſicht darauf die Zahl der 
u errichtenden Audiencias beftimmt und denfelben ihre 

ezirke angewiefen werden. | 

.273. Es follen verhältnigmäßige gleiche Kantons (par- 
t1dos) ‚gebildet werden, und in. jedem Hauptorte (cabe+ 
za. de partido) foll ein Oberrichter mit einer. entfpres 
enden Gerichtsſtelle (juzgado) vorhanden. ſeyn. 

274. Der Gefchäftskreis diefer Richter wird ſich blos 
. auf Streitfachen (a lo contencioso) befchränten und e# 
foll gefeglich beftimmt werden, was für welche in dem 
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Kauptorte und den Städten und Fleden ihres Kantons 
(pueblos de su partido) an fie gelangen und wie groß 
die Summen feyn follen, über die fie ohne weitere Ap: 
pellation in Civilſachen erkennen können. 

+75. In allen Städten und Flecken werden Alcaden 
(Alcades) bejtellt und geſetzlich beftimmt werden, wie 
weit fich ihre Macht in Streit: fo wie in Berwaltunges 
fahen (en lo economico) erſtrecken fol. 

276. Alle Richter der niedern Gerichte find gehalten, 
fpäteftens in drei Tagen ihrer velpectiven Audienria von 
den Prozeifen, die wegen auf ihrem Gebiete begangener 
Vergehungen anhängig gemadht worden find, Anzeige zu 
machen und fortwährend zu der von der Audiencia ihnen 
Borgejchriebenen Zeit Rechenfhaft von dem Stande und 
Fortgange diefer Prozeffe abzulegen. 

277: Auch muͤſſen fie alle 6 Monate Hanptliſten 
(listas generales) von allen Eivilfahen und alle 3 Mos 
hate von allen peinlichen Prozeffen, die vor ihren Ger 
richten anhängig find, mit Angabe ihres jeweiligen Stans 
des an ihre reſpective Audiencia einliefern. 

2778. Die Gefeße werden enticheiden, ob es fpecielle 
Tribundle für beftimmte Sachen geben. joll. 

779. Die Käthe und Richter müffen beim Antritt 
ihrer Aemter ſchwoͤren, die Conftitution- aufrecht zu halz 
ten, dem Könige treu zu feyn, die Geſetze zu beobach— 
| en und die Juſtiz unpartheiiſch zu handhaben. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon der Verwaltung der Juſtiz im 
Civilſachen. 


20. Kein Spanier kann des Rechtes beraubt wer: 
den, ſeine Streitigkeiten durch von beiden Partheien ger 
wählte Schiedsrichter entfcheiden zu laffen. 

281. Der von den Schiedsrichtern gethane Ausfpruch 
wird in Ausübung gebracht, wenn. fich nicht beide Theile, 
bei der Anheimftellung an die — das — 
zu appelliren vorbehalten haben. 
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282. Der Alcade jeder Gemeinde (pueblo) vertritt 

‚das Amt: des Friedensrichters, und derjenige, welcher eine 
Klage wegen Eivilfachen oder Injurien anzubringen hat, 
muß ſich dieſechalb an ihn wenden. 


283. Der Alcade vernimmt mit zwei Rechtsverſtaͤn⸗ 
digen, von denen jede Parthei einen ernennt, den Klaͤ⸗ 
ger fowohl ald den Beklagten, unterrichtet fih von den 
Gründen, worauf fie ſich beiderfeitig jtüßen und trifft, 
nachdem er die Meinung feiner beiden Gehuͤlfen verhoms 
men, -die Vorkehrung, die er. für zweckmaͤßig hält, um 
den Streit zu fchlichten, ohne daß die Sache weiter ges 
führe wird, fo wie fie wirklich beendigt iſt, wenn beide 
Theile es dei diefer außergerichtlichen Enticheidung bes 
‚wenden laffen. 


"284. Wenn nicht dargethan wird, daß man das Mit: 
tel der Verföhnung verſucht hat, tkaun kein Prozeß an⸗ 
gefangen werden. 


285. Jede Streitſache, ſie mag ſo wichtig ſeyn wie 
ſie will, kann nur durch 3 Inſtanzen gehen, und es 
donnen in derſelben nur 3 Endurtheile geſprochen wer⸗ 
den. Wird von zwei gleichen Urtheilen an die dritte 
Inſtanz appellirt; jo muß die Zahl der Richter, die dars 
über zu entſcheiden haben, größer feyn, als die Zahl 
derer, die in der gefegmäßig beftimmten Form an der 
Unterſuchung des zweiten Urtheils Theil genommen has 
ben. In dieſer legten Inſtanz wird auch, hinſichtlich 
der Wichtigkeit der Sachen, der Befchaffenheit und Art 
der. verjchiedenen Urteile entfchieden, welcher Urtheilss 
fpruh auf — Fall in Ausübung. — werden ſoll. 


Dritter Abfchnitt. 


Von der ‚Fılizverwaltung in Crimi— 
na Ifaden. 


986. Die Geſetze werden die Yuftizverweisung in 
Eriminalfachen jo anordnen, daß das. gerichtliche Verfah⸗ 
ven kurz und gut angeftellt wird, damit die — 
ſchnell beſtraft werden. 


N 
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287. Kein Spanier kann ohne vorgängige ſummari⸗ 
fche Unterfuhung des Factums und ob. es zu denen ges 
Hört, welche eine koͤrperliche Strafe zur Folge habe, 
verhaftet werden. Eben fo. gehört ein ftliher Bez 
fehl vom Richter dazu, der ihn, wenn Verhaftung 
ſelbſt ftatt finder, bekannt gemacht wird. 


288. Jedermann foll dieſem Verhaftsbefehl Folge 
feiften und jeder Widerftand wird als ein Ichweres Vers 
brechen angejehn. ——— 

289. Im Falle der Widerſetzlichkeit oder Entweichung 
kann Gewalt gebraucht werden, um ſich der Perſon zu 
bemaͤchtigen. | | 

290. Der Verhaftete wird, bevor man ihn ins Ger , 
fängniß bringt, wenn fonft nichts es hindert, vor den 
Richter geführt, damit diefer ihm feine Erflärung abs - 
nehme; fann aber diefe nicht verificirt werden, jo wird 
er als Verhafteter (detenido) ins Gefaͤngniß abgeführt, 
und der Richter empfängt feine Ausſage binnen 24 
Stunden. | 
. 291. Die Ausfage des Verhafteten wird. nicht ber 
ſchworen; überhaupt ſoll in Criminaljachen über cin pers 
fönliches Factum (hecho proprio) fein Eid abgenom⸗ 
men werden. | I | 

292. Zeder auf der That ergriffene Verbrecher kann 
ſogleich verhafter werden, und Jeder hat das Recht, ihn 
feft zu nehmen und vor den Richter zu führen... Ift er 
vor diefem geftellt und in Gewahrſam gebradjt worden; 
fo wird in Allem nach Angabe der beiden vorhergehens 
den Artikel verfahren. u 


293. Wenn befchloffen ift, daß der Ergriffene ins 
Gefängniß gebracht werden oder ald Gefangener (preso) 
dort verbleiben fol; fo wird ein motivirter Befehl (auto 
" motivado) angefertigt und abjchriftlih an den Kerkerz 
meifter (alcayde) übergeben, damit dicfer ihn in das 
Gefangenenbuch eintrage. "Wird dieſes Erforderniß nicht 
beobachtet; fo darf der: Kerfermeifter, bei Strafe der 
größten: Verantwortlichkeit, Riemanden als Gefangenen 
aufnehmen, 
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294. Blos bei Vergehungen , die eine pecimidre Vers 
antwortlichkeit nach fih ziehen, kann Beſchlag auf die 
Güter gelegt werden (hara embargo) und diefer wird 
fih nach der Summe richten, auf welche -fih die. Vers 
antwortlichfeit: erſtreckt. X 

295. Wenn nicht ein Fall da iſt, wo daß Geſetz aus: 
druͤcklich die Annahme von Kaution verbietet; fo fann 
Niemand, der Kaution ftellt, ins Gefaͤngniß gebracht 
werden. a 

296. Sobald als fih aus der Sache. irgend ergiebt, 
daß der Sefangene zu feiner bärgerlihen Strafe verur; 
heile werden kann, foll er gegen Kaution auf freien 
Fuß geftellt werden. 

297. Die Sefängniffe follen. fo befchaffen feyn, daß 
fie wohl zur Fefthaltung, nicht aber zur Befchwerde der 
Verhafteten dienen. Deshalb wird der. Kerkermeijter 
diefelben in guten Verwahrſam halten, und diejenigen 
ron einander ablondern, welche nad) den Befehlen des 
Richters Feine Gemeinfchaft mit einander haben dürfen; 
doch follen fie nie in unterirdifhe und ungefunde Kerfer 
geſteckt werden. 

298. Es wird gefeglich beſtimmt werden, wie oft die 
Gefängniffe unterfiicht werden follen, und ein Gefange: 
ner. darf bei diefer Gelegenheit unter irgend einem Vor— 
wande vorenthalten werden. | 

299. Der Richter und Kerfermeijter, welche genen 
die in den vorhergehenden Artikeln enthaltenen Verfuͤ— 
gungen fehlen, werden als eigenmaͤchtiger Gefangenhals 
tung die in dem Strafgeſetzbuche als Verbrechen aufger 
führt werden foll, ſchuldig beſtraft werden. 

300. Dem als ſchuldig Behandelten (al tratado 
como reo) foll innerhalb’ 24 Stunden die Urfache feis 
ner Feftiegung und der Name feines Antlägers, wenn 
einer vorhanden ift, bekannt gemacht werden. 


301. Bevor der als’ ſchuldig Behandelte verhört wird, 
ſollen ihm alle Documente in ihrem "ganzen Umfange, fo 
wie die. Ausfagen der Zeugen vorgelefen, und der Name 
der letzteren genannt werden; und wenn ev diefelben 
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nicht kennt, fo foll ihm alle mögliche Auskunft, welche 
er verlangt, gegeben. werden, damit er erfährt, ‚wer 
fie find. 
302. Die Prozeffe follen fortan in der Art: und 
Weiſe und Form, welche gefeglih beſtimmt werden wird, 
öffentlich ſeyn. 

303. Gewalt und Folter follen nie angewandt werden- 

304. Eben fo wenig foll die Strafe der Güterconfis; 
cation ſtatt finden. | FREE: 

305. Keine Strafe, fie mag für welches Verbrechen 
es immer fey auferlegt werden, kann auf irgend eine 
Zeit auf die Familie deffen, der fie leider, uͤbergehn. 

306. Man fann in Feines Spanicrs Haus gemwalts 
fam eindringen, außer in den zum Beiten der Ordnung 
und Sicherheit des Staats gefeglich beftimmten Fällen. 


307. Wenn die Eortes mit der Zeit für zweckmaͤßig 


erachten, einen Unterfchied zwifchen den Richtern der 
That und denen des Rechts (jueces del hecho y del 
derecho) feftzujegen; fo follen fie es in der Form thun, 
die fie für paſſend halten. | 

308. Wenn in außerordentlihen Umftänden die Si: 
herheit des Staats eine momentane Suspendirung einer 
von den in diefem Abfchnitte für die Verhaftung der 
Deliquenten vorgefhriebenen Formalitäten im ganzen Um; 
fange der Monarchie oder einem Theile derfelben erheifcht ; 
. fo können die Cortes diefelbe für eine beſtimmte Zeit de; 

eretiren. 


Sech fer Titel. 


Bon der inneren Regierung der.Pros 


vinzen und Städte: . 
Erfter Abſchnitt. 
Von den Stadträthen (Ayuntamientos), 


309. Die innere Regierung. wder Polizey der Städte 
follen Stadträche beſorgen, die aus dem oder den Als 
saden, den Negidores und dem Syndicus (Procurador 


r 
— 
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sindico) beſtehn, und in. welchen der politiſche Chef, 
wenn es einen giebt, und in deſſen Ermangelung der 
Alcade, oder wenn es zwei giebt, der zuerft erwählte 
den Vorſitz führen fol. | Ä | 

310. In den Städten und Fleden, wo es noch kei: 
nen Stadträth giebt und denen doc, einer zufäme, wird 
ein Rath beftele. Die, welche für fi oder mit. ihrem 
Weichbilde 1000 Seelen enthalten, mäffen. einen befoms 
men, und es foll ihnen zu dem Ende ein angemeffener 
Bezirk angewiejen werden. | 

311. Die Zahl der Individuen von jeder Klaffe, aus 
welhen die Stadträthe mit Ruͤckſicht auf die Bevoͤlke— 
rung beftehen follen, wird gefeglih beftimmt werden. 

312. Die Alcaden, Regidores und Syndici in den 
Staͤdten follen duch Wahl ernannt werden, und die 
Regivores, fo wie die andern Beamten auf Lebenszeit, 
fie mögen Namen und Titel haben, welchen fie wollen, 
aufhören. 


313. Aljährlih im Monate December werden die 
Bürger jeder Stadt oder jedes Fleckens zuſammenkommen, 
um mit Stimmenmehrheit im Verhältniffe ihrer Volks— 
menge eine beftimmte Zahl von Wahimannern zu ernenz 
nen, melde ın derjelben Stadt wohnen und das Buͤr— 
gerrecht des Orts genießen. 

314. Die Wahlmänner ernennen in demfelbigen Mos 
nate mit abfoluter Stimmenmehrheit den oder die Als 
cades, Regidores und den oder die Syndici, damit fie 
mit dem erſten Januar des folgenden Jahres ihre Aem— 
ter antreten. | 

315. Die Alcaden werden alle Jahr erneuert; die 
Regidores alljaͤhrlich zur Hälfte und eben jo auch die 
Spndici, wenn es deren zwei giebt, ift aber nur einer 
da, fo wird alljährlich ein anderer gewählt, 

316. Wer eines von diefen Aemtern geführt hat, 
fann da, wo die Bevölkerung es geftattet, vor Verlauf 
von wenigftens. zwei Jahren nicht wieder gewählt werden. 


317:.Um Alcade, Regidor oder Syndicus werden zu 
tönnen, muß man außerdem, daß man. Bürger und im 


- 
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Senuffe feiner Nechte ift, 25 Jahr alt und wenigitens 
5 Jahr in dem Drte anfällig feyn. Die Übrigens zu 
diefen Aemtern erforderlihen Eigenfchaften werden ger 
feßlich beftimme werden. 

318. Niemand, der ein Öffentliches Amt hat, das 
der König vergiebt, kann Alcade, Regidor oder Syndis 
eus werden; - doch find in diefer Verfügung diejenigen 
nicht mit inbegriffen, die der Mationalmiliz dienen. 

319. Alle drei erwähnte Municipalftellen find Stadt; 
Amter (carga concejil), wovon ſich Niemand ohne ges 
ſetzmaͤßige Ürſache ausſchließen kann, 

320. Bei jedem Stadtrathe wird ein Sekretaͤr ſeyn, 
der von erſterem mit abſoluter Stimmenmehrheit erwaͤhlt 
und aus der Gemeindecaſſe beſoldet wird, 


321. Dem Stadtrath liegt ob: 


a) Die polizeilihe Sorge für die Gefundheit und Bes 
quemlichfeit. 


b) Dem Alcade in Allem, was die Sicherheit der 
Perfonen und des Eigentums der Einwohner 
und die Anfrechthaltung der ‚Ordnung anlangt, 
beizuftchn. 

c) Die gefeß: und vorfchriftsmäßige Verwaltung der 
Einfünfte von den liegenden Gründen und Abga: 
ben mit der Verpflihtung, einen Einnehmer zu 
ernennen, der die Gelder in Verwahrung bat, 
und für den diejenigen, welche ihn ernennen, vers 
antwortlich find, 

d) Die Bertheilung und Erhebung der Steuern und 
die Ablieferung derfelben an die reſpective Kaffe 
(tresoreria). 


e) Die Sorge für alle Elementarſchulen und die an⸗ 
dern Erziehungsanſtalten, welche aus den Gemein⸗ 
decaſſen unterhalten werden. 


f) Die Sorge für die Spitäler, Armen: und Findel⸗ 
haͤuſer und andre milde Anſtalten nad: den zu er⸗ 
laffenden Vorſchriften. 
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0) Die Sorge fuͤr die Anlegung und Wiederherſtel⸗ 
lung der Wege, Kunſtſtraßen, Bruͤcken und. Ge; 
faͤngniſſe, Wälder; und Holzungen der Gemeinde 
und alle oͤffentliche Werke, die nothwendig und 
nuͤtzlich ſind oder Zur Zierde gereichen. 
: h) Die Stadtverordnungen (ordenanzas municipa- 
les- del pueblo) abzufaſſen und fie mittelſt der 
Prvovinzialdeputation, die ihr Gutachten hinzufuͤ⸗ 
—gen wird, den Cortes zur Genehmigung zu uͤber⸗ 
ſenden. | 
3) Die Beförderung dee Ackerbaues, Gewerbfleißes 
und Handels, nach der Beſchaffenheit und den 
J. Amſtaͤnden der Orte und in fo weit als es nuͤtzlich 
und wohlthaͤtig für ſie iſt. — 
322. Wenn Arbeiten oder andre Dinge, die von 
allgemeinem Nutzen ſind, vorkommen und man, weil 
die Einkünfte von den liegenden Gründen nicht hinrei⸗ 
den, zu den Auflagen Carbitrios) feine Zuflucht neh⸗ 
men: muß; fo können dieſe nicht eher gemacht werden, 
bi! man durch die Provinzialdeputation die Genehmi⸗ 
gung der Cortes erhalten hat. Im Fall das Werk oder 
der Gegenftand, wozu fie verwandt werden follen, drinz 
gend nörhig iſt; ſo konnen "die Stadträche mit Zujtims 
mung der erwähnten" Probinzialdeputation diefelben ins 
zwiſchen, bis der Beſchluß der Cortes ankommt, vers 
wenden. i2. an pP ars 
1.823. Die Gemeinderäche verrichten alle: diefe Func⸗ 
tionen unter Auffichtö der Provinzialdeputation, der .fie 
alljährlich. eine belegte Rechenſchaft von den öffentlichen 
Geldern, die fie. eingenommen ‚und verwandt: haben, abs 
legen. werden, x ade, 


5 
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wu. Bweiter Abſchnitt. 

Von der politifhen Regierung‘ der: Provinz- 
> zen. und den Provinzialdeputationen. 

» 324. Die politifhe Verwaltung der Provinz hat der 

vom: Könige für jede Provinz - ernannte" oberſte Chef 

(gefe superior): Äber-fidh. ir.) — TR 5 


J 


a 


395. In jeder Provinz foll es eine ſogenannte Pros 
vinzialdeputation geben, die das Wohl derjelben befördern 
fol, und worin der Chef der Provinz den Vorfis führt. 


326. Diefe Deputation fol aus dem ‚Präfidenten, 
dem Intendanten und 7 auf die. unten angegebene Weife 
erwählten Mitgliedern beſtehen, doch mit dem Vorbehalt, 
dag die Cortes in der Folge diefe Zahl, wenn ſie es 
für dienlich erachten, oder die Umftände es erfordern, 
ändern können, wenn die neue Eintheilung der ‘Provins 
zen, wovon im 414. Artikel die, Rede ift, flattgefunden 
haben wird. ee Fr © 

327. Die Provinzialdeputation wird alljährlih zur 
Hälfte erneuert," indem. das; erftemal die größere, und 
zum zweitenmal die Kleinere Hälfte austritt, welches im⸗ 
mer fo fortgeht. R | BR 

328. Die Wahl dieſer Individuen gefhieht durch die 
Bezirkswahlmaͤnner (electores de partido) den Tag dar 
auf, wenn die Deputirten zu den: Cortes ernannt wor⸗ 
den find und auf dieſelbe Weiſe, wie dieſe erwaͤhlt 
werden. | mn, —— 

329. Zu gleicher Zeit und auf dieſelbe Weiſe werden 
für. jede Deputation drei Suppleanten erwaͤhlht. 


330. Um Mitglied der Provinzialdeputation zu weis 


- den, muß man Bürger und im ausäbenden Genuffe feis' 


ner Rechte, mündig, 25 Jahre: alt, und in der Provinz 
geboren ſeyn, .oder ſich wenigſtens feit 7 Jahren dort 
aufgehalten. und ein hinlaͤngliches Einkommen haben; um 
anftändig leben zu koͤnnen. Keiner ‚von den Staatsbeam⸗ 
ten, die der König ernennt und ‚von ‚denen im Art 318.) 
die Rede ift, kann es werden. 


334. Damit ein und diefelbe Perfon zum zweitens 
mal gewählt werden kann, muͤſſen wenigftens. von der 
Zeit an, wo ſie ihr Amt niederlegte, 4 Jahre verftris 
chen ſeonn. ea are . 

332. Wenn. der Chef der Provinz nicht den Vorfig: 
in der Deputation führen kann; ſo führe ihn der Inten— 


dant, und in Ermangelung, deſſen das Mitglied (el vo- 
cal),. das zuerſt gewählt: worden. ve Ä 


333. Die“ Deputation ernennt einen Sekretär, der 
ans den Öffentlichen Fonds der Provinz bejolder wird. 
334. Die, Deputation ‚hält jährlich hoͤchſtens 90 Si: 
tzungen, die auf die ihr am meiften paſſende Zeit vers 
legt werden. Auf der Halbinſel ſollen die Deputationen 
am erſten März, in den uͤberſeeiſchen Provinzen am er: 


ſten Zunias ‚beifammen feyn. Zn 
336. Dieſen Peputasionen liege, oB: 


a) Die Vertheilung . deri;der: Provinz nauferlegten 
Steuern auf -die Diſtricte ‚und Cantone. mit mas 
chen zu helfen und, ſie zu ‚genehmigen. ,,; 
b) Auf die gute Verwendung der öffentlichen: Gelder 
n den Städten und Gemeinden zu ſehen, ‚die 
Bismuoen darüber zu unterfuchen,, damit fie auf 
ihr Gutheißen (visto bueno) die höhere Geneh— 
migung erhalten und-daflr ‚Sorge zu tragen, daß 
Allem die. Geſetze and Vorſchriften Beobachtet 
de ed 


“ ArTE ’ ,oayann AR —R 
©) Zu forgen, daß den, Verfügungen des 310. Art. 
gemäß Gemeinderäthe (ayuntamientos) angeftelle 
Werden. in. RER 
d) Wenn neue! für die Provinz allgemein nüßliche 
VWerke zu unternehmen find «oder die alten wieder 
— werden ſollen, der Regierung, die, Abgas 
n, Caxbitrios) vorzufchlagen, welche fie für die 
zweckmaͤßigſten hält, ; um. von den Cortes die nös 


e.” / 
* a, > 


thige Eriaubniß dazu zu erhalten, : 
Wann in den überfeeifhen Provinzen die oͤf⸗ 
fentlichen Werke fo dringend nöthig find, daß man 
den Beſchluß der. Cortes nicht abwarten kann; fo 
+ ann die Deputasion mit ausdrücklicher Genehmis 
gung des Provinzialhefs fogleicy die Abgaben vers 
—— muß aber wegen der on der 
| er 8 ſogleich der Regierung Rechenſchaft davon 
egen. | | 
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Zur Erhebung: diefer Abgaben wird die Depu⸗ 
tation auf ihre Verantwortung ginen Einnehmer 
(depositario) ernennen, und die von ihr durch⸗ 
geſehenen Rechnungen über die Verwendung ‚ders, 
feiben an die Regierung fenden, damit diefe fie 

2 — "vertfiöinen und darüber discutiren laffe und- * am 
Ende den Eortes zur Genehmigung übergebe. 


e) Die Erziehung , ‚der, Augend, den genehmigten Pies- 
nen gemäß, zu befördern, Ackerbau, Handlung; 
und Gewerbfleiß dur Beſchuͤtzung derer, welhe 
in irgend einem Zweige derfelben neue Erſaran⸗ 

gen machen, zu beguͤnſtigen. —— 

"NH Der Regierung alle Mißbraͤuche anzuzeigen, bie 
fie bei‘ Be der Gelder ige 
"werden. £ . 


) Die Volkszahl und die ſatiſtiſchen vahatnſe der 
Provinzen aufzunehmen. | 


b) Dafür zu forgen, daß die milden ‚Stiftungen und 
„Mohlthätigkeitsanftalten ihren Zweck erfüllen, ins 
dem fie der Regierung die ihrem Beduͤnken nad 
zweckmaͤßigſten Maaszegeln zur Abſtellung der ‚bes 

— merkten Mißbt auche vorſchlagen. | 


» Den Cortes die Verlehungen der Verfaſſung an⸗ 
zuzeigen, die ii e in den Provinzen wahrnehmen. 


| * ‚Die Deputationen · der überfeeifchen Provinzen wer⸗ 
u den‘ ein wachſames Auge auf die Ausgaben und 
Einnahmen, Ordnung und Fortſchritte der Mif: 
ſionen zur Bekehrung der unglaͤubigen Indianer 
haben, und diejenigen, welche damit brauftragt 
ſind, werden ihnen, Rechenſchaft uͤber das, was 
ſie in der Hinſicht gewirkt haben, ablegen, damit 
Mißbraͤuche vermieden werden und die Deputatio⸗ 
nen werden die Regierungen von dem — in 
Kenntniß ſetzen. RE 


336 Wenn irgend eine Deputation ihre Gewalt miß⸗ 
braucht; ſo kann der Koͤnig die Mitglieder derſelben | 
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fuspehdren, indem er den Cortes diefe Verfügung und 
bie Grinde, welche Anlaß dazu gegeben, zu wiffen thut. 
Während der Zeit; daß fie fuspendire find, follen ihre 
Functienen von den Suppleanten verfehen werden, 


337. Alle einzelne Mitglieder der Gemeinderäche und 
Provinzialdeputationen leiften bei dem wirklichen Antritte 
ihres Amts, jene in die Hände des zuerft ernannten 
Almden, dieje in die Hände des Provinzialchefs, einen 
Eid, die Eonftitutien der fpanifchen Monarchie zu er: 
— die Geſetze zu beobachten, dem Könige treu zu 
em und gewiſſenhaft die Pflichten ihres Amts zu erz 
füllen; | 

Siebenter Titel, 
Bon den Steueri 
Einziger Abſchnitt. 

338; Die Cortes beftimmen oder beſtaͤtigen bie di 
recten ſowohl als indirecten, allgemeinen , Provinzial; 
oder ſtaͤdtiſchen Abgaben, jo daß bie alten beftehen bleis 
ben, bis fie oͤffentlich abgefchafft oder neue eingeführt 
werden. DR 

339. Die Steuern werden im Verhältniffe des Ver; 
moͤgens und ohne daß irgend eine Ausnahme oder Priz 
vilegium ſtatt fände, auf alle Spanier vertheitt. 

_ 346 Die Steuern follen den Ausgaben, melde bie 
Cortes für alle Zweige der Staatsbedärfniffe ausfetzen, 
angemeſſen ſeyn. 

341. Damit die Cortes die Staatsausgaben und bie 
ur Deckung derfelben erforderlihen Steuern beſtimmen 

nnen; jo ſoll ihnen der Staatsſekretaͤr für die Finanz 

gen (Secretario del Despächo de Hacienda), ſobald 
fie verfammelt -find, einen allgemeinen Anjchlag vorlegen; 
worin die einzelnen Anſchlaͤge für: die vefpertiven Des 
partements der andern Minifter vereinige find; 

342: Derielse Staatsſekretaͤr wird zugleich init dem 
Anfchlage der Ausgaben einen Plan für die Steuern vor) 
legen , die zur Deckung derfelben auferlegt werden follen: 

Dritter Band; 7 
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343. Wenn dem Könige irgend eine Steuer Jrückend - 
oder fchädlich ſcheint; jo ſoll er es den Cortes dirch den 
Finanzminifter zu erkennen geben, und zugleich tine an: 
dre, die er, für zweckmaͤßig hält, vorſchlagen. 


- 344. Iſt der Betrag der direrten Steuern. beſtimmt; 
fo nehmen. die Kortes die Vertheilung derfelben auf die 
Provinzen vor, umd vermeifen auf jede derfelben euen 
Theil, der ihrem Reichthume angemeffen ift, zu weldem 
Ende der Finanzminifter gleichfalls die nöthigen Ans 
ſchlaͤge vorlegen fol, 


345: Es ſoll für die ganze Nation ein allgemeiner 
Schatz (tresoreria general) beftchen, der über den Er; 
trag aller für die Bedürfniffe des Staats beftimmten 
Einkünfte zu verfügen hat. 


346. In jeder Provinz foll eine Hauptcaffe (Treso- 
reria) bejtehen, in welche alle in derfelben für den 
Staatsſchatz zu erhebende Steuern einfließen follen. 
Diefe Hauptcaſſen werden mit: dem allgemeinen Schatze 
in Verbindung fichen, zu deffen Verfügung fie alle ihre 
Fonds bereit halten werden. a 


347. Keine Zahlung wird von dem Schagmeifter in 
Rechnung gebracht werden, wenn fie nicht in Folge einer 
föniglihen, von dem Finangminifter contrafignivrien Ver— 
ordnung geſchehen ift, worin angegeben ift, wozu fie bez 
flimmt .und die Verordnung der Cortes, wodurch diefe 
Ausgabe genehmigt worden ift. 


348. Damit der allgemeine Scha& feine Rehnuns 
gen mit gehöriger Genauigkeit anfertige; fo follen wegen 
der Verification der Berechnung der Gelder und der 
Vertheilung der Staatseinkünfte der refpective Gegen— 
fand der Zahlung und das Datum dabei beftimmt werden. 


349. Diefe Bureaur (Cofficinas) follen mittelft einer 
befondern Inſtruction fo eingerichtet werden, daß fie den 
Zweck ihrer Einrichtung ganz erfüllen. 


350. Für die Unterfuchung aller Rechnungen über 
die Staatseintünfte fol eine Ober z Rechnungsfammer 
(Contaduria mayor de Cuentas) errichtet werden und 
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mittelſt eines befondern Gefeges ihre Organifation eve 
halten. + 

351: Sobald die Rechnung des allgemeinen Schakes, 
welche ſich über den jährlichen Ertrag aller Steuern und 
Einkünfte und ihre Verwendung erftrecfen fol, definitiv 
von den Corted genehmigt worden iftz fo fol fie gedruckt, 
befannt gemacht und an Alle Provinzialdeputationen. und 
Gemeinderäthe ausgerheilt werden. 

352. Die Rechnungen, welche die Staatsfekretäre 
über die Ausgaben ihrer vejpertiven Departements anferz. 
tigen, ſollen ebenfalls gedruckt, Öffentlich bekannt gemach 
und in Umlauf gefeßt werden, 

353. Die Verwaltung der Staatsfinanzen foll ſtets 
von allen andern Gewalten, als der, welcher fie anvers 
traut it, unabhängig ſeyn. 

354. Zollämter jol es blos an den Sechäfen und an 
den Gränzen geben; doch fol diefe Verfügung nicht cher 
ind Werk gefest werden, Bis es die Cortes. befchließen. 


355. Die Cortes jollen vor allem andern ihre Aufr 
merkſamkeit auf die anerkannte Staatsfchuld richten und 
es fih ganz vorzüglich angelegen feyn laffen, für die 
allmählige. Tilgung derfelben und-für die Bezahlung der 
Intereſſen, fo wie fie fällig werden, zu forgen, indem 
fie Alles anordnen, was die Führung diefes wichtigen 
Adminiftrationgzweiges betrifft, ſowohl in Hinficht der 
feitzuiegenden. Abgaben Carbitrios), die gänzlich ges 
trennt von dem Staatsſchatze verwaltet werden jollen, 
als der Rechnungskammer Coflicinas de Cuenta y 
‚Razon). 


Achter Zitel | 
Von der Nationalkriegsmacht. 
Erſter Abſchnitt. 
Bon dem ſtehenden Heere. 
356. Es ſoll eine ſtehende Land⸗ und Seemacht zur 
Vertheidigung des Staates nach außen und. Aufrechthal— 


tung der Ordnung im Innern unterhalten werden. 
7* 
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357. Die Cortes werden jährlich die nad den Um; 
ftänden erforderliche Truppenzahl und die Art und Weis 
je, wie fie ausgehoben werden follen, beftimmen, 


358. Eben fo werden fie jährlich die Zahl der Krieges 
fchiffe Cbüques de la marina militar), die neu armirt 
werden, oder armirt bleiben follen, beſtimmen. 


359, Die Eortes werden mittelft befonderer Verord⸗ 
nungen Allee, was die Disciplin, das Avancement, 
den Sold, die Verwaltung, fo wie Alles, was die gute 
Einrichtung des Heeres, fo wie der Marine betrifft, 
feftiegen. Ä J 


360. Es ſollen Kriegsſchulen zum Unterricht und zur 
Bildung in allen Zweigen des Land- und Seedienſtes 
errichtet werden. 


361. Kein Spanier kann ſich vorm Kriegsdienſte frei 
machen, wenn ev geſetzmaͤßig dazu aufgerufen wird. 


| Zweiter Abſchnitt. 
Bon den Nationalmilizen. 


362. In allen Provinzen follen Corps von Natio— 
nalmilizen errichtet werden, die aus den Einwohnern 
derfelben, nach Verhaͤltniß ihrer Bevoͤlkerung und ihres 
Zuftandes, gebildet werden. j 


363. Die Art und Weife ihrer Bildung, ihre Zahl 
und beſondere Einrichtung in allen ihren Zweigen ſoll 
durch eine beſondere Verofdnung regulirt Werden. 


364. Diefe Milizen find nicht fortdauernd im Dienft, 
fondern nur, wenn die Umftände es erfordern. 


365. Im Nothfall kann der König innerhalb der 
vefpeetiven Provinz über diefe Milizen verfügen, außer: 
> jedoch fie nicht ohne Zuftimmung dev Cortes ver 
wenden: 
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Neunter Titel. | 
Bon dem dffentliden Unterrige. 


Einziger Abſchnitt. 


366. In allen Städten und Gemeinden des Reichs 
(pueblos) follen Elementarſchulen angelegt und darin 
die Kinder im Lefen, Schreiben, Rechnen und im Late: 
chismus der katholiſchen Religion, der auch eine Eurze 
Darftellung der bürgerlichen Pflichten enthalten fol, uns 
terrichtet werden. | 


367, Eben fo foll auch die gehörige Zahl von Anis 
verfitäten und andern Unterrichtsanftalten, die man für 
den Unterricht in allen Wiffenjchaften, in der Literarur 
und den Schönen Künften für zweckmaͤßig erachtet, ans 
geordnet und errichtet werden. 


368. Der allgemeine Unterrichtsplan foll im ganzen 
Reiche gleidy feyn, und auf allen Univerfitären und lite; 
rariſchen Anftalten, wo man die geijtlichen und politis 
Ihen Wiſſenſchaften lehrte, fol auch die politiſche Conſti⸗ 
tution der Monarchie erläutert werden, 


| 369. Es foll eine Seneralftudien ; Direction beftchen, 
deren Mitglieder Männer von anerkannter Gelehrfamteit 

feyn follen und die unter Autoritaͤt der Megierung die 

Auffihe über den dffentlihen Unterricht führen wird. 


370. Die Eortes werden mittelft Plane und befons 
derer Statuten Alles, was diefen wichtigen Gegenftand 
des Öffentlihen Unterrichts angeht, einrichten. 


374. Allen Spaniern ſteht es frei, ihre politifchen 
Seen, ohne daß fie einer vorgängigen Erlaubniß, Nevis 
fion oder irgend einer Genchn:igung bedürfen, niederzu: 
Ichreiben, drucken zu laffen und befannt zu machen, mit 
Vorbehalt der in den Gefegen beftimmten Einfchränfuns 
gen und Verantwortlichkeit. 


102 | Spanien 


Zehnter Zitel. 


Bon der Beobadhtung der Conſtitution und 
der Art, wie man verfährt, um Veränderuns 
gen darin vorzunchmen. 


Einziger Abſchnitt. 


372. Die Eortes werden: gleich in ihrer erften Sir 
tzung die wahrgenommenen Verlegungen der Konftitution 
in Erwägung ziehen, -um zwecmäßige Maasregeln das 
gegen zu ergreifen und diejenigen, die derfelben zuwider 
gehandelt haben, zur Verantwortung zu ziehen. 


373. Jeder Spanier hat das Recht, den Cortes oder 
dem Könige Vorftellungen zu machen und die Beobach— 
tung der Konftitution zu veclamiren, 


374. Seder, der ein Staatsamt erhält, es fey beim 
Civil, beim Militär oder bei der Geiftlichfeit, ſoll bei 
dem Antritte deffelben den Eid leiften, die Conſtitution 
zu erhalten, dem Könige treu zu feyn und fein Amt 
gehörig zu verwalten, 

375. So lange, bis die Konftitution nicht 8 Jahre 
lang in allen ihren Theilen in Wirkfamfeit gewefen tft, 
darf’ keine Abänderung, Fein Zufag, feine Ummwandelung 
ivgend eines Artikels derjelben in Vorſchlag gebracht 
werden. 

376. Um irgend eine Abänderung, Vermehrung ader 
Reform in der Conftisution vornehmen zu fönnen, muß 
die Deputation, welche definitiv darüber zu beſchließen hat, 
zu dem Ende mit befondern Vollmachten verjehen feyn. 


377. Jeder Vorſchlag zur Reform irgend eines Artis 
kels der Konftitution muß Ichriftlich gefchehen und mwenigs 
ſtens von 20 Deputirten unterftügt und unterzeichnet feyn, 


378. Der Vorſchlag zur Reform foll in Zwilchens 
räumen von 6 zu 6 Tagen von einer Vorlefung zur ans 
dern dreimal verlejen werden. Mach der dritten wird 
man berathſchlagen, ob er zur Discufjion kommen foll, 


379. If er für die Discuſſion angenommen; fo fols 
len dabei die nämlichen Formalitäten und derielbe Gang 
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yeobachtet werden, die für die Abfaffung der Geſetze vor; 
zeichrieben find; worauf man dann beſtimmen wird, ob 
in ‚der. nächiten Generaldeputation von neuem darüber 
berathfchlagt werden fol, Und damit diefe Erklärung erz 
folgen kann, müffen zwei Drittheile der Stimmen für 
den Vorfchlag ſeyn. 


380. Die folgende Seneraldeputation kann, nach vor: 
gängiger Beobachtung der Formalitäten in allen ihren 
Theifen, in einem ihrer beiden Sigungsiahre mir Ein: 
willigung von 2 Drittheilen ihrer Mitglieder erklären, 
daß die Ausfertigung von befondern Vollmachten für die 
vorgeichlagene Reform ftate finden fol. 


381. Iſt diefe Erklärung gefchehen; fo foll fie öffent: 
lich bekannt gemacht und allen Provinzen mitgerheilt wer; 
den, und die Cortes werden, zufolge der Zeit, wenn fie 
fratt gefunden, beftimmen, ob die nächfte oder die darauf 
folgende Deputation die Sperialvollmachten dazu mitbrin; 
gen fol. 

382. Diefe Vollmachten werden durch die Wahljun— 
ten der Provinzen ertheilt, indem fie zu den gewöhnliz 
chen noch nachſtehende Clauſel hinzufügen. (Auch er: 
theilt ſie ihnen noch eine Specialvollmacht, um die Re: 
form in der Berfaffung vorzunehmen, von welcher das 
Deeret der Cortes handelt, das folgendermaßen lautet: 
Chier folge der buchftäbliche Inhalt des Decrets). Alles 
in Uebereinftimmung mit dem, was in der Konftitution 
vorgeſchrieben ift). Und fie machen ſich verbindlich das, 
was kraft diefer Vollmachten befchloffen werden wird, 
als conftitueionell anzuerkennen und zu halten, 


383. Die vorgefchriebene Reform foll von neuem in 
Berathſchlagung genommen, und wenn zwei Drittheile 
der Deputirten fie genehmigen, conftitutionelles Gefek, 
und als folches in den Cortes bekannt gemacht werden. 

384. Eine Deputation foll das Decret über die Re: 
form dem Könige überreichen, damit er es bekannt ma: 
chen und an alle Behörden und Gemeinderäthe der Mo; 
narchie vertheilen läßt. 


Gegeben Eadir, den 18ten März 1812. 


Demnach befehlen Wir allen Spanlern, Unfern Uns 
terthanen, weß Standes" und Ranges fie feyn mögen, 
bie vorftehende Konftitution als das Grundgefch der Mo— 
narchie aufrecht zu erhalten und gleihermaßen allen Ge; 
richishöfen, Gerichten, Chefs, Gouverneurs und andern 
ſowohl Civil- als Militär: und geiftlihen Behörden jes 
des Standes und Ranges, die erwähnte Conftitution in 
alien ihren Theilen aufrecht zu erhalten und aufrecht 
halten, vollfivefen und befolgen zu laffen, Solches wers 
det ihr euch gefagt ſeyn laffen, Alles thun, mas zur 
Vollziehung deffelben erforderlih ift, und es zum Drud 
befördern, dffentlih bekannt machen und vertheilen. 


Joaquin de Mosquera y Figueroa, Präfldent, 
(unterz.) Juan Villaviceneio. 
Ignacio Rodrigueg de Rivas. 
Straf del Abisbal. 
Kadir, den 19ten März 1812. 


Cunterz.) A. D. Ignacio de la Pezuela. 


10. 
Teutſchland. 


Yıs, nach der Stiftung des Rheinbundes am 12. Zul. 
1806, das teutfche Reich mit der Nieberlegung der Fais 
ferlihen Würde erlofh, und nach dem Kampfe zwifchen 
Sranfreih und Preußen, welcher am 9. Zul. 1807 zu 
Zilfit beendigt ward, der Rheinbund das ganze ehemas 
lige Zeutfchland, mit Ausnahme der Öfterreichifchen und 
preußifchen vormals dazu gehörenden Länder, umfchloß, 
galt die Conföderationdacte des Rheinbundes 
(vergl. Zheil 2, ©. 78 ff.) als das einzige organifche 
Statut für diefen Staatenbund. Diefer Staatenbund 
ward gefprengt, und mit ihm bie Gültigkeit jener Con⸗ 
föderationsacte in der Voͤlkerſchlacht bei Leipzig (16, 
und 18, Det. 1813) vernichtet. 

An die Stelle jener Conföberationsacte trat, nach 
ber neuen Seftaltung der innern und aͤußern Berhälts 
niſſe der einzelnen teutfchen Staaten, am 8. Jun. 1815 
bie auf dem Wiener Congreſſe vermittelte teutf be 
Bundesacte (vergl. Th. 2, ©. 93 ff.). 

Der 13te Artikel derfelben hatte ausgefprochen : 
„In allen Bundesftaaten wird eine landftäns 
diſche Berfaffung flatt haben.‘ Wie dieſes große, 
bad innere Volksleben in den einzelnen Bundesftaaten 
zur zeitgemäßen Erneuerung führende, Wort bis zum 
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Zahre 18416 von einzelnen teutfchen Fürften gelöfet 
ward, zeigen die im zweiten Xheile dieſes Werkes 
enthaltenen neuen Verfaffungen. Was feit diefer Zeit 
in dieſer Hinficht in teutfchen Staaten gefchah, muß 
hier nachgetragen werden. Befonders find es die drei 
neuen VBerfaffungen vonBayern, Wirtemberg 
und Baden, welche die allgemeinfte Aufmerkſamkeit 
in Zeutfehland und Europa erregten. 
1) Bayern. 

Ä Das Königreich Bayern hatte bereitd am 1. Mai 

4808 (f. Theil 2, ©. 129 ff.) eine neue, ber well 
phälifchen nachgebildete, Verfaſſung erhalten, die 
aber nicht ins wirkliche Leben trat. Was im Allgemeis 
nen gegen einzelne Hauptbeflimmungen berfelben bei: 
gebradyt werden mußte, findet fih Th. 2, ©. 130 ff. 
angegeben. Ueber mehrere Vorzüge berfelben vor 
der im Jahre 1818 neu gegebenen bayrifchen Verfaſ⸗ 
fung muß die fcharffinnige, nur bisweilen fophiftifche, 
Schrift des Staatsraths von Hazzi: über bie 
Standpuncte der bayrifhen Verfaffungsur: 


kunde von 1818 in Beziehung anderer Eon: 


flitutionen. Münden, 1819. 8. nachgelefen werden. 

Diefer neuen Berfafjung ging aber ein, mit dem 
Dapfte am 5. Jun. 1817 zu Rom abgefchloffenes, Eons 
cordat, vom Gardinale Confalvi und von Gafimir 
Häffelin, Bifchoff von Cherfones, unterzeichnet, und 
vom Könige am 24. Det. 1817 zu München ratificirt, 
voraus, welches, nach vielen feiner Bellimmungen, 
in Bayern’ und in Zeutfchland eine fehr nachtheilige 
Senfation erregte. Es ſtehet vollftändig, latei- 
niſch und teutfch, in einer Sammlung, welche über: 
ſchrieben ift: Verfaffungsurfunde des Königs 
reihes Baiern, München, 1818. 8. ©.348—395. 
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Deſto erfreulicher war die Bekanntmachung der neuen, 
vom Staatsrathe von Zentner bearbeiteten, Ber: 
faffungsurfunde vom 26. Mai 1818, welcher eine 
fehr zwedmäßige königliche Verordnung in Hinficht der 
Gemeindeverfaffung vom.17. Mai 1818 vor 
ausgieng, und mit welcher zugleih zehn Beilagen . 
zur Ergänzung ber Verfaffung in einigen wefentlichen 
Beftimmungen befannt gemacht wurden. Wenn gleich 
. in ben über die Berfaffung erfchienenen Schriften von 
v. Hornthal, vom Grafen Soden, von v. Hazzi, 
Behru.a.mandyes Einzelne getadelt ward; fo erklärte 
fich doch die allgemeine Stimmung des bayrifchen Volkes 
für dad Ganze laut und unverhohlen, und unverkenn⸗ 
bar-erhielt die bayrifhe Monarchie durch diefe Verfaſ—⸗ 
fung eine neue Grundlage und, politifche Stärke, fo 
wie fie im Februar 1819 zu der, auf teutfchem Boden 
neue, Erfcheinung einer — nad) dem Vorbilde bes brit- 
tifhen Parlamentd und der franzöfifchen Kammern — 
dffentlihen Ständeverfammlung führte, wo bas 
bayrifche Volk feine Staatsmänner und Stellvertreter 
nach ihrem öffentlichen Charakter kennen Iernte. 

Es gehört zu den unfterblichen Verdienften bayris 
fher Staatömänner, daß fie erfannt hatten, eine zweds 
mäßige Verfaffung muͤſſe von einer neuen zweds 
mäßigen Geftaltung der Gemeinden ausgehen 
Denn foll der Organismus. des Staates ein in fich 
zufammenhängended, nothwendiges, ale Xheile 
gleichmäßig umfchließendes, Ganzes bilden; fo muß bie 
neue Geftaltung nicht von oben herab beginnen, fon: 
dern von unten hinauf anheben. Der Anfang muß 
mit der Gemeindeverfaffung gemaht werben; 
diefer muß die Provinzialverfaffung (eine Lüde 
im Königreiche Bayern) folgen, und die allgemeine 


\ 
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Landesverfaffung muß das Ganze befchließen, Es 
verfteht fich dabei von felbft, daß die Formen biefer 
drei einzelnen Verfaſſungen einander nicht widerfprechen 
bürfen, fondern feft und ficher in einander eingreifen, 
und fich gegenfeitig tragen und ergänzen müffen. Da 
bier die bayrifche Verordnung vom 17. Mai 1818, die 
Fünftige VBerfaffung und Berwaltung der 
Gemeinden betreffend, nicht in extenso mitgetheilt 
werden kann; fo bemerken wir blos das Wichtigfte aus 
‚derfelben. Der Eingang erklärt, daß der König, in 
Folge früherer Einleitungen und insbefondere feiner Vers 
ordnung vom 6. März 1817 über die Verwaltung bes 
Stiftungss und Commuualvermögens, beſchloſſen habe, 
in den Städten und Märkten die Magiftrate 
mit einem freien und erweiterten Wirkungs— 
freife herzuftellen, wie auch den Ruralge 
meinden eine ihren Berhältniffen angemef: 
fenere Berfaffung und Verwaltung zu ges 
ben. Zu dem Ende warb das über das Gemeidewe: 
fen vom 24. Sept. 1808 erlaffene Edict aufgehoben, 
an deffen Stelle die neue Verordnung trat (melche fich 
im fünften Stüde de bayrifhen Gefegblattes 
vom I. 1818 befindet). Nach derfelben wird in den 
Städten und großen Märkten die Gemeindevers 
waltung beforgt und vollzogen: 4) durch einen bürger: 
fihen Magiſtrat; 2) durch einen befondern Gemeinde: 
ausfchuß, welcher aus erwählten Gemeindebevollmäch- 
tigten beſteht; 3) durch Diſtrictsvorſteher, welche in 
großen Städten dem Magiftrate beigegeben find. Der 
Magiftrat ift der Vorfteher der Gemeinde und zugleich 
ber Beamte für die Verwaltung ihrer gemeinfchaftli- 
chen Angelegenheiten und ihres Vermögens, Derfelbe 
ſoll beftehen: 41) in den Städten der erſten Claſſe, 
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aus zwei Buͤrgermeiſtern, aus zwei bis vier rechtskun⸗ 
digen Raͤthen, aus einem techniſchen Baurathe (wo 
das Bauweſen von Bedeutung iſt), und aus zehn bis 
zwoͤlf Buͤrgern, vorzuͤglich von der gewerbetreibenden 
Klaſſe. Die Verwaltung des Stadtvermoͤgens wird 
vom Magiſtrate einem rechtskundigen Rathe und einem 
Rathe aus der Zahl der Bürger übertragen. In glei⸗ 
her Art gefchieht die Uebertragung der Adminiſtration 
des ‚Local: Stiftungdvermögend. Es koͤnnen jedoch die 
einzelnen ‚größern Stiftungen audy unter mehrere Rä- 
the vertheilt werben... 2) in den Städten der zweiten 
Klaffe, aus einem Bürgermeifter, aus einem odet zwei 
rechtöfundigen Räthen, aus einem Stadtſchreiber, aus 
acht bis zehn Bürgern. 3) in den Städten und Märk: 

ten der dritten Klaſſe aus einem Bürgermeifter, aus 
einem Stadt» oder Marktfchreiber, aus ſechs bis acht 
Bürgern. Die Verwaltung ded Communal- fo wie 
des Stiftungsvermögend wird in den Städten und 
Märkten, der zweiten und dritten Klaffe entweder eis 
nem oder mehrern Gliedern ded Magiftrats, wie bei den 
Städten der erften Klaffe übertragen. Bei einem gro: 
ßen Stadtvermögen kann auch ein eigener Stadtkaͤm⸗ 
merer, Rechnungsfuͤhrer, fo wie kei bedeutenden örtli= 
hen. Stiftungen ein eigener Dekonom angeftcht: werden, 
Die Bürgermeifter, und die Stadt- oder: Marftfchreis 
ber, muͤſſen in allen Städten, nebft den Gymnafialftus 
dien, eine mehrjährige: fht ihre Dienftfunction erforder» 
liche Gefhäftsäbung nachweifen. In’ den Städten der 
erften Ktaffe müfjen ferner die Bürgermeifter und die 
rechtskundigen Räthe nach vollendeten afademifchen Stu: 
dien die worgefchriebenen Prüfungen beftanden haben; 
in den Städten zweiter Klafje wird bei den rechts= 

und gefchäftstundigen Räthen dieſelbe Eigenfchaft ers 
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fordert. Außer biefer Qualification muß der Buͤrger⸗ 
meifter auch in den Gemeindebezirfen mit einer. Realis 
tät anfaßig feyn. — Saͤmmtliche Glieder des Magi⸗ 
ſtrats dürfen weder in der aufs und abfteigenden Linie, 
noch in den Seitenlinien erften Grades, unter einen: 
der verwandt: oder verfchwägert feyn. — 

Mit der Verfaffung zugleih, und an bemfelben 
Tage, dem 26. Mai 1818, unterzeichnet, erfchienen 
folgende zehn Edictes, wovon hier nur zwei, wegen 
ihrer Wichtigkeit. für den ganzen 'innern Organismus 
des Staated, in extenso aufgenommen werben. 


4) Edict über dad Indigenat. Beilage 1 zu Titel 
IV. $. 1. der Verfaffungsurfunde. 

9) Edict über die dußeren Rechtsverhältniffe des Koͤ⸗ 
nigreichs Bayern in Beziehung auf Religion und 
tirchlihe Gefellfhaften. Beilage 2 zu Titel IV. 
$. 9 der Verfaflungsurfunde. 

3) Edict über. die Freiheit der Preffe und 
bes Buchhandels. Beilage 3 zu Titel IV. $. 11 
der Berfaffungsurfunde, J 


(Diefe beiden Edicte folgen ber Verfaſſungsurkunde.) 


4) Edict,. die flaatsrehtliden Verhältniffe 
der vormals reichsſtaͤndiſchen Fürften, Gras 
‚fen und Herren betreffend. Beilage 4 zu Citel V- 
$. 2 der Verfaffungsurkunde. 

5) Edict tiber den Adel im Königreiche — 
Beilage 5 zu Titel V. $. 4 der Verfaſſungsurtunde. 

6) Edict über die gutsherrlihen Rechte und 
die gutöherrliche Gerichtsbarkeit, Beilage 6 
zu Zitel V. 8.4 N. 1 der Verfaſſungsurkunde. 

7) Edict über die Familien-Fideicommiſſe. 
Beilage 7 zu Titel V. der. Verfaſſungsurkunde. 


— 
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8) Edit über die Siegelmäßigfeit. Beilage 8 
zu Zitel V. $. 4 N. 4 der Berfaffungsurfunde. 

9) Edict über die VBerhältniffe der Staats— 
Diener, vorzüglich in Beziehung auf ihren Stand und 
Gehalt. Beilage 9 zu Titel V. $. 6 der Verfaffungss 
urkunde. 


10) Edict über die Ständenerfammlung. 
Beilage 10 zu Titel VI $. 10 der Verfaſſungsurkunde. 


Unverkennbar war es ſehr zweckmaͤßig, das, was 
dieſe Ediete im Einzelnen enthalten, nicht in die 
Verfaſſungsurkunde ſelbſt aufzunehmen, 
weil mehrere der neuen, feit 30 Jahren ins oͤffentli⸗ 
che Leben ‚getretenen, zum Theil aber auch ſchon wies 
der erlofchenen, Verfaſſungen durch folche fpecielle 
Beftimmungen zu weit ausgedehnt, und ihres öffents 
Vichen reinpolitifchen Charakters beraubt‘ worden 
find. Hält mian aber die fehr ins Einzelne gehenden 
Beftimmungen diefer zehn Edicte mit der Verfaſſungs⸗ 
urkunde und mit dem abgefchloffenen Concordate zus 
ſammen; fo ift in ‚denfelben allerdings die neue Bes 
gründung des bayriſchen Staatsrechts, und 
mit dieſem eine neue Schöpfung in der Mitte Teutfche 
lands vorhanden, wie diefelbe — nad) einem ähnlichen 
durchgreifenden Charakter — in ben übrigen teutfchen 
Staaten, welche gleichfalls neue Verfaſſungen erhalten 
haben, nicht beſteht. 

Die an ſich wichtige Unterſuchung, welche von Eis 
nigen bereits unternommen warb: ob alle einzelne Be: 
‚ flimmungen diefer zehn Edicte mit den einzelnen Bes 
flimmungen ber Verfaffungsurkunde felbft im Einflange 
ftehen, und ob der Öffentlich ausgefprochene Vorwurf: 
mehrere dieſer Edicte wären zu feudaliſtiſch, gegründer 
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fen; *) — gehört nicht in eine geſchichtliche Zuſammen⸗ 
ftellung. der neueuropäifchen Conſtitution.“ 


A) Berfaffungsurfunde vom 26. Mai 1818 


Marimilian Joſeph, von Gottes Gnaden 
König von Bayern. | 


Bon den hohen Negerzen s Pflichten burchdrungett 
und geleitet — haben Wir Unſere bisherige. Regierung 
mit ſolchen Einvrichtiiagen bezeichnet, welche Unfer fort 
geſetztes Beftreben, das Geſammtwohl Unferer Unterthaz 
nen zu befördern, beurfunden. — Zur feſtern Begrüns 
dung deffelben gaben Wir ſchon im Jahre 1808 Unfe: 
vem Reiche, eine feinen damaligen aͤußern und inner 
Verhaͤltniſſen angemeffene Verfaſſung, ‚in welche Wir 
fchon die Einführung einer ſtaͤndiſchen Verfammlung, als 
eines. welentlihen Beftandtheiles , aufgenommen haben. — 
Kaum hatten die großen feit jener Zeit eingervetenen 
MWeltbogebenheiten, von weldhen Fein tentiher Staat 
unberähre geblieben ift, und während welcher das Volt 
von Baͤyern gleich groß im erlittenen Drucke wie im bes 
ftanderten Kampfe fich gezeigt hat, in der Arte des Wier 
ner. Congreffes ihr Ziel gefunden, als Wir fogleich das 
nur durch die Ereigniffe der Zeit unterbrochene Werk, 
mit unverruͤcktem Blicfe auf die allgemeinen und bejons 


%) Man vergleiche, Ludens Nemefis, 12. Band, 28 ‚Heft, 
©. 303 fi., we aber die Verfaffung felbft mehr gelobt, 
als getadelt wird, und den neuen rheinifhen Mer— 
tur, 1818, N. 121, ©. 681 ff. — Es ward 3. 3. ers 
innert, daß nad der Verfaffung Gleihheit vor Ge: 
ticht feyn foll, daß aber noch ben Edicten 4 und 6 der 
Adel einen befreiten Gerihtöftand habe; daß bie 
Berfaffung Gleichheit der Öffentlidenfaften auds 
fpeehe, die Ebdicte hingegen den Adel begünftigten; daß 
das Concordat mit der Verfaffung im Widerſpruche ſtehe 
u. ſ. w. — Vergl. Oppofitionsblatt, 1819. N. 197- 
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dern Forderungen des‘ Staatszweckes zu vollenden ſuch— 
ten; — die. im. Jahre. 1814 dafür angeordneten Vorar⸗ 
beiten. und das. Derret vom 2. Februar 1817 beftätigen 
Unſern hierüber fchon früher gefaßten feften Entſchluß. — 
Die gegenwärtige Acte iſt, nad) vorgegangener reifer 
und vielſeitiger Berarhung, und nad Vernehmung Uns 
feres Staatsraches — das Wert Unfercs eben fo freien . 
als feften Willens, — Unjer Vol wird in dem Inhalte 
deffelben die kraͤftigſte Gewaͤhrleiſtung Unjerer- landesväs 
terlichen Gefinnungen finden. | 
Sreiheit der Gewiſſen, und gewiffenhafte 
Scheidung und Schüßung deffen, was de$ 
Staates und der Kirde iſt; 
Freiheit der Meinungen, mit gefegliden 
Beſchraͤnkungen gegen den Mißbrauch; 
Sleihes Recht der Eingebornen zu allen 
Graden des Staatsdienftes und zu allen Ba 
jeihnungen des Verdienſtes; 
Gleiche Berufung zur Pflicht und zur Ehre der Waffen; 
Gleichheit der Geſetze und vor dem Geſetze; 
Unpartheilichkeit und Unaufhaltbarkeit der Rechtspflege; 


Gleichheit der Belegung und der Pflichtig— 
keit ihrer Leiſtung; 

Ordnung durch alle Theile des Staats-Haushaltes, 
rechtlicher Schutz des Staats-Credits, und geſicherte 
Verwendung der dafuͤr beſtimmten Mittel; 

Wiederbelebung der Gemeindekoͤrper durch die Wie— 
dergabe der Verwaltung der ihr Wohl zunaͤchſt beruͤh⸗ 
renden Angelegenheiten; res u 

Eine Standfhafe. — hervorgehend aus allen 
Klaffen der im Staate anfäfigen Staatsbürger, — mit 
den Rechten des Beiraches, der Zuftimmung, 
der Willigung, der Wänfhe, und der Ber 
ſchwerdeführung wegen verlester verfals 
fungsmäßiger Rechte, — berufen, um in öffent 
bich en Verjammlungen die Weisheit der Berachung zu 
verftärken, ohne die Kraft der Regierung zu ſchwaͤchen; 

Drittes Band. * 
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Endlich eine Gewähr der Verfaffung, fichernd gegen 
willkuͤhr lichen Wechſel, aber nicht hindernd das Fort⸗ 
ſchreiten zum Beſſern nach gepruͤften Erfahrungen. 

Bayern! — Dies find die Grundzüge der aus Un— 
ferm freien Entfchluffe euch gegebenen Verfaſſung, — 
fehet darin die Grundfäge eines Königs, welcher das. 
Giuͤck feines Herzens und den Ruhm feines Thrones 
nur von dem Gluͤcke des Vaterlandes und von der Liebe 
feines Volles empfangen will! — | I 
Wir erflären hiernah folgende Beftimmungen als 

Verfaſſung des Koͤnigreichs Bayern: | 


Erfter Titel. 
Allgemeine Beftimmungen. 


$. 4. Das Königreich Bayern in der Geſammt⸗Ver⸗ 
einigung aller Altern und neuern Gebietstheile if ein 
fouverainer monarchiſcher Staat nach den Beftimmungen 
der gegenwärtigen VBerfaffungs ; Urkunde. 

$. 2. Für das ganze Königreich befteht eine allges 
| — in zwei Kammern abgetheilte Staͤnde Verſamm⸗ 
ung. 


Zweiter Titel. 


Von dem Könige und der Thronfolge, dann 
der Reichs-Verweſung. 


$. 1. Der König ift das Oberhaupt des Staats, verf 
einiget in fi alle Rechte der Staatsgewalt, und übt 
fie unter den von »Ihm gegebenen in der gegenwärtigen 
Verfaffungsurtunde feftgefeßten Bellimmungen aus. 

Seine Perfon ift heilig und unverleglich. 

$. 2. Die Krone ift erblih in dem Mannsftamme 
des töniglihen Hauſes nach dem Rechte dev Erſtgeburt, 
und der agnatifch-kinealiichen Erbfolge. . 

6. 3. Zur Succeffions » Fähigkeit wird eine rechtmäs 
hige Geburt aus einer ebenbürtigen — mit Bewilligung 
des Königs geſchloſſenen Ehe erfordert. 


J 
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6. 4. Der Mannsſtamm hat vor den weiblichen Nach⸗ 

kommen den Vorzug, und die Prinzeſſinnen find von der 

Regierungsfolge in fo lange ausgeichloffen, als in dem 

Föniglihen Kaufe noch ein fucceffionsfähiger männlicher 

Sproffe oder ein durch Erbverbrüderung zur. Ihronfolge 
berechtigter Prinz vorhanden ift. 

$. 5. Nach gänzliher Erloͤſchung des Mannsftams 
mes, und in Ermanglung einer mit einem andern fürfts 
lihen Kaufe aus dem teutfhen Bunde für diefen Fall 
Sefchloffenen Erbverbräderung, geht die Thronfolge auf 
die weibliche Nachkommenſchaft nach eben der Erbfolges 
ordnung, die für den Mannsftamm feftgefegt ift, über, 
“fo, daß die zur. Zeit des Ablebens des letzt regierenden 
Königs Icbenden Bayerifchen Prinzeſſinnen oder Abkoͤmm⸗ 
linge von denfelben, ohne Unterichied des Geſchlechtes 
eben fo, als wären fie Prinzen des urfprünglichen Manns— 
ſtammes des Bayerifhen'Haufes, nach dem Erſtgeburts⸗ 
rechte und der Lincals Erbfolgeordnung zur Thronfolge 
berufen werden. ENGE: 

Wenn in dem — neuen koͤniglichen Hauſe 
wieder Abkoͤmmlinge des erſten Grades von beiderlei Ges 
ſchlecht geboren werden, tritt alsdann der Vorzug des 
maͤnnlichen Geſchlechts vor dem weiblichen wieder ein. 
6. 6. Sollte die Bayeriſche Krone nach Erloͤſchung 
des. Mannsſtammes an den Regenten einer groͤßern Mos - 
narchie gelangen, welcher feine Refidenz im Königreiche 
Bayern nicht nehmen könnte, -oder würde; fo foll dies 
felbe an den zweitgehornen Prinzen diefes Hauſes übers 
gehen, und in deffen Linie-fodann diefelbe Erbfolge. eins 
treten, wie fie oben vorgezeichner. iſt. 

Kömmt aber die Krone. an die Gemahlin eines aus— 
wuaͤrtigen geößern Monarchen; fo wird, fie zwar: Königin, 
fie muß jedoch_ einen Vicekönig, der feine Reſidenz in 
der Hauptitade des Königreichs zu nehmen hat, ernens 
nen, und die Krone geht nach ihrem Ableben an ihren 
äweitgebornen Prinzen über. 

$. 7. Die Volljährigkeit der Prinzen und Prinzefr 
finnen des föniglihen Hauſes tritt mit dem zuräcger 
legten achtzehnten Jahre ein. - — 

8 


116 Bayern. 


8. 8: Die Übrigen Werhäftniffe der Mitglieder des 
tiniglihen Haufes richten fih nad den Beſtimmungen 
des pragmatijchen Familiengeſetzes. Ä j 

6. 9. Die Reichsverweſung tritt em: 

a) während der Minderjährigkeit des Monarchen ; 

- 5) wenn derfelbe an der Ausübung der Regierung auf 
längere Zeit verhindert ift, und für die Verwal⸗ 
sung des Reichs nicht ſelbſt Vorforge getroffen hat, 
oder treffen kann, 

$. 10. Dem Monarchen ſteht es frei, unter den 
volljährigen Prinzen des Hauſes, den Reichsverweſer 


fuͤr die Zeit der Minderjaͤhrigkeit ſeines Nachfolgers zu 


waͤhlen. 

In Ermanglung einer ſolchen Beſtimmung gebuͤhrt 
die Reichsverweſung demjenigen volljaͤhrigen Agnaten, 
welcher nach der feſtgeſetzten Erbfolgeordnung der Naͤch⸗ 
ſte iſt. N 

Wäre der Prinz, welchem diefelbe nad obiger Bes 
ftimmung gebührt, ſelbſt noch minderjährig, oder durch 
ein fonftiges Hinderniß abgehalten, die Regentſchaft zu 
übernehmen; jo fällt fie auf denjenigen Agnaten, wels 
her nach ihm der Nächte iſt. ö 

$. 44. Sollte der Monarch durch irgend eine Urfas 
che, die in ihrer Wirkung länger als ein Jahr dauert, 


on der Ausübung der Negierung gehindert werden, und 


für diefen Fall nicht felbft Vorſehung getroffen haben, 
‚oder treffen können; fo finder mit Zuftimmung der Stäns 
de, welchen die Verhinderungsurfachen anzuzeigen find, 
‚ gleichfalls die für den Fall der Minderjährigkeit beftimms 
se geſetzliche Regentſchaft ftatt. 

6. 12. Wenn der König nad $. 10. den Reichsver⸗ 
wefer für den Fall der Minderjährigkeit ernennt; fe 
wird die darüber ausgefertigte Urkunde durd, denjenigen 
Miniſter, welchem die Verrichtungen eines Minifters des 
koͤniglichen Hauſes übertragen find, im Kausardiv bis 
zum Ableben des Monarchen aufbewahrt, und datın dem 
Sefammt / Staatsminifterium zur Einficht und oͤffentli⸗ 
chen Bekanntmachung vorgelegt. Dem Reichsverweſer 


— 


» 
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wird die Über feine Ernennung ausgefertigte Urkunde 
zugleid) mitgetheilt. — ER: 
$. 13. Wenn. fein zur Reichsverweſung geeigneter 


Agnat vorhanden ift, der Monarch jedoch cine verwits, . 
tipre Königin hinterlaͤßt; ſo gebuͤhrt diefer die, Reichs 


verwefung. 


In Ermangelung derſelben aber ‚übernimmt fie jener : 


Sronbeamte, welchen ‚der legte Monarch hiezu ernennt, 
und wenn von demfelben keine folhe Beſtimmung ges 
troffen iſt, fo geht fie an den erſten Kronbeamten ‚über, 
welchem kein gefegliches Hindernis entgegen ftcht. 


8. 14. An jedem Falle: gebähre einer. verwittibten. 


Königin unter der Aufficht des Reichsverwefers die Er⸗ 
zichung ihrer „Kinder nach den in dem Familiengeſetze 
hierüber. enthaltenen nähern Beftimmungen. 
5. 45.: In den im, $. 9. a und. b bezeichneten Faͤl⸗ 
fen wird die Regierung im Namen des, minderjährigen, 
oder in der Ausübung der Regierung gchinderten Mo—⸗ 
narchen geführt. 
:. Alle Ausfertigungen werben in feinem Namen und 
unter dem gewöhnlichen koͤniglichen Siegel erlaſſen; alle 
Münzen mie einem Bruſtbilde, Wappen und Titel 
geprägt. aa — 
Der Regent unterzeichnet als: —— 
„des Koͤnigreichs Bayern Verweſer.“ 
5. 46. Der Prinz des Hauſes, die verwittibte Ads 
nigin, oder derjenige Kronbeamte, welchem die Reiches 
verwefung übertragen wird, muß sleih mach dem An: 


gritte der Regentſchaft die Stände verfammeln, und in _ 


ihrer Mitte und in Gegenwart der Staatsminifter, fa 
en der Mitglieder des Staatsrathes, nachfichenden Eid 
ablegen : 


„Ich Ihwöre, den Staat in Gemäßheit der Verfaſ⸗ 
„fung und der Gefege des Reichs zu verwalten, 
„die Integritaͤt des Königreihes und die Rechte 
„der Krone zu erhalten, und dem Könige die Ges 
„welt, deren Ausübung wir. anvertraut. ift, getreu 


.” 
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„zu übergeben, fo wahr mir Gott Helfe und fein 
„heiliges Evangelium ;’’ Ä 
worüber eine befondere Urkunde aufgenommen wird. 
S. 47. Der Regent übe während feiner Reichsver⸗ 
weſung alle Regierungsrechte aus, welche durch die Vers 
faſſung nicht befonders ausgenommen find. — 
$. 18. Alle erledigten Aemter, mit Ausnahme der 
Juſtizſtellen, können während der Reichsverweſung nur 
proviforifch . befeßt werden. Der Reihsverwefer kann 
weder Krongäter veräußern, oder heimgefallene Lehen 
verleihen, noch neue Aemter einfuͤhren. ns 
6. 19. Das GefammtsStaatsminifterium bildet den 
Regentſchaftsraih, und der Reichsverweſer iſt verbun⸗ 
den, in allen wichtigen Angelegenheiten das Gutachter 
deffelben zu erholen. 
$. 20. Der Reichsverweſer Hat während der Dauer 
der Regentschaft feine Wohnung in der königlichen Res _ 
fidenz, und wird auf Koften des Staates unterhalten ; 
auch werden ihm nebftdem zu feiner eigenen Verfügung 
jährlich zweimal hundert taufend Gulden in monatlichen 
Raten auf die Staatskaſſe angewiefen. u 
'$. 21. Die Regenefchaft .danert: in den im $.9. bes 
merkten zwei Fällen — im erften bis zur Großjährigkeie 
des Könige, und im zweiten — bis das eingetretene 
Hinderniß aufhört. BEE * 
5. 22. Nachdem die Regentſchaft beendigt iſt, und 
ber in die Regierung eintretende neue König den feier⸗ 
lihen Eid (Ti. X. $. 4.) abgelegt hat, werden alle 
Berhandlungen der Regentſchaft gefchloffen, und der Re; 
Sierungsantritt des Königs wird in der Refidenz und: in 
dem ganzen Königreiche feierlich Eund gemacht. 2 


u Dritter Titel, 
| Von dem Staatsgute. 


6.4. Det ganze Umfang des Koͤnigreichs Bayern 
bildet eine einzige untheilbare unveräußerlihe Gefammts 
maſſe aus ſaͤmmtlichen Veſtandtheilen an Landen, Leus - 


— 


— 
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ten, Herrſchaften, Guͤtern, Regalien und Renten mit 
allem Zugehoͤr. —— A ; - 
Auch alle neuen. Erwerbungen aus Privattiteln, an ' 
unbeweglihen Gütern, fie mögen in. der Haupt s oder 
Mebenlinie gefhehen, wenn der erſte Erwerber während 
feines Lebens nicht darüber verfüge hat, kommen in den 
Erbgang des Mannsftammes, und werden als der Ges 
fammtmaffe einverleibt angefehen. - | - 
$. 2. Zu dem unverdußerlichen Staatsgute, welches 
im Falle einer Sonderung des Staatsvermögens von dev 
Privatverlaffenfhaft in das: Inventar der letztern nidg 
gebracht werden darf, gehören: us 
- 4) Alle Archive und Regiftraturen;... z 

2) Alle öffentlihen Anftalten und Gebäude mit ih⸗ 

vem Zugehoͤr; 4 | = 
3) Alles Gefchuͤtz, Munition, alle Militärmagazine 
und was zur Landeswehr nöthig iſt; } 

4) Alle Einrichtungen der Hofcapellen und Hofaͤmter 
mit allen .Mobilien, welche der Auffihe der Hof⸗ 
ftäbe und KHofintendanten anvertraut, und zum Des 

; darf oder zum Glanze des Hofes beftimmt find ; 
5) Alles, was zur Einrichtung oder. zur Zierde dev 
Rejidenzen und Luſtſchloͤſſer dienet; 

6) Der: Hausſchatz und was von dem Erblafler mit 
demfelben bereits vereiniget: worden iſt; 

7) Alle Sammlungen für Künfte und Wiſſenſchaften, 

als: Bibliotheken, phnfitalifche, Naturaliens und 
Münzkabinette, Antiquitäten, Statüen, Sterns 
warten mit ihren Inftrumenten, Gemälde: und 
Kupferftihfammlungen und fonftige Gegeuftände, 
die zum oͤffentlichen Gchrauche oder zur Befdrdes 
rung der Kuͤnſte und Wiffenfchaften beſtimmt findz 

8) Alle vorhandenen Vorraͤthe an baarem Gelde und 
Capitalien in den Staatskaſſen oder an Naturas 
fien bei den Aemtern, famt allen Ausftänden at 

Staatsgefaͤllen; * 
— 9Z) Alles, was aus Mitteln des Staats erworben 
wurde. 
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6. 3. Saͤmmtliche Beftandtheile des Staatsguts find; 
wie bereits in der Pragmatif vom 20. Drtober 1804 
beſtimmt war, aus welcher die nach den veränderten 
Verhälrniffen hieruͤber noch geltenden Beftimmungen in 
gegenwaͤrtige Verfaſſungsurkunde übertragen find, auf 
ewig unverdäußenliäh, vorbehaltlich der unten folgenden 
Modificationen. | * | — 

Vorzuͤglich ſollen, ohne Ausnahme, alle Rechte: der 
Souverainetaͤt bei der Primogenitur ungetheilt-und uns 
veräußert erhalten werden, Ni ' 

$. 4. Als Veräußerung des Staatsgüts iſt anzufes 
ben, nicht nur jeder wirkliche Verkauf, fondern auch 
eine Schenkung unter den Lebenden, oder eine: Berger 
bung durch eine letzte Willensverordnung, Verleihung 
neuer Lehen, oder Beſchwerung mit einer ewigen Laft, 
oder Verpfändung oder Hingabe durch einen Vergleich 
gegen Annahme. einer Summe Geldes. : ©: | 

Auch kann keinem. Staatsbürger eine Befreiung von 
den Öffentlichen Laſten bemwilliger werden. : 

$. 5. Die. bisher zu Belohnung vorzäglicher dem 
Staate geleifteter -Dienfte verlicherren Lehen, Staates 
domainen und Renten find von obigem Verbote ausges 
nommen. e . cm 

Auch fleht dem Könige die: Wiederverleihung heim⸗ 
fallender Lehen :jederzeit frei. 

- Zu. Belohnung. großer und beſtimmter dem Stante 
geleifieter Dienite ‚können auch andere Staatsdomainen 
oder Renten, jedoch: mit Zuftimmumg der Stände, in 
der Eigenfchaft als Mannlehen ver Krone verliehen 


Anwartfchafterr auf Lünftige der Krone heimfallende 
Säter, Renten und’ Rechte, können chen fo wenig als 
auf Aemter oder Würden ertheilt werden. 

$. 6. Unter den Veraͤußerungsverbote find. ferner 
nicht. begriffen: z 

4) alle Staatshandlungen des Monarchen, welche ins 
nerhalb der Grängen des Ihm zuftehenden Regie: 
rungsrechts nach dem Zwede und zur Wohlfahrt 
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‘des Otaats imit Auswärtigen oder mid Unterchanen 
im Bande. uͤber Stamm⸗ und Staatsguͤter vorge⸗ 
naommen werden; insbeſondere was 
D)-an einzelnen Guͤtern und Gefaͤllen jur Beendigung 
eines anhängigen Rechtsſtreits gegen Erhaltung oder 
| Erlangung anderer Güter, Renten oder Rechte, 
oder zur Grenzberichtigung mit benachbarten Staas 
ten, gegen. andern angemeſſenen Erfag abgetreten 
a ee A ka 
3) Was gegen‘ andere Realitäten . und Rechte von 
8gleichem Werthe vertaufcht wird; . 
4) Alle einzelne Veräußerungen oder Veränderungen, 
welche ‚bei den Staatsguͤtern dem Staatszwecke 
gemäß, und in Folge der bereits erlaffenen, Vors 
Ichriften nach richtigen Grundjäßen der fortfchre 
tenden Staatswirthſchaft, zur Beförderung dei 
Landescultur oder ſonſt zur "Wohlfahrt des Landes, 
oder zum Beſten des Staatsärats, und zur Adfs 
hebung einer nachtheiligen Selbſtverwaltung für 
gut gefunden werden. 4 
65. 7. Im’ allen dieſen Fällen (F. 6.) dürfen jedoch 
bie Staatseinkünfte nicht geſchmaͤlert, fohdern es Toll - 
als Erfag entweder eine -Dominicalrette — wo möglich 
in Getreide, dafuͤr bedungen , oder: der Kaufſchilling zu 
neuen Erwerbungen oder zur zeitlihen Aushülfe des 
Schuldentügungsfonds , oder zu andern das Wohl des 
Landes bezielenden Abfichten verwendet werden. ' 
Mit dem unter dem Staatsgute begriffenen bewegli⸗ 
hen Bermögen CH. 2.) kann der Monarch nach Zeit 
und Umftänden zweckmaͤßige Veränderungen und Verbeſ⸗ 
ferungen vornehmen. V a 


nn: 


* 


Bierter Titel. Wi en 
Von allgemeinen Rechten und Pflichten . 


$. 1. Zum vollen Genuffe alle bärgetlihen, oͤffentli/ 
hen und Privatrechte in Baypın, wird das Indigenat 
erfordert, welches entweder ducch die Geht oder durch 


ee ne. 


die Naturaliſtrung nach den nähern Beſtimmungen des 

Edictes Über. das Indigenat erworben wird, (Beilage J.) 

$. 2. Das Bayeriſche Staatsbuͤrgerrecht wird durch 

das Indigenat bedingt. und geht mir demfelben verloren, 

9 3, Nebſt diefem wird zu deffen Ausübung noch 
erfordert : | | 


a) die gefeglihe Volljährigkeit; | 

- b) die Anfäßigkeit im Königreiche, entweder. durch ben 
Beſitz befteuerter Gründe, Renten oder Rechte, 
oder durch die Ausübung befteuerte Gewerbe, oder 
duch den Eintritt in ein Öffentliches Amt. 

6. 4. Krondmter, oberfte Hofämter, Civils Staates, 

dienfte und oberſte Militärftellen, wie auch Kirchenaͤm⸗ 

ter oder Pfründen koͤnnen nur Eingebornen oder verfafs 

ſungsmaͤßig Naturalifirten ertheilt werden. 

. 5. Jeder Bayer ohne Unterfhied kann 
gu allen Eivils Militärs und Kirchenaͤmtern 
oder Pfründen gelangen. ———— 

$. 6. In dem Umfange des Reichs kann kei— 
ne Leibeigenfhaft beftehen, nah den nähern Ber 
fimmungen des Edictes vom 3. Auguft 1808. — 
6. 7. Alle ungemeſſenen Frohnen ſollen i 
gemeſſene umgeändert werden,und auch dieſe 
abloͤsbar ſeyn. | | . 
8. Der Staat gewährte jedem Einwohr 
ner Sicherheit feiner Perfon, feines Eigens 
thums ynd feiner Rechte. 

: Niemand darf feinem ordentlihen Richter 
entzogen. werden. 

Niemand darf verfolgt oder verhaftet wers 
den, als in den durch die Sefese beffimmten 
dällen, und in der gefeglihen Form. 

Niemand ‚darf gezwungen werden, fein Privateigen; 
thum, ſelbſt für oͤffentliche Zwecke abzutreten, als nad) 
einer förmlichen Entfcheidung des verfammelten Staatss 
raths, und nach vorgängiger Entfchädigung, wie ſolches 
in der Verordnung vom 14, Auguft 1815 beftimme iſt. 


Verfaffungsurk. v. 26. Mai 1818. 123 


>62 9: Jedem Einwohner des Reichs wird voll kom⸗ 
mene Gewiſſensfreih eit gefihert ; die einfache Hause 
andacht darf. daher Niemanden, zu welcher Religion: er 
ſich bekennen mag, unterfagt. werden... Em, 
Die in’ dem Königreihe beſtehenden drei 
hrifkihen — Ha he ET genießen 
gleiche buͤrgerliche und politiſche Rechte. 
Die nicht chriſtlichen Glaubensgenoſſen haben zwar 
vollkommene Gewiſſensfreiheit; fie erhalten aber an dem 
ſtaatsbuͤrgerlichen Nechten nur in dem Maaße einen Ans, 
theif, wie ihnen derſelbe in den organifhen Edicten über 
ihre Aufnahme in die Staatsgefellfichaft zugefihert ift. 
Allen Religionstheilen;- ohne‘ Ausnahme, iſt das, Eis 
genthum der Stiftungen und der Genuß ihrer Renten 
nach den urſpruͤnglichen Stiftungsurfunden und dem rechts 
mäßigen Beſitze, fie feyen für den Cultus, den Uns 
terricht oder die Wohlthaͤtigkeit beſtimmt, - vollftändig 
gefichert. . > Te 5 gr ; 
Die geiftlihe Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wir⸗ 
kungskreife nie gehemmt werden, und die weltliche "Res 
gierung darf in rein geiſtlichen Gegenftänden der Neliz 


gionslehre und des Gewiſſens ſich nicht einmifhen, als 
in foweit das oberſthoheitliche Schutz⸗ und Aufſichts⸗ 
recht eintritt, wonach Feine Verordnungen und Geſetze 
der Kirchengewalt ohne vorgängige Einfiht und das Pla⸗ 
tet des. Königs verkündet und vollzogen werden dürfen. " 
Die Kirchen und Geiftliden find in ihren 
bärgerlihen Handlungen und Beziehungen — 
wie auch in Anfehung des Ihnen zufichenden 
Vermoͤgens, den Geſetzen des Staats und den 
weltlihen Gerichten untergeben; aud fönnen 
fie von oͤffentlichen Staatslaſten keine Des 
freiung anfpreden. Ä | En - 
"Die übrigen nähern Seftimmungen aber die äußern 
Rechtsverhaͤltniſſe der Bewohner des Königreichs, in 
Beziehung auf Religion und kirchliche Geſellſchaften, 
in dem der ‚gegenwärtigen Verfaſſungsurkunde beis 
gefuͤgten bejondern Edicte enthalten. (Beilage II.) 
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. 10. Das geſammte Stiftungsvermogen nach den 
drei Zwecken des Cultus, des Unterrichts und der Wohle 
thaͤtigkeit, wird gleichfalls unter den befondern Schuß 
des Staates geftells; es darf unter keinem Vorwande 
u dem Finanzvermögen eingezogen, und in: der, Sub⸗ 
ben ‚für, andere, als die, drei ‚genannten Zwecke ohne 

uſtimmung ‚der Betheiligten, und bei allgemeinen Stif⸗ 
tungen ohne Zuſtimmung der Staͤnde des Reiches ver⸗ 
düßere, oder verwendet werden. 

$. 14. Die Freiheit der Preſſe und des Buch⸗ 
handels iſt nach den Beſtimmungen des. hierüber ers 
laffenen befondern Edictes gefihert. (Beilage IL) 

$. 12. Alle Bayern haben gleihe Pflichtidr 
keit zu dem Kriegsdienfte und zur Landwehr 
nad den dießfalls beſtehenden Geſetzen. 

— 6. 13. Die Theilnahme an den Staatslaſten 
iſt fuͤr alle Einwohner des Reichs allgemein, 
ohne Ausnahme irgend cines Standes, und 
ohne Ruͤckſicht auf vormals beſtaudene befon: 


* iz L 


dere Befreiungen. * 
8. 14. Es iſt den Bayern geſtattet, in einen andern 
Bundesſtaat, welcher erweislich ſie zu Unterthanen an⸗ 
nehmen will, aus zuwandern, and in Eivilsund Mi⸗ 
litairdienſte deffelben zu.treten, wenn ſie den gefeglichen 
Berbindlichkeiten gegen ihr bisheriges Vaterland Genüge 
geleiftet haben. ee Mi | 
Sie ‚dürfen, fo lange fie im Unterthansverbande 
bleiben, ohne ausdruͤckliche Erlaubniß des Monarchen 
von einer auswärtigen Macht weder Gehalte noch Eh⸗ 
tenzeihen annehmen, 
— Fuͤnfter Titel. | 

Bon befondern Rechten und Vorzüͤgen. 
"8.4. Die Kronaͤmter werden als oberſte Würden 
des Reichs, entweder auf die Lebenszeit des Wuͤrdetraͤ⸗ 
ger oder auf deren männlihe Erben, nad dem Rechte 
der. Erfigeburt und der agnatiſch-linealiſchen Erbfolge, 
als Thronlehen verliehen, ZZ 
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Die Kronbeamten find durch ihre Reichswuͤrden Mitz 
glieder der erfien Kammer in der Ständeverfammlung. 

$. 2. Den vormals Neichsftändifchen Fürften und 
Grafen werden alle jene Vorzüge und Rechte zugeſichert, 
welche in dem ihre Verhäleniffe. beftimmenden beſondern 
Edicte ausgefprochen find. (Beilage IV.) _ 

6. 3. Die der Bayerifchen Hoheit untergebenen cher 
maligen unmittelbaren Reichsadelihen genießen diejenis 
gen Rechte, welche in Gemaͤßheit der koͤniglichen Declas 
sation durch die sonftitusionelfen Edicte ihnen’ zugeſichert 
werden, : 

$. 4. Der gefammte Übrige Adel des Reichs behält, 
wie jeder Gutseigenthuümer, feine gutsherrlihen 

Rechte nach den gefeglihen Beftimmungen. (Beil. V.) 
Webrigens hat derfelhe folgende Vorzüge zu genießen: 
4) ausichließend das Recht, eine gutsherrlihe Ger 
vichtsbarkeit ausüben zu können; (Beilage VI.) 
2) Familien ; Fideicommiffe auf Grundvermögen zu 
errichten ; (Beilage VII.) 
3) einen von dem landgerichtlichen befreiten Gerichts⸗ 
ftand in bürgerlichen und firafrechtlihen Fällen; - 
4) die Rechte der Siegelmäßigkeit unter den Beſchraͤn⸗ 
tungen der Gefeße über das Hypothekenweſen; 
(Beilage VIII.) endlich | \ | 
5) bei der Milteär » Eonfsription die Auszeihnung, daß 
die Söhne der Adelichen als Cadetten eintreten. 
$. 5. Einige diefer Vorzüge theilen für ihre Perfos 
nen die geiftlihen und die wirklichen Eollegialräthe, und 
die mit diefen in gleicher Kategorie fiehenden höhen 
Beamten. 
Die Geiſtlichen genießen denfelben befreiten Gerichts: 
fand in bärgerlihen und firafrechtlihen Fallen; — die 
‚KCollegialräthe und Höhern Beamten außer diefem auch 
die Rechte der Siegelmaͤßigkeit und die obige Auszeich— 
nung bei der Militär sConjeription, 

$. 6. Die Dienftesverhältniffe und Penfionsanfprüche 
der Staatsdiener und Öffentlichen Beamten richten fich nach 
den Beſtimmungen der Dienjtes-Pragmatif. (Beil. IX.) 
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5. 4. Die zwei Kammern der allgemeinen Wer 

fammlung der Stände des Neichs find: 
a) die der Reihsräthe, 
b) die der Abgeordneten. ' „ 

$. 2: Die Kammer der Reichsräche ift zufammens 
geſetzt aus ne 

3) den volljährigen Prinzen des königlichen Hauſes; 

» 2) den Kronbeamten des Reichs; . 

3) den beiden Erzs Bifchöffen; 

A) den Häuptern der ehemals Keichsftändifhen — 
fürftlihen und gräflihen Familien, als erblichen 
Reichsraͤthen, fo lange fie im Befige ihrer vors 
maligen Reichsftändifchen im Königreiche gelegenen 
Herrſchaften bleiben ; | 

5) einem vom Könige ernannten Bifchoffe und dem 
jedesmaligen Präfidenten des proteftantifhen Ges 
neral : Confiftoriums; | 

.6) aus denjenigen Perſonen, welche der König ents 
weder wegen ausgezeichneter ‚dem Staate. geleiftes 
ter Dienfte, oder wegen ihrer Geburt, oder- ihres 
Dermögens zu Mitgliedern diefer Kammer entwer 
der erblid oder lebenslänglid bejonders ernennt. 

6. 3. Das Recht der Vererbung wird der König 

nur adelihen Gutsbefigern verleihen, welche im Königs 
reihe das volle Staatöbärgerrecht, und ein mit dem fer 
benz oder Fideicommiffarifhen Verbande belegtes Grunds 
vermögen befißen, von welchem fie an Grund: und Dos 
minicalftenern in. simplo "Dreihundert Gulden ‚entrichs 
ten, und wobey eine agnatilch -linealifhe Erbfolge nach 

dem, Rechte der Erftgeburt eingeführt ift. ur 

Die Würde eines erblihen Reichsraths geht jedess 

mal mit den Gütern, worauf das Fideicommiß gegrüns 
det ift, nur auf den narh diefer Erbfolge eintretenden 

Beſitzer Über, I 


/ | * 
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+6 4. Die Zahl der Iebenslänglihen Reichsrärhe kann 
den dritten Theil der erblichen nicht überiteigen. 
— 6. 5. Die Reichsraͤthe Haben Zutritt: in die erfte 
Kammer nach erreichter Volljährigkeit ; eine entfcheidende 
Stimme aber koͤmmt den Prinzen des koͤniglichen Haus. 
fes erſt mir dem Ein und zwanzigften, den Übrigen Reichs⸗ 
raͤthen mit dem Fünf und zwanzigſten Lebensjahre zu. 

$. 6. Die Kammer der Neichsräthe kann nur dann 
eröffnet werden, wenn wenigftens die Hälfte der ſaͤmmt⸗ 
lichen Mitgheder. anweſend ift. 

- $. 7. Die zweite Kammer der Ständeverfamme 
dung bildet fich 

a) aus den dbefigern, welche eine gutsherrliche 

Gerichtsbarkeit ausüben, und nicht Sitz nnd Stims 
me in der erften Kammer haben; 

b) aus Abgeordneten der Univerfitäten; | 

c) aus Geiſtlichen der katholiſchen und proteftantis 
ſchen Kirche, — 

d) aus Abgeordneten der Städte und Märkte: 

e) aus den nicht zu a) gehörigen Landeigenthuͤmern. 
. B. Die Zahl der Mitglieder richte fih im Ganz 
gen nach der Zahl der Familien im Königreiche, in dem 
Verhältniffe, daß anf 7000 Familien ein Abgeordneter 
gerechnet wird. 

$. 9. Bon der auf folhe Art beſtimmten Zahl ſtellte 
a) die’ Klaffe der adelichen Gutsbejiger ein Achttheil; 
b) die Klaſſe der Geiftlihen der katholiſchen und pros 
teftantifchen Kirche ein Achttheil; 
6) die Klaffe der Städte und Märkte ein Viertheil; 
— und . 
d) die Klaffe der übrigen Landeigenthümer, melde 
keine gutsherelihe Gerichtsbarkeit ausüben, zwet 
Viertheile der Abgeordneten; 
e) jede der drei Univerfitäten ein Mitglied *), 


») Bei der erfien Ständeverfammlung im Febr. 1819 beſtanb 

bie Kammer ber‘ Abgeordneten aus 108 Perfonen (aus 

18 Alien, aus 17 Profeffosen und Geiftlihen, und aut 
73 Bürgerlichen), 


I 
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$. 10. Die jede einzelne. Klaſſe treffende Zahl von 

Abgeordneten wird: nach. den Bejtimmungen des über die 

Ständeverfammlung hier beigefügten bejondern Edictes, 

auf die einzelnen Regierungsbezirte vertheilt. (Beit. X.) 

$. 41. Jede Klaffe wähle in jedem Regierungsber 
zirke die fie daſelbſt treffende Zahl. von Abgeordneten 
nad der in dem angeführten Edicte vorgeichriebenen 

Wahlordnung für die fechsjährige Dauer der Verfamm: 

lung. Die während derlelben erledigten Stellen wers 

den aus denjenigen erfeßt, welche den: Gewählten in der 

Stimmenzahl zundchft kommen. 

$. 12. Jedes Mitglied der Kammer der Abgeordnes 
ten muß ohne Ruͤckſicht auf Standes: oder Dienftverz 
hältniffe ein. felbfiftändiger Staatsbürger ſeyn, 
welcher das dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt hat, und 
den freien Genuß eines ſolchen im betreffenden Bezirke 
oder Orte gelegenen Vermögens befist, welches feinen 
unabhängigen ee ſichert, und durch die im Edicte 

(Beilage X.) feftgefegte Größe der jährlichen Verſteue⸗ 

rung beitimmt wird. | 

Er muß ſich zu einer der drei chrifflichen Religionen 
befennen, und darf niemals einer Specialunterfuhun 
wegen Verbrecken oder Vergehen unterlegen gehen, wo⸗ 
von er nicht gänzlich freigeſprochen worden iſt. 

$. 13. Alle ſechs Jahre wird eine neue 

Mahl der: Abgeordneten vorgenommen, ‚und 

fonft nur in dem Falle, wenn die Kammer von dem 

Könige aufgelöfer wird. Ä | 

Die austretenden Mitglieder find wieder 
wählbar. | 
$. 14. Der Austritt eines bereits ernannten Mits 

Hliedes erfolge während der Dauer der Vcrfammlung : 

- 4 Wenn daffelde die Realität, das Gericht, Gewerbe 
oder die geiſtliche Pfruͤnde, welde ſeine Wahl für 
den betreffenden Regierungsbezirk, oder die Klaffe 
bejonders begründeten, aus was immer für Vers 

anlaſſungen zu befigen aufhöre, ohne einen gleis 
hen Erfas in demfelben Bezirke, Orte, oder in 
derjelben Klaffe zu erwerben;.. 


et 
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2) wenn das Mitglied unter der’ Zeit eine der oben 
— ($. 12.) zur paſſiven Wahlfahisteit weſeacuq er⸗ 
+ forderlichen Eigenſchaften verliert. 
In dieſen Fällen hat die Kammer der Abgeordneten 
auf die gefchehene Anzeige und nach Vernehmung des 
. Betheiligten. zu entſcheiden. 44 
6. 15. Zur guͤltigen Conſtituirung "der. Kammer der 
‚Abgeordneten. wird die Anweſenheit von. wenigftens zwei 
Drittheilen der: gewählten Mirglieder erfordert. 
$. 16. Die Kammer der Reichsräche ‚wird. gleichzels 
gig mit jener-der Abgeordneten auleuimen berufeh, er⸗ 
- öffnet und gefchloffen. 
8. 47. Kein Mitglied der: erften ‘oder zweiten Ram 
mer darf: ſich in der. Sitzung durch. einen Bevollmäctigs 
. gen; vertreten laffen. 
$. 48. Die Anträge über die Staatsauflas 
“gen gefchehen.zuerft in der Kammer der Abs 
geordneten, und werden dann durd) diefe an die Kam⸗ 
mer der Reichsräthe gebracht. Ä 
- Alle. übrigen Gegenjtände fönnen nach der Veſtim⸗ 
mung des Koͤnigs der einen oder der andern Kammer 
zzuerſt vorgelegt werden, 
6.419. Kein Gegenftand des den Ständen des Reichs 
angemwiefenen gemeinfchaftlichen Mirkungstreifes kann von 
einer Kammer Allein 'in Berathung gezogen werden, und | 
die Wirkung einer m enwilligung der Stände 
i ‚erlangen, 


3 Siebenter Titel. 


5:7 ön dem Rirkungstreife der Ständever 
ſammlung. 


6. 1. Die beiden Kammern. koͤnnen nur über jene 
Gegenſtaͤnde in Berathung treten, die in ihren Wirkungs⸗ 
kreis gehören, welder in den. 55. 2. bi⸗ 19. * be⸗ 
geichnet iſt. 
6.2. Ohne den Beirath und die Zufimmung 
der Stände des Koͤnigreichs kann kein allges 
Dritter Band. 9 
[4 
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meines neues Geſetzz, welches die Freiheit der 
Perſonen oder das Eigenthum der Staatsan— 
‚gehörigen betrifft, erlaſſen, noch ein ſchon 
beſtehendes abgeändert, authentiſch erlaͤutert 
oder aufgehoben werden. 


5. 3. Der König erholt die Zuſtimmung der . 
Stände zur Erhebung aller direrten Steuern, 
fo wie zur Erhebung neuer indiresten Aufs 
lagen, oder zu der Erhöhung oder Verände: 
zung der beſtehenden. _ | 
54 Den Ständen wird daher nah ihrer 
Eröffnung die genaue Ueberfiht des Staat 
bedürfniffes, fo wie der gefammten Staats: 
einnabmen (Budget) vorgelegt werden, welde 
diefelbe durch einen Ausschuß prüfen, und fodann über 
die zu erhebenden Steuern in Berathung treten. 

$. 5. Die, zur Deckung der ordentlichen beftändigen 
und bejtimme vorherzufehenden Staatsausgaben, mit Ein; 
ſchluß des nochwendigen Refervefonds, erforderlichen di; 
recten Steuern. werden jedesmal auf ſechs Jahre ber 
willigt. Ä | 

Um jedoch jede Stockung in der Staatshaushaltung 
au vermeiden, werden indem Etatsjahre, in welchem 
die erfte Ständenerfammlung einberufen wird, die in 
dem vorigen Etatsjahre erhobenen Staatsauflagen fort 
entrichtet. Ä 4. 

$. 6. Ein Jahr vor dem Ablaufe des Termins, für 
welchen die firen Ausgaben feftgefegt find, fomit nad) 
Verlauf von ſechs Jahren, läßt der König für die ſechs 
Jahre, welche diefem Termine folgen, den Ständen. ein 
neues Budget vorlegen. — | 

$. 7. In dem Falle, wo der König durch auferorz 
dentliche aͤußere Verhaͤltniſſe verhindert ift, in dieſem 
letzten Jahre der ordentlichen Steuerbewilligung die 
Staͤnde zu verſammeln, koͤmmt Ihm die Befugniß einer 
Forterhebung der letztbewilligten Steuer auf ein halbes 
Jahr zu. 


98. In Faͤllen eines außerordentlichen und unvor⸗ | 
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hergeſehenen Bedürfniffes und der Unzulaͤnglichkeit der 
bejichenden Staasseinkänfte zu deffen Dedung, wird 
diefes den Ständen zur Bewilligung der" erforderlichen 
außerordentlihen Auflagen vorgelegt werden? Ei 
$.9. Die Stände können die Bewilligung’ der Steuern 
mit feiner Bedingung verbinden. “ er 
$. 10. Den Ständen des. Reichs wird bei 
einer jeden Verfammlung eine genaue Nach— 
weifung über die Verwendung.der Staatsein— 
nahmen vorgelegt werden. | PET 
6.11. Die gefammte Staatsfhuld wird uns 
ter die Sewährleiftung der Stände geſtellt. 
Zu jeder neuen Staatsfhuld, wodurch die zur Zeit 
beftehende Schuldenmaffe im Capitalsbetrage oder der 


jährlichen Verzinfung vergrößert wird, iſt die Zuſtim⸗ 


“mung der Stände des Reichs erforderlich. 
$ 12. Eine folhe Vermehrung der Staatsichulden 
hat nur für jene dringenden und außerordentlihen Staats⸗ 
bedürfniffe ftats, welche weder durch die ordentlichen nach 
durch außerordentlihe Beiträge der Unterthanen, ohne 
deren zu große Belaftung, beftritten werden koͤnnen, und. 
die zum wahren Mugen des Landes gereihen. | 
$. 13. Den Ständen wird der. Schulden: Tilguiigez 
plan vorgelegt, und ohne ihre Zuftimmung kann an dem 
von ihnen angenommenen Plane Feine Abänderung ges 
troffen, noch ein zur Schuldentilgung beſtimmtes Gefaͤll 
zu irgend einem andern Zwede verwendet werden. 
$. 14. Jede der beiden Kammern hat aus ihter 
Mitte einen Commiffär zu ernennen, welche gemeinfchafts 
Lich bei der Schuldentilgungs ; Commiffion von allen ih— 
ren Verhandlungen genaue Kenntniß zu nchmen, und 
sn die Einhaltung der fefigefeßten Normen zu wachen 

aben. | 

$. 15. In außerordentlihen Fällen, wo drohende 
Außere Gefahren die Aufnahme. von Capitälien dringend 
erfordern, und die Einberufung der Stände durch aͤußere 
Verhäleniffe unmöglich gemacht wird, ſoll diefen Com— 
‚miffär's die Befugniß zuftehen, zu dieſen Anleihen im 

9 
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- Namen der Stände vorläufig ihre Zuftinmung zu er⸗ 


‚heilen. 


Sobald die Einberufung der Stände möglich - wird, 
ift ihnen die ganze Berhandlung über diefe Capitalsauf⸗ 
nahme, vorzulegen, um in das ERRAPRTRIANGE 
niß eingetragen zu werden. 


$. 46. Den Ständen wird bei jeder Berfammlung 
die genaue Nachmweifung des Standes der Staatsſchul-⸗ 
den s Tilgungstaffe vorgelegt werden. 


$. 47. Die Stände haben das Recht der Zuftim; 
mung zur Veräußerung oder Verwendung allgemeiner 
Stiftungen in ihrer Subftanz für andere als ihre ur⸗ 
ſpruͤnglichen Zwecke. 


$. 18. Eben fo iſt ihre Zuſtimmung zur Verleihung 
von Staatsdomainen oder Staatsrenten zu Belohnung 
großer und beſtimmter dem Staate geleiſteter ienſte 
erforderlich. 


$. 19. Die Stände haben das Recht, in Bes 
ziehung auf alle zu ihrem Wirkungskreiſe ge⸗ 
——— Gegenſtaͤnde dem Könisge- ihre gemein: 
amen Wünfhe und Ansräge in der geeignes 
ten Form vorzubringen.. 


$. 20. Jeder einzelne Abgeordnete hat das Recht, 
in diefer Beziehung feine Wünfche und Anträge in’ jeis 
mer Kammer vorzubringen, welche darüber: ob diefelben 
in nähere Ueberlegung gezogen werden follen, durch Mehr⸗ 
heit der Stimmen erfennt, und fie im bejahenden Falle 

an den betreffenden Ausſchuß zur Pruͤfung und Wuͤrdi⸗ 
gung bringt. 

Die von.’ einer Kammer über folche Anträge — 
ten Beſchluͤſſe muͤſſen der andern Kammer mitgetheilt, 
und koͤnnen erſt nach deren erfolgten Ba ka dem 
Könige vorgelegt werden. Ä | 

$. 24. Seder - einzelne Staatsbürger, fo wie “jede 
Gemeinde kann Befchwerden über Verlegung der conftis 
tutionellen Rechte an die Ständeverfammlung, und zwar 
an jede der beiden Kammern bringen, welche fie durch 
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den hieruͤber befichenden Ausfhuß pruft, und findet dies 
fer fie dazu geeignet, in, Berathung nimmt. 

Erkennt die Kammer: durch Stimmenmehrheit bie 
Befchwerde für gegruͤndet; fo theilt fie ihren  diesfalls 
an den König zu erftattenden Antrag der andern Kam— 
mer. mit, weldher, wenn dieſe demfelben beiftimmt,. it 
einer gemeinfamen Borfielluug dem Könige übergeben 
wird: 

8. 22. Der König wird wenisftens: alle dret 


Iapre die:Stände zufammen berufen. BER 


Der König eröffnet‘ und: ſchließt die Verfammlung 
eitweder in eigener Perfon, oder duch) einen. beſonders 
hie zu Bevollmaͤchtigten 

Die Sitzungen einer ſolchen Verſammlung duͤrfen in 
der Regel nicht Länger ale zwei Monate dauern, und 
die Stände find verbunden, in ihren Sigungen die vom 
dem Koͤnige an’ fie gebraditen Gegenftände vor allen 
Übrigen in Berathung: zu nehmen. 

$. 23. Dem Könige ſteht jederzeit: das Recht zu, 
die Sigungen der ‚Stände zu verlängern, fie . zu verta⸗ 
gen, oder .die ganje Verſammlung aufzuloͤſen. 

> dem legten Yale muß wenigftens binnen beit 
Monaten eine neue Wahl der’ Kammer der Abgeordne⸗ 
ten vorgenommen werden. 

$. 24. Die Staatsminifter können den Sigungen der 
beiden Kammern beiwohnen/ wenn fie auch nicht Mite 
glieder derfelben find. . - 

$. 25. Jedes Mitglied ber Ständeverfammlung bat 
folgenden Eid zu leiſten :? 

„Sch ſchwoͤre Treue dem Könige, Gehorſam dem Ge⸗ 

„ſetze, Beobachtung und Aufrechthaltung der Staats⸗ 
„verfaſſung, und in der Staͤndeverſammlung nur des 
„ganzen Landes allgemeines Wohl und Befte ohne 
„Rüdficht auf, beſondere Stände oder Klaſſen nach 
„meiner innern Ueberzeugung zu berathen; — So 

. „wahr mir. Gott helfe und fein heiliges. Evangelium.’ 
155.26. Kein Mitglied der Staͤndeverſammlung kann 
während ber Dauer der Sitzungen ohne: Einwilligung 
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der; betreffenden Kammer zu Verhaft gebracht, werben; 
den Fall der. Ergreifung auf frifcher THar bei beganges 
nem Verbrechen ausgenommen. 
:  $..27.. Kein. Mitglied «der Stänbeverfammlung kann 
fuͤr die Stimme, welche es in ſeiner Kammer gefuͤhrt 
Hat, anders als in Folge der Geſchaͤftsordnung, durch 
die Verſammlung ſelbſt zur Rede geſtellt werden. 

$. 28. Ein Gegenſtand, über welchen die beiden Kam⸗ 
mern fich nicht vereinigen, kann in derfelden Sigung 
nicht wieder zur Berathung gebracht .werdens : cr 

6. 29. Die königliche Entfchließung. auf die Anträge 
der Reihsftände erfolge nicht ‚einzeln, :fondern auf alle 
—— Gegenſtaͤnde zugleich bei tens Schluſſe :der 

Berfammlung,  : 
6. 30. Der König allein fanctionirt die Geſetze und 
erläßt diefelben mit feiner Unterfchrift und Anführung 

der Vernchmung des Staatsraths und des erfolgten Beis 
vaths und der Zuftimmung der. Lieben: und Getreuen, 
‚der Stände des Reiche. eo. 

$. 31. Wenn. die Berfammlung der Keicheftände, vers 
tagt, förmlich: gefchloffen oder anfgclöft worden iſt, koͤn⸗ 
nen die Kammern nicht mehr gülrig Fila: und 
jede fernere USING if ungejeelic, 4 


ı jt 


— — Achter Titel. en 
— om, ber Rechtspflege 


6.1. Die Gerichtsbarkeit geht. vom: Könige aus. — 
Sie wird unter Seiner Oberaufſicht durch eine geeignete 
Zahl von Acmtern und Dbergerichten, in, einer geſetzlich 
beſtimmten Inftanzen: Ordnung verwaltet, 
= $: 2. Alte Gerichtsſtellen find verbunden, 
"ihren urt heiten Enefgeidungsgeände beizus 
fügen. 
8. 3. Die Gerichte find innerhalb der Gränzen u. 
amtlichen Befugniß unabhängig, umd die Richter koͤn⸗ 
nen nur durch einen Nechtsfpruch von ihren Stellen mit 
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Verluſt des damit. verbundenen Geheltes entlaffen — 
oder derſelben entfetzt werden. 

$. 4. Der. König kann in ſtrafrechelichen Sachen 
Gnade ertheilen, ‚die Strafe mildern oder.erlaffen ; — 
ober in keinem Falle irgend cine anhängige Streitſache, 
oder angefangene Unterfuhung hemmen, _ 

6. 6. Der koͤnigliche Fiscus wird. in allen fireitigen 
Privat sRechtsverhältniffen den Eöniglipen Gerichts⸗ 
— Recht nehmen. 

8. 6. Die BermögenssEonfiscdtion hat in 
reiden — * den der Defertian — 
men, ſtattaͤ | ua Sn, m 

$. 7. Es fort für — gan, e Königreig ein 
iind daffelbe arherſi ar KT iD, are 
— beftehen * 


Neunter Ditel. | 
Bon der ‚Militär Verfaſfung. 


6.4 4. Jeder Bayer ift verpflichtet, zur Vertheldigung 
Feines Vaterlandes; nad) den — — Ge⸗ 
un mitzuwirfen.. . 

‚Bon der Pflicht, die Waffen wagen, if dr geifts 
fie Stand ausgenommen.  «=" ı: 
| $. 2. Der Staat hat zu ‚feinen Vertheidigung eine 
‚fehende Armee; welche duch’ die allgemeine Milis 
tär s Conſcription ergänzt, und auch im — gehoͤrig 
unterhalten wird. 

6. 3. Neben, Diefes; Armee Schon me Ref erve⸗Ba⸗ 
aa om⸗ und bie Landwehr. 

dk Die Reſerve⸗Bataillons ‚And; * Berſtaͤrtung 
| des fichenden Heeres beftimmt, und theilen im Falle des 
Aufgebots alle Verptucheuncen Ei uud Vorzüge mit 
demſelben. 

Im Frieden bleibe Räumliche in an ‚Referve: Bas 
taillons eingereihte Mannfchaft, die zu den Waffenuͤbun⸗ 
gen. erforderliche. Zeit . ausgenommen ‚in ihrer Heimath, 
frei von allem militärischen Zwange, Sb der buͤrgerli⸗ 
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chen Gerichtsbarkeit ‘And den bürgerlichen‘ Geſetzen un ” 
terworfen, ohne an der Veranderung des MWohnfiges, des 
Anſaͤßigmachung ober Vevehelihung gehindert zu ſeyn. 


$: 5: Die Landwehr kann in Kriegszeiten zur Und ' 
terftügung- der fchon durch die Referves Bataillond vers. - 


ftärtten Armee auf befondern koͤniglichen Aufruf, jedoch 
nur innerhalb der Grenzen des Reichs, in milttärifche 
Tätigkeit treten. ..: m. le A 
Zur zweckmaͤßigen Benägung diefer: Maffe wird: dies 
ſelbe ın zwei Abtheilungen ausgefchieden, deren zweite die 
zur Mobilifirung weniger geeigneten Indiyiduen begreift; 
und in feinem Falle außer ihrem Bezirke , verwendet 
werden SO. ‚==. nsnıa br. 40% rn 5 
In Friedenszeiten wirkt die Landwehr zur Erhaltung 
ber innen Sicherheit mit, in foferne c$. erforderlich iſt, 
und die dazu beftimmten Truppen nicht hinreihen. 
$. 6. Die Armee handelt, gegen den äußern Feind 
und im Innern nur dann, wenn die, Milirärmacht von 
der competenten Civilbehoͤrde förmlich dazu aufgefordert 
weh; re tn RE URN 
. 7. DieMilitaͤrperſonen ftchen . in Dienftfachen, 
dann wegen Verbrechen oder Vergehen, unter der Miliy 
taͤr ⸗Gerichtsbarkeit, A Reals und gemiſchten Rechtsſa⸗ 
hen aber unter den bürgerlichen Gerichten . au} 
MEET N; Bi. 1 30: sa .o . 
on ehe Tieen. — yon 0,9 


3 
Von denGewaͤhr der Merfaffung Ü 
.$. 4. Bei dem Regierungsantritte ste der Könid - 
in einer feierlichen Verſammlung der Stadtsminifter, "der 
Mitglieder des Staatsraths, und" Finer "Deputation der 
Staͤnde, wem fie zu der: Zeit verfammtelr: find; folgen⸗ 
Venice 
„Ich ſchwoͤre nach der Verfaſſung und sen Gefegen 
„des Reichs zu regieren, To wahr mit Gott helfe, 
‚und fein heiliges "Evangelium. 3... 
Ueber diefen Act wird eine Urkunde verfaßt, in daB - 
Reichsarchiv hinterlegt, und beglaubigte Abſchrift davon 
der Ständeverfammkung mitgerheile, "© 


ir) 


“ 
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8%. Der’ Reichsverweſer leiſtet din Beziehung auf 
die Erhaktung dar Virfaffung’dven-Zirel EL.:$. 16; vor⸗ 
gefchriebenen Eid. KEITEN Be EEE N) 
Sanmtliche Prinzen des · koͤniglichen Hauſes leiften 
nach erlangten Volljährigkeit ebenfalls einen Eid auf. die 
genaue Beobachtung" der: Verfaffung. 7 = 4 
. 3. Ale Staatsbürger ſind beider. Anfäßigmar 
dung und bei: der allgemeinen’! Landeshuldigung, :fo wie - 
alle Staatsdiener bei ihrer Anſtellung verbunden, fols 
genden Eid abzulegen: ie 
1 ſchwoͤre Treue dem Koͤnige, Gehorſam dem Ger - 
Aꝓn . jehe und. Beobachtung der Staatsverfaſſung; ſo 
wahr mir⸗ Gott helfe, und ſein heiliges Evans 

„gelium KT Tν T a a i * N ; 

. 4. Die koͤniglichen Staatsminiſter und Fämmeliche 

Staatsdiener find fuͤr die genaue Befolgung der Verfaſt 
in — 2 


füng ver antwortlich. MR ar 
5 5. De Stände, Haben Dis "Recht, Beſchwerden 

Über die dutch die koniglichen Staateminiſterien oder an⸗ 
dere Stanröbehörden gefchehetie Verlegung der Verfaſ⸗ 
ing“ in einen gemeinfamen Antrag an den König- zu 

ringen, welcher denfelben auf der Stelle abhelfen, oder, 

wenn ein Zweifel dabei obmwalten follte, fie näher nach 
der Natur des Gegetiftandes durch den Staatsrach’ oder 
die oberſte Suftigftelle unterfüchen,, . und: darüber entſchei⸗ 
* ı | 


den haffen wird. Ä 
Ä $. 6. Finden die Stände ſich durch ihre Pflichten 
aufgefordert, gegen, einen Höhern Staatsbeamten wegen 
vorfeßliher Verlegung der Staatsverfaffung eine foͤrm⸗ 
Sihe Anklage zu ftellen; fo find die Antlagspuncte bes 
ſimmt zu bezeichnen, und in jeder Kammer durch einen 
beſondern Ausſchuß gu. pruͤfen. 0. Re 
Veteinigen -fich! beide’ Kammern hierauf · in ihren Bes 
fohläffen über die Anklage; fo bringen fie diefelbe mit 
ihren Belegen in vorgeſchriebener Form an den «König. 
Diefer wird fie’ ſodann der oberſten Juſtizſtelle — 
in. welcher. im Falle der nothwendigen oder freywilligen 
Berufung auch die zweite Inſtanz durch Anordnung ci’ 


ee a 


nes andern Senat? gebildet wird, = — jur Entſcheidung 
übergeben, und die Staͤnde von dem gefaͤllten Urtheile 
in Kenntniß ſetzen. 

. 7. Abänderungen in den Beſtimmungen der Ver⸗ 
faſſungsurkunde, oder. Zufäße zu derfelben, Finnen ohne 
Sufimmung der Stände nicht geſchehen. 

Die Vorſchlaͤge hiezu gehen allein vom Könige aus, 
und nur wenn Derfelbe fie an die Stände gebracht hat. 
duͤrfen dieſe daruͤber berathſchlagen. 

Zu einem guͤltigen Beſchluſſe in dieſer hoͤchſt wichtig 
gen Angelegenheit wird ‚wenigftens die Gegenwart yon 
drei: Viertheilen der bei der Verſammlung anmwefenden 
Mitglieder in jeder Kammer, und cine ‚Mehrheit von 
zwei Drittheilen der Stimmen erfordert. 

Indem Wir dieſes Staa Grundgeſetz zur allgemei⸗ 
— Befolgung und genauen Beobachtung in feinem gan— 
gen Inhalte, einfhläffig der daſſelbe ergaͤnzenden und 
‚in der Haupturkunde als Beilagen be ’ichneten Edicte, 
hierdurch fund machen; fo verordnen Wir zugleih, daß 
die darin angeordnete Berfammlung der Stände zur Auss 
Übung der zu ihrem Wirkungskreife gehörigen Rechte a 
4. Januar 1819 einberufen, und inzwichen die hiez 
erfgrkerliche Einleitung veranftaltet werde, 

Gegeben in Unferer- Haupt s und Reſidenzſtadt Müns 
hen, am ſechs und. zwanzigften Tage des Monate May 
im Eintaufend achthundert und wo Jahre, Uns 
ſeres Reiches im dreizehnten. | 

Marimilian Joſeph. 
| -(L. $.) Eu 
ref v. Meigersberg Fuͤrſt v. Wrede. Graf 


v. Triva. Grafv. Rechberg. Grafv. Thärheim, 
— v. Lerchenfeld. Sof v. Toͤrrins. 


Nach dem Befehle Seiner Majeſtaͤt des Könige: 
— 1); ‚Egib non: Kobell, j j 
Koͤnigl. Staatsrath und "General: Sekretär, 
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Betrachtet man dieſe Verfaſſung nach ihrem Ver⸗ 
haͤltniſſe zu den Übrigen neueuropaͤiſchen Verfaſſungen; 
fo erſcheint fie als eine, welche der König, nach 
der ihm zuſtehenden Souverainetdt, ‚gab, Sie ent⸗ 
ſtand alſo nicht, wie die Wirtembergiſche, durch 
freien Vertrag zwiſchen dem Koͤnige und den Staͤn⸗ 


den, und warb den Staͤnden, vor ihrer Einfuͤhrung, 


nicht erſt zur Prüfung’ vorgelegt... .; " 

Shrem politifchen Charakter nach, iſt fie feine: tb 
präfentative, fondern eine ftändifche; denn fie 
geht bei der Wahl der Volksvertreter nicht, von ber 
Gefammtbevölkerung ded Reiche, fondern von ber Eins 
theilung der. Staatsbürger: in, verfchiedene Stände 
aus. Als folhe Stände erfheinen: -1) der Abel; 2) 
bie Geiftlichkeit mit. dem gelehrten Stande; 3) der Bit; 

gerftand ; mit Kaufleuten und. Gewerbtreibenden B und 
4) der: Bauernftand. . . in 

Da das Lehnsſyſtem in Bayern * ſchon Längft 
bedeutend: verändert und gemilbert, nicht aber ganz 
abgefhafft worden iſt; fo mußte auch die neue 
Berfaffung-auf eine hiſtoriſche Bafis begründet 
werden, — d. h. dad Netentfiehende mußte an das 
bereits ‚Vorhandene angelnüpft, und fo das Alte und 
dad Neue zu einer neuen politifhen Form vers 
bunden werden, in welcher aber beides, das Neue und 
das Alte, ziemlich fich gegenfeitig bes —— 
halten dürfta. 0000 re 

Aus dieſer Siftorifhen Safis ber neuen Berfaffung 
laͤßt ſich denn auch erklaͤren; warum dicht alle; zuſam⸗ 
men berufene Stände in Eine Kammer (wie. im 
Großherzogthume Weimar) vereinigt, ſondern in zwei 
Kammern (nach, dem Vorgange der von Ludwig 18 
dem franzoͤſiſchen Reiche gegebenen Charte, und der 


— 
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neıien Verfaſſung des Koͤnigreiches ber Nieberlande ) 
getheilt wurden. Man beabſichtigte dabei die Anerken⸗ 
nung und Beibehaltung :der, den Mebdiatifirten fchon 
in der. Conföderationsdacte des Rheinbundes vorbehaltes 
nen; Rechte, fo wie die Auszeichnung des übrigen boe 
ben Abels, welder. Sig. und Stimme in: der erſten 
Kammer erhielt. 

Auf dieſe Auszeichwung bes Adels‘ waren ben auch 
bie Borrechte und Borzüge:berechnet, „welche zwar nicht 
in ber Berfaffungsurkunde ſelbſt, wohl aber in bem 
vierten, fünften, fehften, fiebenten und ach⸗ 
ten’Edicte, ‘die der Werfafjung gleichzeitig erfchienen, 
ausgeſprochen wurden, und allerdings in Hinficht ber 
beibehaltenen Patrimonial: Gerihtsbarteit, in 
Hiuſicht der Begünftigung:-bei: den Abgaben, 
und in Hinfiht den Kid eicommiffe amd Majorate, 
nicht blos in perſoͤnlichen Borzigen und: Vortheilen | 
beftanden.  -: ’ 

Allein, neben diefer Beibehaltung mehrerer aus dem 
Lehnsſyſteme fiammenden Verhältniffe, trägt doch die 
bayrifche Verfaſſungsurkunde das Gepräge des fort⸗ 
gefchrittenen Geiſtes der Zeit in allen den Beſtimmun⸗ 
gen, worauf die bürgerliche und politifhe Frei 
heit beruht. Die Freiheit der Gewiſſen, die Preßfreis 
heit,- die. Gleichheit vor dem Geſetze, bie gleiche Bes 
rechtigung zu allen: Graben bes Staatödienftes, bie 
Gleichheit in der Befleuerung, der beflimmte Antheil 
der Stände'an bes Geſetzgebung, ihr "Recht der Steuer: 
bewilligung nach Yemr ihnen: ‚borgelegten: Budget und 
mac den ihnen mitgetheilten Rechnungen, ſo wie ihr 
Mecht der Beſchwerdefuͤhrung wegen verletzter verfaf⸗ 
ſungsmaͤßiger Rechte, umd“ die Verantwortlichkeit aller 
Staatsdiener; — dies find bie großen, vom Koͤnige 


Ediet ub. d. aͤuß. Rechtsverh. d. K. Bayern, Yai 


ſelbſt in dem Eingange der Verfaſſung ausgeſprochenen, 
und dann in den einzelnen Titeln der Verfaſſung wei⸗ 
ter ausgeführten, Grundlagen der bürgerlichen und po⸗ 
Iitifchen Freiheit des bayrifchen Volkes. — | | 
Weil aber zu den Hauptbebingungen der neuen Ges 
flaltung des innern Volkslebens dad neugeordnete 
BVerhältnig der Kirche zum Staate, und die 
Preßfreiheit gehören, "während ‚die Beflimmungen 
der übrigen acht Eöniglichen Edicte zundchft das fpes 
cielle bayrifhe Staatsrecht betreffen; fo folgen hier 
der Berfaffung jene beiden Edicte. er. 


| B) Ediet über. die äußern Rechtsverhaͤltniſſe des 
Koͤnigreichs Bayern, in Beziehung auf Re⸗ 
ligion und kirchliche Geſellſchaften. 


Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen uͤber Religions— 
| Verhaͤltniſſe. | Ä 


| Erſtes Kapitel. 
Religionss und Gewiffensfreiheit. 

6. 41. Jedem Einwohner des Reiches ift durch dem 
9. $. des vierten Tireld der Verfaſſungsurkunde eine 

polltommene Sewiffensfreiheit gefiher, | 
$. 2. Er darf demnah in Gegenftänden des. Glan: 
bens und Gewiffens keinem Zwange unterworfen, auch 
darf Niemanden, zu welder Religion er fich. bekennen 
mag, die eınfahe Hausandacht unseifage werden. 
$. 3. Sobald aber mehrere Familien zur Ausübung 
ihrer Religion ſich verbinden wollen, fo. wird, jederzeit 
biezu ‚die koͤnigliche ausdrüdlihe Genehmigung nach den 
= N. Abſchnitte folgenden nähern Beſtimmungen er—⸗ 
fordert. | 


— 
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‚4. Alle heimliche Zufemmenfünfte unter dem 
Vorwande des a baielicer Gottesdienſtes ſind verboten. 


Zweites Kapitel, 
Wahl des Slaubensbekenntniffes. 


$. 5. Die Wahl des Gtaubensbefenntniffes if jedem 
Staarseinwohner nad feiner. eigenen freiem Webergens 
gung überlaflen. | | 


5:6. Derfelde muß jedoch das hiezu erforderliche 


Unterſcheidungsalter, welches für. beide Geſchlechter auf 


die geſetzliche Volljaͤhrigkeit beſtimmt wird, erreicht haben. 


$. 7. Da diefe Wahl cine eigene freie Ueberzeugung 
votausſebt ſo kann ſie nur ſolchen Individuen zuſtehen, 
welche in feinem Geiſtes- oder Gemuͤthszuſtande ſich ber 
finden, der fie derfelben unfähig macht. 


$. 8. Keine Parthei darf die Mitglieder der andern 
duch Zwang oder Lift zum Webergange verleiten. 


.$. 9. Wenn von denjenigen, welche die Religionser⸗ | 
ziehung zu "leiten haben, eine folhe Wahl aus einem 
der obigen Gründe angefochten wird; fo hat die betref: 
fende Regierungsbehörde den Fall zu unserfuchen, und 
an das tönigliche — des Innern zu bes 
richten. 


$. 40. Der Uebergang von einer Kirche zu einer ans 
dern muß allezeit bei dem einfchlägigen Pfarrer oder 
geiftlihen Vorſtande fowohl der neu gewählten, als der 
verlaffenen Kirche perfönlich erklärt werden. | | 


6.411. Durch die Keligionsänderung gehen alle kirch⸗ 
lichen Geſellſchaftsrechte der verlaſſenen Kirche verloren; 
dieſelbe hat aber keinen Einfluß auf die allgemeinen 
ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte, Ehren und Würden; ausges 
nommen, e$ gefchehe der Webertrirt zu einer Religiongs 
parthei, welcher nur eine befchräntte Tpeilnapme an 
den Staatebuͤrgerrechte geſtattet iſt. 
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Drittes Kapitel. 


Religionsverhaͤltniſſe der Kinder aus ge— 
mifchten Ehen. 6 


86. 12. Wenn in einem gültigen Ehevertrage zwiſchen 


Eltern, die verſchiedenen Glaubensbekenntniſſen zugethau 
find, beſtimmt worden iſt, in: welcher Religion die Kin—⸗ 
der erzogen werden follen; .fo bat es hiebei fein Bes 
wenden. | 
5. 183. Die Gültigkeit folder Eheverträge ift ſowohl 
in Ruͤckſicht ihrer Form, als der Zeit der Errichtung 
lediglich nach den bürgerlichen Gefegen zu beurtheilen. 
$. 414. Sind feine Ehepacten oder fonftige Verträge 
ieräber errichtet, oder ift in jenen über die -veligidfe 
rziehung der Kinder nichts verordnet worden; fo folgen 
die Söhne der Religion des Vaters, die Töchter werden 
in den Blaubensbekenntniffe der Murter erzogen. 
SF. 45. Uebrigens benimmt die Verfchiedenheit des 
kirchlichen Glaubensbekenntniſſes keinem der Eltern die 
ihm font wegen der Erziehung zuftehenden. Kechte. 
8 46. Der Tod der Eltern Ändert nichts in den 
Beftimmungen der 5$. 12. und 14. Über die religidfe 
Erziehung der Kinder. | 
. 17. Die Ehefcheidungen, oder alle fonftigen Rechtes 
‚gültigen Auflöfungen der Ehe können auf die Religion 
der Kinder keinen Einfluß haben. 


u E 


$. 18. Wenn ein das Religionsverhältnif der Kine 


der beftimmender. Ehevertrag vorhanden iſt; fo bewirkt 
der ‚Uebergang der Eltern zu einem andern Glaubensbe— 
kenntniß darin in fo lange feine Veränderung, als. die 
Ehe noch gemifcht bleibt; geht aber ein Ehegatte zur 
Religion des andern Über, und die Ehe hört dadurch 
auf gemifcht zu feyn, fo folgen die Kinder der nun gleis 
‚hen Religion ihrer Eltern, ausgenommen fie waren — 
dem beftehenden Ehevertrage gemäß — durch die Konz 
firmation oder Kommunion bereits in die Kirche einer 
andern Confeſſion aufgenommen, in welchem Falle fie 
z = erlangten Unserfcheidungsjahre darin zu belafs 
en It * — ⸗ 


⸗ 
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F. 19. Pflegkinder werden nach jenem Glaubensbe⸗— 
kenntniß erzogen, welchem ſie in ihrem vorigen Stande 
zu folgen hatten. 

$. 20. Durch Heirath legitimirte natärlihe Kinder 
werden in Beziehung auf. dem Religionsunterricht 
chen Kindern gleichgeachtet. 

G. 21. Die übrigen.: natürlichen. Kinder; wem fie 
von einem. Vater anerfannt : find,’ werden in. Anfehung 
der Religionserziehung gleichfalls wie die ehelichen: bes 
handelt. Sind fie aber von dem Water nicht anerkannt; 
ſo werden fie nach dem GSlaubensbcetkenntniſſe der Duts 
ter erzogen. 

S. 22% Findlinge und. natürliche Kinder, deren Muts 
zer unbekannt ift, ‚folgen. der Religion. desjenigen, wel: 
her das Kind aufgenommen hat, ſoferne er einer, der 
Öffentlich eingeführten Kirchen angehört, oder. der Relis 
gionsparthei des Findlings-Inſtituts, worin fie erzogen 
werden. Außer diefen Fällen vichtet fid ihre Religion 
nach, jener der Mehrheit der Einwohner des Findungss 

rts. 

$. 23. Die geiftlihen Öbern, die naͤchſten Verwand⸗ 
ten, die Vormuͤnder und Pathen haben das Recht, dars 
über zu wachen, daß vorftchende Anordnungen befolgt 
werden. Sie können zu diefem Behufe die Einficht der 
| betreffenden Beftimmungen’ der Eheverträge und der uͤbri⸗ 

gen auf die Religionserziehung f ch beziehenden Urtun⸗ 
den fordern. 


en . Bweiter Abſchnitt. 


Bon Religions; und Rirhengefellfchaften. 
Ä — Epſtes Kapitel. \ | 
Shre Aufnahme und Beftätigung. _ 


6. 24. Die in. dem Königreihe beſtehenden drei 
chriſtlichen Glaubens ; Confeffionen find als öffentliche 


Kirchengefellfchaften mir gleihen böärgerlichen und.-politis 


fchen Rechten, nach den unten folgenden — Beſtim⸗ 
mungen, anerkannt, X 
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6. 25. Den nicht chriſtlichen Glaubensgenoffen ift 
zwar nad $$: 1. und 2. eine volllommene Religions— 
und Gewiffensfreiheit- geftattetz als Religionsgeſellſchaf⸗ 
ten und in Beziehung auf Staatsbuͤrgerrecht aber, jind 
fie nach den Über ihre bärgerlihen. Berhältniffe beftehens _ 
den beſondern Geſetzen und Verordnungen zu behandeln. 

$. 26. Religions oder Kirchengefellfchaften, die nicht 
zu den bereits. gefeßlich “aufgenommenen gehören, dürfen 
ohne ausdrückliche Eönigliche Genehmigung nicht einges 
führe werden. | SEE RE . 

$.-27. Ste muͤſſen vor der «Aufnahme ihre Glau⸗ 
bensformeln und innere kirchliche Verfaſſung zur Eins 
fiht und Prüfung. dem Staatsminifterium des Innern 
vorlegen. a | 


3weites Kapitel. 


Rechte umd Befugniffe der aufgenommenen 
— und befiätigten Religionss und Kirchen— 
Geſekllſchaften. 


$. 98. Die: mit ausdruͤcklicher koͤniglicher Genehmi⸗ | 
gung aufgenommenen Kirchengefellfchaften genießen die 
Rechte öffentlicher Corporationen. 
29. Die zur Ausübung ihres Gottesdienftes ger 
widmeten Gebäude follen, wie andere öffentliche Gebäude, 
geſchuͤtzt werden. | 

$. 30. Die zur Feier ihres Gottesdienftes und zum 
Neligionsunterrichte beftellten Perfonen genießen die Rechte 
und Achtung Öffentlicher Beamten. | 
8. 34. Iho-Eigenehum ſteht unter dem befondern 
Schuße des Staats. 

$. 32. Eine Religionsgefelfchaft, welche die Rechte 
Öffentlih aufgenommener Kitchengefellfchaften bei. ihrer 
Genehmigung nicht erhalten hat, wird nicht als eine 
Öffentliche Corporation, fondern als eine Privatgeſell⸗ 
Schaft | geachtet. Ä 

$. 33. Es ift derfelben die freie Ausuͤbung ihres 
Privargortesdienftes geſtattet. 

Dritter Band. 10 
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F. 34. Zu diefer gehört, die Anſtellung gottesbienjtlir 
her Zuſammenkuͤnfte in gewiffen dazu beftimmten Ges 
bäuden, und die Ausübung der ihren Roligionsgrundfäz 
zen gemäßen Gebräuche ſowohl in diefen Zufammentünfs 
ten, als in den Privarwohnungen der Mitglieder, | 

$. 35. Den PrivarsKicchengefellfichaften. iſt aber nicht 
geftattet, ſich der Glocken oder fonftiger Auszeichnungen 
zu bedienen, welche Geſetze oder Gewohnheit. den oͤffent⸗ 
lihen Kirchen angeeignet haben. 

$. 36. Die von ihnen zur Feier ihrer Religionsr 
handlungen beſtellten Perſonen genießen als jolche feine 
befondern Vorzüge. 

$ 37. Die ihnen zuftehenden weitern Rechte muͤſſen 
nach dem Inhalte ihrer Aufnahmsurtunde bemeffen werden. 
$. 38. Seder genehmigteu Privat: oder Öffentlichen 
Kirchengefellihaft, koͤmmt unter der oberften Staatsaufr 
fiht nad) den im dritten Abjchniete enthaltenen Beitims 
mungen die Befugniß zu, nad der Formel und der von 
der Stantsgewalt anerkannten Verfaffung- ihrer Kirche, - 
alle innern Kirchenangelegenheiten anzuordnen, 


Dahin gehören die Gegenftände : 


a) der Glaubenslehre, 

b) der Form und Feier des Gottesdienftes, 

e) der geiftlihen Amtsführung, 

d) des religiöfen Wolksunterrichts, 

e) der Kirchen » Diseiplin, | 

f) der Approbation und Ordination. der Kirchendiener, 

g) der Einweihung der zum Gottesdienfte gewidmeten 
Gebäude und der Kicchhöfe, 

b) der Ausübung der Gerichtsbarkeit in vein geiftlir 
hen Sachen; nämlich des Gewiffens oder der Ers 
füllung der Religions, und Kirchenpflichten einer: 
Kirche, nad) ihren Dogmen, ſymboliſchen Büchern 
und darauf gegründeten Verfaſſung. 

‘$. 39. Den kirchlichen Obern, Vorftehern oder ihren 

Repräfentanten koͤmmt demnach das allgemeine Kecht der 
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Aufſicht mit den daraus hervorgehenden Wirkungen zu, 
damit die Kirchengeſetze befolgt, der Cultus dieſen gemaͤß 
aufrecht erhalten, der reine Geiſt der Religion und Sitts 
lichfeit bewahret, und deſſen Ausbreitung befördert werde, - 
Der Antheil, welcher jedem Einzelnen an dieſer Aufficht 
zufömmet, wird durch feine Amtsvollmacht bejtimmt. 
6. 40. Die Kirchengewalt übt das vein geiftlihe Corz 
reetionsrecht nach geeigneten Stufen aus. 
$. 41. Jedes Mitglied einer Kicchengefellfchafe iſt 

fhuldig, der darin eingeführten Kirchenzucht fih zu uns 
terwerfen, 

$. 42. Keine Kirchengewalt ift daher befugt, : Slaus 
bensgefege gegen ihre Mitglieder mit aͤußerm Zwange 
geltend zu machen. | 
F. 43. Wenn eingelne Mitglieder durch öffentliche 
Handlungen eine Verachtung des Gottesdienftes und der 
Religionsgebräuche zu erkennen geben, oder andere in 
"ihrer Andacht ftören; fo ift die Kirchengefellfchaft befugt, 
dergleichen unwirdigen Mitgliedern den Zutritt in ihre 
Verſammlungen zu verjagen. Ä 

$. 44. Die in dem Königreiche als Öffentliche Korz 
. Porationen aufgenommenen Kirchen find, berechtigte, Eis - 
genthum zu befisch, und nach den hierüber beftehenden . 
Geſetzen auch fünftig zu erwerben. . ; » 

$. 45. Die Eigenthumsfähigfeit der nicht: öffentlichen 
Kirhengefellfchaften wird nach ihrer Aufnahmsurfunde, 
oder wenn in dieſer darüber nichts feftgelegt ift, nach 
den Rechten der Privatgefellichaften beftimmt. 

5. 46. Allen Religionstheilen ohne. Ausnahme iſt 
. dasjenige, was fie an Eigenthum geſetzmaͤßig befigen, es 
fey für den Eultus oder für den Unterricht beftimmt, es 
bejtche in liegenden Gütern, Rechten, Capitalien, baas 
rem Gelde, Pretiofen,. oder fonftigen "beweglichen Sas 
chen durch den $. 9. im vierten Titel der Verfaſſungs— 
urkunde des Neichs garantirt. 

$. 47. Das Kirchenvermögen darf unter. feinem Vor— 
mwande zum Staatevermögen eingezogen und in der Sub: 
ftanz zum Beſten eines andern als des beſtimmten Stif— 

10* | 
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tungszweckes ohne Zuſtimmung der Betheiligten, und 
ſoferne es allgemeine Stiftungen betrifft, ohne Zuſtim⸗ 


mung der Staͤnde nicht veraͤußert oder verwendet werden. 


G. 48. Wenn bei demſelben in einzelnen, Gemeinden, 
nach hinlaͤnglicher Dedung der Local; Kirdenbedürfniffe, 
Ueberihüffe fi) ergeben; fo jollen diefe zum Beten des 
nämlihen Religionstheiles nach folgenden Beſtimmungen 
verwendet werden : zes 
a) zur Erhaltung oder Wiederherftellung der Kirchen 
und- geiftlihen Gebäude in andern Gemeinden, die 
dafür fein hinreichendes eigenes Vermögen befigen; 
BDD zur Ergänzung des Unterhaltes einzelner Kirchen: 
diener , oder Be 
c) zur Fundation neuer nothwendiger Pfarrftellen ; 
d) zur Unterfiügung geiftliher Bildungsanftalten ; 
e) zu Unterhaltsbeiträgen der durch Alter oder Krank— 
heit zum Kirchendienft unfähig gewordenen geiftliz 
hen Perfonen. | 
$. 49. In foferne für diefe Zwecke vom Kirchenverz 
mögen nad) einer vollftändigen Erwägung etwas entbehre 
werden kant, wird diefer Ueberſchuß im Einverftändniffe 
mit der betreffenden geiftlihen Dberbehörde vorzüglich 
zur Ergänzung von Schulanftalten, dann der Armenftifz 
tungen (wohin auch jene der. Krankenpflege zu vechnen 
find) verwender werden. 7 


* Dritter Abſchnitt. 


Verhaͤltniſſe der im Staate aufgenommenen 
Kirchengeſellſchaften zur Staatsgewalt. 


| Erſtes Kapitel, 
Sn Religions; und Kirchenſachen. 


$. 50. Seine Majeftär"der König haben in 
mehreren Verordnungen Ihren ernftlihen Willen ausger 
— daß die geiſtliche Gewalt in ihrem eigentlichen 
irkungskreiſe nie gehemmt werden, und die koͤnigliche 
weltliche Regierung in rein geiſtliche Gegenftände des 


dk 
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Gewiſſens und der Religionslehre fih nicht einmifchen 
folle, als in ſoweit das königliche oberfte Schuß: oder 
Auffihtsreht dabei eintritt. Die königlichen Landesitel: - 
len werden wiederholt zur genauen Befolgung derſelben 
angewieſen. 

F. 51. So lange demnach die Kirchengewalt die Gren⸗ 
zen ihres eigentlichen Wirkungskreiſes nicht uͤberſchreitet, 
kann dieſelbe gegen jede Verletzung ihrer Rechte und 
Geſetze den Schutz der Staatsgewalt anrufen, der ihr 
von den koͤniglichen einſchlaͤgigen Landesſtellen nicht vers 
fagt werden darf. 

$. 52. Es fteht aber auch den Genoſſen einer Kir— 
chengefellfhaft, welche durch Handlungen der- geiftlichen. 
Gewalt gegen die feftgefegte Drdnung befchwert werden, 
die Befugniß zu, dagegen den Eöniglichen Landesfürftliz 
hen Schuß anzurufen. 

$. 53. Ein folder Recurs gegen einen Mißbrauch 
der geiſtlichen Gewalt kann entweder bei der einſchlaͤgi— 
gen Regierungsbehoͤrde, welche daruͤber alsbald Bericht 
an das koͤnigliche Staatsminiſterium des Innern zu ers 
ftatten hat, oder bei Seiner Majeftät dem ‚Könige 
unmittelbar angebracht werden. 

$. 54. Die angebrachten Befchwerden - wird das Eds 
niglihe Staatsminifterium des Innern unterfuchen. laſ⸗ 
fen, und, eilige Fälle ausgenommen, nur nah Verneh— 
mung der betreffenden geiftlihen Behörde das Geeignete 
darauf verfügen. 


-  & 55. Der Regent kann bei feierlihen Anläffen in 
‚ den verichiedenen Kirchen Seines Staates durch die geift 
lihen Behörden öffentliche Gebete und Dankfeſte an: 
ordnen. 


$. 56. Auch iſt Derſelbe befugt, wenn Er wahr: 
nimmt, daß bei einer Kicchengefellfchaft Spaltungen, 
Unordnungen oder Mißbräuche eingeriffen find, zur Wics 
derherftellung der Einigkeit und kirchlichen Ordnung un: 
ter Seinem Schutze Kirchenverfammlungen zu veranlal: 
fen, ohne jedoch in Gegenftände der Religionslehre Sich 
ſelbſt einzumiſchen. 
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:  $. 57. Da die hoheitlihe Oberaufſicht Aber alle in— 
. nerhalb der Grenzen’ des Staats vorfallende Handluns 
gen, Ereigniffe und Verhaͤltniſſe fi erſtreckt; To ift die 
Stantsgewalt berechtigt, von demjenigen, was in den 
DVerfammlungen der Kirchengefellihaften gelehrt und vers 
handelt wird, Kenntniß einzuzichen. 


$. 58. Hiernach dürfen feine Geſetze, Verordnungen 
oder fonftige Anordnungen der Kirhengewalt nah den 
hierüber in den Eöniglihen Landen ſchon längjt beftehenz 
den ©eneralmandaten ohne Allerhoͤchſte Einfiht und Ge: 
nchmigung publiciee und vollzogen werden. Die geiftliz 
en Obrigkeiten find gehalten, nachdem fie die königliche 
Genehmigung zur Publication (Placet) erhalten haben, 
im Eingange der Ausichreibungen ihrer Verordnungen 
von derfelben jederzeit ausdrädlid Erwähnung zu thun. 


$. 59. Ausfchreiben der geiftlihen Behörden, die 
fih blos auf die ihnen untergeordnete Geiftlichkeit bezier 
ben, und aus genehmigten allgemeinen Verordnungen 
hervorgehen, bedürfen feiner neuen Genehmigung. 


$. 60. Die Ausuͤbung der geiftlihen Gerichtsbarkeit 
koͤmmt zwar nach $. 38. lit. h. der Kirchengewalt zu; 
die dafür angeordneten Gerichte, fo wie ihre Verfaffung 
muͤſſen aber vor ihrer Einführung von dem Könige bez 
ftätiget werden. Auch follen die einichlägigen Föniglichen 
Landesftellen aufmertfam feyn, damit die koͤniglichen Unz 
terthanen von den geiftlihen Stellen nicht mit geferwiz: 
drigen Gebühren befchwert, ‚oder in ihren Angelegenheis 
ten auf eine für fie läftige Art aufgehalten werden. . 


$. 61. Die vorgeſchriebenen Genehmigungen können 
nur von dem Könige jelbft, mitteljt des föniglichen Staats 
miniteriums des Innern ertheilt werden, an welches die 
zu publicivenden firchlihen Gefeke und Verordnungen 
eingeſendet, und fonftige Anordnungen ausführlich anges 
zeigt werden mäffen. 
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Zweites Kapitel. 


In ihren bärgerlihen Handlungen und Be 
ziehungen. 


$. 62. Die Religions s und Kirchengefellfchaften muͤſ⸗ 
ſen fih in Angelegenheiten, die fie mit andern bürgers 
lihen Gefelfhaften gemein haben, nad den Geſetzen 
des Staats richten. 

$. 63. Dieſen Geſetzen find in ihren buͤrgerlichen 
Bezichungen fowohl die Obern der Kirche, als einzelne 
Mitglieder derfelden auf gleiche Art unterworfen. 

$. 64. Zur Befeisigung aller künftigen Anftände wer⸗ 
den nad) ſolchen — als weltliche Gegenſtaͤnde 
erklaͤrt: 


a) alle Verträge und. letztwillige Dispofitionen der 
Seiftlihen; ° —, 

b) alle Beftimmungen über liegende Güter ꝛc. fahr 
vende Habe, Nutzung, Renten, Rechte der Kite 
hen und kirchlichen Perfonen ; 

ec) Verordnungen und Ertenntniffe über Verbrechen 
und Strafen der Geiftlihen, welche auf ihre buͤr⸗ 
gerlihen Rechte einen Einfluß haben; 

d) Ehegefege, in foferne fie den bärgerlichen Vertrag 
und deffen Wirkungen betreffen; 

e) Privilegien, Dispenfationen, Immunitaͤten, Erems 
tionen, zum Beften ganzer Kirchengefellfchaften, 
einzelner Gemeinden oder Geſellſchaftsgenoſſen, oder 
der dem Religionsdienfte gemwidmeten Orte und 
Guͤter, in foferne fie politifhe der bürgerliche 
Verhäleniffe berühren; 

f) allgemeine Normen über die Verbindlichkeit zur 
Erbauung und Erhaltung der Kirchen und geiftlis 

den Gebäude; 

g) Beftimmungen über die Zulaffung von Kirchen⸗ 
Pfeünden; 

b) Vorfchriften über die Einrichtung der Kirchenliften, 
als Quellen der BevölterungssVerzeichniffe, als 
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Regifter ‘des. Civilftandes "und über die Legalität 
ben ı »farrlichen Documente. 


$ 65. In allen dieſen Gegenſtaͤnden koͤmmt der 
—— allein die Geſetzgebung und — 
keit zu. 


$. 66. Hiernach find alle Geiſtlichen in buͤrgerlichen 
Perſonal⸗Klagſachen, in allen aus buͤrgerlichen Contrac— 
ten hervorgehenden Streitſachen, in den Verhandlungen 
über ihre Verlaſſenſchaften ꝛc. einzig den weicikhen Sr: 
richten untergeben. 


$. 67. Sie genießen nad Titel V. $. 5. der Ver⸗ 
faffungsurfunde- in: bärgerlihen : und ſtrafrechtlichen FAls 
len den befreiten Gerichtsftand. 

$. 68. Bei Sterbefällen der Geiftfichen ſoll darauf 
Raafi cht genommen werden, daß die geiſtlichen Verrich⸗ 
tungen, wenn der Verſtorbene dergleichen verſehen hat, 
nicht gehemmt werden; alles, was darauf Bezug hat, 
und a Gottesdienſte gehört, als heilige Gefäße ꝛc. 
foll von der Sperre ausgenommen, und mitteljt‘ Vers 
zeichniffes entweder dem. Nachfolger im Beneficium ſo⸗ 
gleich verabfolgt oder andern ſichern Haͤnden einſtweilen 
übergeben werden, wenn nicht zu ihrer Uebernahme ein 
Abgeordneter der geiftlihen Behörde fich einfindet, wel 
che zu diefem Ende von dem weltlichen Richter bei jes 
dem Sterbefalle eines im Beneficium fiehenden Geiftlis 
hen davon in Kenntniß zu ſetzen ift- 

$. 69. Die KeiminalsBerichtsbarkeit auch über Geifts 
lihe koͤmmt nur den einjchlägigen koͤniglichen weltlichen 
Gerichien zu. 

$. 70. Diefe follen aber die einfählägige geiftliche 
Behoͤrde jederzeit von dem Erfolge der Unterſuchung in 
Kenntniß fegen, um auch von ihrer Seite gegen die Per: 
fon des Verbrechers in Beziehung auf feine geiftlichen 
— das Geeignete darnach verfuͤgen zu koͤnnen. 


$. 21. Keinem kirchlichen Zwangsmitiel wird irgend 
ein: Einfuf auf das gefeltfehaftlihe Leben .und die bürs 
gerlichen Verhältniffe, ohne Einwilligung der Staatsge⸗ 
walt im Staate geſtattei. * 
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69 72. Das Veufahren der. weltlichen Gerichte in 
Gegenſtaͤnden, welche nach den obigen Beſtimmungen zu 
ihrer Gerichtsbarkeit gehören, darf. durch die Einſchrei⸗ 
tungen geiſtlicher Stellen weder ‚unterbrochen noch aufs 
gehoben werden. .. 25 | * 
6. 73. Die Kirchen: und Geiſtlichen koͤnnen in Ans 
fei ung des ihnen; zuftchenden Vermögens weder von Lans 
desunterthänigfeit, ‚weder von Gerichtsbarkeit noch von 
Öffenelihen Staatslaften, irgend eine Befreiung ans 
ſprechen. alti 
G. 74. Alle aͤlteren Befreiungen, die hierüber mögen 
gerlichen worden feyn, werden als nichtig erklärt. 
$. 75. Die Verwaltung des Kirchenvermoͤgens ſtehet 
nach den hierüber gegebenen Geſetzen unter. dem Föniglis 
chen oberften Schutze und Aufſicht. | 


Drittes Kapitel. 
Bei Gegenſtaͤnden gemiſchter Natur, 


F. 76. Unter Gegenſtaͤnden gemiſchter Natur werden 
diejenigen verſtanden, welche zwar geiſtlich ſind, aber 
die Religion nicht weſentlich betreffen, und zugleich ir— 
gend eine Beziehung auf den Staat und das weltliche 
Wohl der Einwohner deſſelben haben. | 

Dahin gehoͤren: | | 

a) alle Anordnungen Über den dußern Gottesdienft, 
deffen Drt, Zeit, Zahl ꝛc. 

b) Beſchraͤnkung oder Aufhebung der nicht zu den 
wefentlihen Theilen des Cultus gehörigen Feierz 

> lichkeiten, Proceffionen, Nebenandachten, Cevemos 

nien, Kreuggänge und Bruderfchaftenz 

e) Errichtung, geiftliher Gefellfhaften. und fonftiger - - 
Inſtitute und Beftimmung ihrer Gelübde; 

d) organifhe Beftimmungen über geiſtliche Bildungs⸗ 


Verpflegs- und Strafanftalten ; | 
e) Eintheitung der Diöchfen, Decanats⸗ und Pfarr⸗ 
Sprengel; _ I 
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£) alle Gegenftände der: Gefundheitspoligei,. in fotwee 
dieſe kirchliche Anftaltenmit berühren. "+ N 
S. 77. Bei diefen Gegenftänden dürfen von der Kits 
hengewalt ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit 
feine einfeitigen Anordnungen gefchehen. 
$. 78. Der Staatsgewalt ftcht die Befugniß zu, 
nicht nur von allen Anordnungen über diefe Gegenftände 
Einfiht zu nehmen, fondern auch durch eigene Verord⸗ 
nungen dabei alles dasjenige’ zu. hindern, was dem öfs 
fentlihen Wohle nachtheilig feyn koͤnnte. 
S. 79. Zu außerordentlichen kirchlichen Feierlichkeiten, 
befonders wenn diefelben an Werktagen gehalten werdeis 
Sollen, muß allezeit die ſpecielle königliche Bewilligung 
erholt werden. ' | 


Vierter Abſchnitt. 


Bon dem VBerhältniffe verfchiedener Reli— 
gionsgefellfhaften gegen einander, 


Erftes Kapitel. 


Allgemeine Staatspflichten der Kirchen 
gegen einander. 


$. 80. Die im Staate beſtehenden Religionsgefell: 
ſchaften find ſich mechfelfeitig gleiche Achtung ſchuldig; 
gegen deren Verſagung kann der obrigkeitliche Schutz 
aufgerufen werden, der nicht verweigert werden darf; 
dagegen iſt aber auch keiner eine Selbſthuͤlfe erlaubt. 

$. 81. Jede Kirche kann für ihre Religionshandlun⸗ 
gen von den Bliedern aller‘ Übrigen Religionspartheien 
volltommene Sicherheit gegen Störungen aller Art vers 

langen, 

$. 82. Keine Kirchengefelfchaft kann verbindlich ger 
macht werden, an dem äußern Gottesdienfte der andern 
Ancheil zu nehmen. Kein Re'igionstheil iſt demnach 
ſchuldig, die befondern Feiertage des andern zu feiern, 
Sondern es folk ihm frei ftehen, an ſolchen Tagen fein ' 
Gewerbe und feine Handthierung auszuüben, jedoch ohne 
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Stoͤrung des Gottesdienſtes des andern Theiles, und 
ohne, daß die Achtung dabei verletzt werde, welche nach 
6. 80. jede Religionsgeſellſchaft der andern bei Ausübung 
ihrer veligiöfen Handlungen und Gebräuche ſchuldig iſt. 

$. 83. Der weltlihen Staatspolizey koͤmmt es zu, 
in jo weit, als die Erhaltung der Öffentlihen Ruhe und 
Drdnung zwiſchen verfchiedenen Religionspartheien es er: 
fordert, Vorſchriften für dußere Handlungen, die nur 
zufälligen Bezug zum kirchlichen Zwecke haben, zu geben. 

$. 84. Reiigionsverwandte einer Öffentlich aufgenoms 
menen Kirche, welche feine eigene Gemeinde bilden, koͤn— 
nen fih zu einer entfernten Gemeinde ihres Glaubens 
innerhalb der Grenzen des Reichs halten. 

$. 85. Auch iſt ihnen freigeftellt,, von dem Pfarrer 
oder Prediger einer andern Konfeffion an ihrem Wohn⸗ 
orte jene Dienfie und Amts; Funetionen nachzufuchen, 
welche fie mit ihren eigenen Religionggrundfäßen verein: 
barlich glauben, und jene nach ihren Religionsgrundfäz: 
zen leiften können, 


$. 86. In dergleichen Fällen follen dem Pfarrer - | 


oder Seiftlichen der fremden Eonfeffion für die geleifteten 
Dienfte die fefigefegten Stolgebähren entrichtet werden. 


$. 87. Diefen auf folhe Art der Drtspfarrei ein: 
verleibten fremden Religionsverwandten darf jedoch nichts 
‚aufgelegt werden, was ihrem Gewiffen oder der jedem 
Staatseinwohner garantirten Hausandacht entgegen ift. 

$. 88. Den Mitgliedern der öffentlich aufgenommes 
nen Kirchengefellfehaften fteht die Bildung einer eigenen 
Gemeinde aller Orten frei, wenn fie das erforderliche 
Vermögen zum Unterhalt der Kirchendiener, zu den Aus; 
gaben für den Gottesdienft, dann zur Errichtung und 
Erhaltung der nöthigen. Gebäude befigen, oder went fie 
die Mittel hiezu auf geſetzlich geſtattetem Wege aufzus 
bringen vermögen. | 

$. 89. Das Verhältnig der Staatseinwohner, welche 
einer Religion angehören, deren Mitgliedern nur eine 
Hausandacht oder nur ein Privargottesdienft geftattet ift, 
muß aus dem Inhalte dev. Conceſſionsurkunde beurtheile 
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werden. Sie dürfen von den Dienern der Kirchenge⸗ 
malt des Ortes, wo fie wohnen, gegen den Sinn umd 
Zweck der Conceſſion weder beſchraͤnkt noch beeintraͤchti⸗ 
get werden. Da ſie mit der Ortskirche in keiner Ver— 
bindung ſtehen, ſo koͤnnen von derſelben keine pfarrli— 
chen Rechte gegen ſie ausgeuͤbt werden; dagegen haben 
ſie aber auch keinen Antheil an den Rechten und dem 
Eigenthume der Kirche. 


Zweites Kapitel. 
Vom Simultan-Gebrauche der Kirchen. 


$. 90. , Wenn zwei Gemeinden verfchiedener Relis 
gionspartheien zu einer Kirche berechtigt find; fo mäffen 
die Rechte einer jeden hauptſaͤchlich nach den vorhandes 
nen befondern Gefeßen oder Verträgen beurtheilt werden. 


$. 91. Mangelt es an folhen Beſtimmungen; fo 
wird vermuthet, daß cine jede diefer Gemeinden mit der 
andern gleihe Rechte habe. 


... 8 9% Die Entfcheidung der über Ausuͤbung dieſer 
Rechte eatſtehenden Streitigkeiten, wenn die Betheilig— 
ten ſie durch gemeinſchaftliches Einverſtaͤndniß nicht bei— 
zulegen vermoͤgen, gehoͤrt an das Staatsminiſterium des 


Innern, welches die Sache nah Verhaͤltniß der Um⸗ 


ſtaͤnde vor den Staatsrath bringen wird. 


$. 93. Wird aber darüber geſtritten, ob cine oder 
die-andere Gemeinde zu der Kirche wirklich berechtiget 
fen; fo gehört die Entſcheidung vor den ordentlichen 
Richter. 


$. 94. Wenn nicht erhellet, daß beide Gemeinden zu 
der Kirche wirklich, berechtiger find; fo wird angenoms 
men, daß diejenige, welche zu dem gegenwärtigen Mit: 
gebrauhe am fpäteften gelangt ift, denfelben ald eine 
widerruflihe Gefälligfeit erhalten habe. 


$. 95. Selbſt ein viehjähriger Mitgebrauch kann für 


fih allein die Erwerbung eines wirklichen Rechtes durch 


Verjährung künftig nicht begründen. 


— 


’ 


! 


- 
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: 8.96. Wenn jedoch außer diefem Mitgebrauche auch 
die Unterhaltung der Kirche von beiden Gemeinden -bes 
ſtritten worden; fo begründet dies die Vermuthung, daß 
auch der fpäter zum Mitgebrauch gefommenen Gemeinde 
ein wirkliches Recht darauf zujtehe. . 

$. 97. So lange eine Gemeinde den Mitgebraud) 
nur bittweife hat, muß fie bei jedesmaliger Ausübung 
einer bisher nicht gewöhnlichen gottesdienftlichen Hands 
fung die Erlaubniß der Vorſteher dazu nachfuchen. 

$. 98. Den im Mitgebrauhe einer Kirche begriffer 
nen Gemeinden ficht es jederzeit frei, durch freiwillige 
Ucbereintunft denjelben aufzuheben, und das gemeinr 
fchaftlihe Kirchenvermögen unter koͤniglicher Genehmi⸗ 
gung, welche durch das Staatsminifterium des Innern 
eingeholt werden muß, abzusheilen, und für jede eine 
gefonderte gottesdienftliche Anftalt zu bilden. , 

$. 99. Auch kann cine folhe Abtheilung von- der 
Staatsgewalt aus. polizeilichen oder adminiftrativen Ers 
wägungen, oder auf Anfuchen der Berheiligten verfüge 
werden. 

$. 100. Wenn ein Religionstheil keinen eigenen 
Kirchhof befigt, oder nicht bei der Theilung des gemein« 
fchaftlihen Kirchenvermögens einen für fi anlegt; To 
ift der im Orte befindlihe als ein gemeinfchaftliher Bes 
graͤbnißplatz fir ſaͤmmtliche Einwohner des Orts: zu be— 
trachten, zu deffen Anlage und Unterhaltung aber auch 
fämmtliche Religionsverwandte verhaͤltnißmaͤßig beitra— 
gen muͤſſen. 

$. 101. Kein Geiſtlicher kann gezwungen werden, 
das Begraͤbniß eines fremden Religionsverwandten nad) 
den Feierlichkeiten feiner Kirche zu verrichten. 

8. 102. Wird derfelbe darum erfucht, und .er finder 
einen Anftand, dem Begräbniffe beizumohnen; fo muͤſ— 
fen ihm aud) die dafür hergebrachten Gebühren entriche 
tet werden. = | 

$. 103. Der Gloden auf den Kirchhöfen kann jede 
Öffentlicdy aufgenommene Kirchengemeinde bei ihren Leis 
chenfeierlichkeiten, gegen Bezahlung der Gebühr, fich ber 
dienen. — 
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Dieſes allgemeine Staatsgrundgeſetz beſtimmt, in 
Anſehung der Religionsverhaͤltniſſe der verſchiedenen Kir⸗ 
chengeſellſchaften, ihre Rechte und Verbindlichkeiten ges 
gen den Staat, die unveraͤußerlichen Majeftärsrechte des 
Negenten, und die jedem Unterthan zugefiherte Gewifs - 
fensfreiheit und Religionsausübung. 

In Anfehung der Übrigen innern SKirchenangelegens 
heiten find die weitern Beſtimmungen, in Beziehung auf 
die katholiſche Kirche, in dem mit dem päpftlichen Stuhle 
abgefchloffenen Concordat vom 5. Junius 1817, und in 
Beziehung auf die proteftantifhe Kirche in dem hierüber 
unterm heutigen Tage erlaffenen eigenen Ediste enthalten. 


Münden den 26. May 1818: 
(L. S,) 


Zur Beglaubigung : 


Egid von Kobell, 
Koͤnigl. Staatsrath und Generals Sekretär. 


C) Edict über die Freiheit der Preffe und des. 
Buchhandels, 


$. 4. Den offenen’ Buchhandlungen, und denjenigen, 
welche zu diefem Gewerbe obrigkeitlih berechtiget find, 
ift in Anfehung der bereits gedrudten Schriften freier 
Verkehr, fo wie den Verfaffern, Verlegern und beredhe 
tisten Buchdrudern im Königreihe in Anfehung der. 
Bücher und Schriften, welche fie in Druck geben wol— 
len, vollfommene Preßfreiheit geftattet. Sie 
find hiernach nicht verbunden, ſolche Schriften ciner Lenz 
fur oder obrigfeitlihen Genehmigung zu unterwerfen, 
wenn fie nicht allenfalls bei koſtbaren Werken, zur Si: 
cherung ihrer bedeutenden Auslagen, felbft darum nach⸗ 
fuchen wollen. | 

$. 2. Ausgenommen von diefer Freiheit find alle por 
hitifche Zeitungen und periodifchen Schriften politifchen 
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oder ftatiftifchen Inhalts.  Diefelben unterliegen ber das 
fir angeordneten Cenſur _ 

8. 83. Auch dürfen Staatsdiener ihre Vorträge * 
fonftigen Arbeiten über Gegenftände, die ihnen in ihrem 
Geſchaͤftskreiſe übertragen find; ferner ſtatiſtiſche Noti⸗ 
gen, Verhandlungen, Urkunden und fonftige Nachrichten, 
zu deren Kenntniß fie nur durch ihre Dienjtverhältniffe 
tommen Tonnten,- ohne befondere Fönigliche Erkaubniß 
nie dem Drucke übergeben, Eben fo bleibt ihnen unters 
ſagt, Nachrichten politifchen oder flatiftifchen Inhalts 
Aber die Föniglichen Staaten in ausländifchen Zeitſchrif⸗ 
tem einzurücken -oder an dergleichen Auffägen Theil zu 
nehmen, wenn ſie nicht zuvor dem einiaglänigen taats⸗ 
miniſterium vorgelegt waren. 

$. 4. Damit die Freiheit der Preſſe und des Buch⸗ 
handels ($. 1.) nicht mißbraucht werde, wird den Pos 
kizeiobrigkeiten- jeden Orts über die allda befindlichen 
Buchhandlungen, Antiquarien, Leihbibliothefinhaber, Leſe⸗ 
inftitute, Buchdruckereyen und lichographifche Anftalten _ 
eine allgemeine Aufficht. übertragen, fo wie die gefegliche 
Beftrafung der duch Schriften begangenen Verbrechen 
und Vergehen den ordentlihen Gerichten vorbehalten 
sr 

. 5. Dem ufalge find alle Buchhandlungen, Anti⸗ 
— Leihbibſiothekinhaber, die Vorſteher der Leſein⸗ 
itute und lithographiſchen Anſtalten, die Kupferſtich⸗, 

Bilder- und Kartenhaͤndler verpflichtet, unter einer 
Strafe von hundert Thalern, ihre ———— der Poli⸗ 
zeyobrigkeit zu uͤbergeben. 

. 6. Wenn die Polizey in den ihr übergebenen Tas 
talogen Schriften, Gemälde oder andere finnliche Dar⸗ 
ftellungen wahrnimmt; oder wenn die- Verbreitung vor 
Schriften oder finnlichen Darſtellungen bei ihr angezeigt 
wird, wodurch ein im Königreiche beftehendes Strafge⸗ 
ſetz übertreten wurde, fey es als Verbrechen, Vergehen 
oder Polizeyübertrerung; fo hat fie alsdann dem einz- 
Ichlagenden Unterfuchungsgerichte davon die amtliche Ans 
geige zu machen, und nady Unterſchied ſelbſt der — 
fung wegen geeignet zu verfahren, | 
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1.36, 7. Betroffen jene Gefegübertretungen den‘ Me 
narchen, den: Staat und deffen Verfaffung, oder: die im 
Königreiche- beftcehenden Kicchens mund religidfen Geſell⸗ 
fhaften, oder find Schriften oder; finnliche Darftelluns 
gen der. oͤffentlichen Ruhe und Ordnung: duch Aufmuns 
terung: zum Aufruhr oder der Sittlichkeit durch’ -Neig 
und Verführung. zu Woluft und Laſter gefährlich; fo 
fol die Polizey die Verbreitung einer folhen Schrift 
oder finnlihen Darſtellung hemmen, und ein: Exemplar 
derfelben an die ihr vorgeſetzte Polizeybehoͤrde ohne Vers 
zug einſenden, melde: längjtens in. acht Tagen in. einer 
eollegialen ‚ Berathung die Charaktere der Geſetzwidrig⸗ 
teit oder Gefahriichkeit forgfältig zu unterſuchen, und 
nach Befinden den Beſchlag aufzuheben oder fortzu⸗ 
fegen data u +7... Leer 
6. 8. Im besten Falle, wenn nämlid dic. obere 
Polizeybehorde den Beſchlag fortzufegen. befchlieht, ſoll 
fie die Schrift oder bildliche Daritellung, mit dem Koffer 
gialbeſchluß an das. Staatsminifterium des Innern auf 
der‘ Stelle einfchiefen, und dieſes erkennt ohne Aufent⸗ 
halt über die Aufhebung oder Bejtätigung des Beſchlags. 
Mit der Beftätigung wird die Schrift ‚Öffentlich verbos 
ten, und nach Umftänden confiseitt. 2 
$. 9. Wer fih durch die Verfügung des Staatsmiz 
nifteriums des Innern beſchwert findet, dem ift dagegen 
die Berufung an den Eöniglihen Staatsrath geitattet, 
welcher darüber, und zwar immer in einer Plenar⸗Ver⸗ 
fammlung zu erfennen hat. As: 5 
$. 10. Privatperſonen, gegen welche in Schriften 
oder finnlihen Darftellungen ein rechtswidriger. Angriff 
gemacht worden, bleibt es uͤberlaſſen, den, Berfaffer, und. 
wenn diefer nicht genannt oder falfch. angegeben ift, den. 
Verleger, und aushülfsweife den Drucker oder jeden, 
Verbreiter, wegen der ihnen geſchehenen Unbill vor. der, 
zuftändigen Gerichtsbehörde zu verfolgen... | 
Diefe können aber zu — Sicherheit von der Por 
figey: verlangen, daß ‚sie die Schrift, wegen welder: fie 
lagen wollen, in Beſchlag nehme; jedoch find fie vers 
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bunden, in acht Tagen die Befcheinigung beizubringen, 
dad die Klage wirklich beim Richter angebracht worden, 
mwidrigenfalls der Beſchlag nach Ablauf diefer Zeit wie: 
der aufgehoben werden fol. J | 
$. 14. Staatsdiener, welche fih im Falle des $. 10. 
befinden, und im Dienfte außer" dem Königreiche abwe⸗ 
fend* find, follen durch die Polizey von dem Dafeyn eis 
ner folhen Schrift ꝛc. benachrichtiger werden; auch iſt 
die proviloriihe Befchlagnahme der Schrift bis zur eins 
langenden ‚Erklärung von Amtswegen zu verfügen. | 
.$. 12. Für eine Schrift ‚oder finnliche Darftelfung 
haftet jederzeit zunaͤchſt der Verfaffer, und wenn diefer 
nicht bekannt iſt, der Verleger, und fubfidiarifch der 
Druder und jeder Verbreiter. \ 


Münden, den 26. Mai 1818. | 
(5:85: 

Bur Beglaubigung: | 
J Egid von Kobell, | 

Koͤnigl. Staatsrath und Generals Sekretär, 


— ——— — 


Dritter Lant. 14 


* 
—* 


9) Wirtemberg. . 
(Verst. Th. 2, S. 191 — 232.) 


In dem zweiten Theile wurde zuerſt das Organis 
fationsdecret vom 18. März 1806 mitgetheilt, 
welched der König Friedrich 1. von Wirtemberg, 
wenige Wochen nad angenommener Königswürde, era 
lieg. Darauf folgten die Verfügungen des Königs feit 
dem Jahre 1815, feinem Staate eine Berfaffung 
zu geben. Allein die Verhandlungen mit den Ständen 
führten, wie dort gefchichtlich gezeigt ward, bis zum 
Tode des Königs (30. Oct. 1816.) zu keinem Refultate, 

- Sein Sohn und Nachfolger, der König Wil: 
helm 4., erließ fogleih nach feinem Regierungsans 
tritte (8. Nov. 1816). eine Verordnung, die Ors 
ganifation. des geheimen Rathes betreffend. 
(Sie fteht: Th. 2, ©. 227 ff.) Die Stände des Kö 
nigreicheö waren noch bei Friedrichs 1. Tode verſamm⸗ 
let. Sie erließen an den neuen König ein Condolenzs 
fhreiben, in welchem fie ihre Erwartung ausfprachen, 
„daß er die Wiederherfiellung der alten Verfaſſung 
vollenden und das Wohl Fünftiger Gefchlechter aufs 
Neue dauerhaft begründen werde. Der König hinges 
gen deutete in feiner Antwort an, daß er eine zeit: 
gemäße Verfaſſung beabfichtige. „Was unter veräns 
berten Verhältniffen nur die Kraft der Regierung 
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laͤhmen, und zugleich die Gruͤndung und Ent— 
wickelung der wahren bürgerlichen Freiheit 
bemmen würde; das muͤſſe der Kraft befferer Einficht, 
und der Macht de gegenwärtigen Bedürfniffe weis 
ben. Je ruhiger und unbefangener man in dieſem 
Sinne an dem gemeinfchaftlic; begonnenen Werfe Is 
arbeiten werde; defto ficherer werbe man fi) auch dem 
urfprünglichen Geifte jener alten Verfaffung, wie 
ihn der Tübinger Vertrag zeitgemäß ausgefprochen 
habe, wieder nähern. ' 


Weil aber der Partheigeift fortdauernd in der ſtaͤn⸗ 
diſchen Verſammlung vorherrfchte, und fogar des Koͤ⸗ 
nigs Bruder, der „Prinz Paul, für die Herftellung 
der alten Verfaſſung fich erklärte, und gegen bie 
neue bei tem teutichen Bundestage zu Frankfurt pros 
teftirte; P vertagte der König die fländifche Verſamm⸗ 
lung (6. Dec. 1816) bis zum 15. Ian. 1817 mit der 
Erklärung, daß er feinem geheimen Rathe die Pruͤ⸗ 
fung des Entwurfes einer Berfaffungsurfunde aufges 
‚tragen 'habe. 

Der neuen Verfaffung ging voraus; 


a) Das Gefeg über die. Preßfreibeit von 30; 
San. .1817; 


Wilhelm ꝛc. Wir haben, um der freien Mitthei⸗ 
fung der Gedanken und Einfihten durch den Druck keine 
anſere Schranken, als die durch das Verbot der Gefeke 
beiingten, entgegen zu jeßen, und dadurdy Unſern Un— 
ter hanen einen Beweis Unfrer Gefinnungen und Unfers 
Vertrauens, daB diefe Freiheit nicht werde mißbraucht 
weiden, zu geben, nach Anhörung Unſers scheimen m. 
beſchloſſen, und verordnen hierdurch; 

4 * 
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G6. 4. Alle bisher erlaffenen Geſetze und Verordnun⸗ 
gen, welche die Druck- und Lefefreiheit, überhaupt die . 
Ausäbung des Polizeyrechts über Bicher, Zeitichriften 
und Zeitungen betreffen, find duch gegenwärtige Vers 
ordnung aufgehoben. 

$. 2. Es ift daher erlaubt, alle: ohne, Cenſur 
drucden zu laffen und alles Gedrudte zu ver 
breiten, deſſen Srhalt nicht durch gegenwär« 
tiges Sefeß oder fünftig im verfaſſungsmaäaͤ— 
figen Wege errichtete Geſetze für ein Verbre— 
hen oder Vergehen erklärt wird, en 

$. 3.. Das Berbot der Verbreitung von 
Drudfhriften wird durd Ruͤckſichten auf Res 
kigion, Kirche und Sittlichkeit, auf die Si— 
herheit der Staaten, auf die Ehre des Re 
genten, ausmwärtiger Regierungen und der 
Privaten beſtimmt. Ä 

$. 4. Es darf zwar Jeder feine Anfichten und Uebers 
zeugungen im Gebiete der Religion durch den Druck bes 
kannt machen, jedoch nur in dem ernften Tonc der dem 
Forſcher nad) Wahrheit geziemt, mit Beobadyung der, 
der Gottheit fchuldigeh, Ehrfurcht, und mit forefältiger 
Vermeidung alles defien, woraus fih auf die Abfiche 
fließen läßt, Subjekte und Gegenftände, die für heis 
lig gehalten werden, den Lehrbegriff oder einzelne Gau— 
bensichren einer im Staate anerkannten Kicche, der Ver— 
achtung oder Lächerlichkeit ausfegen zu wollen. Auch 
bleiben Überdies Kirchendiener wegen ihres Vortrages in 
Druckſchriften, in Hinſicht auf den beftehenden Lehrbegiff 
ihrer Kirche, den ihnen vorgejegten kirchlichen Behörten 
verantwortlih. 
- $. 5: Zur Aufrechthaltung der Sittlichfeit wird jde 
Form des gedruckten Vortrags über moraliihe Gegin⸗ 
fände, welche eine bösliche Abfihe des Schriftſtellers 
verräth, andre zu Verbrechen nnd Laftern, welche ils 
folhe vom Staat und Kirche anerkannt werden, anzu⸗ 
veizen, für eine unerlaubte Handlung ertlärt. Auch iſt 
das Öffentliche Aufſtellen von unzüchtigen Schriften und 
Bildern verboten. ER ; 


Das Geſetz ͤb. d. Preßf. v. 30. Jan. 1817 165 


$. 5. So wenig der Druck und die Bekanntmachung 
der in einem ruhigen‘ Tone angeſtellten Betrachtungen 
und &örterumgen Über Gtaatsverfaffungen Überhaupt, 
und die Landesverfaffung insbefondte, fo wie der Wuͤn⸗ 
fche für, Werbefferungen und für. die Abhälfe der Ber 
fchwerden jeder Art, verboten finds-fo ſehr ‚gehört doch 
der Aufruf in. Druckſchriften zur Widerfeglichkeit gegen 


die Obrigkeit, zu Aufruhr und Empörung „«aberhaupt zu 


jeder: gewialtfamen Aenderung: der, Verfaſſung/ unter die 
ntenen Verbrechens. eben fa .: 


8. 7. Jeder Angriff auf die Ehre des Staatsobert | 


—** ſeiner Gemahlin und —— in “— —— 
Schriften und Bildern >: 

6:8. Die Ehre und der 8* Name von Privaten 
darf weder mitteibar noch unmittelbarin Druckſchriften 
angetaftet werden: Unter dem Bejondern - Schuße der 
Regierung ſtehen -diesfalls die Staatsdiener, fo wie die 
Berfammlung der‘ Landſtaͤnde Schön jede wahrheitswis 


drige Erzählung von: Tharfachen;;- Welche die Amesführ 


ar von beiden. betreffen, iſt ein ahndnngewerrhe⸗ Ver⸗ 
gehen. 

$9 Auch darf, bei ſdarfer Ahndung⸗ die Ehre ande 
wärtiger Regenten und: Regierungen, in, gedruckten Bläts 


‚seen, Schriften und Büchern nicht gekränft werdeit. - , 


6.40. Kein Staatddiener darf. Die Notisen,. die: * 
amtlich. erhalten hat, und die er nicht, erweislidermank 
Gen, auch aus nicht amtlihen Quellen fchöpfen kann, 
ohne Erfaubnig feines — arg den Druck * 


| Sonn! machen. .i 4 


6. 411. Obgleich, inte vorahägefehter. Beobachtung 
diefer Verordnung, auch Zeitungen: und: politiſche Zeitz 
fehriften ohne Cenfinr gedruckt werben können; fo behält 


ſich die Landesregierung doch bevor, in auflerotdentkichen, 
namentlich in Kriögszeiten, eine Eenfur, jedoch nur auf 


die Dauer- der⸗ außerordentlichen Umftände, und nur für 
Zeitungen und für diefe Art von Zeitſchriften anzuordnen. 


RR 1%. Die bon den Landſtaͤnden veranſtalteten oder 
in ihrem Namen und mit ihrer Senehmigung heraus) 
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gegebenen. Druckſchriften, es ‚mögen landſtaͤndiſche Ver⸗ 
handlungen oder Deductionen von Rechten ſeyrn, find 

feiner Eenſur, wohl. aber „obigen, die Preßfreiheit bez 
ſchrankenden Verordnungen unterworfen. 
5. 13. Die Uebertretungen der wobigen Verordnungen 
von 9. 3. bis 9. Rind“ als Verbrechen und Vergchen ans 
zuſehen. Sie werden nad. Maaßgabe ſowohl der ges 
Meintechtlihen. Verordnungen, als der vaterlaͤndiſchen 
Geſetze uͤber Blasphemie, Profanation des Heiligen, Hoch⸗ 
verrath, Landesverrath, Verbrechen der beleidigen Mar 
jeſtaͤt, Widerſetzlichteit gegen die Obrigkeit und Injuxien, 
nach dem Verhaͤltniſſe der hoͤhern roder niedern Schaͤd⸗ 
lichkeit, des groͤßern oder geringern Grades von Vorſatz 
oder Schuld, und dem hiernach ſich beſtimmenden . Ers 
meſſen des Richters beſtrafft. 
6. 44. Staatsdiener, welche gegen. das Verbot 6. 10. 
Handeln, werden mit Verweiſen, Geldarreſt, Feſtungs⸗ 
ſtrafen, ‚die nach Beſchaffenheit des Vergehens bis ZUR 
Dienſtentſezung geſteigert werden koͤnnen,/ beſtraft. —— 
9.45. Fuͤr jede Drackfchrift iſt der Verfaſſer zuerſt 
verantwortlich und ſtrafbar, auch Andere find cs nach 
dem Grade ihrer Theilnehmung. 1:4 DE u 
6. 46. Der Verfaſſer hat Feine Verbindlichkeit, ſich 
auf dem Titelblatte feiner. Schrift zu nennen. Um jez 


124 


6. 17. Jedet Budrucer 


„i 


von ihm gedruckten Schrift den für, das, Stuibieniveien 


* 
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niedergefenten Centrafftelle ein, von diefer der öffentlis 
chen :Bibliothet nachher zuzuftellendes, FreisEremplar zu 
übergeben, auch ‚beftändig ein fortlaufendes Verzeichniß 
der von ihm gedruckten’ Schriften zu halten, beides bei 


\- 


er 


Vermeidung einer Strafe von 5 Reichsthalern. \ 


$. 18. Seder Verleger, und, wenn die Schrift Feir 
nen von dem Drucker zu benennenden inländifcheh Vers 
feger har, der Drucker der Schrift, ift verbunden, auf 
jede Aufforderung der Suftigbehörde den Verfaffer zu nen; 
nen; daher fie fih, bei, Uebernahme des "Verlags oder 
Druds, dies thun zu können in den Stand feßen müf: 
fen. Können oder wollen fie den Verfaffer nicht nenz 
hen; fo werden fie fo behandelt, als wären fie Urheber 
der Schrift. | 

6. 19. Außerdem. werden die Buchdrucker für den 


Inhalt der, Schriften, welche fie drucden, nicht verantz 
wortlich gemacht, es wäre denn, daß eine boshafte Kol⸗ 


lufion mit dem Verfaffer oder Verleger gegen fie erweiss 
lich gemaht würde. Im Falle eines erwieſenen böjen 
Vorfages find die Druder als Miturheber, jedoch ims 
mer geringer, als die Verfaffer felbft, zu beftrafen. 


. 20. Die Berleger hingegen, welhe die Pflicht . 
haben, den Inhalt ; des, Werks, das fie verlegen, vor 


deffen Uebernahme zu prüfen oder prüfen: zu laffen, ſind 
nicht nur wegen böfen Vorſatzes, fondern auch wegen 
Nachlaͤßigkeit, nah Vorliegenheit der Umftände, doch 
auch im erften Fall immer geringer als die Verfaſſer, 
zu beftrafen. | | j 

6. 24. Die Herausgeber fremder Auffäße, nament: 
lich die Redacteurs von Zeitfchriften, werden wegen Ge: 
feswidrigfeiten, welche ſolche Auffäge enthalten, nad 
Befchaffenheit als dolofe oder culpofe Theilnehmer. und 
Deförderer des Vergehens des Berfaffere verantwortlich. 


$. 22. Die Verfaffer, und unter obigen Vorausſez⸗ 


zungen auch die Verleger und Drucker, find neben den 


Strafe, den duch den Druck Befchädigreni zum- Schaz | 


‚denerfage und zur Genugthuung, welche vor dem Civil⸗ 
sihter auszuführen ift, verbunden - X 
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6. 23. Die Buchhändler find berechtigt, alle Druck⸗ 
Schriften, welche fie auf dem Wege des ordentlichen Buchs 
handels beziehen, zu verkaufen, ohne daß fie bei einem 
etwa gefegwidrigen Inhalte derfelben als fchuldhafte 
Theilnehiner an der Verbreitung angejehen, und deshalb 
zur Verantwortung gezogen werden können, fo lange ihr 
nen nicht 


a) von der vorgefegten Behörde der Verkauf auss 
druͤcklich unterſagt worden, oder 

b) eine dolofe Verbreitung von Schriften geſetzwidri⸗ 
gen Inhalts gegen fie erwieſen ift. 


Sie find jedoch verbunden, diejenigen Schriften, auf der 
nen weder der Verfaffer noch der Verleger, .noc ein 
inländiicher Buchdrucker genannt ift, wenn diefelben fich 
ganz oder zum Theil auf die inländifchen Staatsverhälts 
niffe beziehen, obgleich fie ihnen auf dem ordentlichen 
Wege des Buchhandels zugefommen find, fo wie alle 
ihnen außer diefem Wege zutommenden Schriften, vor 
dem Debit der Regiminalbehörde vorzulegen. 


$. 24. Alle Perfonen, welche, ohne dazu berechtigt 
zu feyn, fih mit dem Buͤcherhandel abgeben, haben ne; 
ben der Poligeyftrafe für ihr unbefugtes Gewerbe, für 
den etwa gefegwidrigen Inhalt der von ihnen verbteite 
sen Schriften zu haften. Ä 

$. 25. Sandfrämer und Hauſierer dürfen bei Strafe . 
von 5 Reichsthalern mit keinen Büchern und Schriften 
Handeln, - wozu fie nicht die Erlaubnif von Ortsbeamten 
erhalten haben. | 


$. 26. Der Abfag von Büchern und Schriften, des 
ren Inhalt von der Juſtizbehoͤrde als gefegwidrig crflärt 
wird, fie mögen im Lande gedruckt oder vom Auslande 
Hereingefommen feyn, ift zu unterdrücken, und der Ver: 
auf eines jeden Eremplars in das Ins und Ausland 
iſt zum erftermal mit 50 Rehsthalern, und im Wies 
derholungsfalle mit noch fchärferer Ahndung zu beftras 
fen. Die den Buchhändlern vom Auslande zugefendes 
ten, für gefeßwidrig erfannten Schriften find dahin, wos 
ber fie eingelendet worden, zurädzufenden. Der inläns 


* 
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diſche Verlag wird vernichtet. Haben nur einzelne Stel⸗ 
len ſich die Mißbilligung der. Juſtizbehoͤrde zugezogenz 
fo kann durch Weglaffung derfelben und Umdruck einzel 
ner Bogen geholfen werden. | 
$. 97. Die Unterſuchung der in Drudfchriften began; 
genen Vergehen und das Straferkenntniß kann, die oben 
$. 14. bemerkten außerordenelichen Falle, ausgendinmen, . 
nicht von der Polizey, jondern allein von’ den Keiminals 
behörden ‚erfolgen ; hingegen hat jede ObersPolizeybehörde 
die Pflicht, die Ausſtellung und- dey Debit ärgerlicher 
Bilder zu hindern, fo wie den Debit folher Schriften,, 
die. in gegenwärtigem Geſetze verboten find, vorläufig 
zu unterfagen, auch diefelben nach Umftänden in Bes 
Schlag zu nehmen, jedoch hiervon der geeigneten Regimi— 
nalbehörde. innerhatb-24 Stunden die Anzeige zu machen, 
$. 28. Das Ober: Cenfurtolegium und die Anftalt 
der Bücherfiscale ift aufgchoben. 
$.. 29... Die ‚polizeiliche Centralaufſicht über. dab. * 
fammte Buͤcherweſen fällt der für Regiminalfagpen 
ſtehenden Behoͤrde anheim, namentlich 
a) alle allgemeine, den Buͤcherhandel und den Bacher⸗ 
nachdruck betreffenden Gegenſtaͤnde; 
b) die Aufſicht uͤber die Beobachtung der / die Biden 
cirkulation betreffenden Geſetze; 
ec) die Conceſſionsertheilung zu Errichtung von Buch 
handlungen, Buchdruckereien, Leſebibliotheken 16:3 
d) Privilegien gegen den Buͤchernachdruck ꝛc. 
6. 30. Dennoch iſt auch die für das Studienweſen 
hiedergefeßte Eentralbehörde, welche in diefem Punet 
an die Stelle des koͤniglichen Ober:Cenfürkollegiums tritt, 
eine Behörde, deren Gutachten ſowohl von der Regimis 
nalbehörde, als von dem koͤniglichen Kriminaltribunal, 
in den dazu geeigneten Faͤllen eingeholt wird. 


Gegeben Stuttgart, den 30. Jan. 4817. 
Auf Vefchl des Könige. 
| - Königlichen geheimer Rath. :  - 
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‚ Diefem Geſetze uͤber die Preßfreiheit, welches auch 
als erſte Beilage unter die vier Beilagen zur neuen 
Verfaſſung aufgenommen ward, folgte: 


b) Der Entwurf der Verfaſſung vom Koͤnige 
der Staͤndeverſammlung u z vom 
3 März 1817. 


Erſtes Kapitel. 


Bon dem Königreice und deffen Beſtand⸗ 
theilen. 


g. 1. Sammtliche Theile des Koͤnigreichs Wir iem⸗ 
berg, die urſpruͤnglichen Erb +. und die neuerworbenen 
Lande‘; find in der Maafe zu einem ‚ungerfrennbaren 
Ganzen vereinigt, daß alle Staatsangehörigen, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht? AMuf die Verſchiedenheit ihrer früheren Verhaͤltniſſe 
und auf ihre vormalige Verbindung mit andern Gebie⸗ 
sen, gleiche ſtaatsbuͤrgerliche Rechte und Pflichten has 
ben, und Alle an den Wohlthaten der Verfaſſung und 
der darauf gegründeten ——— da Ans 
theil nehmen. | 

$. 2. Kein Beftandrheil des Königreichs Im. außer 
dem Falle einer, duch aͤußere Verhältniffe herbeigeführz 
ten, unabwendbaren, auch von den Landjtänden. anerz 
Fannten Nothiwendigkeit, von demfelben getrennt und 
auf irgend eine Weife veräußert werden. 


« Sollte ein folder Nothfall wirklid eintreten; fo iſt 
wenigſtens dafuͤr zu ſorgen, daß den Eingeſeſſenen der 
getrennten Landestheile eine hinlaͤngliche Zeitfriſt geſtat⸗ 
tet wird, um ſich anderwaͤrts im Koͤnigreiche mit ihrem 
Eigenthume niederlaſſen zu koͤnnen, ohne in Veraͤuße— 
rung ihrer Liegenſchaften uͤbereilt, oder durch eine au 

das sende Vermögen gelegte Abgabe, oder fonit 
auf andere Weife beläftiger zu werden. M | 


- 8.3. Würde in der Folgezeit dag Koͤnigreich einen 
veuen Landeszuwachs erhalten; fo. wird das neue Land 
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‚bie Gem ft. .d erfaſſung und Verwaltung, des 
Snigreich®, IH 5 eins — 

tigen werden den aͤltern in Anfchung aller ſtaatsbůrger⸗ 

lichen ruf Here aeehgeftelt Werden, „... ..y- 

Als eine zum Kömigueiche, gehörige: ‚Erwerbung fol 

diejenige ‚augefehen werden, ‚die der König. nicht bloß für 

Seine Zeln fondern durch ‚Anwendung Birtembergis 

t 


Scher. Staatsftäfte, odde ausdıteerlid) als vwage zu dem 
— Stagte —— * | 
= ——— er egweites 'Kähitel. 


Bon dem Könige, den nigficen Kesistung®s 
Rechten, der EOS SIBERISARNR der, — 
ſchaft. er 


— 4 Der, ‚König ift das Haupt des Sail, vetei⸗ 
MM in fich alle Rechte, det Staatsg tale, und übt fie 
unter den, durch die Verfaſſung feſtg etzten, Beſtimmun⸗ 
gen aus. 

6. 8. Er verttitt in dieſer ¶ Hinſt nicht Nur’ den 
Stadt in allen feinen auswaͤrtigen Verhaͤltniſſen, ſon⸗ 
dern "es; ſteht · auch die geſammte innere Staatsverwal⸗ 
tung untei ſeiner verfaſſungsmaßigen Aufſicht, Leitung 
und Einwirkung. Er, ſanctionirt, perkuͤndet und voll: 
sieht die. Gefege; er ertheilt Privilegien ‚und: Dispenfas 
tionen,, ; ‚Unter feinem, Namen: und ſeiner Oberaufſicht 
wird: die. Besechnitsinar fen re a. Berrichtung 


im — ſteht Pe ‚unter — Befcht, 
- Er Zilein hat das Recht, Standeserhöhungen,, vor zuneh⸗ 
men, Orden zu errichten, Ehrentitel und andere BO 
denbezeugungen zu ertheilen, A 
$.. 6. Die Perſon des Königs iſt heilig amd unver⸗ 
etzlich. 
— I» Der König darf jeder chriſtlichen Kirche ange⸗ 

en. 

$. 8. Der, Sig, der Regierung kann in keinem Sale 
außerhalb des Königreichs verlegt WEHR ; 


Tr % wi nor earuin,f? 
eg, 


"5.9. Das Rede der Thronfolge gebahrt, fo lange 
Mannsftamm in dem koͤniglichen Kaufe vorhanden iſt 
diefem allein mit Ausfchfichung des weiblichen Geſchlechts; 
die Ordnung. der Thronfolge aber zwiſchen den Glicdern 
des Mannsftamms wird. durch das Erſtgeburtsrecht und 
die darauf gegründete Lincals Erbfolge beſtimmt. 
.. d: 10. Wenn der Mannsſtamm des Löniglichen Haur 
fes ertöfcht, geht die Thronfolge auf die. weiblihe Nah: 
tommenfchaft, nach eben der Erbfolgeordnung, die für 
jenen feftgefegt iſt, Äber, fo daß die,. zur Zeit ded Tos 
des des leßtregierenden Königs aus dem Wirtembergifchen 


Mannsſtamme, lebenden Wirtembergifcheri Prinzeffinuen - 


oder. Abkoͤmmlinge von ſolchen, ohne Unterfchied Les Ges 
fchlechts, gleich als wären fie Prinzen des Wirtembergis 
ſchen Haufes, nach dem Erfigeburtsreht und der Lineal— 
Erbfolgeordnung, ohne Ruͤckſicht auf die Nähe des Gras 
des mit dem zulegt regierenden Könige, zur Thronfolge 
berufen werden. ee nn 
Sobald jedoch in dem ſodann vegierendem koͤniglichen 
Haufe wieder Deseendenten des erſten Grades, von beis 
derlei Geſchlecht geboren werden, tritt der Vorzug des 
männlichen Gefchlechtes vor dem weiblichen wieder ein.- 


6. 41. Weder die zur Zeit des Abfterbens eines rer 
Hierenden Königs verfallenen Einkünfte der Krone, noch 
die zu den Krondomainen gehörigen Vorräthe aller Art; 
Pönnen ald Privatverlaffenfchaft in Anfpruch genommen 
werden. Hingegen ült’dasjenige, was von den Einkünfr 
ten des FamiliensFideicommiffes im engern Sinne (Hof: 
and Domainenfammer) und der für den König ausges 
festen Eivillifte, bis auf den Tag des Ablebens verfals 
ken iſt, fo wie Alles, was derfelbe anderwärtd, unabs 
hängig von den Verhaͤltniſſen eines ‚Stäatsoberhaupts 
und. von der ihm zuftehenden Verwaltung der Krondos 
mainen, erworben hat, als Privareigenthum - deffelben 
anzuſehen. 

$. 12. Der Huldigungseid wird dem Thronfolger erſt 
dann abgelegt, wenn er in einer den Ständen des Koͤ— 
nigreichs zuzuſtellenden  feierlihen Urkunde die unver: 


* 


r 
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bruͤchliche Fefihaltung der - Landesverfaffung bei feinem 
öniglihen Worte zugefichere hat. 

$. 13. Sollte der Fall ſich ereignen, daß die Erb⸗ 
folge an einem Familiengliede fände, deffen Seiftess oder 
Edrperliche Befchaffenheit ſchon nach gemeinrechtlichen 
Srundfägen die Anordnung einer Vormundſchaft nothz 
wendig, mithin auch daffelbe zur Selbfiregierung nnfähig 
macht; fo ift noch unter der Regierung des Königs, auf . 
weichen es folgen würde, diefe ©eiftes; oder körperliche 
Beichaffenheit auf eine. rechtlihe Weile außer Zweifel 
zu feßen, fofort aber in einer, vom Könige zu berufens 
den. und unter deſſen Vorfige abzuhaltenden, Verfamms 
fung fämmtlicher im Königreihe anmwefenden, volljähris 
gen und nicht mehr unter vÄterlicher. Gewalt ftchenden 
Prinzen des königlihen Hauſes und des Geheimenraths, 
der Krankheitszuftand noch einmal zu bewahrheiten, ſo— 
fort, wenn diefelbe unheilbar befunden wird, durch ein 
förmliches Staatsgeſetz die Ausſchließung diefes Famir 
liengliedes von der Thronfolge fefizufegen. 


Wird die Geiſtes- oder Körperkrankheit nicht für 
unheilbar, aber doch von der Beichaffenheit erfunden; 
daß fie, fo lange fie nicht gehoben ift, das Familienglied 
zur Selbjtregierung unfähig macht; fo tritt dann, wann 
die Erbfolge daffelbe dazu beruft, eine Regentichaft ein. 


Eben fo tritt eine Regentſchaft ein, wenn der Throns 
erbe, auch Lei einer unheilbaren Krankheitsbefchaffenheit, 
unter der Regierung des vorhergehenden Königs nicht 
auf vorftehende Weife duch ein Staatsgeſetz von der 
Thronfolge ausgefchloffen feyn, ‘oder aud, wenn ein. Koͤ⸗ 
nig während feiner Regierung in eine ſolche Geiftess 
. oder körperliche Krankheit, die ihn zur Selbſtregiefung 
unfähig macht, verfallen follte. — 

In einem ſolchen Falle ſoll der Geheimerath die 
oben beſtimmten Mitglieder. des koͤniglichen Hauſes, je: 
doch mit. Ausfchluß des zunächft zur Thronfolge berufes 
nen Agnaten, zu einem Zufammentritte einladen, die 
vollftändig zu bewahrheitende Thatſache vortragen, den 
durch abſolute Stimmenmehrheit ſich ergebenden Beihluß: 
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ber Familienglieder aufnehmen, und denfelben, wenn er 
auf die Ausſchließung von der Thronfolgegerichtet iſt⸗ 
an die allgemeine Landesver ſammlung bringen, durch de; 
ven Zuſtimmung derſelbe erſt zu einem Staatsgeſetze er⸗ 
hoben werden kann. 

Der Koͤnig, oder wenn es den Koͤnig ſelbſt betrifft, 
der an Jahren aͤlteſte Prinz des koͤniglichen Hauſes hat 
dabei den Vorſitz, und neben einer mitzuzaͤhlenden, im 
Falle der Stimmengleichheit, eine entſcheidende Stimme: 
. Die BERTERINER SON ift u das natuetiche Alter * 
geben. 


§. 14. Während, der Minderjaͤhri gkeit des Konige? 
und in den im vorhergehenden $. 13. beſtimmten Faͤl— 
len führt die Reihsverwejung der nad) der Erbfolgeord/ 
nung nächfte Agnat, nebft einem aus den ſaͤmmtlichen 
im Königreihe anwefenden, volljährigen und nicht mehr 
unter väterliher Gewalt ‚fechenden Prinzen des Föniglis 
hen Haufes, und den fämmelihen Mitgliedern des Ed 
niglihen Geheimenraths, welcher uͤbrigens als oberfte 
Staarsbehörde feine verfaffungsmäßige Wirkſamkeit uns 
verruͤckt fortzufegen hat, beſtehenden — 
rathe. 

Sollte kein zur Uebernahme der Reichsverweſung 
tuͤchtiger Agnat vorhanden ſeyn; ſo wird dieſe von der 
Mutter, oder, wenn dieſe nicht mehr leben ſollte, von 
der Großmutter des Koͤnigs von vaͤterlicher Seite, und 
wenn auch dieſe mit Tode abgegangen, vom Geheimens. 
sache. geführt. 

Hebt ſich in der Folge das Hinderniß; ſo tritt die 
ordentliche agnatiſche Vormundſchaft ein. 


. 15. Der Reichsverweſer hat eben fo, mie der 
König, den Ständen die Beobachtung der Landesverfaf? 
fung feierlich zuzufihern, und auf diefelbe diejenigen 
Mitglieder des königlihen Hauſes, weldye durch das Gen 
fe& zum Sormenndichnftsruihe berufen find, feierlich zu 
verpflichten. 

$. 16. Alle von der Entſchließung des Staatsober⸗ 
haupts abhaͤngenden Staats: Berwaltungsgegenftände und 
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Gnadenfahen werden in dem Vormundfchaftsrache unter 
dem Vorfise des Reichsverweſers, welder nicht nur eine 
mitzuzählende, fondern auch im Falle der Stimmengleichs 
beit den Vorzug einer entfcheidenden Stimme hat, vers 
Handelt und erledigt. . 
.. & 47. In Ermanglung einer vom Könige getroffer 
nen, dem Geheimenrathe zur Kenntniß gebrachten und 
von diefem ins Haus: Archiv niedergelegten, -Anordnung 
Hat die Mutter, oder wenn diefe nichtmehr lebt, die 
Großmutter von väterlicher Seite, unter: Ruͤckſprache 
mit dem Reichsverwefer und dem Vormundſchaftsrathe, 
die Erzieher, Aufſeher und Lehrer des minderjährigen 
Königs zu ernennen, und den Erziehungsplan zu beitimz 
men. Sm Falle einer Verfchiedenheit der Anfichten, hat 
der Reihsverwefer und der Vormundſchaftsrath die Entz 
fcheidung, auch wenn die Mutter und die ‚väterliche 
Großmutter nicht mehr leben, allein die Beſtimmung zu 
geben. ; . 

Sollte der minderjährige König kein Sohn des vers 
ftorbenen Königs, ſondern eines Agnaten feyn, und der 
Vater deffelben eine Anordnung wegen der Erziehung 
getroffen haben; fo wird die väterlihe Anordnung, nach- 
dem Eintritte des Sohnes in die Thronfolge, der Pruͤ— 
fung und Beſtimmung der Regentſchaft unterworfen. 

$. 18. Die Reichsverwefung Hört auf, fobald der 
minderjährige König mit Zurücklegung des 18ten Jahrs 
feines Alters die Voljährigkeit erreiche hat. 

$. 19. Die Verhältniffe der Mitglieder des koͤnigli⸗ 
Ken Haufes zum Könige, als Oberhaupte der Familie, 
and unter fih, werden in einem «eigenen Hausgeſetze 
beſtimmt. 


Drittes Kapitel. 
Vonden Staatsdienern. 
A. Allgemeine Beſtimmungen. | gr 


$.20. Alle Staatsdiener, durch welche die koͤnigliche 
Staatsgewalt ausgeuͤbt wird, werden in der Regel durch 
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den König auf Vorfchläge der dazu geeigneten Central⸗ 
Behoͤrden ernannt. 

$. 21. Dieſe find verpflichtet, bei ihren Vorſchlaͤgen 
alle Bewerber aufzuzählen und vor allem Andern auf 
den Grad der moralifhen und intelleetuellen Tüchtigfeie 
zu dem Amte, dann aber auch auf den Vorzug des Als 
ters und auf ſchon erworbene Verdienfte Ruͤckſicht zu 
nehmen. 

$. 22. Niemand kann sein folhes Amt erhalten, der 
nicht früher von der geeigneten ea für tuͤchtig er⸗ 
klaͤrt worden iſt. 


$. 23. Landeseingeborne find‘, wenn fie die erforder— 
liche Tuͤchtigkeit haben, vorzugeweile vor den Fremden 
zu berüdjichtigen. 


$. 24. Sn den Dienfteid, welchen fämmtlihe Staats; 
diener dem Könige abzulegen haben, ift ausdruͤcklich auch 
die Verpflichtung aufzunehmen, die Berfaffung fammt den 
auf diejelbe ſich gründenden oder dadurch beftätigten Lanz 
desfreiheiten gewiffenhaft zu wahren. 

$. 25. Ein Staatsdiener kann ohne feine Zuftims 
mung, nur wegen Unbrauchbarfeit und Unfähigkeit zur 
Berjehung feines Amts, oder wegen Vergehen, nach 
vorhergegangener Unterfuhung, auf eine geringere Stelle 
zurücgefegt, oder mit Verluft feines Dienftgehalts aus 
dem Eöniglichen Dienfte entfernt werden. 


Dienftentfegungen — Kafjationen — werden aus: 
Schließlich von der Krimmal s Juftigftelle erfannt. 


Bloße Entlaffung und Zuräcdfesung auf eine gerins 
gere Stelle kann, wenn fie wegen leichterer gemeiner 
Vergehen oder wegen Dienftverfehlungen gefchieht, auch 
auf den Kollegial: Antrag der Regierungsbehörde, "oder, 
falls der Diener zum Suftizs Departement gehört, des 
betreffenden- oberen Juſtiz⸗Collegii als Strafe erfaunt 
werden. Gefchieht fie aber blos wegen Unfähigkeit und 
Unbrauchbarkeit; fo kann fie auf den Collegial: Antrag 
der Stelle, welhe dem Diener vorgejeßt 2 oder zu 
welcher. ev gehört, Start finden. | 
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Die Eolleginlanträge auf Entlaffung oder Zuräckfegung 
eines Staatsdieners find dem Königlichen Gcheimenrathe 
vorzulegen. — 

$. 26. Die naͤmlichen Beſtimmungen treten bei Sus— 
penfionen ein, welche mit Verluſt des Amtsgehalts vers 
Bunden find. | 

$. 27. Die Fälle, welche die Zuräcfegung eines 
Staatsdieners oder deffen Entfernung vom Amte, pder 
eine das Coercitionsrecht der Verwaltungsbehörden übers 
fteigende Strafe nach fih zichen, werden durch ein Ges 
fe genau beftimmt werden, wobei im Allgemeinen der 
Grundfag berückfichtige werden: wird, daß Staatsdiener, 
welche durch vorjäglihe Webertretung der ihnen eriheils 
ten Amtsvorjchriften oder auch durch grobe Nachlaͤſſigkeit 
oder Unwiſſenheit, das gemeine Welen oder, die ihrer 
amtlichen Fuͤrſorge anvertrauten Privatperjonen in bes 
deutenden Schaden verſetzt, oder font durch abſichtliche 
Verlegung wejentliher Amtspflichten fih des zu Verwals 
sung ihres Amts erforderlichen Vertrauens, und Anſehens 
beraubt, oder auch nad erhaltenen Warnungen durch 
fortgeſetzte, wenn gleich an ‚fih geringere, Amtsfehler 
eine ſchwerere Verſchuldung auf fich geladen haben, der 
auf ihre Dienftanftellung ſich grändenden Rechte hierdurch 
gerluftig werden. 

$. 28. Verfeßungen der Staatsdiener follen nicht ohne 
vorheriges Gutachten derjenigen Behörden, auf deren 
Vorjchläge die Ernennung erfolgt it, und überhaupt niche 
ohne erheblihe Gründe vorgenommen werden, 


Staatsdiener, welche nicht auf ihr Anfuchen und niche 
wegen Vergehen oder Unfähigkeit verfegt werden, erhals 
ten für die Umzugsfoften eine Entſchaͤdigung. 


$. 29. Wer aus eigener Entfchließung ein Staatsame 
aufgibt, kann ohne Einwilligung des Königs nicht vor 
Ablauf eines Vierteljahrs nach gefchehener Dienftauffüns 
digung feine Stelle verlaffen, 


$. 30. Kein Staatsdiener, er mag fein Amt freiwils 

fig niedergelegt haben, oder davon entlaffen worden fenn, 

darf fid) aus dem Königreiche eiher entfernen, als bie 
Dritter Band. 12 
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er wegeh feiner Amtsverwaltung Rechenfchaft ‚abgelegt, 
e. wenn feine perfönlihe Gegenwart nicht mehr noth: 

endig wäre, bis er "wegen der innerhalb eines Jahrs 
nad feiner Refignation oder Entlaffung etwa gegen ihn 
vorkommenden Anſpruͤche hinlaͤngliche Sicherheit geleiftet 
bat. Nah Beitellung diefer Sicherheit kann ohne ein 
Erkenntniß der betreffenden Juſtizſtelle weder die Aus; 
wanderung gehemmt, noch auch im Widerfpruchsfalle 
eine längere Dauer der Sicherheitsleiftung als auf ein 
Jahr, von dem Staatsdiener gefordert werden, 


$. 31. Für die Staatsdicner, welche durch Krankheit 
oder Alter zu Führung ihres Amts unfähig geworden 
find, fo wie für die Hinterblichenen der Staatsdiener 
foll geforgt werden. E 

$. 32. Die Staatsdiener und die Behörden find für 
die von ihnen ertheilten Befehle verantwortlih, und has 
. ben bei eigener Verantwortlichfeit nur die ihnen von den 
geeigneten Stellen in der ordnungsmäßigen Form zukom⸗ 
menden Anweiſungen zu beobachten. 


Sind fie in Zweifel, ob die Stelle, welche ihnen 
einen Auftrag ertheilte, dazu competent fey; fo haben 
fie darüber bei ihrer vorgefeßten Behörde anzufragen, 
do wie ihnen auch obliegt, wenn fie bei dem Inhalt eis 
ner höheren Verfügung erhebliche Anitände finden, ſolche 
unter Beobachtung der geziemenden Formen und Vermeis 
dung jeder nachtheiligen Verzögerung, der verfügenden 
Stelle vorzutragen. ‚ 


B. Von dem Geheimenrathe. 

$. 33. Der Königliche Geheimerath ift die zumaͤchſt 
unter dem Könige ftchende oberſte Staatsbehörde, wel 
cher alle übrigen Staatsverwaltungsftellen untergeordnet 
find, Er beſteht wenigfteng aus 7 und höchftens aus 14 
Mitgliedern. 

$. 34. Der König ernennt und entläße die Mitglieder 
des Geheimenraths nah eigener freier Entjchliefung. 
Er wird bei der Ernennung vorzüglihen Bedacht auf 
Eingeborne nehmen, un.» jeden auf die Geburt oder das 


% 
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chriſtliche Glaubensbekenntniß ſich gruͤndenden Unter⸗ 
ſchied ausſchließen. 
Wird ein Mitglied des Geheimenraths entlaſſen, ohne 
daß Dienſtentſetzung gegen daſſelbe anerkannt worden waͤre; 
fo behält ein Miniſter 4000 fl. als Penſion, und ein 
anderes Mitglicd des Geheimenraths die Hälfte feiner 
Befoldung, injoferne dem einen oder dem andern nicht 
durch Vertrag eine andere Summe zugefichert worden ift. 
$. 35. Der Geheimerath ift vorzugsweife dazu vers 
pflihtee, für die Aufrechthaltung der Landesverfaffung 
und für die Hebung aller durch die Verlegung derfeiben 
entftehenden Mißverhaͤltniſſe Sorge zu tragen, indem er 
die deshalb einfommendeu Vorftellungen mir feinen vers 
faflungsmäßigen Anträgen unterftügt, und nöthigenfalls 
auch von Amtswegen einfchreitet. Er it demnah für 
alle, von ihm Ausgehenden, Verfügungen allein verants 
wortlich. u 
$. 36. In Hinfiht auf die Verhaͤltniſſe zwiſchen dem 
Königlihen Geheimenrathe und den einzelnen Departes 
mentsminiftern, welde darin Sis und Stimme haben, 
wird hiermit feftgelegt, daß in dem Geheimenrathe noth⸗ 
wendig vorzutragen und zu verhandeln find: | 
I) alle allgemeinen Staats, Landes; und Kirchenans 
gelegenheiten; dahin ift namentlich zu rechnen: 
&) alles was auf die Staates und Landesverfaſſung 
und die Drganijation der Staatöbehörden und 
gandestheile, oder Be 
b) auf die Staatsvertwaltung im Allgemeinen und 
die Normen derjelben ſich bezieht, ferner 
e) alle Segenftände der Geſetzgebung und allgemeiner 
Verordnungen, fo wie die Anſtaͤnde Über die Aus— 
legung der Geſetze und Veroͤrdnungen; endlich 
d) was überhaupt ein allgemeines Staatsintereffe hat; 
2) alles was auf die Verhältmiffe mit den Landftänden 
Bezug hat; | 
3) alle Vorſchlaͤge zu Befegung der höheren Staates 
und Kirchenämter mie Einfluß der Ober / und 
Cameralbeaıhtungen und der Dekanate; 
u 12* 
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4) alle Angelegenheiten, welche in die Geſchaͤftskreiſe 
verjchiedener Minifterialdepartements einfchlagen, 
injoferne die Departementschefs ſich darüber nicht 
vereinigen können ; 

5) Competenzitreitigkeiten verfchiedener Departements, 
insbefondere auch zwilchen den Verwaltungs, und 
gerichtlichen Stellen; 

6) Verhaͤltniſſe der Kirche zum Staate, infofern neue 
Beſtimmungen nothwendig find, oder einzelner 
Kirchen zu einander, wenn die Königlidien Cen— 
tealftellen dieſer Eonfeffionen ſich nicht vereinigen ; 

7) Recurſe an den Geheimenrath von Verfügungen 
einzelner Minifterien oder Departementschefs, durch 
die ein dritter befchwert zu ſeyn glaubt; 

8) Vorftellungen, welche von Eentralftellen bei der 
ihnen vorgefeßten Miniftern gegen einzelne Mini: 
fterialverfügungen eingereicht werden, deren Erörz - 
terung der Minifter, wenn’ er nicht ſelbſt zu Be⸗ 
ruͤckſichtigung derſelben ſich bewogen findet, auf die 
Entſcheidung des Geheimenraths auszuſetzen hat; 

9) Anſtaͤnde, welche ſich bei Vollziehung der von dem 
Geheimenrathe an einzelne Miniſterialdepartements 
erlaſſenen Verordnungen und Verfuͤgungen ergeben, 

und endlich 

10) * was dem Geheimenrathe von dem Koͤnige 
zur Berathung oder Ausführung beſonders auf: 
getragen wird. 

$. 37. Kein Mitglied des Geheimenraths kann, au: 
Ger dem Falle, wenn der Gegenftand ihn perfönlich anz 
geht, von den collegialifhen Berathichlagungen diefes 
Eollegiums ausgefchloffen werden. 

$. 38. Die Gefchäfte werden in verfchiedenen De: 
partements bearbeitet; diefe find; 

1) Minifterium der Juſtiz; 

I) Minifterium der — Angelegenheiten; 

3) Miniſterium des Innern; 

4) Minißerium des Kriegsweſens; 

5) Miniſterium der Finanzen, und 

6) Miniſterium des Kirchens und Schulweſens. 
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6. 39. Jeder Departementsminifter ift für dasjenige, 
was er einzeln verfügt, oder was ihm vermöge des ihm 
‚zugeviefenen Geſchaͤftskreiſes zu thun oder zu verfügen 
obliegt, perjönlich verantwortlich. 


; C. Bon den Eentralitellen, 


$. 40. Bei der Gefhäftsführung der den Königlichen 

Miniſterien unmittelbar untergeordneten Eentralitelfen werz 

den folgende Gegenftände collegialiſch behandelt: 

41) was fih auf die Geſetzgebung, auf Erlaffune, Erz 
Jäuterung oder Abänderung allgemeiner Anordnuns 
sen, Einrichtungen und Amtsinftruftionen, auf 
Feſtſetzung oder Abänderung allgemeiner Verwal; 
tungsgrundfäße bezieht; 

2) Anträge oder Verfügungen, welche die Anftellung, 
Verſetzung oder Entlaffung Königlicher oder Com; 
mundiener betreffen; die Beurtheilung der mit den 
Dienftcandidaten vorgenommenen Prüfungen; die 
Anordnung, Leitung und Präfung der Unterſu— 
Khungen gegen Beamte und andre Angeitellte; die 
Erledigung der Relationen Über Rechnungsrevifios 
nen und Rechnungsreſte; wobei jedoch in den bei— 
den letzten Beziehungen dem Departementschef, 
wie bisher, die Befugniß zufommt, in dringenden 
Fällen und wo eine gegründete Veranlaſſung zu 
unmittelbarer Einfchreitung von feiner Seite vorz 
liegt, diejenigen Verfügungen, die ihm angemeffen 
erfcheinen könnten, unter Beachtung der allgemeis _ 
nen Geſetze für fih zu treffen; 

3) Straffaͤlle, wo entweder wegen der Größe der auf 
das Versehen gefeßten Strafe oder wegen der 
fhwierigen Anwendung des Geſetzes auf das uns 
terliegende Fartum die Entfcheidung auf das Erz 

! fennmiß der Centralftelle ausgefeßt, oder gegen 

\ die Strafverfügung einer Unterbehörde der Recurs 
an die höhere Stelle gigommen worden ift; 

4) Beurtheilung und Erfedigung der. Befhwerden über 

Verfügungen fowohl der Eentralftellen als der un: 

tergegrdneten Behörden ; 
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5) Fälle, wo über fireitige Rechtsverhaͤltniſſe oder uͤber 
andere Einwendungen und Anftände, welche dnem 
Geſuche oder einer Verwaltungsmaßregel entzegen 
ſtehen, entfchirden werden muß; — 

6) Verfuͤgungen, welche wegen ihrer Folgen in Be 
ziehung auf den Wohlftand, dieperſoͤnliche Frei— 
heit und die Eigenthumsrechte einzelner States 
angehörigen, oder wegen ihres Einfluffes auf das 
Wohl des Ganzen oder einzelner Gemeinden oder 
Körperichaften eine reiflichere Weberlegung erfordern. 


7) Fälle, wo, ohne daß hierüber bereits Vorſchriften 
feftgefeßt wären, ein zu den Öffentlichen Fonds 
gehoͤriger Gegenftand veräußert oder weſentlich vers 
ändert, oder auf eine Öffentliche Eaffe eine neue 
Ausgabe, namenflih eine neue Befoldung, rine 
Befoldungszulage oder Penfion uͤbernommen, oder 
eine zu den Einkünften einer Öffentlichen Caſſe 925 
Hörige- Forderung ganz oder zum Theil nachgelafz 
fen, oder auch Äber einen bedeutenden VBerwaltungss 


4 


gegenftand ein Miethvertrag oder anderer Contract 


abgeichloffen wird; J 

alle hoͤheren Verfuͤgungen, welche zwar, wenn nicht 
beſondere Anſtaͤnde hierbei eintreten, von dem Vor⸗ 
ftande des Collegiums zu vollziehen, zugleich aber 
auch jedesmal dem verfammelten Collegium zur 
Kenneniß zu bringen find, 


In Anfehung derjenigen Gegenftände, welche in den 
vorftehenden Punkten nicht bezeichnet, noch vermöge der 
Analogie darunter zu rechnen find, noch überhaupt ihrer 
Natur nach unter die der Kollegialbehandfung zu unters 
werfenden- Gefchäfte gehören, bleibt es dem Worftande 
des Collegiums uͤberlaſſen, diefelbe für ſich zu behandeln, 


Dei den zum Juſtizdepartement gehörigen Collegialz 
fielen werden, wie bisher, alle Gefchäftsgegenftände cols 
legialiſch behandelt. — 

6. 41. Der für Regierungsſachen angeordneten Cen— 
tralftelle ift insbefondre auch die außergerichtliche rechts 
liche Beurtheilung alles desjenigen übertragen, was bei 


8 
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\ 


Der Entwurfd. Verf. v. 3. Maͤrz 1817. 183 


der Staatsverwaltung in Hinſicht auf innere ſowohl, als 
außere Verhaͤltniſſe zum Streit kommt; jo wie die Er— 
ledigung der zur höheren Erkenntniß ſich eignenden Straf⸗ 
ſachen, inſoweit fie: weder der Criminaljuſtizbehoͤrde zu⸗ 
getheilt find, noch. zur dem; Eerrafrecht ‚der Höheren Civil⸗ 
— oder einzelner Centralverwaltungsſtellen ge⸗ 
hoͤren. Tee 

6. 42. Die Graͤnzen der Strafbefugniß der verſchie⸗ 
denen Centralbehörden fowohl, als der ihnen untergeord; 
‚neten Beamten und Stellen werden. durch ein Gefeg nd; 
her beſtimmt werden.: 

Immittelſt wird; vorläüflg feftgefest, daß die Erimiz 
nalgerichte nicht nur über. alle, die Strafgewalt der. Ober⸗ 
beamten Überichreitenden gemeinen Vergehen und Ders , 
brechen, mit Einfchluß ‘der zur höheren Erkenntniß ſich 
eignenden Injurienſtraffaͤlle, ausſchließlich zu erkennen has 
ben, "fondern auch die Beftrafung -amtlicher Vergehen‘ 
Ber Staates und Commundiener, ſo wie. der Uebertretung 
Koͤniglicher Adminiftrationsverordnungen; namentlich der 
Polizey⸗, Tars, Zolls, Umgeldss, Arcifer, Forſi⸗/ Hands: 
wertss und anderer Ordnungen, infoweit zu dem Ges 
ſchaͤftskreiſe derſelben gehört, als in dem gegebenen Falle 
auf Dienftentfeßung,: auf eine nicht bereit® gefeglich bes 
ftimmte Geldftrafe, welche die Summe von 50 Thalern 
überfteige, oder auf eine länger ald 4 Wochen dauernde. 
Zuchthauss oder -Feftungsftrafe erfannt, oder ein in das 
Arbeitshaus geſprochener Correctionaͤr Sänger als ein 
halbes Jahr unter den Zwangsarbeitern beibehalten wer⸗ 
den muͤßte. m i ” 

8. 43. Bel Amtsvergehungen eines: der Negierungss 
behörde untergeordneten Beamten hat diefelbe in allen 
Fällen die Unterfuchung bis zum Schluffe zu leiten, und 
wenn das Nefultat fih zum Erkenneniffe der Juſtizbe⸗ 
hoͤrde eignet, die Akten der letztern zu übergeben. 


D. Bon dem Sefeggebungscollegium. | 

$. 44. Theils zur Revifion der Geſetze, theils zu 

deren Ergänzung und forefchreitenden Ausbildung wird 
ein befonderes. Geſetzgebungscolleginm errichtet. 
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5. 45. Ohne die vorgaͤngige Pruͤfung dieſer Behörde, 
welche jedesmal vorher die Aeußerung der für den Ge⸗ 
genſtand ſich eignenden beſoudern Stelle einzuholen hat, 
kann, fobald fie in Wirkſamkeit getreten ſeyn wird, wer 
der an den König, noch an die Stände. ein Geſetzesvor⸗ 
fchlag gebracht..mwerden.n. 9 5: 0: ES 
$. 46. Den Chefs der einzelnen Departements, in 
deren Fach das neue Geſetz einſchlaͤgt, ſteht es Frei, an 
ben Berathichlagungen des Gefeßgebungscollegiums gleiche 
falls Antheil zu nehmen. 2 | 


Biertes Capitel. — 
Bon den oͤffentlichen Rechtsverhaͤltniſſen der 
Wirtembergiſchen Staatsbärger. — 
$. 47. Die Rechte eines, Wirtembergiſchen Staats⸗ 


34 
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buͤrgers werden theils durch die Geburt, wenn:bei ches . 


lid, Geborenen Der Vater, oder ‚bei wmehelichen die Mut⸗ 
ter das Staatsbuͤrgerrecht hat, theild durch beſondere, 
von dem Erkenntniſſe der. Regierungsbehoͤrde abhaͤngende, 
Aufnahme erworben. Letztere ſetzt voraus, daß der Aufs 
zunehmende von einer beſtimmten Gemeinde die vorläus 
fige Zufiherung: der Aufnahme iin das Bürgerrecht oder 
— erhalten hat, oder einen: Staatsdienſt bes 
edel, 2. | = dr 
$. 48. Staatsdiener, welche das Staatsbärgerrecht 
weder vermöge ihrer ‚Geburt, noch kraft befonderer Aufs 
nahme. anzufprechen haben, ſind gleichwohl während ihrer 
Dienftzeit als wirkliche Staatsbürger zu behandeln, und 
ihre in dieſem Zeitraum geborenen Kinder treten in die 
Rechte und Pflichten geborener Staatsbürger ein. 

Nach zehnjaͤhriger Dienftleiftung können die Staates 
diener verlangen, nebft ihren vorher im Auslande gebos 
renen Kindern, für immer in. das Staatsbürgerrecht aufs 
genommen zu, werden, \ 

$. 49. Jeder Staatsbürger ift zu verfaffungsmäßigem 
Gehorſam verpflichtet. eh 
- $ 50. Außer dem Falle einer Regierungsveränderung 
hat jeder geborene Staarsbürger, welcher das 16te Jahr: 
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feines Alters‘. gurädaelegt Hat; und jeder Neiufgenom⸗ 
mene den Erbhuldigungseid nach Vorfchrift der Verfaß 
fung abzulegen. Auch iſt der Erbhuldigungseid jedem 
Dienſteide ein zuverleiben. ——— Rz 

$. 51. Alle Staatsbürger haben:in Hinficht auf ihre 
ſtaatsbuͤrgerlichen Verhaͤltniſſe gleiche: Rechte, inſofern 
nicht die Verfaſſung ausdruͤcklich eine Ausnahme“ be⸗ 
gruͤndet. | , | ey N 
$. 52. Kein Staatsbürger darf in feiner 
Glaubensfreiheit befhränft werden. 

$. 53. Durch die Verfchiedenheit der drei. chriſtlichen 
Glaubensbetenneniffe. kann Feine Verſchiedenheit der buͤr⸗ 
gerlihen Rechte und Pflichten begruͤndet werden. 
je 5454. Die ſtaatsbuͤrgerlichen Verhaͤltniſſe derjenigen, 
weiche: einer chriſtlichen Secte, oder einem nicht chriſtli⸗ 
Gun Blanbensbefenntniffe zugethan ſind, werden durch 
ein Geſetz beſtimmt werden. .; ; 
rg. Kein Staatsbürger fann wegen feir 
hev.Seburt von irgend einem Staatsamte 
ausgefiyloffen werden. 


$. 56. Seder hat die Freiheit, feinen Stand 
und fein Gewerbe nah eigceher Neigung-zu 
wählen, und fid dazu im In: oder Auslande 
auszubilden. 
8. 57. Insbefondere hat jeder das Recht, auswärtige 
Lehranftalten zu befuhen, bei auswärtigen Handwerks; 
meiftern, „Handelsleuten und Fabrifanten in die Lehre 
zu treten, als Handwerksgefell ins Ausland zu wandern, 
und als Dienſtbote auswärts zu dienen, 


$. 58. Wer jedoch auf einen Staatsdienft, welcher 
befondere wiffenfhaftlihe Ausbildung vorausfegt, Anz 
fpruh mahen will, har wenigftens Ein Jahr auf der 
Landesuniverfität zu ſtudiren. | 


$. 59. Kein Staatsbürger fann in dem Ge; 
nuffe feiner perfönlichen Freiheit, und in der 
Benusung feines Eigenthbums anders, als 
durch das Geſetz, oder vermoͤge beſonderer ge— 


* 


486 Wirtemberg 


ſetzlich ſanktionirter Rechtsverhaͤltniſſe der 
ſchraͤnkt werden, | 
$. 60. Ausfchließlihe Handels; und Gewerbsprivile⸗ 
gien fönnen nur zufolge eines für gemwiffe Fälle gegebes 
nen Geſetzes, oder mit befonderer, fuͤr den individuels 
Ien Fall ‚erklärten Beiftimmung der Landftände ertheilt 
"werden. EN — —— 
Hingegen wird dem Ermeſſen der Regierung uͤberlaſ⸗ 
fen, dem Erfinder eines neuen Kunſtwerks oder Waas 
renartikels, oder demjenigen, welcher auf die erfte Eins 
führung eines neuen Gewedbszweigs bedeutende Koften 
verwender, für die ausfchlieflihe Benägung der neuen 
Erfindung oder des neu eingeführten Gewerbs bis auf 
die Dauer von 40 Jahren cin Privilegium zu bewilligen. 
. 61; Die Beftimmungen, unter welchen bie; auf 
beſondere Rechtstitel fich grändenden perfönlichen: Dienſte 
and Abgaben, aus andere Reallaften losgefaup nd 
verwandelt werden können, beruhen zwar im Allgemei⸗ 
nen auf einer gätlihen Uebereinkunft, oder-auf einer, von 
dem Srundfage der Entihädigung ausgehenden wichters 
lihen Beftimmung; wegen der Bauerlehen und Leibs 
eigenichaft wird jedoch zum voraus feftgejeßt : 
.4) Dem Fallehenvertrage kann unter den jeßt beftez 
henden fiaatsbärgerlihen Werhältniffen die Folge 
nicht gegeben werden, daß der Lehenherr den im 
Beſitze diefer Güter befindlihen Familien ſolche 
entziehen, oder die Bedingungen und Abgaben Ids 
ſtiger, als die zuletzt beftandenen machen dürfe; 
vielmehr wird zum Beften der Landescultur jedem 
Falllehenbefiger das Recht verliehen, gegen eine 
vollftändige Entſchaͤdigung des Lehenherrn für den 
aus feinen Rechten fließenden Ertrag, das Lehen 
| in Eigenthum zu verwandeln, — 
9) Erblehengüter und andere geſchloſſene nicht fallles 
henbare Bauernhöfe därfen ſowohl durch Erbichaft, 
als auf andere Art, nad vorheriger Anzeige bei. 
dem gutsherrlihen Beamten, getrennt werden, 
) Da mit der Gleichheit der ftaatsbärgerlihen Rechte 
daß Leiheigenfchaftsverhältniß nicht_verträglich iſt; 
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fo wird daffelbe, wo folches noch beſteht, mit feis 
nen Wirkungen in der Maße aufgehoben, daß die 
Berechtigten für die damit verbunden gewelenen 
Nutzungen eine, von den bisherigen Leibeigenen zu 
leiftende billige, Entfhädigung erhalten, 
Auswandernde hingegen find von Bezahlung des 
Manumilfionsgeldes frei, Ä 


6. 62. Das Eigenthum des Einzefnen kann zu allges 
‚meinen Staatszwecken nur gegen volle Enefchädigung und 
mit Einwilligung des Eigenthämers, im Widerſpruchs— 
falle aber nicht anders, als wenn die für die Regimi— 
nalfachen verordnete Sentralftelle uͤber die Nothwendigs 
keit entfhieden hat, verwendet werden, 

Wenn über die Summe der Enıfchädigung Streit 
entfteht, und der Eigenthämer bei der Entfcheidung der 
Kegierungsbehörde fih nicht beruhigen will; fo iſt bie 
Sache im ordentlihen Rechtswege gerichtlich zu erledigen, 
rinſtweilen aber die von jener Stelle feftgefeste Summe 
ohne Verzug auszubezahlen. | 

$. 63. Jeder waffenfähige Staatsbürger 
ift verpflichtet, nah deu Beftimmungen der 
WBerfaffung und der daranf fih grüändenden 
Geſetze, zur Vertheidigung des Vaterlandes 
die Waffen zu tragen. 

- Ueber das Recht, Waffen zu tragen, wird ein Geſetz 
die nähere Beſtimmung geben. Ra 


8. 64, Segen Niemand kann anders, als, in dei 
duch die Verfaffung vorgefchriebenen Wegen eine Ver— 
haftung oder Strafe erkannt, oder fonft cin Verfahren 
in einer bärgerlihen oder peinlihen Rechtsſache einge— 
leitet werden. | 

$. 65. Feder Staatsbärger und jede Ge; 
meinheit hat das Recht, ſowohl bei der Hödy 
fen Staatsbehörde als bei der Ständevers 
fammlung begründete Anträge zu Abichaffung 
oder Abänderung beftehender Gefege und 
Berordnungen, fo wie zu Einführung neuer 
einzureichen. 
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56. 66. Ferner hat jeder das Recht, das Verfah⸗ 
ren einer Staatsbehörde, welches ihm geſetz— 
und ordnungsmwidrig erfcheint;: bei der unmittel: 
bar vorgefesten Behörde anzuzeigen, und wenn er 
felbjt dadurch gefährdet worden, Beſchwerde dagegen 
au erheben, diefe auch nörhigenfalls ftufenweife bis zur 
hoͤchſten Stelle zu verfolgen. 2 
9 67. Finder im letztern Falle, die vorgefehte Bes 
hörde das Verfahren der angeklagten gerechtfertigt; fo 
bat fie die Pflicht, den Befchwerdeführer Über die Gründe 
ihres Urtheils zu belchren. 
6. 68%. Glaubt der Befchwerdeführer ſich auch bei 
der Enticheidung. der oberſten Staatsbehörde nicht berus 
— zu koͤnnen; fo darf cr die Beſchwerde der Staͤn— 
everfjammlung mit der Bitte um Verwendung vortras 

sen. Wenn diefelbe fih fodann uͤberzeugt hat, daß jene 
Stufenfolge beobachtet worden, und die Beſchwerde eine 
Beräcfichtigung verdient; fo ift ihe auf ihre Bitte von 
dem Königlihen Geheimenrache die nöthige Auskunft 
über den Gegenftand zu. ertheilen, / 

$. 69. Das nämliche gilt von Befchwerden Äber Vers 
zoͤgerung der Entſcheidung. 

$. 70. Die Freiheit der Preſſe und des Ver: 
kaufs ausländifher Bücher finden nach dem in der Beis 
lage Ziffer 1. beifolgendem Gefege allgemein ftatt. 


$. 71. Jeder Staatsbürger hat das Rede, 
aus dem Königreihe auszumandern, fobald er 
dem ihm vorgefegten Beamten von feinem Vorſatze die 
Anzeige gemacht, feine Echulden und andere Obliegens 
heiten berichtigt, und hinreichende Verfiherung ausgeftelle 
hat, daß er innerhalb Zahresfrift. gegen König und Bas 
terland nicht dienen, nnd eben fo lange in Hinſicht auf 
die vor feinem Wegzuge erwachfenen Anſpruͤche vor den 
Berichten des Königreichs Recht geben wolle, 

$. 72. Der auswandernde Unterthan hat bei feinem 
Wegzuge keine Machfteuer zu bezahlen. 

$. 73. Durch den Wegzug verliere der Auswandernde 
fein Staatsbuͤrgerrecht für fih und feine mit ihm wege 
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jiehenden Kinder, welche ohne befondere Wiederaufnahme 
in das Königreich nicht mehr zurückkehren können. re 

Das Vermögen derjenigen Kinder, welche nicht. mit 
den Eltern auswandern , wird in „jedem Falle im Lande 
zuruͤckbehalten. 

$. 74. Wenn jemand ohne Landesherrliche Erlaubniß | 
und ohne einen ihm zugeftandenen Vorbehalt feines. 
Staatsbürgerrechts., in auswärtige Dienfte tritt; fo wird 
derfelbe hierdurch feines. Staatsbürgerrechts verlujtig. 

$. 75. Eben fo kann auch derjenige, der in einem 
fremden Staate feine bleibende Wohnung nimmt, fein 
Staatsbürgerrecht Nicht anders, als mit Landesherrlicher: 
Bewilligung und in der Vorausſetzung beibehalten, daß 
er den ihm obliegenden flaarsbärgerlichen Pflichten in 
jeder Hinſicht Genuͤge leiſtet. 

$. 76. Die beſonderen Rechtsverhältniffe des 
Adels erhalten in dem der Beilage Ziffer 2. beifolgens 
den Adelsftatute ihre Beſtimmung. 


n Fünftes Gapitel 
Bon den Gemeinden und Amtskörperſchaften. 


A. Von den Rechten und Pflichten derſelben im 
Allgemeinen. 


$. 77. Das Eigenthum der Gemeinden und Amts⸗ 
förperfchaften it eben jo unverleglidh, als jedes andere. 
Privateigenthum. 

$. 78. Die Verwaltung deſſelben ift den Ortsmagi⸗ 
ſtraten und Amtsverſammlungen unter der Oberaufſicht 
der Koͤniglichen Behoͤrden, nach den Beſtimmungen der 
Communordnung und anderer verfaſſungsmaͤßigen Geſetze 
anvertraut. Dieſe Behoͤrden ſind auf keine Weiſe be— 
fugt, mit Hintanſetzung der Gemeinden oder Amtsvor— 
ſteher einſeitig darüber zu verfügen. 

$. 79. Inſoweit die ordentlichen Einfünfte einer Ger 
meinde zu Bejtreitung der ihr obliegenden Ausgaben 
nicht zureichen, ſind die Gemeindevorſteher befugt, unter 
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Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften das Erforder⸗ 
liche auf den Ortsſteuerfond umzulegen. 

6. 80. Auf gleiche Weiſe werden auch die Beduͤrf⸗ 
niffe der Amtskoͤrperſchaft durch die Amtsvorftcher auf 
den Amtsfteuerfond umgelegt. 

‚6. 81, Weder die Amtskoͤrperſchaſten, noch einzelne 
Gemeinden follen mit Leiftungen und Ausgaben befchwert 
werden; wozu fie nicht, _vermöge der allgemeinen Ges 
fege, oder fraft der Lagerbücher, oder anderer befondes 
ver Rechtstitel verbunden find. 

$. 82. Was nicht der Aufwand auf drtlihe Beduͤrf⸗ 
niffe oder auf Bedärfniffe der Oberamtskoͤrperſchaft, fon: 
dern die allgemeinen Landesanftalten erfordern, kann nur, 
wie andere allgemeine Landesanlagen, auf das gefammte 
Land vertheilt werden. 


B. Bon ben Gemeinden. 


6. 83. Bei der Bildung der zu einem Oberamisdi⸗ 
ſtrikte gehörigen Gemeindebezirke iſt darauf zu fehen, 
daß, wo es irgend möglich, kein Grundſtuͤck in dem Dbers 
amte fich befinde, welches nicht einem Gemeindebezirke 
zugetheilt wäre, 

6. 84. Wo bei einer Gemeinde die Municipalverfafz 
fung noch nicht beſteht, ift diefelde einzuführen, und auf 
den ganzen Gemeindebezirk auszudchnen. Winzelne Höfe 
und Weiler fchließen fid) an größere Gemeinden an, oder 
vereinigen ſich zu einer befondern.- | 

$. 85. Die Mitglieder einer Gemeinde find entweder 
Bürger oder, Beiſitzer. 

Die an einem Orte angeftellten Staatsdiener, Amts⸗ 
und Communoffizialen fammt ihren Familien, genießen 
während ihrer Anjtchung die Rechte der Ortsbuͤrger. 

Eben diefes finder in Anfehung der in Ruheſtand 
verfeßten Diener und ihrer Familien ftatt, fo lange fie 
ei durch die Anftellung erhaltenen Wohnors nicht vers 

ndern. 

Die Rechtsverhältniffe diefer verfhiedenen Arten von 
Gemeindemitgliedern, namentlich ihr Antheil an den bürs 
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gerlichen Nutzungen und an den Gemeindelaſten, werden 
durch ein Geſetz beſtimmt werden. 

$. 86. Das Bürgers und Beiſitzrecht wird entweder 
durch die Geburt oder durch befondere Aufnahme in die. 
Gemeindegenoſſenſchaft erworben. 


B 1 

$. 87. Die rechtmaͤßigen Kinder eines Staatsbuͤrgers 
find, ohne befondere Aufnahme, geborene Bürger oder 
Beiſitzer, wo der Vater, zur Zeit ihrer Geburt, oder 
wenn diefe erfi nach dem Tode des Waters erfolge. 
wäre, wo. derfelbe zur Zeit feines Todes Bürger oder, 
Beifiger war. 

Sie haben, wenn fie in die wirkliche Ausuͤbung der 
Rechte seines activen Gemeindemitglicds eihtreten, neben 
demjenigen, was die Geſetze jedem Neueintretenden alls 
gemein auferlegen, weder an die Königliche Camerals 
cafe, noch an die Gemeinde, noch an die Grundherrs 
Schaft eine Aufnahmsgebühr zu entrichten. . | 

$. 88. Unehelihe Kinder treten in die Rechte ihrer 
verbürgerten oder den Beifig genießenden Mutter ein. 


5. 89. Die Aufnahme ‚neuer Bürger oder Beifiger 

geſchieht, wenn vorher, nach Vorſchrift des $. 47. des 
4ten Lapitels, der Aufzunchmende das Staatsbürgerrcche 
erlangt hat, durch die Gemeindevorftcher, nad den bes 
fiehenden gefeglihen Vorſchriften, mit Vorbehalt obers 
amtlicher Genehmigung und höherer Entfcheidung in ſtrei— 
tigen Fällen. In vorntaligen Patrionalorten ift jedesz 
mal auch mit der Gutsherefhaft Ruͤckſprache zu nehmen. 


$. 90. Wer weder die Rechte eines Bürgers oder 
Beifigers bei einer Gemeinde hat, noch eine eigne Wohs 
nung innerhalb des Gemeindebezirks befist, noch als 
heimathlos, vermöge der Geſetze der Gemeinde zugetheilt 
ift, kann bei derfelben nur mis Bewilligung der höhern 
Kegierungsbehörde feinen Wohnſitz nehmen. 

-$. 94. Um theils die Gemeinde in allen ihren Angelegens 
heiten zu vertreten, theils alles, was in die Municipals 
verwaltung einfhlägt, zu beforgen, iſt jeder Gemeinde, 
neben dem Ortsbeamten oder Schultheißen, ein Magis 
firat vorgefegt, welchem für einzelne Gefchäftszweige ei⸗ 
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gene Deputationen und Communofficialen beigegeben und 
untergeordnet find, ’ 

992. Sänmtliche Dresvorfteher und mit der oͤffent⸗ 
lichen Berwaltung beichäftigeen Communofficialen find, 
eben fo wie die Staatsdiener, auf die Felthaltung der: 
Landesverfaffung ausdrücklich zu verpflichten. 

9. 93. Wo die Stelle des erften Ortsvorftchers nicht 
yon dem im Orte wohnenden Oberbeamten oder einem 
aus der ÖStaatscaffe befoldeten Unteramtmanne beklei— 
det wird, iſt derjelbe unter oberamtlicher Leitung durch. 
die Gemeinde zu wählen, und von dem Oberamte zu 
beftätigen. 

- 9. 94. Der Magiftrat, welcher in Städten wenig⸗ 
ſtens aus zwei Bürgermeiftern und zwölf andern Mits 
gliedern, und auf Dörfern mwenigftens aus achte Mitglies 
dern mit Einjchluß der Bürgermeifter beſteht, zerfällt in 
zwei Abtheilungen. : 

Durch die eine, welche die Hälfte der Magiſtrats— 
glieder, und in Städten außerdem noch die zwei Buͤr— 
germeifter in ſich begreift, wird das Gericht, durch die 
andere aber, der Rath genannt, in Verbindung mit der 
erften- der Magiſtrat gebildet. 

$. 95. Somohl die Mitglieder des Gerichts, als die 
des Raths, werden von der Bürgerfchaft gewählt und 
oberamtlich beftätigt. 

Bei Erledigungsfällen, welche fih im Gerichte erges 
ben, hat zwar der Magiftrat, wenn nur eine einzige _ 
Stelle offen ift, wenigſtens 4 Candidaten, bei mehreren. 
gleichzeitig zu erfeßenden Stellen aber wenigftens noch 
jo viel Individuen, als Stellen zu beſetzen find, der 
Gemeinde vorzufchlagen; dieſe ift jedoch nicht an die 
Vorſchlaͤge gebunden. 

$. 96. Die Mitglieder des Gerichts werden auf ihre 
Lebenszeit ernannt. Von den Natheverwandten aber 
tritt jährlich die Hälfte nad dem Amtsalter, oder bei 
mehreren gleichzeitig gewählten, nach der Entjcheidung 
des Looſes aus, 

Die Austretenden können jedoch gleich wieder gewählt 
werden, 


J 
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8 97. Die Entlafung der gewählten Ortsvorſtehor 
Wegen Amtsverfehlungen oder Untuͤchtigkeit, hängt von 
dem Erfenntniffe der Regierungsbehörde ab, deren pflichts 
mäßiger Beurtheilung auch freigeftellt wird, einem Mar 
giftratsmitgliede, welches durch einen, wiewohl, unvers 
huldeten Verfnögensverfall das erforderliche  Anjehen 


und Vertrauen verloren hat, das Amt mit. Vorbehalk 


feiner Ehre abzunehmen. on a 
$. 98. Der Magiſtrat beforgt alle Angelegenheiten 
der Gemeinde, namentlich die Annahme der Bürger- und 
Beifiger, die Verwaltung der Commun-Oekonomie, die 
LoralsPolsy. | —— 
Er ernennt, mit Vorbehalt der oberamtlichen Beſtaͤ⸗ 
tigung, die Mitglieder der für beſtimmte Geſchaͤftszweige 
veroröneten Deputationen, fo wie die einzelnen Communs 
Dfficialen und DOfficianten. 
Auch werden Landeds und Amtskörperfchafts s Ange: 
fegenheiten, ‚in ſoweit fie ſich zu einem Segenftande mas 
giftratifcher, Deliberationen ‚eignen, in dem Magiftrate 
verhandelt. — ee 
$. 99. Zu dem Gefchäftskreife des. Gerichts gehören 
alle den Magiftraten überlaffenen Handlungen der fireis 
tigen und freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſammt der Aufs 
ficht über das Vormundſchaftsweſen. a 
Für den Fall der Verhinderung einzelner Gerihtes . 
verwandten treten Stellvertreter ein, welche von dem, 
Magiftrate ein für allemal mit Beftimmung ber Ord⸗ 
ng, nad) welcher fie eintreten follen, zu wählen find, 
$. 100. Weder der Magiftrat noch) das Gericht allein, 
darf ſich anders, als mit Einwilligung und in Beifeyn: 
des erſten Ortsvorftehers oder feines Amtsverwefers, ver⸗ 
ſammeln. aaa ne SER ' 
C. 104. Diefer hat jedoch die Verfammlungen nicht 
zu erfchweren, und dann, wann ein Magiftrat, um Bitr. 
ten, und Befchwerden vorzubereiten und zu.berathen, zus‘ 
fammerfommen will, fie nie zu verhindern, = — 
6 402. Die bei den Magiftratsfigungen bad, PDräsı 
fivium führenden Beamten and Schultheißen haben ſich 
Sritter Want, 13 
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auf die ihnen geſetzlich zuſtehende Leitung der Verhand⸗ 
lungen zu beſchraͤnken, und die Stimmfreiheit der Ma— 
giftratsglieder auf keine Weiſe zu beeintraͤchtigen, auch 
außer dem Falle der Stimmengleichheit, wo ihnen die 
Entſcheidung zukommt, ſich der Ausübung eines Stimm⸗— 
rechts zu enthalten. “ 

$. 103. Die Verfammlung einer ganzen Gemeinde 
kann nur auf beſondere Zufammenberufung von Seite 
des Dberbeamten oder erften Ortsvorſtehers Start finden. 

Die Fälle, wo die einzelnen Mitglieder der Gemeinde, 
um ihre Meinung zu befragen find, werden durch ein 
Seien näher beitimmt werden. — 
— $. 104. Die Gemeinde hat die Befugniß, einige 
Stellvertreter zu Wahrnehmung ihres Sntereffes dem 
Magiftrare gegenüber zu wählen, und wird über die 
Wirkſamkeit derjelben ein Gefek gegeben werden. | 


C. Von den Amtskörperfchaften. 


$. 105. Sämmtlihe zu einem Oberamte gehörigen 
Gemeinden ‚bilden eine Amtsförperfhaft, und fichen mie 
einander in Hinſicht auf ihre gemeinfchaftlichen Bedürfz 
niffe und Laften, und andere durch die Gefeke beſtimm⸗ 
ten Angelegenheiten in einer geſellſchaftlichen Verbindung. 


S. 106. Die Veränderung der Oberamts: Difiricte, 
- anf melden die Amtskärperfchafts « Verfaffung beruht, 
ift ein Gegenftand ‘der Gejeßgebung. 

$. 107. Zu Beforgung der -die Amtstörperfchaft am: 
gehenden Angelegenheiten befteht in jedem Oberamte, ne? 
ben dem Dberbeamten, ein aus Abgeordneten einzelner 
Amtsorte zufammengefegtes Collegium, unter dem Nas 
men der Amtsverfammlung, famme den für einzelne Ges 
ſchaͤftszweige beftellten Amts s Officialen. _ — 
5. 108. In Hinſicht auf die Anzahl der von den ein⸗ 
zelnen Gemeinden :ines Oberamts zu den Amtsverfammr: 
lungen abzuorönenden Mitglieder verbleibt es vor der 
Hand bei dem bisher beftandenen Verhältniffe, bis degr 
halb durch ein Geſetz eine ins Ganze gehende Einrich⸗ 
tung getroffen werden wird. : | 


® 


Der Entwurf-d. Verf. v. 3. März 1817. 195 


$. 109. In jedem Amtsorte, weiches einen eigenen 
Deputirten zur Amtsverfammlung -abzuordnen hat, vers 
tritt der erfte Ortsvorfteher vermöge feines Amts die 
Stelle ded Amtsdeputirten. In der Oberamtsftadt wer⸗ 
ben die Deputirten yon dem Ortsmagiſtrate jährlich aus 
feiner Mitte gewählt. - 
$. 110. Die Amtsdeputirten find in Allem, was fie 
als Amtsvorftcher verhandeln, von den einzelnen Ger 
meinden unabhängig und an Feine Inſtruction gebunden. 
Wenn es fih hingegen von dem Rechte einzelner Ges 
‚meinden gegenüber von dem gefammten Oberamte hans 
delt, und fie in folhen Fällen. als Bevollmäcdtigte der 
erfteren erfcheinen; fo liege ihnen ob, die ihnen deshalb 
ertheilten Aufträge und Anmweifungen zu befolgen.  - 
S. 14141. Zu Erledigung minder wichtiger Amtsanges 
legenheiten tönnen die Amtsverfammlungen auch Auss 
ſchuͤſſe erwählen, worüber dur ein befonderes Geſetz 
nähere Vorſchriften werden ertheilt werden. 
$. 112. Sowohl bei den Amtsverfammlungen , als 
Bei den Ausfchußtägen, hat der Oberamtmann oder deffen 
Amtsverwefer den Vorfig. : a 
Ohne feine Beiftimmung und Anwefenheit kann keine 
Sitzung abgehalten werden. -. — nA 
Inn landſchaftlichen Angelegenheiten, welche ſich aber 
bloß auf Beratung über etwaige Belchwerden oder 
Bitten befchränten müffen, hat. der, erfte Bürgermeifter 
- der Dberamesitadt, die Leitung. .;; Er hat. dem Oberamtr 
manne jedesmal ‚zuvor den Gegenftand der Berathung 
anzuzeigen, und diefer iſt bei.der Verhandlung gegenz 
wärtig, hat aber nur das Recht und die Verpflichtung, 
die Amtöverfammlung, da wo es nöthig, zu belchten, 
und die etwa erforderlichen Auftlärungen zu eben. Er 
tritt unmittelbar‘ vor der wirklich Abftimmung und Zies 
ung des Befchluffes ab. Die Amteverfammlung darf 
—* nach feinem Abtritt mit feinem andern, als. de 
angezeigten Gegenftande beichäftigen, und der Beſchluß 
‚muß wieder in feiner Gegenwart verliefen und von ihm 
beglaubiget werden, Erz 26055 EIER 
i rn 13 « 
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6. 113. Gemeinſchaftliche Zuſammenkuͤnfte und Ver 
rathungen von Amtsdeputirten verſchiedener Oberaͤmter 
uͤber landſtaͤndiſche Angelegenheiten, finden nicht Statt. 

6. 114. Die Stelle des Actuars bei den Amts- und 
Ausfhußverfammlungen wird durch den Stadifchreiber 


verſehen. | 


Der Amtspfleger hat, wenn er einer Amts verſamm ⸗ 
lung anwohnt ohne zugleich Amtsdeputirter zu ſeyn, nur 


eine berathende Stimme. 


$. 115. Bei den zum Geſchaͤftskreiſe der Amtsver— 
fammlungen gehörigen Gegenſtaͤnden findet durchgängig 
die collegialifhe Behandlung Statt. Auch darf in kei: 
nem Falle, wenn ed nicht die dringendfte Noth erfors 
dert, ‘die Beiftimmung der einzelnen Aıntsdeputirten, 
ohne daß diefelber collegialiſch verfammelt wären, zu 
Bewirkung eines Amts-Verſammlungsſchluſſes eingeholt 
werden. Ar 


. 116. Die Dfficialen der Amtstörperfhaften, wo⸗ 
bin namentlich die Stadts und Amtsfchreiber und die 
Amtspfleger zu rechnen find, werden, fo wie die-Obers 
arcijer, von der Amtsverfammlung erwählt. | 


Das Reſultat der Wahl ift derjenigen Centralftelle, 
deren DOberauffiht der Gewählte untergeordner if, zur 
Beftätigung vorzulegen, wobei in Hinſicht auf die Stadtz 
und Amtsfchreiber und  Amtspfleger vorausgefegt wird, 
daß der Gewählte eine Prüfung, wie fie bei den Staats: 
dienern vorgefchrieben- ift, erftanden hat, und von der 
Präfungsbehörde für dienſttuͤchtig Terflärt worden ift. 

$. 117. Wo neben, dem Central: Amtsfhreiber noch 
befondere Amtsſchreiber für einzelne Bezirke eines Obers 
amts aufgeftellt ſind, hängt die Befegung der Bezirkes 
Amtsfchreisereien chen fo, wie die der Censral: Amts⸗ 
Ichreibereien von der Wahl der gefammten Amtsvers 
fammlung, und von der Beftdtigung der höhern Regie⸗ 
sungsbehörde ab. . . | i 

$. 118. Uebrigens iſt die gefammte Einrichtung des 
Schreibereiweſens Gegenftand der Gefegrevifion, 1 


» 
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Sechſtes Kapitel. 


Bon den rechtlichen VBerhältniffen der Kir⸗ 
chengemeinden. 


A. Von der kirchlichen Einrichtung im Allgemeinen. 


$. 119. Jede chriſtliche Kirche, fie gehöre zu der pro⸗ 
teftantifchen oder zu der katholiſchen Konfeflion, hat: am 
den Schuß des Staats gleihe Anfprüce. 

$. 120. Jeder wird die freye Religionsübung und der 
volle Genuß ihrer Kichens, Schuls und Armenfonds zu⸗ 
geſichert. 9— 

$. 121. Kein Religionstheil darf ſich in den Mitger 
brauh und Mitgenuß der Güter, Einkünfte und Stif⸗ 
tungen der Kirche eines andern Religionscheils unter ir⸗ 
gend einem Vorwande eindringen. — 

Doch wird hierdurch in Fällen, wo auf ſolchen Fond® 
beſondere Abgaben für allgemeine Staatszwecke und Staats⸗ 
anftalten, oder für Gemeindehedürfniffe, vermöge befons 
derer Rechtstitel haften, die, den Staats oder Gemein⸗ 
deangehörigen ohne Unterfchied des: Religionsbekenntnifs : 
ſes gebührende ——— an den hieraus entſtehenden 
Vortheilen nicht ausgeſchloſſen; ſo wie auch einzelnen 
armen Gemeindemitgliedern, welche einem von der herr⸗ 
ſchenden Confeſſion des Orts abweichenden Glaubensbe⸗ 
kenntniſſe zugethan ſind, die erforderliche nothduͤrftige 
Unterſtuͤtzung aus den Armenfonds der Ortsgemeinde um 
der Religionsverſchiedenheit willen nicht verſagt werden 
"Tann. ’ 
$. 422. Wenn in dem Bezirke einer Pfarrei, wo 
bisher nur eine der verfchiedenen chriſtlichen Gonfeffionen 
einen Öffentlichen Gottesdienft gehabt hatte, die Genoffen 
einer andern hriftlihen Eonfelfion fi fo fehr vermehren, 
daß fie eine.eigene kirchliche Gemeinde bilden können; fo 
wird ihnen. die freie Religionsäbung nach ihren kirchlichen 
Borfchriften in dem Innern eines Kirchengebäudes, ſamt 
den Vorrechten einer eigenen Parochie, in der Maaße ge: 
ſtattet werden, daß fie den dazu erforderlihen Aufwand, 
ohne Koften und Befchwerde der gu einer andern Confefs 
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fion gehörigen Gemeindemitglieder und ihrer Fundationcy, 
aufzubringen verrflichtet find. 

$. 123. Die Verhäleniffe der zur Orisreligion ſich 
‚nicht befennenden chriftlihen Einwohner, welche feine 
eigene Kirchengemeinde bilden, werden durch ein Geſetz 
naher beſtimmt werden. 

G. 124. Die genauere Prüfung der Beſtimmungen 
in Anſehung der Eheverbindungen zwiſchen zwei Perſo⸗ 
nen von verſchiedenen chriſtlichen Confeſſionen, und der 
religioſen Erziehung der in ſolchen Ehen erzeugten Kin⸗ 
der, bleibt der bevorſtehenden Geſetzreviſion vorbehalten. 


B. Von der evangeliſch⸗ lutheriſchen Kirche. 


F. 125. Das Kirchenregiment der evangeliſch-luthe⸗ 
riſchen Kirche wird durch das koͤnigliche Oberconſiſtorium 
und den Synodus, unter der oberſten Leitung der hoͤhe⸗ 
ren Staatsbehoͤrden, nach Maaßgabe der großen Kir—⸗ 
chenordnung und anderer verfaflungsmäßigen Geſetze 
verwaltet. 

$. 126. Sollte in tanftigen Zeiten ſich der Fall er⸗ 
eignen, daß der Koͤnig einer andern als der evangeli⸗ 
ſchen Confeſſion zugethan waͤre; ſo treten alsdann in 
apa auf deffen Episcopal; Rechte die Beftimmungen 

der früheren Religions: Reverfalien ein. 

$. 127. Die zu diefer Kirche gehörigen Pfarrer und 
Diaconen, mit Ausnahme derjenigen, in Anfehung wel⸗ 
der das Ernennungsrecht andern Kirchenpatronen vers 
moͤge befonderer Rechstitel zufteht, werden auf Borjhläge 
des Oberconſiſtoriums von dem Könige ernannt.  ° ° 

Eben diefes finder in. Hinſicht auf bie Generals und 
Special ; Superintendenten Statt. 

6. 128. Bei den Patronats ; Pfarreien. und Diacoz 
naten hängt das Ernennungsrecht von der Konfirmation 
des Dbercoräftoriums ab, welche jedoh, wenn der Erz 
nannte die gefeglichen Exforderniffe hat, nicht verweigert. 
werden kann. 

$. 129. Wenn Kirchendiener.fic einer amtlichen Vers 
fehlung oder einer mis ihrer Amtswuͤrde nicht zertrazz 
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dichen Lebensweiſe ſchuldig machen; ſo iſt das Obercon⸗ 
ſiſtorium die kirchliche Jurisdictionsbehoͤrde, welche die 
gegen ſie eintretende correctionelle Strafe zu erkennen 
hat. | | 


- Mache fi ein Geiftliher duch einen drgerlihen 
Wandel oder durch gröbere Verlegung feiner Amtspflich: 
sen zu fernerer Bekleidung feines Kirchenamts unfähig; 
fo kann derfelhe nach einem der allerhoͤchſten Stelle zur 
Senchmigung vorzulegenden Antrage des Oberconſiſto⸗ 
riums von feinem Amte ganz entfernt werden. 


2, 130. Kirchendiener, welche durch Alterſchwaͤche 
oder eine ohne Hoffnung der Wiedergeneſung andauernde 
Kraͤnklichkeit, zu Verſehung ihres Amts unfaͤhig werden, 


Gen Anſpruch darauf, mit einem angemeſſenen lebens« 


änglihen Snadengehalte zur Ruhe gefekt zu werden. 

2:8 434. Die den Kirchendienern und ihren Angehös 
tigen vermöge der Gefege, namentlih der großen Kirs 
chenordnung und der Communordnung, zuftehenden perz 
fönlihen Vorrechte follen denſelben auch für die Zukunft 
angeträntt verbleiben. Ä 


8.432. Sn Hinfiht auf die geiftliche Mitwencaffẽ 
wird alle Sorgfalt angewendet werden, um dieſes wohls 
thaͤtige Inſtitut nicht nur zu erhalten, fondern'aucd in 
größere Aufnahme zu bringen. _ | Ä 
$. 133. In Beziehung auf die Theilnahme der Des 
cane und Pfarrer an ber Behandlung der fpgenannten 
gemifhten Sachen, fo wie in Anfchung der zweckmaͤßi⸗ 
gen Einrichtung der Kirchen ;Convente, Bleibt die nähere: 
Beftimmung auf eine kuͤnftige Gefeggebung ausgeſetzt. 


F. 134. Die nähern Beſtimmungen in Betreff der 
Sicherſtellung, abgeſonderten Verwaltung und fundations⸗ 
maͤßigen Verwendung des evangeliſchen Kirchenguts, und 
des Vermoͤgens der milden Stiftungen, ſind in einem 
beſondern organiſchen Statute, unter den Beilagen Zifs 
fer OL, zufammen gefaßt, welches einen integrirenden 
Theil der Verfaffungsurtunde „ismacht, umd mit derſel⸗ 
ben gleiche verbindende Kraft Hate... 
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€. Von der katholiſchen Kirche. 

$. 135. Die Grenzen zwiſchen der. geiſtlichen Gewalt 
und den Staats; Hoheitsrechten über die katholiſche Kir⸗ 
he werden duch eine, die katholiſche Kirchenfreiheit mit 
der Staatswohlfahrt vereinigende, Uebereintunft näher- 
beftimmet werden. 

$. 136. Die mit der Seaatigewaie verbundenen Rechte 
über die katholiſche Krrche werden von dem Könige durch 
einen aus Batholifchen Mitgliedern beftehenden Kirchens 
rath ausgeübt, welcher auch bei Befegung geiftliher Aem⸗ 
‚ter, die von dem Könige abhängen, jedesmal um feine 
Vorſchlaͤge vernommen wird. 

6. 137. Die Batholifhen Geiftlihen genießen . eben 
Ä die perfönlihen Vorrechte, melde den Geiftlihen der 
yentefbansifgen Kirche eingeräume find. 

$. 138. Zu Unterftägung der Geiftlihen, welche aus 
Aitersfchwäce oder wegen andauernder Kränklichkeit eis, 
nes Amtsgehälfen bedürfen, den: fie von ihren Amtsein⸗ 
fünften ohne Abbruch ihres eigenen Unterhalts nicht bes 
Iohnen koͤnnen, wird eine angemefjene Linvichtung ges 
troffen werden. 


$. 139. Auch wird darauf Ruͤckſicht genommen wer⸗ 
den, daß Geiſtliche, welche ſich durch irgend ein Verge⸗ 
hen die Entſetzung vom Amte zugezogen baben, ohne 
ugleich ihrer geiſtlichen Wuͤrde verluſtig geworden zu 
eyn, ihre nothduͤrftige Unterkunft finden. 
$. 140. Für die Herſtellung und abgeſonderte Ver⸗ 
waltung eines katholiſchen Kirchenguts, und des Ver⸗ 
moͤgens der milden Stiftungen dieſer Confeſſion, iſt 
durch ein eigenes Statut Geilage Ziffer II), welches 
mit biefer —— gleiche — 
haben ſoll, Fuͤrſorge geſchehen. 
D. Von der reformirten Kirche. 
§. 141. In Hinſicht auf die in dem Koͤnigreiche be⸗ 
FR Pr Kirchengemeinden der evangelifch s reformirten 


Confeffion verbleibt es bei der durch ihre Synodal⸗ Ar⸗ 
site beftimmten Kircchenverfaffung. 


* 
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- 5. 142. Es ſoll aber nicht nur mit Beiziehung ihrer 
Kirchenvorſteher genauer unterſucht werden, wie ſowohl 
ihre kirchliche Eintichtung als befonders ihre Schulan; 
falten verbeffert werden koͤnnen, fondern es wird auch, 
das Augenmerk darauf gerichter werden, zum Unterhalte 
ihrer Geiftlihen und Schullehrer, und in Beftreitung 
der Übrigen. kirchlichen Beduͤrfniſſe Hinlänglide Fonds 
auszumitteln. * ern 


. ‚Siebentes Kapitel. 
Bon der KRegierungsgewalt 


Erſte Abteilung. 


— Ueber die Regierungsgewale in Beziehung 
auf auswärtige. Verhaͤlt niſſe. 


.$. 143. Der König vertritt. den Staat in allen ſei⸗ 
nen Verhältniffen gegen auswärtige Staaten. 


‘ . 


$. 144. Er Hat in diefer Hinfiht das Recht, Ger 
ſandte an: auswärtige Regierungen  abzufenden -und?das 
ſelbſt zu unterhalten, fremde Gefandfchaften anzuneh⸗ 
men, über alles, was ſich auf die wechlelfeitigen Vers 
‚hältniffe des Königreihs und feiner Angehörigen gegen 
fremde Staaten bezieht, fi) in Unterhandfungen einzus 
laffen und Verträge darüber abzufchliehen, zur Sicher⸗ 
heit des Königreihs Bündniffe mit andern Staaten eins‘ 
zugehen, zur Vertheidigung deffelben und der zur ger 
meinfchaftlichen Sicherheit mit ihm vereinigten Bandess 
genoffen Krieg zu führen und Frieden zu fchließen. 

. 445. Durd) Verträge mit Auswärtigen fanın nichts 
von dem Staatsgebiete und Staatseigenthume veräufs 
fert, feine neue Laft auf das Königreich und deffen Ans 
gehörige uͤbernommen, Fein Landesgefeß abgeändert oder 
aufgehoben, fein Staatsbürger in feinen Rechten beeine, 
trächtigee werden, ohne daß die für. dergleichen Fälle 
durch die Verfaflung beſtimmten Erforderniffe eingetre? 
ten, und die verfaffungsmäßigen Formen beobachtet wor - 
den wären. ' 
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Namentlich kann kein Landestauſch, kein Handels— 
vertrag, wenn er eine neue geſetzliche Einrichtung zur 
Folge hat, und kein Subſidien-Vertrag zu Verwendung 
der Eöniglihen Truppen in einem Teutſchland nicht bes 
treffenden Kriege, ohne Kinwiligung,der Stände einges 
gangen, werden. 


. 146. Der König wird fih in Feine Verbindungen 
einlaffen, welche die Sicherheit und Sintegrität des Staats 
gefährden könnten. Er wird von den. Tractaten und 
Bündniffen, die er mit auswärtigen Mächten anknüpfen 
wird, die Stände in Kenntniß feßen, ſobald es die Um— 
ſtaͤnde erlauben. | | 


6. 147. Sollte die Vertheidigung des Baterlandes, 
sder die in Gemaͤßheit des $. 144. übernommenen Pflich⸗ 
ten einen Krieg unvermeidlih machen; fo wird der Koͤ— 
nig in Zeiten die Lage der Umftände, den Landftänden 
eröffnen, und ſich gemeinfhaftlih mit ihnen über die zur 
Fuͤhrung deffelben erforderlichen Huͤlfsmittel berathen.-' 


S. 148. Diejenigen Verbindlichkeiten, welche dem Ki: 

nigreich Wirtemberg, als einem Gliede des teutſchen 
Bundes, vermoͤge der Bundesgeſetze oder Bundestags⸗ 
beſchluͤſſe obliegen, find von der landesſtaͤndiſchen Ein⸗ 
willigung —— dagegen tritt, wenn die Erfuͤllung 
dieſer Verbindlichkeiten die Anwendung von Staatskraͤf⸗ 
ten erfordert, die verfaſſungsmaͤßige Mitwirkung der Land⸗ 
ſtaͤnde in Hinſicht auf die Art der Herbeiſchaffung der 
Mittel ein. | - 


$. 149. Sudfidien, welche der König von einem vers 
bündeten Staate bezieht, und Eontributionen oder andere 
ähnliche Enefchädigungsgelder, welhe ein fremder Staat 
nicht unmittelbar an das Militär, fondern zufolge befons 
derer Verträge an die Regierungsbehörde entrichtet, wer⸗ 
den jederzeit zum Beften des Landes, und zwar zunaͤchſt 
zu Beſtreitung der Kriegsköften und ‘Unterhaltung des 
Militärs verwendet werden. | 
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Zweite Abtheilung.- 


Bon der Sefengebung und den damit verbum 
denen Regierungsredten. | 


1.6.4150. Ohne die Beiftimmung der Landftäns 


de kann fein neues Geſetz, weiches die fans 


desverfaffung ſelbſt berrifft, oder die Freis 
heit der. Perfon und des Eigenthbums der. 


Staatsangehörigen zum Segenftande hat, ges 
geben, noch ein mit fandfländifher Mitwir— 
tung gegebenes aufgehoben, abgeändert oder 
autbentifch erläutert werden. , 

$. 151. Der König hat aber das Recht, die zur 
Vorbereitung und Vollſtreckung der Geſetze nothwendi⸗ 
gen Verordnungen zu, erlaffen, imd die zu gleicher Abs 
fihe erforderlichen Anftalten zu treffen. | 

Jede Verordnung, welche blos zur Vorbereitung und 
zu Handhabung der Gefege dient, oder aus der ‚Natur 
des. Verwaltungss und Aufſichtsrechts fließt, hat fogleich 
- nach. ihrer Bekanntmachung verbindlihe Kraft. Eine 


ſolche Verordnung kann, wenn dur fie weder ein vers 


fafungsmäßiges Volksrecht, noch ein beftchendes Geſetz 
gefränkt wird, wohl Gegenftand der Bitte um Abänder 
sung oder Zuruͤcknahme, nie aber Segenftand einer vecht- 
lichen Beſchwerde werden. | 


Jede Verordnung aber, welche ein verfaſſungsmaͤßi⸗ 


ges Volksrecht oder ein noch beſtehendes Geſetz kraͤnkt, 


iſt von der Regierung, nach einer von der Ständevers 


fammlung erhobenen Beſchwerde, zurädzunchmen. 


. $. 452. Alle Gefege und Verordnungen, welche mit 
einer ausdruͤcklichen Beftimmung. diefer Verfaffungsur: 


kunde im Widerfpruche ftehen, find hierdurch aufgehoben. 


Um jedem Mifbrauhe in der Anwendung vorzubeus 
sen, werden nähere Verordnungen erlaffen werden. 

Es wird auch das, königliche Gefeßgebungs; Collegium 
unverzägiich ‚in. Thaͤtigkeit gefegt werden, um die übris 


gen, ſeit dem Jahre 1806 gegebenen Geſetze, welche 
vor der Hand ihre verbindende Kraft ‚behalten, inſoweit 


— 
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fie nicht von der Regierung felbft aufgehoben werden, 
einer genauern Prüfung zu unterwerfen, und die Res, 
fultate mit Gutachten vorzulegen; worauf, nachdem die 
Landesverfammlung oder eine von ihr zur Revifion der 
Gefege niedergefegte Commiffion darüber: gehört worden 
ſeyn wird, jeder auf Wiederaufhebung, Abänderung oder 
nähere Beſtimmung einer gefeglichen Verordnung geriche 
tete gegründete Antrag gehörig. berädfichtiget werden 
wird. 


$. 153. Landesherrliche Conceffionen, welhe nach 
den Sefenen zu Ausübung eines Rechts erforderlich find, 
koͤnnen ohne Mitwirkung der Landftände ertheilt werden. 


. &8 darf aber weder den allgemeinen Landesgefegen 
und Landesfreiheiten, namentlich. der gejeßlichen Gewers 
befreiheit der Staatsbürger, noch den wohlerworbenen 
Rechten eines. Dritten dadurd Eintrag geſchehen. | 


$. 154. Auf gleiche Weile fteht auch den Föniglichen 
Behörden das Recht der Dispenfationd; Ertheilung zu, 
in joferne folhe in dem gegebenen Falle weder von dem 
Geſetze ausdrücklich ausgefchloffen, nod) mit dem Zwecke 
des Geſetzes unvereinbarlih ift, noch ein erworbenes 
Recht eines Dritten dadurch verlegt wird. 


: 8. 155. In Hinfihe auf Kirchengeſetze tritt die koͤ— 
niglihe Geſetzgebungsgewalt fammt den landftändifchen 
Mitwirkungsrecht nur in ſoweit ein, als die Verhälts 
niffe der verfcehiedenen Kirchen gegen den. Staat dadurd 
beftimmt werden. 


Die Anordnungen in Betreff der innern Firhlichen 
Angelegenheiten bleiben der verfaffungsmäßigen Autonos 
nie einer jeden Kirche überlaffen. 


F. 156. Bei der evangeliſch-⸗lutheriſchen Kirche iſt 
der aus dem Föniglihen Obereonfiftorium und den evans 
gelifhen General: Superintendenten beftehende Synodus 
die gefeglihe Stelle, auf deren Antrag der König, oder 
wenn diefer einer andern Confeſſion zugethan wäre, die 
für ſolchen Fall gefeglih beauftragten evangeliſch-luthe⸗ 
riſchen Mitglieder des Geheimenraths, kirchliche Geſetze 
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im engern Sinne zu fanctioniven haben ;- jedoch, uncer 
Vorbehalt des juris circa sacra des Koͤnigs. 

6. 497. Wegen. der kirchlichen Geſetzgebung der * 
tholiſchen Kirche werden die naheren Beſtimmungen ders 
‘malen noch ausgefeßt. 

6. 158. Was die: Geſetzgebung bei den vefocmiietäig 
Kirchengemeinden anlangt; ‘fo verbleibt es bei der Biss 
herigen, auf ihre: — — ſich grundenden 
Cinrihtung. | 


Dritte Ebthelling. F J 
Von der baͤrgerlichen Gerechtigfeitspflegen 


28. 459. Die bürgerliche Gerichtsbarkeit wird, im Na; 
men des Königs” ımd unter deſſen Oberaufficht, he 
eolfegialifch gebildere Gerichte in dreifach 
Inſtanzen⸗Ordnung verwaltet. 
S8. 160. Die Gerichte ſind nerhart der Greit⸗ 
gen ihrer amtlichen Befugniffe unabhängig. 

$. 164. Streitigkeiten über privatrechtliche Verhälts 
niffe zwiſchen einzeltien Staatsangcehörigen oder Körpers 
fchaften, und den #öniglihen Vermwaltungsftellen, fie 
mögen fich auf das fönigliche Privateigenthum, oder das 
Kammergut und die dazu gehörigen nutzbaren Recht tg. des 
Fiscus beziehen, find; wert die Sache nitht guͤllich ver— 
glihen wird, durch die, — — 
len im Rechtswege zu entſcheiden. 

$. 162. Wenn. Sraatsangehärige von: — 
ten Verwaltungsbehoͤrden durch unrichtige Anwendun 
ſtaatsrechtlicher Normen in ihren Rechten verletzt 
ſeyn glauben; ſo werden die ſich hierauf beziehenden Bu 
ſchwerden, welche nicht, wie die in dem a bezeich⸗ 
neten Streitigkeiten gu den eigepslicheg ; bürgerliche 
Rechtsſachen gehören, und: bei, der dorgeſebien Sens 
tralftelle angebracht. 

Wird pon dieſer die Veſchwerde st schoten, Fe. 
iſt fie von ihr ſelbſt unmittelbar veranlaft :,:fo wird die 
Sache der für Regiminal /Sachen prrordneten Centraj⸗ 


206 0 MWirtemberg. u”. 


Behörde zur Unterfuchung und: Entſcheidung uͤbergeben, 


wobei wenigſtens 6 rechtsgelehrte Raͤthe zugegen ſeyn 
muͤſſen. Dieſer Stelle bleibt es uͤberlaſſen, die Sache, 
wenn ſie Verzug leidet, und befonders verwickelt iſt, an 
das königliche Dber Zuftiz : Collegium. zu verweijen, ‚an 


welches auh von dem Ausfpruche. der Regiminal Bes 
hoͤrde ein Recurs Statt findet, wenn der Gegenftand 


nah den für eigentlihe bürgerliche. Rechtsfachen — 
nen Vorſchriften appellabel wäre. 

Gegen das Erkenntniß dieſer Gerichtsftelle wird * 
fein weiterer Recurs geſtatte. 

59. 163. In den $. 162. bejeichneten Fällen hat das 
Ober/ Yuftizs | Collegium nicht die ‚gewöhnliche Verhaͤnd⸗ 
Jungs » Marime,. fondern das Unterfuchungsverfahren zu 
beobachten, und die fchnelle Erledigung der Beſchwerden 
— Einſchreitung von Amtswegen herbeizufuͤhren. 

$. 164. Iſt die angebliche Rechtsverletzung von ‚der 
oezsen rde felbft zugefügt; fo wird die Def werde 
ohne eine anderwärtige Mittelbehörde bei dem Gehei⸗ 


menrathe anhängig gemacht, gegen deffen Erkenntnif 


Beine weitere Berufung Statt findet. 


.r 
‚4 


Vlerte Abtheilung. 
Bon der Strafrechtsverwaltung. 


G. 465. Die koͤnigliche Strafgewalt wird tBeild dur 
die königlihen Beamten, Ortsvorſteher und Masiftrate, 
ir in höherer: Inſtanz durch die königlichen Eriminake 

Serichesftellen, die für Regiminal: Sachen verordnete 
Behörde und andere Fönigliche Central ⸗Stellen, in Ge⸗ 
maͤßheit der Geſetze ausgeübt. 
. 166. Fälle, welche ſich zu Strafoerfügungen der 
Dberbeamten über der höheren Stellen eignen, werden 
in der Regel durch den Oberbeamten, zu deffen — 
awang der Straffall gehört, unterfucht. 

6. 467. Eine Unterfuhung durch Commiſſarien don, 
wenn fie eine: die Strafgewalt bloßer Verwaltungsbehoͤr⸗ 
den Üderfbeigende- Strafe: begränden foll, nur durch eine 


\- 


T 
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Erimimals Gerichtsftelle oder durch die für Regiminals . 
Sachen verordnere-Behörde erfannt werden, . | 

$. 468; Die auf das Forfts und Jagdweſen ſich bey 
ziehenden Vergehen werden, mit Ausnahme det den ade— 
lichen Gutsbeſitzern und den Gemeinden vorbehaltenen 
Straffaͤlle, von den Oberforſtaͤmtern unterfucht, und im 
ſoweit die Strafe ſich nicht zur höheren Eognition eig⸗ 
net, von denfelben auch abgeräge. J | 
—S. 169. So oft ein Straffall von der Befchaffen: 
beit iſt, dan er eine Verhaftung -oder eine der Cogni⸗ 
sion des Criminalgerichts vorbehaltene Strafe nach -fich 
sieht; fo hat das Dberforftamt weder die Verhaftung, 
es wäre .denn ein Wilderer oder ein ausländifcher Unber 
Pannter, oder fonjt der Flucht verdächtiger Frevler über 
der That ergriffen. worden, noch die Unterfuchung eine _ 
feitig vorzunchmen, fondern, mit dem Oberamte gemeing 
ſchaftlich zu handell. — *8 
$. 170. Fuͤr die gerichtliche Strafrechtsverwalsung 
werden zwei Criminal; Gerichte, und zwar. das ‚eine für 
bie erſte, das. andere aber für die zweite Inftanz ang 
geordnet. - — 
$. 174. Niemand kann ſeinem ordentlichen Richter; 
es. ftehe ihm folder nach den.»allgemeinen Geſetzen des 
Landes, oder vermöge eines. befondern Privilegiums zu, 
entzogen werden. | ——— 
. 472.. Sein Staatsbürger kann anders, als nach 
Vorſchrift der Gefege verhaftet werden. 2 
Die Staatsbeamten und andere obrigkeitliche Perſo⸗ 
nen ſind fuͤr jede von ihnen veranſtaltete unbefugte oder 
geſetzwidrige Verhaftung verantwortlichh. 
6. 473. Es darf Niemand laͤnger ale dreimal 24 
Stunden über die Urfache feines Verhafts in Ungemiie 
heit bleiben. "Das Verhör felbft muß aber, fobald die 
unumgaͤnglich nöthigen Vorbereitungen es geftatten, ſei⸗ 
nen Anfang nehmen. | — 
| $. 174. Zwangsmittel fönnen Bei Unterfuchung eineg 
Straffalls nicht anders, als unter genauer Beobachtung 
der geſetzlichen Vorſchriften angewendet werden," "- 
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Die Tortur bleibt fuͤr immer aufgehobet. 
$. 175. Jedem Beſchuldigten ſteht der. Weg der ſchrift⸗ 
dihen Vertheidigung duch. einen geprüften Nechtsgelehr; 
sen offen. Wenn die Erkennung. einer. Todesftrafe oder 
«iner fünf. oder: mehrjährigen Gefängniß + ‚Zuchthaus 
oder Feftungsitrafe zu erwarten ift; fo hat das Krimis 
nalgericht dieſe Vertheidigung, obgleich der Befhuldigte - 
fie ſelbſt nicht verlangt, von Amtswegen ‚anzuordnen. 
6176. Die Wahl des .Vertheidigers ift dem Anger 
— freigeſtellt. Waͤhlt dieſer nicht; ſo wird der 
ertheidiger durch das Kriminalgericht beſtellt. 
6. 177. Keine Strafverfügung kann ohne ein Er⸗ 
kenntniß der für. den gegebenen Fall geieglich verordner 
sen Strafbehörde Start finden. n 
$. 178. Die Erfenntniffe der Kriminalgerichte find, 
wie die der Eivilgerihte, von jedem dußeren Einfluffe 
unabhängig, und bedürfen, um in Rechtskraft uͤberzuge⸗ 
hen, keiner weitern Beſtaͤtigung. 
Auch darf bei ſolchen Straffaͤllen von keiner Seite 
eine Einſchreitung geſchehen, wodurch der ruhige geſetz⸗ 
liche Gang der Unterſuchung und die Unbefangenheit der 
Urtheilsſprecher auf irgend eine Weiſe geſtoͤrt würde. 
"9.479. Dagegen fteht dem Könige zu, die Krimis 
alurtheile eben ſo, wie die‘ Straferkenntniſſe der Vers 
waltungsbehörden und Civilgerichte, vermöge feines Ber 
gnadigungsrechtes, aufzuheben und zu mildern... Es find 
daher die Triminalgerichte nicht nur verbunden, in ſchwe⸗ 
ven, durch ein Geſetz näher zu beftimmenden "Fällen, 
die Arten ſammt ihrem Erfenntniffe,: vor der; Publicas 
tion. deffelben, durch: das Lönigliche Juſtiz-Miniſterium 
dem Könige zum Behufe einer etwaigen Begnadigung 
vorzulegen; fondern es kann auch nad. Eröffnung dee 
Erkenntniffes der Verurtheilte fih an die Gnade des Lanz 
desheren wenden, welche diefer, auch ohne feine Bitte, 
auf erforderten und erftatteten Bericht. des erfennenden, 
Series ihm gewaͤhren kann. | 
Auf gleihe Weife .fann auch, wenn nach dem Gut—⸗ 
achten des Föniglichen Juſtiz-Miniſteriums Binlängliche 
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Grunde dazu vorhanden find, vermoͤge des dem. Könige 
zuſtehenden Abolitionsrechts, noch che: das Vergehen oder 
Verbrechen unterfucht, oder über die Beſtrafung erkannt 
worden ift, alles Verfahren gegen, den Beſchuldigten ein⸗ 
geſtellt und niedergeſchlagen werden. 

Der König wird jedoch bei. Ausübung ſowohl dee eig, 
nen als des andern Rechts darauf, Rücklicht nehinen, daß. 
dem Anfehen ‚und der. Wirkſamkeit der Strafgeſetze das 
durch nicht, zu nahe getieten iderde. _ 


$. 180. Segen jede Strafverfügung ann der Ders 2 


artheilte hefchwerde führen.. Iſt die. Strafe von dem 
Kriminalgerichte erſter Inſtanz erkannt; fo. wird die Bez 
ſchwerde bei dem Kriminalgerichte aweiter Inſtanz an⸗ 
gebracht. 

Fuͤr die übrigew. Fälle wird die Eompereis ber ver⸗ 
fchiedenen Juſtiz⸗ und Regierungsbehörden, die. über ders 
gleichen Beſchwerden ausſchließlich zu erkennen haben, 
durch ein Geſetz beſtimmt werden, , 

Auf gleiche Weife wird auch die Form; der verfchies 
denen, zu ergreifenden. Rechtsmittel;, ſo wie die Wir⸗ 
fung, mit —— dieſelben verbunden ja; jefigelepe 
werden. 

 $. 484. Dei PR Verbrechen des Hocoerraths.füns 

bet fein anderes, als das im Allgemeinen geſetzlich * 
geſchriebene peinliche Verfahren vor den gewoͤhnlichen 
Kriminal s Gerichtsftchen: Statt. 

Nur für den Fall, wenn Jemand im ‚offenen Auf? 

—* durch die, zu deſſen Unterdruͤckung im geſetzlichen 

ege herbeigerufene, militaͤriſche Macht bewaffnet ergrif⸗ 
fen wird, ſoll ein.befonderes- Verfahren gefetz lich ſanetio⸗ 
nirt werden. 

$. 182. Die Strafe der Bermiögend; Confiration iſt 
RB — 


Fünfte Abtheilung 
Von der Regierungsgewalt in Polizeyſach en. 


$. 183. Beiden Geſetzen, Verordnungen und. Anz 
Dritter Band, | 14 
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ftalten im Landes; Poligepwefen finden eben die Beſtim⸗ 
mungen Statt, welche die Verfaffung für die. Wirkſam— 
feit der Regierungsgewalt in Beziehung auf die Staats; | 
verivaltung im Allgemeinen feitfest. 

$. 184. Die Polizey kann nur durch Sffentlich ans 
geftellte Beamte und Diener, und nach Öffentlich. ertheil⸗ 
ten Dienſtvorſchriften verwaltet werden. | 
6. 485. Die Handhabung der Ortspolizey und die 
Anwendung der aligemeinen Polizeygeſetze and Verord⸗ 
nungen auf die oͤrtlichen Verhaͤltniſſe der einzelnen Ge⸗ 
meinden, find Gegenſtaͤnde der den Ortsmagiſtraten, un⸗ 
ter der Aufſicht und Leitung der koͤniglichen Beamten 
und höheren Stellen, -überlaffenen Municipal-Verwal⸗ 
sung, Die Vollſtreckung im Einzelnen geſchieht theils 
durch Hierzu: beſonders verordnete. Deputationen, theils 
duch Communs Dfficianten, wohin auch die in einzelnen 
Oberamtsſtaͤdten befindlichen Polizey Commiſſarien u: 
Polizey⸗Inſpectoren zu rechnen find. 

In Hinfiht auf die Nefidenzftädte finden, nad; Er 
forderniß der bier ‚eintretenden befonderen Verhaͤltniſſe, 
beſondere Einrichtungen Statt. | 

$. 186. Die Ausübung der über das — Ko⸗ 
nigreich ſich erſtreckenden Forſt- und Jagd⸗Polizeygewalt 
iſt den koͤniglichen Oberforſtaͤmtern anvertraut, welche der 
höheren Aufſicht und Leitung der fuͤr dieſen Adminiſtra⸗ 
tions zweig beſonders verordneten Central-Finanzſtelle, 
und wenn es auf rechtliche Beurtheilung eines Gegens 
fandes ankommt, fo wie in Straflahen, welche ſich 
nicht für die Adminiſtrations- oder Kriminals Behörde 
eignen, der Regiminale Behörde untergeordnet find, 


Sechſte Abtheilung. 
Von den Unterrichtsanſtalten. | 
$. 187. Die Unterrichtsanftalten des Königreiche und 
die Herbeiſchaffung der fuͤr dieſelben erforderlichen Fonds 
ſollen immer ein Gegenſtand beſonderer Fuͤrſorge ſeyn. 
$. 188. Die Verhältniffe der Univerfität zu Tuͤbin⸗ 
gen. find in: einem bejondern Statute, Ziffer IV. welches 
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einen ergänzenden Theil der DVerfaffungsurkunde aus; 
macht, näher‘ beflimmt.: ——— 

F. 189. Die Erhaltung und fortſchreitende Verbeſ⸗ 
ſerung der mit der Univerſitaͤt Tuͤbingen verbundenen 
Anſtalten, namentlich die des Klinicums, der fuͤr die 
Bildung evangeliſcher Geiſtlichen beſtimmten Seminarien, 
der katholiſch⸗ theologiſchen Lehranftalt und des Prieſter⸗ 

‘ Seminariums, fo‘ wie ‚der an verfchiedenen Orten des 
Königreichs befindlichen Gymnaſien, ift unter den beſon⸗ 
dern Schuß der Werfaflung geftellt. - gr 

'$. 190. Für die Bildung tuͤchtiger Schullehrer, fas 
wohl proteftaneifcher, als katholiſcher Eonfeffion, wird 
sheils durch Anlegung- der. erforderlihen SchullehrersSes 
minarien, theils durch Vervollkommnung der bereits vors 
handenen, hinreichend geſorgt werden. 


Siebente Abtheilung. 3 | 
Bon der Militärverfaffung. J 


rt BEE — 4 en, | a 
$. 491. Die zu Ergänzung oder Vermehrung. bet 
koͤniglichen Militaͤrs erforderlihe Mannfchafe wird, im 
oweit fie nicht durch, freiwillig ſich Kellende inländifche 
ekruten entbehrli gemacht wird, auf dem, Wege der 
Auswaht ausgehoben, welche bis über eine für den ge: 
wöhnlihen Friedenszuftand berechnete jährliche Rekruti— 
rung, duch gemeinfchaftlihe Webereintunft des Könige 
und der Stände, ein nad beſtimmten Zeitperioden zu 
ernenerndes Regufativ zu Stande kommt, jedesmal eine 
gemeinſchaftliche Werabfhiedung ſowohl über die Zahl, 
der Auszubebenden, als uͤber die Dauer ihrer Dienft- 
zeit vorausjeßt. | — 
$. 192. Die Auswahlordnung, die nähere Bezeich— 
nung der übrigen . Lande&s Vertheidigungsanftalten und 
der Verbindlichkeit der Staatsbuͤrger, fich außerhalb des 
regulirsen. Militärs, zu dem Waffendienfte süchtig zu 
machen, die finatsbärgerlihen Verhältniffe der, unter ‚dem 
Milicäy -befindlihen, ‚Staatsangehörigen, und beſonders 
die militäriihen Pitpalgetege find Gegenſtaͤnde der Ges 
feggebung und der. Beleg Revifipn. : . ja” 
k | i 


‘ 
« id, 


j 
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6493. Zur. Grundlage der für’ das: koͤnigliche Mili: 
‚ tär und andere Landes s Vertheidigungsbedürfniffe erfor⸗ 
derlichen  Steupsbewilligungen, wird. jedesmal ein voll 
ftändiger Erar fammt der ſich darauf bezichenden Auf: 
wandsberehnung und. der früheren Militaͤrrechnung den 
Landftänden mitgetheilt werden, von welchen inſonder⸗ 
beit auch ‘die dem Staate obliegende ‚Fürforge für. den 
anftändigen Unterhalt der Dffieiere und militärifchen Ju⸗ 
ſtiz- und Adminiſtrationsbeamten, ſo wie ihrer Witwen 
und Waiſen, und fuͤr die Unterſtuͤtzung der im Dienſte 
des Vaterlandes verungluͤckten Militaͤrperſonen und hrer 
Hinterbliebenen beruͤckſichtiget werden wird. 

$..194. In Abſicht auf die Erfüllung der gegen su 
teutihen. Bund uͤbernommenen und zu "übernehmenden 
Verbindlichkeiten tritt die Beftimmung des F. 148. Kap 
VI. Abth. J. ein. 

$. 195. Das tönigliche Militär wird, wo es in Gars 
nifon liegt, . in die vorhandenen, oder auf Koſten 
Staatskaſſe zu erbauenden und zu unterhaltenden ar 
fernen verlegt. 
Die Beſtimmung der Fälle, two daſſelbe mutnghue 
weiſe bei den Buͤrgern einquartirt wird, iſt ein IH 
— — — 


8. 


Achte Abtheilung. 
Von der Finanzverwaltung. 


Erſter Abſchnitt. 
Bon dem Hof⸗ und" Domainens Rammergute. 


$ 196. Das Hof und Domainen / Kammergut ver⸗ 
bleibt nach ſeinem gegenwaͤrtigen Umfange ein Privatei⸗ 
genthum des koͤniglichen Hauſes. 

$. 197. Die Verwaltung‘ und Benuͤtzung deſſelben 
gebührt dem Könige, welder in diefer KHinficht gegen 
die Übrigen Mirglieder des Föniglihen Hauſes in dem 
Verhaͤltniſſe eines abe die —— beſtimmten Fi⸗ 
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deicommiß⸗ Beſitzers, und gegen den Staat in dem eines 
der privilegisteften Privarguts / Inhaber. fteht. 

$. 198. Er beftelle ſolchemnach nicht nur die zur Vers 
waltung erforderlihen höheren und niedern Diener und 
Adminiftrationsbehörden nad eigenem Gefallen, fondern 
es hängt aud) die Verwendung der Einkünfte, nad Abs 
zug desjenigen, was die Verwaltungskoſten, und die vers 
möge der bejonderen gutsherrlihen Verhältniffe und ans 
"derer Rechtsmittel darauf haftenden Berbindlichkeiten ers 
fordern, von deffen alleiniger Entſchließung ab. 

6: 499. Der Grunditoc "des Hofs und Domainens 
Kammerguts darf weder durch eine nachtheilige Verdäußes 
rung noch Verpfändung, oder fonft auf irgend eine Weife 
vermindert; auch dürfen die auf demfelben haftenden 
Schulden nicht auf das Kammergut Übergetragen werden. 

6. 200. Zu den allgemeinen Landesfteuern 
wird von dem Hofs und DomainensKammers 
gute nah eben dem Verhältnijfe beigetragen, 
welche Kr den Domainen der mit dem Ks 
nigreihe vereinigten vormaligen Reichs- und 
Kreisftände Statt finder, 

$..201. Sämmtlihe, zur. Hof: und Domainenfants 
mer gehörigen Orte, Weiler und Höfe find dem König: 
reiche volltommen einverleibt, und haben mit den übris 
gen Beftandtheilen defielben gleiche Rechte und Verbinds 
lichkeiten. 

Sie entrichten alle directen und indirecten Steuern, 
Aeeife, Zoll und Umgeld an die dazu beftimmten Staats: 
faffen, von welhen dagegen die Hof- und Domainens 
kammer für die ihr entgehenden Einkünfte aus jenen Ho⸗— 
heitsrechten, in foweit fie fih im rechtlichen Genuffe ders 
jelben am 1. Sjanuar 1806 — hat, vollſtaͤndige 
Entſchaͤdigung erhaͤlt. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von dem Kammergute. 


202. Saͤmmtliche, zu dem vormaligen herzoglich 
Birembersifgen Familien » Fideicommiſſe gehörigen, und 
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von dem Koͤnige neuerworbenen Grundſtuͤcke, Gefaͤlle 
und nutzbaren Rechte bilden, mit Ausnahme des. foges 
nannten Hof: und DomainensKammerguts, das koͤnig⸗ 
lihe Kammergut. _ 


$. 203. Unter die Beftandeheile deffelben gehört na⸗ 
mentlich das Zollregal, das Recht der Umgeldserhebung, 
Das Recht der Taren, das Salpeters und Bergwerksre⸗ 
gal, das Frohnrecht ze. 20. nad den Beftimmungen der 
bei jedem zu Grunde liegenden befönderen Rechtstitel, 
und anderer verfaffungsmäßigen Normen, 

Eine Veberfchreitung diefer Beftimmungen kann nur 
auf befondere Verwilligung der Landftände Statt finden. 


$. 204. Das Kammergut ift ein Eigenthum des koͤ⸗ 
niglihen Hauſes, und geht nah dem Erfigeburtsrcht 
auf den jedesmaligen Kronerben Über. Es haftet aber 
auf demfelben die Verbindlichkeit, neben den perjönlichen 
Bedürfniffen des Königs, als Staatsoberhauptes, und 
der Mitglieder des Eöniglichen Haufes, auch den mit der 
Staatsverwaltung verbundenen Aufwand, fo weit es 
möglich ift, zu beftreiten; und in fofern hat es zugleich 
die Eigenfchaft eines von dem Königreicye ungertrennlis 
chen Staatsguts. 

F. 205. Für den Aufwand, welchen die perſoͤnlichen 
Beduͤrfniſſe des Königs und der Meitglieder des koͤnigli⸗ 
hen Hauſes, und der königliche Hofftaat mit feinen vers 
fhicdenen Zweigen erfordern, wird eine eigene Civils 
Lifte ausgefegt und auf das Kammergut fundirt. 

$. 206. Die Civillifte zerfällt in zwei Abtheilungen: 

die eine für die Bebdürfniffe des Königs und dem 
ganzen Hofaufwand, welche theils in Geld, theils in 
Maturalien beftimmt werden; ee 

die zweite für die, an die Mitglieder des Fönigfiz 
hen Hauſes abzureihenden Appanagen und Witthume, 
Quftentationss und Nadelgelder, Heirachsgäter und Auss 
ſteuer der Prinzeffinnen. 


Diefe letzteren verändern. fih nah den perföntichen 
Berhältniffen des Regentenhaufes, und werden daher, 


\ 
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nad) den jedesmal eintretenden Bedürfniffen auf fo lange, 
als es der Zweck erfordert, beflimmt. 2 

Für die erfte Klaffe wird eine noch zu vegulivende 
Summe für die Regierungszeit eines jedesmaligen Kös 
nigs ausgeſetzt. Sollte aber: zu Dedung. außergewöhn: 
licher Beduͤrfniſſe eine weitere Beihuͤlfe nöthig werden; 
fo ift Hierzu eine befondere Verabſchiedung mit den Lands 
ftänden erforderlich. \ 

Der Betrag der Eivillifte für den König und den 
Hofſtaat wird in Einvierteljährigen Raten, an die von 
- dem Könige zu beftimmende Verwaltungsftelle abgegeben. 

Die Zahlungen an die Mitglieder der königlichen Fa⸗ 
milie werden von der Staatskaſſe an die Einzelnen uns 
mittelbar entrichtet. 

{ $. 207. Das Kammergut ift in Semäßheit der Haus⸗ 
geſetze in feinem weſentlichen Beftande zu erhalten. 
Außer den in dieſen Gefegen beftimmeen Fällen, wenn 
naͤmlich zu einer vortheilhaften Eriwerbung cine Geldanz 
Ichnung, oder zum Vortheile des Ganzen cine Veraͤuße⸗ 
rung oder Austaufchung einzelner minder bedeutender 
Beftandtheile deffelben, von den verfaffungsmäßigen Bes 
Hörden fir zutraͤglich erachtet würde, kann ohne Einwilz 
Kigung der Landftände nichts davon rechtsguͤltig veräußert 
oder verpfändet werden. 

Wenn aber Tünftig ein heimfalfendes Lehen vom Koͤ⸗ 
nige wieder vergeben wird; ſo ſoll dieß nicht fuͤr eine 
Veraͤußerung angefehen werden. 

$. 208. Die Beſteurung der zum Kammergute gehoͤ⸗ 
rigen Domainen, in foweit fie nicht fchom bisher der . 
Steuer unterworfen waren, hängt von den wegen eines 
allgemeinen Steuerfyftems feftzufegenden Normen ab. 

$. 209. Die Verwaltung des Kammerguts ficht dem 
Könige zu. Das damit beauftragte Finanzwiniſterium, 
welchem in diefer Hiuſicht jämmtliche hieher gehörigen 
Verwaltungsftellen untergeordnet find, ift für dieſen Zweig 
der Staarsverwaltung, befonders verantwortlich. 

$. 210. Es wird genau darüber gehalten werden, 
daß die Rechnungen der General: und Sperialtaffen des 
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Ober⸗Finanzkammer zu rechter Zeit geſtellt, probirt und 
abgehört werden, 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den Steuern und der Steuerbewilligung. 


$. 211. Die Bewilligung ordentliher und, außeror 
dentlicher, directer ‚oder indirceter Steuern wird ‘den 
Stärden weder in Friedenss noch in Kriegszeiten ange: 
fonnen werden, wenn nidht die Zwedmäßigkeit 
der zu mahenden Ausgaben, die Unzulaͤnglich— 
teit der Kammereinktünfte und die ridhtige 
Verwendung der frühern Staatseinnahmen, 
wie fie‘ theils Aus dem Kammergute, theild aus den 
ren fih ergeben haben, nachgewieſen werden 
ann. 7 
$. 212. Dem gemäß hat der Finangminifter den Haupt⸗ 
ausgabe; Etat der Ständeverfammlung zur Prüfung 
vorzulegen. Werden dagegen Zweifel erhoben; fo 
haben die einzelnen Minifter die Ausgaben für ihre Mis 
niftcrien zu erläutern und zu vechtfertigen. ' 

$. 213. Iſt der HauptausgabesEtat, bei welchem 
immer auf einen hinlänglihen Vorſchuß-Fond (Kaffens 
vorrath) Bedacht genommen werden muß, von der Stände: 
verfammlung anerfannt; fo hat der Finanzminifter die 
Unzulänglichkeit der Einkünfte vom Kammergute durch 
hinlänglih bearärdete Etats der ſaͤmmtlichen Generals 
und Specialderwaltungen der Staatseinkuͤnfte zu beweiſen. 

$. 214. Der Hauptetat wird durch die Etats der 

einzelnen Verwaltungen begründet, welche überall durch 
Dorumente und Rechnungsauszuͤge beglaubigte und fo eins 
gerichtet feyn müffen, daß fie durch Entgegenfeßung der 
Einnahme, und der dafür gemachten Ausgabe, die reine 
Einnahme oder Ausgabe, in Hinſicht auf die wichtigeren 
einzelnen Etats : Rubriken, ſoweit es ausführbar und 
zweckmäßig ift, angeben. 

$. 215. Die Etats fämmtlicdyer Staatd s: Verwaltungs: 
ftellen werden nach feftzufegenden Regeln von den koͤnig— 
lichen Verwaltern jährfich gefertigt, gehörig begründen, 
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und von einer gemeinſchaftlich aus koͤniglichen und ſtaͤn⸗ 
diſchen Commiſſarien in gleicher Anzahl zuſammengeſetz⸗ 
ten, bleibenden Behörde gepruͤft und berichtigt, die ve; 
gelmäßige Begründung derfelben aber dur die Unter; 
Schrift von den Mitgliedern der Behörde beglaubigte. 


$. 216. An diefe gemeinfchaftlihe Etats-Commiſſion 
werden von allen, Generals und Special» Bermwaltern pes 
riodifhe Berichte eingefendet, welche, nach den Haupt⸗ 
fäsen der Etats, über die wirklichen, ruͤckſtaͤndigen, lau⸗ 
fenden und nicht laufenden. Einnahmen und Ausgaben, 
and über die Liquidationspoften die gehörige Aufklärung 
Heben. 

Diefe Berichte muͤſſen das Mehr oder Weniger im 
Haben und Sollen in Beziehung auf die Zeitabſchnitte, 
über welche ſich die Berichte verbreiten, erläutern. | 

$. 217. Diefe Berichte follen fo eingerichtet feyn, 
daß “fie von dem Gange der Verwaltung immer eine 
klare -Ucherficht geben, und zugleich auf fihere Weife 
die eventuellen Kaffenabfhläffe der Haupt- und Specials 
taffen vorbereiten, welche der Ständeverfammlung durch 
die gemeinfchaftlihe Etats; Commiffion - in jenem Zeits 
puncte vorgelegte werden müffen, in welchem an diejelbe 
ein neues Steueranfinnen gemadt wird. 

$. 218. Die eventuellen Kaffenabfchlüffe begreifen die 
wirklichen Ausgaben und Einnahmen der erften 8 Mo; 
nate des Rechnungsjahrs in fich. 

Ahnen wird ein Verzeihniß derjenigen Einnahmen 
angehängt , welche im Laufe der legten 4 Monate def: 
felben Jahres mit Wahrfcheinlichkeit noch erwartet wer: 
den £önnen. 

$+ 219. Dem vorläufigen Caſſenabſchluſſe der Haupt⸗ 
ftaatscaffe wird ein von drei Mitgliedern des Geheimen: 
vathes beglaubigtes Protokoll über den zu jener Zeit 
bei der sen Caſſe vorzunehmenden Caſſenſturz beis 
gelegt. 

$. 220. Sebal dieſer durch die Abſchluͤſſe der Spe: 
cialcaffen eontrolirte vorläufige Rechnungsabſchluß der 
Hanptflaatscaffe von der gemeinfchaftlihen Etatscom: 
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mifffon revidiert, der Ständeverfammlung uͤbergeben, und 
von dem Finanzminifter gerechtfertige worden ift, kann 


fih die Ständeverfammmlung, mit Vorbehalt einer kuͤnfa 


tigen genauen Prüfung, der neuen Steuerverwilligung 
nicht entziehen. 

$. 221. Zum Beddrfniffe dieſer genauern Prüfung 
wird die gemeinfchaftliche Etatscommiſſion zuerft und 
fpäteftens 6 Wochen nah Ablauf des Rechnungsjahrs 
die wirklichen Rechnungsabſchluͤſſe, dann aber, und zwar 
Späteftens im Laufe des zweiten Jahrs nach dem Schluffe 
des Rechnungsjahrs, die von der Finanzbehörde bereits 
revidirten Rechnungen fämmtlidyer Staatsverwaltungs⸗ 
'ftellen zur Oberrevifion erhalten, welche dann jede will: 
fürlihe oder unwillkuͤrliche Taͤuſchung in den Berichten 
oder Rechnungsabſchluͤſſen aufhebt. 


65. 222.. Die Etatscommiffien geftattet dem ftändifchen 
Dorftande feldft oder auch denen, welche jener dazu beaufs 
tragt, die Einfihe in ihre Arten, fo wie auch die ftänz 
difhen Mitglieder derfelben von der Ständeverfammlung 
oder dem Borftande zu Berichten und fonftigen Auftläs 
zungen aufgefordert werden können, und diefer Auffors 
derung pflihtmäßig zu folgen haben. 

$. 223. Alles, was dazu beitragen kann, die Etats 
begrändeter, die periodifchen Berichte belehrender, die 
ECaffenverwaltung fiherer, und die Rechnungen Elarer, 
einfacher und zugleich Überzeugender zu machen, foll ein 


befonderer Segenjtand der Amtsthätigkeit der gemeinichafts 


lichen Etatscommiffion feyn. \ 


$. 224. Die directen und indireeten Steus . 


ern werden in der Regel alle Fahr neu vers 
willigt. | 

Steuern fir befondere , erft in einem gewiffen Zeits 
raum erreihbare Zwecke, können jedoch für dieſen gans 
zen Zeitraum verwillige werden, in welchem Falle die 
Steuerentrichtung ohne nene Verwilligung fortdauert; 
es wäre dann, daß diefelbe von einer vefolutiven Bes 
— abhängig gemacht, und dieſe wirklich eingetreten 
waͤre. 


— — 
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8225. Die Verwilligung der Steuern darf nicht 
an Bedingungen gefnäpft werden, welche dic Verwen⸗ 
dung diefer Steuern nicht unmittelbar betreffen. 


$. 296. Wenn eine Steuer für einen beftimmten 

Zweck mit verwillige worden ift; fo erlöjcht die Verbind⸗ 
lichkeit, diefelbe abzuliefern, fobal diefer Zweck erreicht 
oder aufgegeben ift. 
Iſt von der bewilligten Steuer mehr eingegangen, 
als zu dem verabfchiederen Zwecke verwendet wurde; fo 
Tann der Brtrag bei andern Steuerentrichrungen in 1 Hufe 
sechnung gebracht werden. 

Auf gleihe Weife kann die Verminderung ciner bes 
reits verwilligten Steuer in Antrag gebracht, oder das 
Abgelieferte anderwärts aufgerechnet werden, wenn nad): 
her der Fall eintritt, daß der Staatsaufwand, für wel: 
chen ſolche Steuer nicht verwillige wurde, zum Theil 
mit andern ordentlichen oder außerordentlichen Staats: 
einnahmen, wie 3. B. der Aufwand für den Kriegsetat 
durch Subfidien beftritten werden fann. 


$. 227. Die in einem Sahre verwilligten Abgaben 
werden, nad dem nämlihen Maßftabe, auch im erften 
Drittel des folgenden Jahres auf Goreguung der neuen 
Verwilligungen eingezogen. 


$. 228. So wie auf einer Seite die Staaisgläubis 
ger volfommen gefichert, und die als nothwendig aners 
kannten Staatsausgaben gedeckt werden müffen; fo wird 
auf der andern Seite alles angewendet werden, um die 
Staatsangehörigen möglichft zu erleichtern, und es nad 
und nad) dahin zu bringen, daß die Abgaben, und zus 
nächft die indiresten, möglichft gemildert werden. 

$. 229. Sin Anfehung der Umlage und des Einzugs 
der, nach erfolgter landftändifcher Vermwilligung durch den 
koͤnigl. Geheimenrath auszufchreibenden direeten Steuern, 
ſo wie der Beitreibung der Steuerausſtaͤnde, verbleibt es 
bei den Vorſchriften der Communordnung. 

6§. 230. Insbeſondere ſollen dieſe Steuern weder in 
den Steuerzetteln, noch in den Abrechnungsbuͤchern, noch 
ſonſt auf irgend eine Weiſe mit den Amts- oder Com⸗ 
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munanlagen vermengt, und die eingehenden Steuergel⸗ 
der fchlechthin zu keinem andern Zwede, als wozu fie 
fraft der Verwilligung beſtimmt find, verwendet werden. 


8. 231. Die auf das Land ausgefchriebenen Steuern 
werden in jedem Oberamte fowohl auf die einzelnen Ges 
meinden, als auf die in Einem Gemeindeverbande ftes 
henden Güterbefiger vertheilt. | 


$. 232. Der Einzug der von jeder Gemeinde abzu⸗ 
tragenden Steuerfummen bleibt ausfhließlich den Buͤr⸗ 
germeiftern oder andern von den Ortsmagiftraten verord⸗ 
neten Steuercinbringern überlaffen. Dieſe haben die 
eingehenden Gelder an den DOberamtspfleger abzugeben, 
welcher fie fodann, fammt den an fie unmittelbar zu bes 
zahlenden Steuerantheilen der Gutsbefiger, an die alls 
gemeine Steuercaffe einzuliefern hat. ’ 

$. 233. Wenn die auf ein Oberamt Eraft der Ver: 
abfchiedung ‚ausgefchriebene Steuerfumme an die allges 
meine Steuercaſſe eingeliefert -ift; fo kann letztere 
auf die etwa bei einzelnen Bürgermeifterämtern oder 
Steuercontribuenten baftenden Ausſtaͤnde Leinen Ans 
Spruch. machen. - 

$. 234. Sowohl den Ortsfteuereinbringern, als den 
Oberamtspflegern wird ausdrüädlich zur Pflicht gemacht, 
bei eigener VBerantwortlichkeit. von den ihrer Verwaltung 
anvertrauten Steuergeldern unter keinem Vorwande an 
jemand anders, als an die verfaffungsmäßig beftiinnmte 
Steuerkaffe, oder auf eine von derfälben im geſetzlichen 
Wege -ausgeftellte Anweifung, irgend eine Zahlung zu 
leiſten. 

$. 235. In Anſehung der zum Einzuge der indirek⸗ 
ten Steuer zu beftellenden Dbers und Untereinbringer 
findet eben dasjenige ftatt, was in Beziehung auf die 
Dbers und Untereinbringer der direesen Steuern durd) 
die Verfaffung feſtgeſetzt iſt. 

$. 236. Die höhere Leitung des Einzugs der directen 
amd indireeten Steuern ift einer Centralbehoͤrde uͤbertra— 
gen. Diefelbe Hat die von den Amtsverfammlungen ger 
troffenen Wahlen der Steuereindringer, fo weit- fie ei⸗ 


- 
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ner Beſtaͤtigung bedürfen, zu beſtaͤtigen, Accorde zu 
fchließen, die Repartition der direrten Steuern zu ent⸗ 
werfen, für. deren Beirreibung zu forgen, über Steuers 
nachlaͤſſe nad) verabſchiedeten Grundfägen Anträge zu 
machen, und diefe, fo wie die Steuerrepattition dem 
Finanzminifterium vorzulegen, das dieſelbe dem ftändis 
ſchen Vorftande ‚mitzutheilen verbunden iſt. 
$. 237. Die allgemeine Stewercaffe ſteht unter den _ 
Aufſicht und Leitung der Centralfteuerbehörde. | 
Dahin Bat fie die monatlichen Caffenrapporte, fo wie 
die Ausftandsvetzeichniffe gedsppelt ausgefertigt zu übers 
geben, wovon das cine Eremplar für die Behörde felbft, 
das andere fire den Vorſtand der Ständeverfammiung 
beftimmt fi. DR e | 


© Vierte Abſchnitt. 
WVon der Schuldentilgngscaffe. 


6. 238. Die Schuldentilgungscaſſe wird unter Auf⸗ 
ſicht und Leitung einer, gemeinſchaftlichen, aus: Königlis 
hen und ftändifchen Commiſſarien beftchenden Behörde, 
und durch Beamte verwaltet, welche dieſe Behörde ges 
meinfchaftlich vorfegläge; jedoch ‚wird der erſte Caſſen⸗ 
beamte ausfhließlid von dem Könige, der zweite Taffens 
beamte aber ausſchließlich von der Ständeverfammlung 
ernannt. BES — 
$. 239. Die der gemeinſchaftlichen Schuldenzahlungs⸗ 
eaffe in dem Statute vom 6. Juny 1816 angewiejenen 
Fonds bleiben derfelben, und werden auf die allgemeine 
Steuercaſſe verfihert.. > +-« ee | 
$. 240. Wenn für zweckdienlich erachtet werden follte, 
die Zuflüffe diefer Taffe auf beſtimmte Abgaben und: ges 
wiffe Amtspflegen: und Obereinbringereien zu fundiren; 
fo haben: die Einnehmer. diefe Abgaben. unmittelbar an 
die Caſſe einzuliefeen. “mr. er 
: 6,241. Diefelbe werden in ſolchem Falle daranf 
beeidigt, an Niemand, als’ an die Schuldentilgunäscaffe, 
eder aufderfelben Anweiſung, ihre Gelder zu fiefern, 


—* 1 . . 
#8 4). 
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mit der allgemeinen Steuercaffe aber auf die von der 
Schuldenzahlungscaſſe erhaltenen Auittungen abzurechnen. 


$. 242. Die Vorftceher und Beamten der Schulden? 
tilgungscaffe werden bei ihrer Beeisigung ausdruͤcklich 
‚ dazu verpflichtet, das Beſte der Staatsgläubiger zu wahr 
ven, und befonders von dem Zins: und Schuldentilgungss 
plane, fo lange er als Gefeg beſteht, in keinem Stuͤcke 
abzumweichen. a — 


Achtes Kapitel. 
Bon den Landſtaͤnden. 


$...243. Antheil am der Landftandfchaft des Königs 
reichs haben; | BEIDE | 
4) der vormals reichsſtaͤndiſche und der rit⸗, 
terfchaftliche begüterte Adel des Königs 
reihd, Mi 
9) die prooseffantifhe und Fatholifche Kirche, 
3) die gelehrten Anflalten des Königreichs, 
4) die Städte Stuttgart, Tübingen, Lud— 
wigsburg, Ellwangen, Ulm, Heilbronn 
and Reutlingen, und 2 5 
5) Tammelihe Oberamtsbe zirke. 
$. 244. Saͤmmtliche Staͤnde bilden ein Gan— 
zes, welches die geſammten Staatsangehoͤrigen in ihren 
Verhaͤltniſſen zum Seaatsoberhaupte vertritt. Sie 
ſind in dieſer Hinſicht berechtiget und verpflichtet, das 
auf die Verfaſſung gegruͤndete landſtaͤndiſche Mitwirkungs⸗ 
recht bei einzelnen Theilen der ˖ Staatsverwaltung aus— 
zuuͤben, zu Beförderung des Gemeinwohls Bitten und 
Wünfhe dem Könige: vorzulegen, gegen Verlegungen‘ 
ſtaatsbuͤrgerlicher Rechte nicht nur im Namen -des ge⸗ 
ſammten Landes, ſondern auch als Fürfprecher-einzelner 
Koͤrperſchaften und Staatsbuͤrger Beſchwerde zu fuͤhren, 
gegen Staatsdiener, welche ſich verfaſſungswidrige Amts⸗ 
handlungen erlauben, das landſtaͤndiſche Klagrecht gel⸗ 
tend-zu machen, überhaupt zu ‚allem, was das unzerz 
trennbare Wohl des Königs und Vaterlandes erfordert 
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mit Rath und That behuͤlflich zu feyn, und ale in der. 
Verfaſſung liegenden Mittel anzuwenden, um fowohl die‘ 
allgemeinen Landesfreiheiten, ald die Gerechtſame der . 
einzelnen Körperfchaften und Staatsangehörigen gegen | 
jede Beeinträchtigung ficher zu ſtellen. 


6. 245. So wie die Stände weder als Sefammtheit, 
noch einzeln, fich erlauben werden, ihre Unterthansvers 
haͤltniſſe gegen das Staatsoberhaupt außer Augen zu 
ſetzen; fo wad auch der König von denſelben keinen an⸗ 
dern, als verfaſſungsmaͤßigen Gehorſam verlangen, und 
ſie in freier Ausuͤbung der ihnen kraft der Rerfaffung “ 

zuftehenden Befugniffe erhalten. 


Der Freiheit und Unbefangenheit der Iandftändifchen 
Berathſchlagungen Wirt er ven feiner Seite zu nahe 
weten laffen. 


Insbeſondere aber wird er kei Gehenftänden,, welche 
die Einwilligimg der Landſtaͤnde erfordern, dieſe niemais 


auf einem nicht durch die Verſaſſung vorseſchriebenen | 
Wege beizubringen füchen. 


Es werden daher auch in keinem Falle Angelegenhei⸗ 
en; welche vor die Gefammtheit der Stände — 
weder von dem Könige und der Regierung, noch d 
den Landftänden und Iandftändifhen Behörden, an eine’ 
zelne Ständeklaffen — 525* oder die Erklaͤrungen eins 
zelner ftändifcher Mitglieder, Städte, vder Oberamtsbe⸗ 
zirke daruͤber eingefordert werden. 


$. 246. Ueber amtliche Berhandlungen der Stände, 
welde innerhalb der Gränzen der Tandftändifchen Ber 
fugniffe liegen, wird der König weder einzelne ftändifche 
Mitglieder, noch fändifhe Officialen zur Rede ſtellen. 


$. 247. Der Geheimerath iſt zunaͤchſt die verfaflungss , 
mäßige Behörde, duͤrch welche ſowohl der König feine 
Verordnungen, Anfinnen und Eräffnungen an die Stände. 
erlaffen wird, als auch diefe ihre Erklärungen, Bitten 
und Wuͤnſche an den König zu bringen Haben. } 


Der Geheimerath har diefelben jedesmal dem Könige 
vorzulegen, wenn er nicht Anftände dabei findet, weldei 
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ihn veranlaffen, vor der Vorlegung an den König, mit 
den Landſtaͤnden Ruͤckſprache zu nehmen. 

Die Anträge der Stände find von ihm mit feinen, r 
auf die Verfaſſung gegründeten Berichten und Gutachten 
zu begleiten. | 

Nur bei Anſaͤſſen, welche ſich nicht. auf Geſchafto⸗ 
gegenſtaͤnde beziehen, fo wie. bei Beſchwerden der Stände, 

: welche gegen den Geheimenrath felbft gerichtet find, koͤn⸗ 
nen landftändifche Sarchen EEE an den nis 
eingegeben werden. 


6. 248. Zu ——— des — freien 
Verkehrs mit dem Voike ſteht den Landſtaͤnden das Recht 
der Oeffentlichkeit ihrer Verhandlungen, und den-eingel: 
nen Landesabgeordneten der Weg ‚des ſchriftlichen Vers 
kehrs mit den Magiftraten und Amtsverfammlungen. of⸗ 
fen, wobei den koͤniglichen Beamten ausdruͤcklich unter⸗ 
ſagt iſt, dieſen Verkehr durch ———— Ein⸗ 
ſchreitungen zu erſchweren. 

$. 249. Wenn landftändifchen Mitgliedern Rn Beam⸗ 
ten, auch den. Einbringern der directen und indirecten 
Steuern, ſammt allen denjenigen, welche Amtspfleg⸗ oder 
Gewmeindegelder zu verwalten haben, ein ihrer Meinung 
nad) verfaffüngswidriges Anfinnen gemacht werden follte, 
welches fie durch geziemende Vorftellungen bei der Regie— 
rung nicht abzuwenden vermöchten ; fo haben fie Bann 
dem Ständevorftände die Anzeige zu machen. 

6. 260. Auch einzelne Staatsbuͤrger koͤnnen uͤber — 
gemeine Landesangelegenheiten ihre Anſi ichten den Staͤn— 
den vorlegen, und ſich mit ihren Beſchwerden in den 
dazu geeigneten Faͤllen (viertes Capitel, $. 65. 68. 69.) 
unmittelbar an diefelben wenden. 


$ 251. Eine Berfaminlung der Stände kann nur. 
Statt finden, wenn der König fie hierzu einberuft. 

Ordentlicher Weife geſchieht Br einmal in ia 
dem Sahıe 

$.:252. Die Stände des Rongreie theilen ſich in 
zwei, Kammern, | 
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6. 253. Die erfte’ Kammer beſteht aus gewählten 
Volksvertretern, von welden wenigſtens die Hälfte ein 
ſchuldenfreies Vermögen von 8000 fl. ‚oder darüber bes 
figen muß. 
In die zweite Lammer gehören : s 
4) die Häupter der vormals teichsftändifchen, fhrftie 
chen und gräflihen Familien, auf deren Befiguns 
gen im Koͤnigreiche Reichs⸗ oder Kreistagsſtiumen 
ruhten; 
2) 13 Mitglieder aus der immatrikulirten Nitterfchaft; 
3) aus’ beiden Klaffen des Adels alle jene, welche, 
ob fie, gleich nicht Haͤupter einer fürftlihen, gräfs 
lichen oder ritterſchaftlichen Familie find, dennoch 
eine reine Landrente von 5000 fl. jährlich aus Guͤ⸗t 
tern in Wirtemberg beziehen; 
4) 6 proteſtantiſche Praͤlaten; 
5) der Biſchof und 2 EarholifchenGeiftliches 
6). 4 Geſehrte aus der Mitte der gelehrten Anſtalten 
* des Reichs. 1 
Diejenigen fuͤrſtlichen, graͤflichen und vitterfchaftlichen 
Gutsbeſitzer, welche in der ‚zweiten Kammer nicht Sig 
und. Stimme haben, behalten fuͤr die erſte Kammer afs 
J gie: und, paſſive Wahlfahigteit, die Faͤhigkeit m... 
en, ‚und ‚gewählt zu. werden. 
95.254. Um die Stelle eince Mitgliedes der Stan⸗ 
deverſammlung beffeiden zu koͤnnen, wird im Allgemei⸗ 
neh, erfordert, daß Jemand 
1) ein im Koͤnigreich wohnhafter Stnntsbärger R und 
;2) fih zur chriſtlichen Religion bekennt, - 
1. 3) daß er - weder: unter perſoͤnlicher Vormundſchaft 
ſteoeht, noch in eine Kriminalunterfuchun ig verfloch⸗ 
en, noch ihm wegen eines Verbrecheng oder Ver⸗ 
Agehens durch den Ausſpruch einer dometenten 
"Stelle eine Zuchthaus/ oder Seftungeftvafe, oder 
Dienſtentlaſſung zuerkannt worden Pa 
$. 255. Wirtemberger, welche mit Vorbehalt ihres 
Staatsbuͤrgerrechts außer dem Königreiche gewohnt a⸗ 
Dritter Rand, 13 
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ben, und wieder zuruͤckkehren, koͤnnen nur nach Verfluß 
Eines Jahres von ihrer Ruͤckkehr an, Mitglieder der 
Staͤndeverſammlung werden. F 


Eben fo muͤſſen auch adeliche Gutsbeſitzer, welche im 
Königreiche begütert find, das volle. Staatsbuͤrgerrecht 
aber in einem andern Staate hatten, wenn fie in. das 
Wirtembergiſche aufgenommen werden, Ein Jahr im Koͤ— 
nigreiche gewohnt haben, che fie Mitglieder der Ständer 
verfammlung werden fönnen. 

$. 256. Was die Mitglieder der zweiten Kammer 
aus dem vormals reichsftändifhen und dem ritterichaft: 

lichen Adel anlangt; fo kann 
4) nur ein männlicher Beſitztr cines in die landftän: 
diihe Matrikel aufgenommenen fürftlihen, gräf: 
lichen oder adelihen Guts, in fofern. er ald Staats; 
bürger den Huldigungseid abgelegt, und die Zoll; 
jährigkeit erreicht bat, das darauf haftende Recht 
der Landfiandfchaft ausüben. | 
 -%) Bei denjenigen adelichen Gütern, welche an Nihts 
adeliche veräußert werden, ruht die Stimme, bis 
ein Adelicher das Gut auıfih bringt. 2 
: 3) Durch die Erkennung einer Debit ; Commiffion 
wird der Inhaber Liner zur Landſtandſchaft berech⸗ 
tigenden Beſitzung von der Stimmfuͤhrung nicht 
ausgeſchloſſen, wenn ihm eine Kompetenz von we⸗ 
..  -nigftens 2000 Gulden ausgeſetzt werden kann 
4). Sollte der Beſitzer wegen perſoͤnlicher Mängel zut 
Stimmfuͤhrung unfähig ſeyn; jo ruht das Stimm? 
recht. J ed" Ti er 
$. 257. Die aus der. immatrisnlirten Ritterſchaft zu 
wählenden 43 Müglieder deu zweiten: Kammer: werden 
zum erſtenmal von der geſammten immatrirulieten Rits 
terſchaft, durch abſolute Stimmenmehrheit, auf Lebens: 
zeit gewaͤhlt, in der Zukunft aber von der Kammer ſelbſt, 
aus der Mitte der immatriculirten Ritterſchaft, ebenfalls 
durch abſolute Stimmenmehrheit ergaͤnzt. gs 
$. 258. Bon der proteſtantiſchen Geiſtlichkeit fürd 6 
ı Beneral s Superintendenten,- von der Kathelifchen aber 
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“der Bifchef, ‚und 'ein! von dem’ Domkapitel aus feiner 
Mitte, und ein von demjelben aus der Mitte der Eu: 
rat⸗Geiſtlichkeit, auf Lebenszeit zu. wählendes Mitgkied, 
a Sitz und Stimme: in dcr „Ständeverfammlung bes 
rechtiget. BEN EEE 
6. 250. Als Gelehrte, von den gelohrten Anftalten 
des Koͤnigreichs, erſcheinen in dep zweiten Kammer; 
von der Univerſitaͤt zu Tübingen; der jeweilige Kat}: 
der derfehbengi ii - de Bel 
Sodann werden zur erſten Ständeverfamimlung von’ der 
Univerficär Tübingen: gewählt und abgeordnet: | 
vv. Ein Strauss iRehrsgelehrtei, >... 4 
Ein Arzt, welcher entweder Beifiget des Collegii 
ni medici,' dder doch mie Medicinal ; Vifitationen 
Sn beanfsrageiäft, und Ni ee 
* Ein Bleytter vom Kvache der Staatswirth⸗ 
Ey, 777777 
= Kür die. Zukunft wählt die zweite, Kammer. feköfk,. 
unter Beruͤckſichtigung jener. Eigenfchaften, Surd; abjos 
Inte Stimmenmehrheit, Ne 3, Mitglieden aus..der 
Mitte ‚Der, F Fiehrtet Anfalten des - Königs 
121 2 A NE 
...$.260. In den Fällen, wo die zweite Kammer ſich 
durch Wahl Ters@trgättse,-f2'$.'257 und 259) hat 
diefelbe dem  Könige'sdert"Perfonen vorzufchlagen, von 
woltpen diefec"&ine"Alf Lebensgeir eruennt, 
5 264, Iede Stadt, Weihe. ein. befondereg | ‚Land: 
ſtandsrecht ‚hat, uhd ‚jeder — dts Königs 
reiche, “hat fir die erſte Kaſnmer der Landesverfamm; 
fung einen, Abgeordhiesen und, einen” weitern Stellvertre— 
we ZuHiBAdGen.  <i.13%.  olrn air 
 KYE." Um ’die Wahl “eines” Abgeordneten zu ‚der 


. 


) zwei Abgeordnete, wovon Cd" Eine nothwendj 
15* 


“ # 
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ein en von 8000 fl. ‚oder daruͤber Haben 
muß, und _ 
bh) zwei Stellvertreter, welche — Eigenſchaften 
mit den durch ſie verttetenden EN har 
ben müflen, 
gemeinfchaftlic zu wählen. - 

Iſt die Zahl der Wahlcollesien ungleich; - fo * das 
‚einzeln wählende, Kollegium jowohl den Abgeordneten, 
als deſſen Vertreter aus der Klaffe derjenigen, welde 
wenigſtens 8000. fl. Vermögen befigen, zu nehmen. <, 

$. 263. In jeder zu Abordnung :eines. Mitglieds iR 
die erfte Kammer berechtigten. Stadt wird je. ww 200 
Einwohner ein DAS WANR ernannt. 


- 
. 


ss 104 


Städte, "welche eigene Wahlcollegien bilden, üneh 
* wie andere Oberamtsſtadte, an der Beſtellung des 
Wohlcollegiums für den Oberamtsbezirk, zu dem ſie ge⸗ 
hoͤren, Antheil nehmen. 


8 264. Das, Recht, bei pe Wehl Anes Mitglicde 
des Wahlcollegiums ‚ine Stimme zu, geben, haben.alle, 
an einem Ort als Bürger, — e voder ein Öffentlig 
ches Amt bekleidende männlichen Ortseinwohner, welche 
‘Bas’ 25fte Jahr zuthickgelegt haben, und unter Feiner 
Bevormundung ftchen, fie mö A Yen Adel⸗, Sad 
ger- oder Baucruſtande gehören. — 
Nur diejenigen, welche in der zweiten. Kammer * 
adeliche Gutebefiger, Sitz und. Stimme . haben, find. das 
von ausgeſchloſſen. 


6. 265. Um zu der. ‚Stelle eines Wahlmanns waͤhl⸗ 
bar zu ſeyn, wird außer den, im naͤchſtvorgehenden 
Artikel bezeichneten Eigenſchaften, noch esfordert, dag 
der zu Bien ſich zu einer der drei ehriftlichen Eon 
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Uftsnen befenne, an- der Staatsfteuer wenigſtens 15 fl. 
jährlich beitrage, und eben das Prädicat der Unbeſchol⸗ 
tenheit habe; / welches bei einem Magiſtratsgliede voraus⸗ 
geſetzt wird. ne ve 


$ 266. Die zu Befegung der, Wahl -Collegien vorz 
zunchmenden Wahlen gefhehen in jedem Orte unter der 
Leitung des erſten Ortsvorſtehers, und mir Beiziehung 
desjenigen Actuͤars, der bei den Magiftratsfisungen dieſe 
Stelle verfieht. 


Die Wahlcollegien werden für jede zu einer neuch 
Landesverſammlung vorzunchmende Wahl erneuert. 


5. 267. Innerhalb 8 Tagen, nachdem dic Wahlcol⸗ 
legien der zu einer gemeinſchaftlichen Volksvertreterswahl 
vereinten Oberamtsbezirke beſtellt ſind, hat der eine det 
denfelben vorgefeßten Oberbeamten, weldhe hierin mitz 
einander abzumwechfeln haben, die Mitglieder beider Wahl: 
collegien zufammen: zu berufen. Unter. deffen Borfige 
und in Gegenwart zweier als Urfundsperfonen beizuzies 
henden Magiftratsperjonen aus dem Drte, wo die Zu 
fammentunft Statt findet, iſt fodann die Wahl der de 
fimmten 2 Abgeordneten und ihrer Stellvertreter, nad) 
einander, durch Einfammlung der von jedem Wahlmanne 
verfchloffen zu übergebenden Wahlzettel, dergeftalt zu 
veranftalten, daß erſt nach der Eröffnung der Wahlzertel 
für den erften Abgeordneten, und nach Befanntmachung 
der gewählten Perfon, zur Wahl der zweiten, und fo, 
fort zu der der Stellvertreter, nach einander gefchritten - 
wird. J | 
I Das Protveoll ift durch den im Orte der. Zufammens 
Zunft‘ andeftellten Stadt; oder Central sAmtsichreiber zu 
führen. Be a. 
5 268. Bon der Stelle eines Mitglieds der erften 
Kammer find ausgefchloffen: 

4) alle diejenigen, denen die allgemeinen Erforderniffe 

eines Mitgliedes der Ständeverfammlung abgehen; 
9) die in der zweiten Kammer Sig und Stimme has 
benden:adelihen Gutsbeſitzerz —— 
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3). die tönigligen Ai: — Cameralbeam⸗ 
ten; 

4) die im entinch Dienf ——— Mili⸗ 
taͤrperſonen; 

5) die uͤbrigen Staats: und Kirchendiener, in ſofern 
ſie nicht einen tuͤchtigen Amtsverweſer auf ihre 
Koſten aufſtellen; 

6) diejenigen, denen eine verſchuldete Zahlungsunver⸗ 
moͤgenheit zur Laſt faͤllt, oder gegen welche ein 
Gant anhaͤngig iſt, oder denen ſonſt ein Vorwurf 


entgegen ſteht, der zu Bekleidung einer Magis. 


ftratsjtelle unfähig macht. 


"Außerdem wird. zu Bekleidung einer ſolchen Stelle 
erfordert, daß der Abyeordnete das Zoſte Jahr ſeines 
Allers zuruͤckgelegt hat, und ſeit 10 Jahren air 
bergiicher Staatsbürger iſt. 


$. 269. Wird einem Volksabgeordneten, nachdem er 
als unbedienfter gewählt worden tft, cine der im vorherz 
gehenden Artikel genannten Stellen Übertragen; ſo kann 
derfelbe neben letzterer die Abgeordnetenitelle in der er— 
en Kammer nicht beibehalten. Bei einer neuen MWahf 
iſt er jedoch in den dazu geeigneten Fällen wählbar.’ 


$. 270. Werden Vater und Sohn zugleich gewaͤhlt; 
ſo wird, wenn der Vater nicht aus eigener Entſchließung 
, Uuruͤcktritt, der Sohn durch denſelben ausgeſchloſſen. 


$. 274. Die dem Wahlgeſchaͤfte, zu deſſen Beurfuns 
dung und zu Führung des Protocolls, anwohnenden Pers 
Sonen können zwar nicht für die Städte oder Oberamts: 
Bezirke, auf welche ſich diefes Geſchaͤft ‚bezieht ‚ gewählt 
"werden; fie find aber, wenn fie fonft die nöchigen Ei; 
genfchaften haben, für jede andere, zu Abordnung einek 
Volkvertreters berechtigte. Stadt ‚oder Oberamtsbezirr 
waͤhlbar. 


$. 272. Ob. die Wahlmaͤnner — Stimme: einem 
für die Stelle ſich eignenden Einwohner der Scädte oder 
Dberamtsbezirke, ‚für welche ein Abgeordneter gewählt 
wird, oder einem anderswo im Königreiche. wohnenden 
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Staatsbuͤrger mit den erforderlichen Eigenschaften; geben 
. wollen, hängt gänzlich von ihrem Vertrauen ab. 
$. 273. Iſt Jemand von mehreren Städten oder 


Oberamtsbezirken gewaͤhlt worden; ſo kann er nur fuͤr 
eine einzige Stelle die auf ihn gefallene Wahl annehmen. 


$. 274. Bei der Wahl eines Abgeordneten. oder feis 
nes Stellvertreters entjcheider die relative Stimmenmehr: 


heit, und unter mehreren, welche gleiche Stimmen ha; | 


ben, das Loos, wenn anders nicht im legten Falle die 
Stelle Einem von denfelben, durch den fteiwiltigen Zu: 
ruͤcktritt der übrigen, verbleibt. 


Iſt die Wahl auf einen Untächtigen gefallen, — 
nimmt der Gewaͤhlte die Stelle nicht an, oder kommt 
dieſe in der Folge in Erledigung; ſo tritt zunaͤchſt der 
erwählte Stellvertreter ein. Bei dem Abgange des letz— 
teren aber iſt eine neue Wahl vorzunehmen, ohne daß 
eine Erneuerung des Wahl-Collegiums nöthig wäre. 


6. 975. Kein Mitglied der Ständeverfammlung kann 
frine Stimme einem andern aus der Verfammlung übers 
tragen, oder fonft jemand zur Ausuͤbung feines Stimnyz 
rechts bevollmaͤchtigen. 


$. 276. Die Mitglieder der Ständeverfammlung le⸗ 
gitimiren ſich vor Eroͤffnung derſelben bei einer hierzu 
beſonders niedergeſetzten koͤniglichen Commiſſion, welche 
jedesmal auch den Staͤndevorſtand beizuziehen hat. Die 


zu eigner Stimmfuͤhrung Berechtigten haben hiebei die 


an fie erlaſſenen Einberufungsſchreiben, die gewählten 


Stimmberechtigten aber die ihre Wahl erweifenden Ur⸗ 


funden vorzulegen. 

Die. Legitimation der etwa fpäter eintretenden Mit 
glieder gefchieht bei der Verfammlung ſelbſt. In beiden 
Sällen iſt das Refultat dem töniglihen Geheimenrathe 
vorzulegen. Ergibt fi bei einem ein Anftand; fo ruhe 
die Stimme deffelben, bis die Entſcheidung erfolgt ift. 


$. 277. Sämmtlihe, zu Folge der Einberufung ers 
fchienenen, Mitglieder der Ständeverfammlung haben das 


Recht und die Verpflichtung, jeder Sigung anzumohnen, 
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in Verhinderungsfällen Haben fie fi bei dem Xorftande 
der Kammer zu entichuldigen, | 


Findet ein Mitglied fich veranlaßt, den Ort der Ver 
fammlung auf einige Zeit zu verlaffen; fo liegt ihm ob, 
die Bewilligung des Vorftands der Kammer darüber eins 
zubolen, welcher” bei einer länger als 8 Tage dauernden 

"Urlaubszeit die Sache bei der Verfammlung in Vortrag 
» zu bringen hat. Dauert die Abweſenheit über 14 Tage; 
fo ift auch dem Geheimenrathe davon die Anzeige "zu 
machen. ze 


$. 278. In den Sisungen der beiden Kammern be 


obachten die einzelnen Mitglieder die Drdnung des na? 
türlichen Alters. 


$. 279. Der Vorftand der Ständeverfammlung be/ 
ſteht aus dem Landmarfchalle, dem Landmarfchall : Amts; 
verwefer, dem Landfchaftsdirector und deffen Amtsverf 
weſer. | 


Die beiden erfteren bilden zugleich den beſonderen 


Borftand der Adelstammer, und die zwei lekteren 
den der Kammer der Volksabgeordneten, und neh— 
men die erften Pläße in den Sitzungen ein. Rx 


Jede Kammer wählt für jede der beiden Stellen des 
Borftands, mittelft geheimen Stimmgebens, drei Mit: 
glieder, aus denn der König Eines, und zwar den Sands 
marfchall auf Lebenszeit, die andern aber auf die Dauer 
einer Landesverfammlung ernennt. 


Dei diefen Wahlen der beiden Kammern eutſcheidet 
Kur die abfolute Stimmenmehrheit, und wenn bei der 
erſten Abftimmung feine folhe Mehrheit fich ergibt; [9 
muß die Stimmenfammlung erneuert werden. 


— 


$. 280. Der Landmarſchall und der Landſchaftsdirec⸗ 


. tor haben die Zeit der Sisungen, jeder in feiner Kams 

mer zu beftimmen, folche zu eröffnen und zu Schließen, 

. den Gang der Verhandlungen zu leiten, und dafür zu 

forgen, daß immer die dringendſten und wichtigften Ge: 

genftände zucrft zum Vortrag und zur Abftimmung ges 
bracht werden, | — 


en, 
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Ihnen liegt uͤberdieß ob, die Drdnung im Innern 
ihrer Kammern zu handhaben, und jede Verlekung derz 
felben zur Rüge zu bringen.. 


‚Sie haben in den Sigungen auf den Gang der Ver: 
Handlungen ihre Aufmerkfamfeit zu richten, duch Bes 
fimmung und Fefthaltung des Punctes, worauf. c8 bei 
jeder Verhandlung vorzäglih ankommt, den Gang ders 
jelben zu leiten, und alle Abjchweifungen zu verhüten, 
Die Fragen, über welche. abzuftimmen ift, in umfaffende, 
jedoch möglichft einfahe und beftimmte, Säge zu brinz 
gen, und die Stimmen zu fammeln. 


" In Berhinderungsfällen werden fie durch die Amts⸗ 
verweſer vertreten, und wollen jene dieſen einzelne Theile 
ihrer Amtsverrichtung uͤbertragen, jo haben letzteur ſol⸗ | 
He unweigerlich zu übernchniens 


$. 281. Die den Ständevorftand in den beiden Kam⸗ 
mern bildenden Ständemitglieder haben der Staͤndever⸗ 
fammlung mittels eines, "bei den Acten zu verwahren: 
den, Reverfes, nad) einem noch feftzufeßenden Formulare, 
einen beſondern Amtseid abzulegen. 


$. 282. Wenn eine neue allgemeine Staͤndeverſamm—⸗ 
Jung einberufen wird; fo hat, wenn der auf Lebenszeit 
ernannte Landmarfihall, oder der Landſchaftsdirector in⸗ 
zwiſchen abgegangen ſeyn ſollte, der in der naͤchſt vor— 
sa Verſammlung ernannte Amtsverwefer/des 
andmarſchalls oder des Landſchaftdirectors, oder wenn 
derſelbe nicht Mitglied der neuen Verſammlung ſeyn 
ſollte, der. dern natuͤrlichen Alter nach Aelteſte im jeder 
Kammer, diefe Stelle einftweilen bis zur neuen Beftels 
fung der Vorftcher, welde gleih nach Eröffnung der 
neuen Berfammlung eingeleitet und vorgenommen wer— 
den joll, zu verſehen. 


$. 283. Die Mitglieder der Ständeverfammlung 
find für die innerhalb der Grenzen der landftändiichen 
Befugniffe gehaltenen Vorträge und gegebenen Abſtim— 
mungen nicht verantwortlich. Auch kann für die. gewähk 
ten Abgeordneten keine Inſtruction iM finden, 
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$. 284. Werden in’ einer Kammer die Geſetze des 
Anftands oder der innern. Poligey, oder die für die Ges 
Schäftsführung ertheilten Vorſchriften verlegt; fo ift der 
darin leitende Vorfteher nicht nur berechtiget, ſondern 
auch bei rigener Verantwortlichkeit dazu verpflichtet, auf 
die Ordnung zu verweiſen, und in bedeutenderen Fällen 
die Meinung der Kammer darüber einzuholen. 
Jedes Mitglied fann, wenn ihm eine folhe Verlez⸗ 
zung als vügbar auffällt, nicht nur‘ den Worftand der 
Kammer darauf aufmerffam machen, fondern auch eine 
befondere Abftimmung darüber verlangen. 

$: 285. Did Kammer Fann in folhen Fällen ihre 
Mißbilligung ausdräden, Verweife geben, oder auch 
Widerruf verlangen. BR 

Würde eine folhe Rüge nach dem Grade der Ueber⸗ 
tretung nicht für hinreichend zu erachten feyn, oder würde 
das Mitglied in den Schluß der Kammer fi nicht füs 
gen; fo hat diefe gegen denfelben bei dem dazu geeignes 
ten Serichtshofe Klage zu erheben, 

Letzteres kann auch von Seite der Regierungsbehörde 
gefchehen, wenn fie, durd eine Anzeige der. Stände, 
oder auf anderen Wegen, von einem foldhen Vorgange 
Hlaubwärdige Nachricht. erhält. | | 

$. 286. Seder der beiden Kammern fteht frei, gu 
Vorbereitung der Berathſchlagungen befondere Commifs 
fionen aus ihrer Mitte zu ernennen, und die von diefen 
zu beobachtende Geichäftsbehandfung zu beftimmen. 

$. 287. Die Sißungen der beiden Kammern 
find dffentlih, und der Zutritt ift Jedem ge— 
fiatter; die Zuhörer aber, die ein Zeichen des Beifalls 
oder des Mipfallens geben, werden unverzüglich entfernt. 


$. 288. Jedes Mitglied iſt berechtiget, auf Entfers 
- nung der Zuhörer anzutragen, wenn es cinen Vortrag 
in geheimer Sisung machen wild. Es muß jedoch nicht 
nur ein Jolcher Antrag von einem andern Mitgliede, 
welchem der Vortragende die Urfache entdeckt hat, un: 
terftüßt werden; fondern es ift auch, fobald die Zuhös 
ver ſich entfernt haben, nach Eröffnung des Inhalts, in 
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der Verſammlung darüber abzuſtimmen, ob ſi ich der: Ge⸗ 
— für eine geheime Sitzung eigne. ii: 

. 2389. Zu Faſſung eines Schluffes iſt die Anweſem⸗ 
| heit von wenigſtens ‚zwei Deittheilen der einbernfenen 
—— erforderlich. | 


ir 290. Wer einen Segenfand zum Vortrage brin⸗ 
An wißh, wozu jedes Mitglied berechtigt iſt, hat denſel⸗ 
ben in einen „Sigung ahzuzeigen, morauf das Möthige 
in.das: Tagebuch eingetragen, und jein Tag zum Vor⸗ 
trage beſtimmt wird. 

Die koͤniglichen Anträge werden in der. eiſten Sitzung 
nad ihrem Einlangen vertagt: 


$. 291. Wenn Geſetzesentwuͤrfe, oder land tändifche 
Befchneiden oder Berwilligungen ift Vortrag‘ ommen; 
ſo muß der Gegenftand in der Negel in 3 oder 4 verz 
ſchiedenen, durch Zwiſchenraͤume von wenigſtens 4 Tagen 


getrennten, Sitzungen verhandelt werden. 


In der erſten Sitzung legt der, welcher den Antrag 
macht, feine Anfidt vor, und es wird nach vorheriger” 
Berat Dun darüber ein Schluß gefaßt, ob die Sache an 
eine Eommiſſion verwiefen, oder ohne ſolche in der vol⸗ 
fen Sigung-erledige werde fol. 

. Sn der zweiten "Sigung wird im erften Falle der 
Bericht der Commiſſion vorgetragen, im zweiten Falle 
aber, wenn naͤmlich die‘ Sache nicht an eine Coms 
miſſion verwiefen worden,\ eröffnet ſich die eigentliche 
Verhandlung, nad) welcher über die Annahme oder 
Nichtannahme des Antrags abgeſtimmt wird; Letzteres 
ſwieht vei Gegenſtaͤnden der erſten Art in einer dritten 
Sitzung. In der vierten, oder beziehungsweiſe der 
dritten aber wird die nach dem Schlufferder dritten oder 
zweiten, entworfene Ausfertigung Bat und darüber 
—— 
Nur der, Welcher den Antrag — und die Ber 
sichtevftatter fl find, zu Verleſung fchriftlicher Vorträge bes 
 zechtigtx Den sÄbrigen Meitgliedern it zwar freigeſtellt, 
ihre Meinung darüber ausführlich” zu äußern, ie haben 
ſich aber auf muͤndliche Vortrage zu ——— ch 


l 


| 
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& 9m. Nur. wenn drei Viertheile der Anweſenden 
dafür ſtimmen, kann ein. Segenfiand für fo dringend 
„der jo unbedeutend erklärt werden, dab von dev vorges 
ſchriebenen Berathfchlagung in drei oder vier verſchiedet 
nen Sitzungen abgegangen wird. 


$. 293. Bei der Abſtimmung iſt der — arme 
den, bei der Berathfchlagung in Vorwurf gekommenen, 
Zufägen in einzelne cinfahe Fragen. aufzutöfen, fo daß 
jeder Abftimmende' fih- auf Bejahung oder Verneinung 
der feftgefeßten Fragen zu beſchraͤnken hat. Jedes Mit⸗ 
glied tann verlangen, daß eine zuſammengeſetzte Srage 
in einfache zertheilt werde. 

$. 294. Wenn die Seirmmen eingeſammelt werden, 
wobei die Zuhörer abzutreten haben; fo erheben fich zur 
erſt die Bejahenden, und, wenn diefe abgezähle find, 
die verneinenden Votanten, welche letztere gleichfalls ab? 
gezählt werden. 

Sm Protocolle wird nur die Zahl, Aicht der Name 
der für Bejahung oder Verneinung abftiimmenden Mitz 
glieder bemerkt, Jeder Einzelne aber hat das Recht, 
eine ſchriftliche Verwahrung gegen den Beſchluß zu den 
Aeten zu geben. Im Fall einer Stimmengleichheit hat 
der Vorſteher in jeder Kammer eine entſcheidende Stimme. 


$. 296. Wo das Abſtimmen durch einfache Bejahung 
oder Verneinung der feſtgeſetzten Frage nicht Statt fin; 
det, was namentlich bei Wahlen durch geheimes Stimm; 
gehen der Fall it, wird die Ordnung im Abftimmen 
durch die Ordnung im Sitzen beftimme, 

Wenn zu irgend einer Beftimmung mehrere Indivi— 
duen gewählt werden follen; jo ift die Wahl nicht auf 
Einmal ;' fondern : nacheinander vorzunchmen, fo daß erfk, 
wenn die Wahl’ ver erften vollendet, und die gewählte 
Perſon bekannt gemacht worden if, zur Mahl der zwei⸗ 
sen und fofort der dritten und weiteren Perfonen ger 


ſchritten werden darf. 


6. 296. Ordentlicher Weife iſt zu einem Schluffe in 
«iner der beiden Kammern relative Stimmenmehrheit 


hinreichend, wenn anders nicht die Art der Abſtimmung 


» 
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ſchon an ſich cine abfolner Stimmenmehrheit "bewiekt, 
‘sder für einzelne -Gegenftände ein befonderes Verhaͤltniß 
beftimmt iſt. Letzteres iſt namentlich der Fall, - wenn 
von Abaͤnderung irgend eines Punkts der Verfaſſung 
die Frage entſteht, wozu nothwendig nicht nur das: Ein» 
verſtaͤndniß beider Kammern, ſondern auch in jeder Kama 
mer die Beiftimmung von wenigſtens Brei. Wiertheis 
ee ſaͤmmtlicher . dazu gehbrigen Mitglieder erfotdeng 
lich iſt. not 


6. 297. Mon der. Standeverſammlung kann niches 
an den König gebracht, noch von dieſem ſanctionirt wer⸗ 
den, worüber anicht beide Kammern mit einander eins 
verſtanden find. Insbeſondere kann weder ein neues 
Geſetz gegeben, od. ein » verfaffungsmäßig,. beſtehendes 
aufgehoben werden, ohne daß beyde — dazu ein⸗ 
gewillige haben. “en. ıE. I g "4 


6. 298. In: Beptehung'-anf —— 
fann von, der- zweiten Kammer nicht cher ein Schluß 
gefaßt werden, als bis deshalb von der rſten Kammer 
ein! Antrag an fie: gelangt. iſt. Können fich beide. Kamz 
mern: Bachdem: die zu verwilligende Steuerfumme mit 
beiderſeitigem Einverftändnüfe feſtgeſetzt morden iſt, über 
Die, Art, wie dieſe aufzubringen; ſey, nicht vereinigen; 
und. follten dieſelben in ſolchem Falle“ nicht votziehen, 
hierin auf den ganz unpartheiiſchen Ausſpruch Tder Re⸗ 
—— 7* ‚zu compromittiren; ſo verbleibt es... bis 

ine Urbereinkunft auf andere Weiſe ausgenztttelt wird, 
Hei, dem im letzten en Di beffandenen — 
wiſhen den ve ſchiedenen eſteurungsarten. 


$; 299. Die weiteren - ‚Befimäungen in- Beere fr 
Beihfie: Behandlung und KCollegialsEinrichrung, day _ 
innen Polizei, and ‚der. Verrichtungen und Geſchaͤfts⸗ 
verhaͤltniſſe des Staͤnbevorſtands ‚der einzelnan ständig 
ſchen Mitglieder und der Beamten, ‚bleiben den. Lands 
fländen ‘unter Ruͤckſichtnehmung auf die in der Shrng 
aufgeftelleen Grundfäße uͤberlaſſen. 


$. 300. Die Minifter fi nd. berechtiget, —— Weue 
handlungen der ‚beiden Kammern, fie. mögen Öffentlich 
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oder geheim ſeyn, anzuwohnen, und" an se. Berath⸗ 


ſchlagungen Antheil zu nehmen. Sie können auch nach 


Erforderniß einen oder mehreke Vorſtaͤnde oder Raͤthe 
mit ſich bringen, oder in ihrem Namen abordnen. Nuͤt 
Don. den: ——— Fa rag Commiſſionen N m * 


| ausgeicplöffen. 


$. 301. Alles, was in Beziehühg‘ auf wechfelſeitige 
Berhandlunden:zwifchen: der Regierung und den Staän— 


den, theild von Seite der Iegteren an den König;'theilß 


von: diehem an die Stände gelangt, iſt — abzu⸗ 
falten. * Be 

$.-302. Derfinfiche Abordnungen: ‚Hnne von Seite 
Ber. Stände weder: angenommen nad verfüge werden, 
äls von dem Könige,. und an den König. oder an den 
Kronprinzen, an beide aber: nur auf. — — 
beſondere Erlaubniß des Könige: BE 
6. 308. Wenn. der. König: die- Ständeverfammlung 
Yertagt oder entlaͤßt; fo harzfeine weitere Sitzung oder 
gemeinſchaftliche Berathung ſtatt . a 


uecgitmie der Entlaſſung zugleich; cine außerosdenhiliche 


Huflöfung der. erfien. Kammer‘. verbunden 5 fo wird eine 
neue Deputirtenwahl dergeſtalt angeordnet, daß dei: Ber 
ſtimmung des 6. 254dieſes Kapitels, Wonach ordentli⸗ 
er Weiſe einmal in einem! Jahre der — zuſam⸗ 
—— wird, Gonuͤge geſchehe. si 


$. 304. Die erſte Kamnmer der, -Siäfßepeefehhinfung 
Kon nad fechg,Ajapten ihrer, Dayer‘, wenn fie niche vom 
Könige Frähek dufdeldſt id, ganz erheuert peRs 
Die Austreti in’ fönnen jedoch, —3 diefen $ 
als auch wenn die erſte Kammei außerordentlichtr 
durch den Koͤnig aufgeldſt wird, gleichbald wieder riet 
werden wenn fienicht der hierzu enforderlichen Fähigs 
Betteh a; irgend eine. Meile verluſtig geworden find.’* 


. 305. Bird mit geineinf —V Einverſtandniffe 
bes Könige mo der Stande‘ für zweddienlich, ‚gtachtet, 


. die Vorbereitung oder Erledigung ein nzelner Gegenſtaͤnde 


wahrend der Vertagung, oder nach Entlaſfung einer all: 
gemeinen ala ea aeg einem auhßerordentlichen 
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Ausſchuſſe zu uͤbertragen; fo, beruht die Organifation defs 
felben auf befonderer Verabſchiedung. | 


. 306. Der‘ Landmarfchall und deffen Amtsverwes _ 
fer, der Landſchaftsdirector und der Vicedireetor find als‘ 
ein für ſich beſtehendes Collegium auch außer der “Zeit 
der allgemeinen Verfammlungen, felbft im Falle einer 
ordentlihen oder außerordentlihen Auftöfung der’ erften 
Kammer der Ständeverfammlung, bis zur Eroͤffnung 
der neuen, in ununterbrochener Thärigkeit. Allen ihren 
Sitzungen außer’ der Zeit der Berfammlung wohnen die 
Eonjulenten bei, und haben darin eine Berathende 
Stimme. Auch iſt diefer Worftand berechtigt, "andere 
ſtaͤndiſche Beamte beizuzichen. - = —— 


x. Was die Verfaſſung in Beziehung auf ‚die. Verhälts 
niffe der Stände gegen den König und die königlichen 
Behörden, gegen. die —— und Amtskoͤrperſchaften 
und gegen einzelne Staatsangehoͤrigen feſtſetzt, findet 
ingbefondere al Dei biefem Colleium hatt.  . 
$. 307. Der Ständevorftand, in fofern er die abwe⸗ 
ſenden Dtande vertritt, iſt berechtigt und, verpflichtet 
4); den Gang der Staatsverwaltung zu beobachten, 
nd; von allein, was für die Stände von befonde: 
vem Intereſſe iſt, die Abwefenden- in Kenntuiß u 
aD ſetzen; — ist j u \ —_ 
2) minder wichtige," theild die innere landſtaͤndiſche 
Polizei und Dekbnonie betreffende, theils vlos 
orbereitende, oder die Vollziehung landftändifger 
= 4 Beſchluͤſſe bezweckende Geſchaͤfte zu beſorgen 
Bin Beziehung auf die Verwaltung der Staatskaſ⸗ 
An fen, die den Staͤnden durch die Verfaffung einges 
raͤumten Rechte auszuuͤben; — 
4) In dringenden Faͤllen Vorſtellungen und Verwah⸗ 
sungen. bei ‚der hoͤchſten Staatsbehoͤrde "einzu; 
“ weichen; ; a Ä 
5) 18 oft die Umftände es erfordern, den König um 
Einberufung. einer außerordentlihen Ständeverz « 
- Sammlung. zu.biken; Ver Ko 
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. 6) die für die Staͤndeverſammlungen ſich eignenden 
Gefchäftsgegenftände, namentlich die Erdrterungen 
von Gefegesentwärfen, für die. kuͤnftige Beras 

F thung vorzubereiten; 

7 uͤber das geſammte Perſonale der ländſt ͤndiſchen 
Beamten und niedeten Diener, fo wie über die 
denfelben anvertrauten Amtsverrichtungen die Auf: 

‚ fiht zu tragen, für die Geſchaͤfte der. in der Zwis 

Schenzeit abgehenden Diener Amtsperwefer zu bez 
fiellen, auch ungetreue oder ſonſt fih vergehende 
Bi in den fih hierzu cigneuden Fällen den 
EGerichten zu übergeben, und ihnen — 
jedoch ohne Gehaltsverluſt die Geſchaͤfte abzus 
nehmen. 

. 308. Dagegen darf derfelbe ſich weder auf Ger 
Dre noch auf Steuervermwilligungen, noch 
auf Schuldenübernahmen, noch auf Militäraushebungen, 
hod) fonft auf irgend einen Gegenftand, welcher cind 
Verabſchiedung mit den Ständen IE el eine 
verbindliche Weife einlaffen. gr, 

. 309. Bei jeder Verſammlung de Sande hat 
* Vorſtand uͤber dasjenige, was er in der Zwiſchen⸗ 
zeit verhandelt hat, jeder in ſeiner Kammer, Rechen⸗ 
ſchaft abzulegen. 

$. 310. So lange ein Stähdemitglieh. einer allge: 
meinen - Ständeverfammlung. anwohnt, kann daſſelbe 
nicht wegen Schulden, wegen eines gemeinen Verbre⸗ 
chens aber, wenn es nicht uͤber der That betreten. wird, 
hir, nachdem die verfammelten { taͤnde durch die Be⸗ 
hoͤrde davon in Kenntniß geſetzt worden find, „ verhaftet 
werden. Außer der Zeit dieſer Anwoh mung ſind 
Mitglieder der- ſtaͤndiſchen Volksvertretüng, wie jeder 
andere, den allgemeinen Geſetzen unterworfen! 

8. 311. Die Standeverſammlung erhaͤlt einen ge⸗ 
meinfhafsfichen Arcchivar, und - ein 'gemeinfchäftliches 
Rechnungsperfonal, und jede der beiden Kammer noch 
2 beftändige Eonjulenten, und. 1;Sektetär, welche‘ mit 
einander die Verpflichtung zur Protokollfuͤhrung haben, 
jamme 4 Regiſtrator, der * zu den Expeditionen 


— 
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detgezogen werden kann, und die erforderlichen Kanzele 
liſten. 
8. 312. Die Conſulenten, Regiſtratoren und Kanzel⸗ 
liſten werden von den zur Zeit ihrer Beſtellung verſam⸗ 
melten Mitgliedern derjenigen Kammer, bei welcher ſie 
Dienſte zu leiſten haben, durch abſolute Stimmenmehr⸗ 
beit angenommen. Die Wahl des Archivars und des 
Rechnungsperſonals wird. der erſten Kammer überlaffen, 


Wird zu: einer Beamtenſtelle ein Mitglied der Staͤn⸗ 

deverſammlung gewählt; To. muß diefes, wenn c8 bie 

— annimmt, aus feinem Verhaͤltniſſe eines. Volks— 
elfvertreterd austreten. — 


6. 343. Die Ernennung der Conſulenten, des Archi⸗ 
Yard und der Regiſtratoren iſt der hoͤchſten Behörde jes 
desmal anzuzeigen, | | 


$. 314. Die Eonfulenten find verpflichtet, auf Vers. 


langen der einzelnen Kammern und ftändifhen Kommiſ⸗ 
fionen, oder auch außerhalb der Ständeverfammlung 
aus Auftrag des Ständevorftands, Gutachten zu erſtat⸗ 
ten, oder fonft fchriftlihe Ausführungen und Ausfersiz 

gungen zu entwerfen. in — 


6. 315. Die Entlaſſung eines. ſtaͤndiſchen Beamten 
wegen Untauͤchtigkeit oder eines den Dienſtverluſt begruͤn⸗ 
denden Vergehens, kann nur alsdann ſtatt finden, wenn 
bei gemeinſchaftlichen Beamten der beiden Kammern die 
allgemeine Staͤndeverſammlung in beiden Kammern, bei 
Beamten der einen und der andern Kammer, dieſe durch 
abfolute Stimmenmehrheit darüber erkannt hat. 


Ausnahmsweife koͤnnen zwar die Eonfulenten au 
ohne Anführung eines befonderen Grundes entlaffen wer⸗ 
den. Es ift aber in einem folhen Falle nit nur die 
Beiftimmung von drei Viertheilen der anwejenden Min 
- glieder in jeder Kammer erforderlich; fondern es müffen 
auch dem Entlaffenen zwei Drittheile feines Gehalte 
Bis ju anderwärtiger Anftelung als Penfion abgereicht 

. REN . n 


werden.  - . n - 
Dritter Wand. 16 
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6. 316. Die Annahme und Entlaſſung der ſtaͤndi / 
ſchen ————— ve gänzlich von dem Staͤndevor⸗ 


ſtande ab. 

6.317. Eine eigene ſtandiſche Kaſſe beſtreitet den 
Aufwand der. Staͤndeverſammlung und der. damit zunaͤchſt 
verbundenen Inſtitute. 


Hieher gehören insbeſondere die Reife s em. Taggels 
der jämmtlicher Mitglieder der Staͤndeverſammlung, 
dte Beſoldungen der landftändifhen Diener, die Beloh— 
nungen derjenigen, welche durch befondere Aufträge der 
Landfiände bemüht worden find, fo wie die etwa aufzus 
mwendenden Prozeßkoften, fammt allem, was das Lokal 
der Ständeverfammlung mit Einfchluß der für die land⸗ 
ftändifchen Offizialen nöchigen Arbeitszimmer, die. Keks 
zung derfelben, die Beilhaffung und Unterhaltung der 
dazu gehörigen Geräthfchaften, ein hinlaͤnglicher literas - 
riſcher Apparat und andere mit. einer Geſchaftsfuͤhrung 
verbunde Koſten erfordern. | 


6. 318. Die ftändifche Kaffe ift auf die allgemeine 
Steuerkaſſe fundirt, und bezieht von ihr die fuͤr ſie 
verabſchiedete Summe in beſtimmten Raten. * 


$. 319. Es ſteht dieſe Kaſſe unter der Aufſicht und 
— des landſtaͤndiſchen Vorſtands, welcher auch, vers 
möge Auftrags der -Ständeverfammlung, den Kaflenverz 
alter ernennt. 


6. 3%. Die unter hanienificher Anfahruns aller Eine 
nahme; und Ausgabspoften detaillirt zu führende Rech⸗ 
nung der. ftändifchen Kaffe wird von einer ftändifchen 
Kommiffion probirt. und nad gefchehenem Vortrage in 
der Ständeverjammlung juftifieiet, die juflificirte Rech⸗ 
nung aber. vollftändig -. den Druck öffentlich bekannt 
gemacht. . \ 
$. 32. An Diäten erhält jedes Mitglied der Stäns 
—— * Ruͤck ſicht auf Stand und Rang 
taͤglich — 
Fui Reiſekoſten ann jedes, fo. ‚lange bie Pofttare 
auf — — iſt, — auf die Meile anrechnen 
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\. ——— ausgfehtt - =. 
dem Landmarſchalle jährlih — ee 
dem Landmarſchallamtsverweſer — 

dem Landfchaftsdireftor —. .. ; 

dem Bierdirektpe — —⸗— 

einem Eonfulenten = \ 

einem Sekretär a 

dem’ Archivar — 

dem Regiftrator — | 

einem Kanzelliſten ⸗ 
einem Mitgliede der Etatskommiſſtein ·· — 
ber Staatsſchuldenzahlungsbehoͤrde ⸗ MEER, 
einem Kaſſierer — | En 2 
86. 322. Der Betrag fämmelicher Diäten und NRei⸗ 
ſckoſten der Ständemirglieder wird alljährlich auf die 
Amtspflegen. des Königreichs nad dem Steuerfuße befonz 
bers umgelegt. ee 2 


‚ Neuntes Kapitel. rn ade, 
Von Mitteln, die Verfaffung zu erhäften, 


. 323. Um die Erhaltung. der Werfaffung noch 
mehr zu fihern, wird eine gemeinfhafchche Behörde 
niedergejest, vor welcher diejenigen Stantsdiener und 
Ständemitglieder, die der Verfaſſung zuwider handeln, 
zur Verantwortung gezogen werden könnch, ‚und deren 
belehrendes Gutachten eingeholt werden kann, fo. o 
wilchen der Regierung und Landftänden eine Verfchier 
enheit der Anfichten über den Sinn und Inhalt der 
Verfaſſungsurkunde vormwalter! ru 
8. 324. Diefe Behörde beſteht: ME © 

aus einem Präfidenten, welchen der Rönig aus 
‚den Präfidenten der höheren Civil: und Kriminalgdrichte 
eriennt, nd 
aus 16 Raͤthen, wovon der. König die Hälfte 
aus den Mitgliedern der höheren: Eivil; und Kriminals 
gerichte, die Ständeverfammlung aber die andere Hälfte 
Gau Kammern zu gleichen Theilen) außerhalb Ihrer 
Mitte aus dem Adelz oder Bürgerftande wähle 

| 46* 
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Die fländifhen Mitglicder müffen ebenfalls Rechts; 
gelehrte feyn, und außerdem alle diejenigen Eigenfhaft 
ten haben, welche erfordert werden, um Mitglied der 
erftien Kammer feyn zu Lönneh. 


Die Ständeverfammlung wählt zugleich einige Stell⸗ 
vertreter für- den Fall des Abgangs eines oder des ans 
dern ftändiihen Richters während der Zeit, da dig 
Stände nicht beiſammen find, J 

$. 325. Saͤmmtliche Richter werden, beſonders auf 
- Unpartheilichkeis-verpflichtet, und können, gleich den uͤbri⸗ 
gen Juſtizbeamten, nur durch Urcheilfprudy ihrer Stelle 
als Mitglieder dieſes Gerichtshofs entſetzt werden, 
Nimmt jedoch eın — Richter ein Staatsamt 
an; ſo hoͤrt er dadurch auf, Mitglied dieſer Stelle zu 
ſeyn, kann aber von der a, die ihn ernannt hat, 
wieder gewählt werden. Eben fo tritt ein vom Könige 
ernanntes Mitglied aus dem Gerichte, wenn es aufhört, 
fein richterlihes Hauptamt zu bekleiden. 

Die ſtaͤndiſchen Richter erhalten feine fire Befols 
dung, ſondern nur mährend der Dauer der Sigungen 
die Diäten, melde die töniglihen Näthe, die mit ih⸗ 
nen das Gericht bilden, bei Berfendungen außer ihrem 
Wohnorte anzufprehen haben. 
* Das Ranzleiperfonale wird von ‘dem Präftdenteh 
Ans dem des Obertribunals gewählt. 

6. 326. a) Diefer gemeinfchaftliche Gerichtshof erkennt 

Ady) über Anklagen der Regierung gegen einzelne Mi 

glieder der Ständeverfammlung 
a) wegen anerkannt (ſiehe unten $.-334.) verfaßr 
fungswidriger Handlungen, 
) wegen der im 8. Kap. 5. 285. bemertten ne 
sehungen. 
Andere Webertretungen beftchender Strafgefege se 
sen den videntlihen Gerichten vorbehälten. 
B) Ucber Anklagen der Ständeverfammlung - 
a) gegen Minifter, wegen Kandlungen, welche den. 
Umſturz der Landesverfaffung, oder die Sant 


> 


\ 
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. sung ‚oder N einzelner. verfaſſungs⸗ 
mäßiger Volksrechte a unerlaubte Mittel, 
bezwecken, fo wie wegen jeder anerkannt (fiche' 
ee < 334.) verfaffungswidrigen Handlung. 9 
Ruht ein Verdacht dieſer Art auf einem Miniſter; 
fo hat die Staͤndeverſammlung denſelben durch den 
Landmarſchall davon in Kenntniß zu ſetzen, um ihm: 
Gelegenheit zugeben, den Verdacht von fih zu entfer⸗ 
;‚ nen, oder die Mihtbeobachtung der’ verfaffungsmäßigen 
Vorſchriften in einem befonderen Falle durd die Ums 
fände zu rechtfertigen. Erſt wenn die Hierzu beftimmte 
Zeit nicht von dem Miniſter zu feiner Rechtfertigung 
benutzt worden if, oder die-Ständeverfammlung dies 
Felde‘ ungenügend finder, hat die Anklage vor dem Ges; 
richtshofe fat. 
Segen andere Staatsdicner finder wegen Verlegung . 
ver Berfaffung eine Anklage: vor. diefem Gerichtshofe 
nur dann ftatt, "wenn die Ständeverfanmlung fid bei 
den, vor den vorgefenten Behörden. verfügten, Anotds 
nungen nicht beruhigen zu -tönnen glaubt, oder der Au⸗ 
geſchuldigte wegen dieſer Handinng ‚nicht. ſchon vor die 
erdentlichen » Gerichte: geſtellt, und: von dieſen beftraft 
aber freigeſprochen iſt ae ui wenn. 
Auch kann Mein Deni”Geheinentarhe untergeordneten 
Staatsdiener vor: Diefem Gerichte wegen’ einer Hands 
lung zur Verantwortung gezogen werden, die er auf 
WBefehl ſeiner dorgeſetzten Behörde vorgenonimen hat. 
BY ·AMeber Anklagen der Staͤndeverſammlung gegen 
einzelne ihrer Mitglieder und Höhere Officialen 
n: m. Wegen verfaſſungswidriger Handlungen. 
1326, 326.6) Von "dem Ausſpruche diefes Gerichtsho⸗ 
fes ſindet keine Berufling ſtatt ſondern nur folgende 
Rechtsmittel find: zutage) = nen 
a) Revifion mit Veränderung‘ der Referenten, 
h) Wiedereinfegung in den votigen "Stand, wegen 
neu aufgefundener Vertheidigungemittel. en 
$.. 327. Die Anklage und Vertheidung geſchieht dfs 
fentlich. Die Motocolle werden, ‚init den Abftimmuns 
sen and Beſchluſſen gedendt, — 
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6.398, Der Plännenk"Har wülber"elie mitzihlende 
noch eine entfcheidende Stimine. AN 
In Anklageſachen ee & Stimmengleicfeit, 
bie für den, Beklagten günftigere einung.” = F 
‚$. 329. Bei ‚jedem Beſchluſſe mu gleiche X 
zahl. von koͤniglichen Raͤthen und fa Niiern 
anweſend ſeyn. Eniſteht durch Zufall € ine Lüce, welhe 
nicht ſogleich durch, anderweitige —— oder Eintt 
des Stellvertreters ausgefuͤllt werben kann; fo sritt dee, 
jöngfte im — der üp — Site” * 
Doch darf die der Kia e ‚unter zwölf: ſeyn. * 
6. 830. Es werden jedesmal. zwei Referenten; sea 
fiel, Aſt sder erſte Referent ein ‚Königlichen Rath; . 10; 
muß der Eoreferent ein fänbifger Karsp- ſeyn, und; 
umgekehrt.. 
$. 331: Die ‚Ssrafbefugniß lieſe⸗ Gerichtshof” bes | 
Fchränfe fih auf Verweiſe/ Geldftuafen ,;: Suspenfion, 
Entfernung vom Amte, temporaͤre aber; hlebende ande 
ſchliedung von der Landftlandfhaftz 43 + J | 
Den ordentlichen : Kriminalgerichsen: bleibt es ‚Aber 
dieß unbenommen ‚2 gegen diejenigenyic welche diefer Ges 
richtshof verurtheilt hat, von Amtdwegenszu, verfahren, 
wenn das Vergehen ſich zu einer hoͤheren die Kompes 
Pen des Serichtchefet uͤberſteigenden, Tan: . 
seh» ai — puterio an 
In fo: fern Sach eläeineinen Senndfägen ‚eine. Ar Ä 
ae Bomann begruͤndet ft ,. fon. ſie auch von dieſem 
Gerichſshofeexkannt werden. 
$. 332. Wenns 96 ; erforderlich dt, Saynitenten zu 
beſtellen; ſo wahlt Ber: Gerichnohoi dieſelben ang dem‘ 
Närday; der, yininalsetichte, Der ‚Uinguifition, has jer 
desmal cin Dnigliches und eig; — Mitglied des 
Da, gnzuwohnen. die 
ün — De, vB Bi, "ufichenbe. Asolitionstgche 





ſolchen Fällen niemalß,.,.das, Begnadigungstecht 
up „dat * den Straferkenn Eller dieſes Gerichtsho⸗ 


Q weit ausgedehnt me wenn der Aug 
Fig, Aa “anf. u don dem Amte 
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gegangen iſt, der Verurtheilte in der von ihm bekleide⸗ 
sen. Stelle bleiben duͤrfte.. 5 ©° ° $ 
$. 334. Endlich ift diefe Behörde als eine" Verſamm⸗ 
fung von Männern, die in, Beziehung auf Einficht und 
Rechtlichkeit das, gemeinfchaftliche Vertrauen der Regiez 
zung and der Staͤnde befigen, die geſetzliche Stelle, des 
ren: pflihtmäßiges Gutachten: gefordert wird, fo oft zwi⸗ 
fhen der. Regierung und der Ständeverfammlung- dar⸗ 
Aber eine Verſchiedenheit der Meinungen obwaltet: 
a ren ‚die Verfaſſung beftimmt ſey oder 
eg de, — — as X Pa 
2b) ** eine Beſtimmung „dev Verfaſſuug zu erklaͤren 
a In best eh" Bra rn | 
Der Gerichtshof darf jedoch das Gutachten nicht und 
ufgefordertnerfiasten„ ſein Ausſpruch bat: nie die Wirs 
bung eines vichterlichen, Erkenntniſſes, und feine Erklaͤ⸗ 
sung nie die einer authentiſchen; der Ausſpruch kann 
nur dazu dienen, eine Ueberzeugung herbeizuführen, und 
dadurch eine freiw illige Uebereinkunft im Wege der Vers 
abfchiedung vorzubereiten... | 
Das Verfahren in einem folhen Falle ift übrigens 

. wie das in den, 65. 827; bis 380. vorgeſchribbene. 
8.335. Der Gerichtshof verſammelt ſich auf die Eins 
Berufung durch den. Praͤſidenten, welche dieſer fogleich 
u; bewerfitelligen. hat, fgp.oft er hierzu einen königlichen 
Dec durch den Geheimenrath, oder cine Aufforderung 
in Namen der Ständeverfammlung duch den Landmar⸗ 
Rsäu, ‚mit Angabe des Gegenftandes‘, der vor das Ges 
kicht gebracht werden fol, erhält.” Won letzterer hat der 
Praͤſtdent dem: Geheimenrathe eine Anzeige zu. machen, . 
REben ſo wird er den Landmarſchall, n die Res 
gierung einen, Gegenſtand an, das Gericht bringt, davon 
benachrichtigen. ge 21 
; Das Gericht loͤſt ſich auf, ſobald die Beſchluͤſſe über 
Sie Gegenftände, "wegen deren es vYerfammelt worden, 
ih, und die Entwuͤrfe der Erpeditionen‘ genehmigt 





“0 
ds Fra} 
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: Der Präfibent hat für bie Vollzichung der Befchläffe 
u forgen und in ———— das — wieder zu⸗ 
Fan ‚gu. berufen, 


Y 


SsHluh. 


6. 336. So wie dieſer Verfaſſung des Rönigreiche 
Wirtemberg die des ehemaligen Herzogehums zu Grund 
gelegt worden if: fo wird, wenn künftig in jenen früs 
— en Grundgeſetzen des Herzogthums Wirtemberg noch 

ſtimmungen aufgefunden werden, deren Aufnahme, 
ohnerachtet ihrer fortdauernden Anwendbarkeit und — 
einſtimmung mit dem Geiſte der —— — — 
fung, nicht zur Sprache gebracht worden iſt, 
ſtets geneigt ſeyn, di gr durch erafäiedung d der * 
faſſung ‚einverleiben zu laſſen. 

6. 837. Die Stellung Wirtembergs in ven — 

auf ſeine Verfaſſung gegen den teutſchen Bund, häng 
von den allgemeinen Beſchluͤſſen des Bundes uͤber ſeine 
Verhaͤltniſſe gegen die einzelnen Bundesſtaaten “. 





Mar gleich dieſe Verfaſſung für ein Grundgefeg zu 
ausführlich, befonders- weil man in Anfehung der Or: 
ganifation der Behörbey, ver Gemeinden u: ſ. w. eine 
Menge von Beftinimungen aufgenommen hatte, welche 
wohl in befondere Drgamifationsdecrete, nicht aber in 
das Grundgeſetz des Staatd gehören; und fehlte gleich 
in dem Ganzen die fireng logiſche Ordnung, innere Vers 
bindung der Theile und die Gleichmaͤßigkeit des Styls 
(weil wahrſcheinlich einzelne Maͤnuer die einzelnen Ab⸗ 
ſchnitte bearbeitet, oder doch revidirt hatten); ſo kann 
doch dieſer Verfaſſung im Ganzen der liberale Geiſt 
und die Ruͤckſicht auf die Fortſchritte des Zeitalters in 
Hinſicht der Begrundung und Sicherſtellung der buͤrgerli⸗ 
chen Freiheit nicht abgeſprochen werben. In einer zus 
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| Form fellte fie -Wenzenberg im 
teutfhen Beobachter, Jahr 1817 No. ‘505 bag, 
Ausftellungen gegen biefelbe und Prüfung berfelben, 
finden. fih im Oppofitionsblatte Jahr 1817, Ro. 
. 64 ff.; in der, Minerva 4847, Apr. ©. 166 ff., und 
in der, Jenaiſchen 2. 3. 1818, N. 85. Beſonders 
wurde die Aufftellung von zwei Kammern’ getadelt. 
Die Staͤnde Wirtembergs ſelbſt waren uͤber bie 
—— dieſer, von dem Könige vorgelegten, Verſaſ⸗ 
fung in zwei Theile getheil, Die Minderzahl derſel⸗ 
ben beabfichtigte bie Annahme berfelben, amd näherte 
ſich dem Könige und deſſen Miniftern. Allein die Mehr 
zahl. derfelben war gegen, die ‚neue Verfaſſung, und 
sıter derfelben befanden fich theils bie firengen Anhaͤn⸗ 
ger der alten Verfaſſung aus dem ſechszehnten Jahr⸗ 
hunderte, theils die Mediatiſirten, welche in der neuen 
Berfafflung: zu wenige Begünftigung erhalten zu haben 
vermeinten. Es erfolgten fogar (24. Apr.) tumultuas 
riſche Auftritte vor dem Sländehanfe,. ann * 
Fenſtereinwerſen I 
Die Feſtigkeit des Königs aber — von ie 
Ständen bis zum 4. Juny eine befiünmte Erklaͤtung 
für oder wider den Verfaſſungsentwurf, wobei er Lr⸗ 
klaͤrte, „daß, wenn derſelbe nicht von ber Mehrheit 
der Derfammilung angenonimen werben follte, er, wies 
wohl hoͤchſt ungern, die Hoffnung aufgeben müffe, die 
Verfaflung, auf dem Wege des Vertrages zu 
Stande ‚zu bringen; ımd, daß. er alöbatih zwar abs 
warten werde, welche Grundfäge von: ben zum teuts 
[gen Bunde gehörenden Staaten in. Beziehung ayf 
erfaffungen wuͤrden angenommen ‘werden, inzwiſchen 
aber fein treues Volk in. den bollen Genuß derjenigen 
echte ſetzen wolle, die ihm der Beinen 
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zafichere, in ſofern fie ſich nicht auf Riptaſemtation 
bezoͤgen.“ 
Allein auch dieſe Erklaͤrung war vergebene. — 
2. Juny erklaͤrten ſich 67 Stimmen gegen, und 42 
für wen Verfaſſungsentwurf, worauf der König die 
Verſammlung auseinander gehen ließ, und’ das ER. 
nach feinet gethanen Erklaͤrung regierte. — 

"‘? Da beteits das Geſetz über die Dreßfreigeit, 
weil- ed der Zeit nach der Verfaffung vorausging; . 
mitgetheilt worden iſt ob es gleich auch als erſte 
Beilage zum Verfaſſungsentwurfe wieder erfchienz 
+ fdfolgen noch die drei andern Statute, welche zus 
gleih am 3. mitg 1 1817 mit dem Berfoffungsentwurfe | 


— ER . Ä 


Ö Adelsſtatut, als Beilage des —X 
—* vom 3. Waͤrz 1817, 


L, Won vormals Heissrändifden Bösen ung 
Grafen. 


— * de vormals —— fuͤrſtlichen 
FR gräflihen Familien werden diejenigen gezählt, des 
ven Haupt auf Reichas oder Kreistagen,, Birils oder Eus 
tiat: Stimme hatte, wenn die Beſitzungen, auf denen 
die Stimmen ruhten, nun ganz oder zum Theil der 
Krone Wirtemberg imterworfen find. 

$. 2. Im Allgemeinenwerden ihnen alle — 
Rechte und Vorzüge zugeſichert, welche der ritterſchaftliche 
Adel des Koͤnigreichs durch dig) gegenwaͤrtige Verfaſſung 
gr) It;,. in Folge der teutfchen. Bundesacte werden aber 

e befonderen Kefe Derfälben auf folgende Art. feſt⸗ 
Befent: 
63. Jhr Antheil an der Landſtandſchaft wird in 
der- Verfaſſimgsurkunde beſtimmt. | 


> 
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6-4. Sie haben in bürgerlichen fowohl, als in peins 
lichen Sachen einen privilegivten Gerichtsftand vor deu 
noch zu beftimmenden Gerichtshoͤfen des Königreiche. 

F. 5. Sie find für fih und ihre Familien von det 
Militärpflihtigkeit in der Maße befreit, daß fie den 
‚gewöhnlichen Recrutirungsgeſetzen nicht unterworfen find. 


$. 6. Sie. haben zwar die. unbefhränfte Freiheit, 
ihren Aufenihalt, in jedem zu dem, Bunde gehörenden 
. gder mir deimfelben in Frieden lebenden Staate zu nehs 
men; dach koͤnnen fie,. als Staatsbürger, nur Eine 
Staate angehören, und es finden daher die beim ritter 
ſchaftlichen Adel $. 32 — 40. feſtgeſetzten Normen auch 
auf die "vormals reichsſtaͤndiſchen Fürften und Grafen 
ihre Anwendung. 


$. 7, In Hinficht auf Befteurung werden fie .diejes 
nigen Befteiungen genießen, welche der privilegirteſten 
Klaſſe im Staate verfaffungsmapig zukommen. 

0 Wo ;aber, fein Privilegium irgend einer Klaffe vor—⸗ 
Liegt, werden fie dem übrigen Adel gleihgehalten. 


$. 8; Es kommt ihnen die bürgerliche Gerechtigkeits⸗ 
pflege in erſter, und wo die Beſitzung groß genug iſt, 
auch in zweitet' Inftanz, fo wie die peintiche Gerichtsr 
barkeit zu. Sie haben. diefelbe jedoch nah Vorſchrift 
der’ Landesgefrge auszuüben, - und find hierbei der Obers 
aufſicht der Föniglichen Behörden unterworfen. ' 


, 


, $&.9. Um ‚die Kivilgerichtsharkeit in erſter Inſtanz 
nach den, Geſetzen des. Koͤnigreichs auszuuͤben, find nicht 
nur nad) der gegenwaͤrtig in demſelben beſtehenden Ges 
richtsperfaſſung dig ‚inftruivenden Gerichte gehörig zu bes 
fegen, fondern auch desernivende anzuorönen und zu bes 
jolden, | — 


die zur Verwaltung der Gerechtigkeitapflege beſtin N. 
ten Beamten müffen von der betreffenden königlichen.‘ 
Hörde geprüft, und dazu tüchtig erklärt worden feyn.. , 
Die fs hat das koͤnigliche Dber / Juſtizcol⸗ 
legium, wohin auch- der ‚Appellationdgug ‘geht. - 


\ 
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— 6. 10. Wo die: Yefigung groß genug iſt, um wc 
ner zweiten Inſtanz berechtigt zu feyn, wird die Kivi 
gerichtsbarkeit diefer Inſtanz durd ein förmlich conft 
zuirtes Collegium, unter dem Namen : ae 
u,. Höniglih Wirtembergiſche, Fuͤrſtlich-Graͤfliche N. N, 
JIuſtiz⸗Kanzley DEN 
von .gefesmäßig qualificirten Perfonen verwaltet werden. 
Diefes, Collegium ift mit einem Dirertor und wenigſtens 
6 NRäthen zu befegen, weldhe in Beziehung auf ihre 
Dienftverhältniffe den ein höheres Juſtizamt bekleidenden 
koniglichen Dienern ganz gleichzufichen find. Zu. 
F. 41. Bei diefen Collegien mäffen St 
#4) die für die Juſtizverwaltung angeftellten ndivis 
ducn, nah Berichtigung des Qualificationspunctg 
— bei dem, föniglichen Dber s Appellationd; Tribunale, 
a. buch den Weg des Juſtizminiſteriums die Genchr 
migung erhalten. Era 


5 


— ftigbeamten werden von dem Patrimonial s Ge 

tichesheren ohne beſondere Beſtaͤtigung ernannt 
jcdoh Hat die Mediat⸗ Juſtizkanzley bei Verpflich⸗ 
sung und Einmweifung folder Subjecte die Beweife 


über. bie zu ihren Stellen erforderliche. Auyalificag 


’ tion ad acta-zu bringen, und jährlih dem fönige 
+... lichen Ober -Appellations » Tribunale. eine Lifte dary 
über. vorzulegen. 


‚ 3) Diefem koͤniglichen Collegio koͤmmt es, überhaupt - 


zu, von. den Neten der Mediat-Juſtiz-Kanzleyen 
Kenneniß zu nehmen, Vifitationen anzuordnen, und 
insgemein alles dasjenige zu verfügen, was dem 
Begriffe einer DOberaufficht über die Juſtizpflege 
entſpricht. | ee | 
6. 42. Den für die zweite Inftanz in Civilſachen 
nledergeſetzten fürftlihen und geäflichen Juſtiz⸗ Canzleyen 
kann, in ſofern die dabei angeſtellten Raͤthe für das 
Kriminalfach die gehörige: Tüchtigkeit haben, auch bie 


Ausübung der peinlichen Gerichtsbarkeit Übertragen wers 


den. Sie Haben aber ‚bh jedem Kriminalfalle, dic &ig 
f | | 


+ 


AN 


— m 


. 9) Die Subalternen in den Kanzleyen und die, Ju⸗ 


24 


— 


am’ GSchluſſe verhandelten Acten ſammt dem Strafer 
fenntniffe, vor der Publication des letztern, am das E64 
wigliche Kriminal Tribunal zur Beftdtigung einzuſenden; 
fo wie fie Aberhaupt unter der Oberaufficht: diefes Tris 
bunals in. allen die Kriminal: Gerichtsbarkeit "betreffenden 

Angelegenheiten ftehen. 0a 8 

Das Degnadigungsrecht fommt dem Könige allein zu, 


6.43. Wo für die Ausübung der Kriminal⸗Gerichts⸗ 
barkeit in den fürftlihen und gräflichen  Befigungen kein 
mac) den vorftehenden Beftimmungen befegtes Collegium 
beftcht, haben jich die aufgeſtellten fürfllihen und graͤfe 
lichen Juͤſtizbeamten auf die Unterſuchung der zur hoͤhe⸗ 
ren Eognition fi eignenden Straffälle und auf die Aus⸗ 
Abung der niedern Strafgewalt innerhalb derjenigen Grenz 
gen, welde dem: koͤniglichen Beamten vorgeſchrieben find, 
zu ‚befheänten.  : E gu 


In jedem Falle bleiben Strafverfügungen wegen Vers 
Kesung der. Staatshoheitsrechte umd wegen Hebertretung, 
ber ſich darauf beziehenden Verwaltungsverordnungen der 
£öniglichen Behörden ausſchließlich vorbehalten. 


5.14. Das den Fürften und Grafen zuftehende Recht 
der Ortspoligey, ſammt der Aufficht Über die Gemeinde; 
Berwaltung, über das Vormundſchafts⸗ und Euvatelwes 
fen und Über die Verwaltung der milden Stiftungen, 
wird durch die von demfelben vorſchriftsmaͤbig zu beſtel⸗ 
lenden und zu beſoldenden Beainten nad) den koͤniglichen 
Geſetzen und Verordnungen, fuͤr deren Vollziehung dieſe 
verantwortlich ſind, unter der Oberaufſicht der betreffen⸗ 
den koͤniglichen Behörde und innerhalb der den Lokal⸗ 
Obrigkeiten börgezeichneren Gvenzen ansgelbn 


j + R f 
.. Wird in einem fürflichen oder, gräflichen Patrims⸗ 
nialorte die Stelle des erften Ortsvorſtehers nicht von 
einem im Orte wohnenden grundherrlihen Beamten bes 
Heider, welcher von der Grundherrſchaft beſoldet wird; 
ſo Peoiei £8 bei der verfaflungsmäßigen imung 
aß cin folcher Vorſteher von der Gemeinde unter Lei⸗ 
tung des Töniglichen Oberamte zu wählen, und von dem: 


— 
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ſelben unter — mit der Grundherrſchaft zu be⸗ 

ſtaͤtigen iſt. | 
: 45. Saͤmmtliche in den vorftehenden Ariikein Ges 
geihneren patrimonial s herrſchaftlichen Rechte beziehen 
fi nur auf den Fall, wenn die fürftlihen oder graäffis 
hen Befißungen einen gejchloffenen Jurisdictionsbezirk 
Bilden... Sind hingegen gutsherrliche Hinter ſaſſen mit 
Eöniglichen unmittelbaren Unterthanch ih einem und dems 
ſelben Orte vermilcht; fo kann die Ausübung einer. Paz 


‚seimonial s Scrichrsbarkeit neben der königlichen Jurisdie— 


tions; und Polizepgemalt nicht Statt finden. Wird an 
einem Drte die Parrimonials Gerichtsbarkeit vor mehrer - 
sen Patrimonial + Herren gemeinſchaftlich befeffen; fo has 
"Ben diefe fih wegen Aufitelung eines gemeinichaftlichen 
Beamten zu vereinigen; Bleibt die Stelle wegen Manz ' 
gels, einer ſolchen Vereinigung zwei Monate lang unbes 
fest; fo falle die Ernennung des Beamten für dleſen 
Fall dem Könige anheim. 


F. 16. Die Forftgerichtsbarkeit wird den Farſten unb 
Grafen, in ſoweit fie ſolche zur Zeit ihrer Unterwerfung‘ 
unter die Eöniglihe Staatshoheit rechtmaͤßig hergebracht 

ben, in ihren eigenen, geſchloſſenen Jagdbezirken, und 

ber ihre eigenen fowohl, als die zu ihren Beſitzungen 
gehörigen Gemeinde s, Stiftungsz, und Privatwaldun⸗ 
gen mit der Verbindlichkeit, fie nach Vorſchrift der koͤ— 
niglihen Sefege und Verordnungen auszuuͤben, und uns 
ter der Oberaufſicht der königlihen Behörden, eng für 
dic Zukunft. zugeftanden. 


Sie haben übrigens alles dasjenige, was die Verfaſ⸗ 
ſung gegen die, willkuͤhrliche Ausdehnung der den koͤnig⸗ 
lichen Forſtbeamten anvertrauten Forfts und Jagd Pos. 
—* gewalt beſtimmt, auch in Hinſicht auf ihre hieher 

einſchlagenden - parrimonial s herrſchaftlichen Rechte zur 
Richtſchnur zu nehmen. 

$., 17. In Hinſi cht auf die Verhaͤitniſſe der faͤrſtli⸗ 
chen und. graͤflichen Beſitzungen zur geſammten Staats— 
verwaltung, verbleibt es bei der gegenwaͤrtigen Einrich⸗ 
sung, vermöge welcher, die in einem Oheramte zugethell⸗ 
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en Patrimpnialorte in allen. -Kegimals; Militär :,; Por 
lizey⸗ und’ Commun: Defonomiefacdhen , fo wie in lands 
ftändifchen. Angelegenheiten als integrirende Theile der 
Oberamts⸗Koͤrperſchaft anzuſehen und zu behandeln fi find, 


Der tönigliche Oberbeamte ift in allen, feinem Obers 
—*8 einverleibten, Patrimonialorten die. denjelben 
zunaͤchſt vorgeſetzte Stelle, welcher die Ausuͤbung und 
Wahrung der landesherrlichen Hoheitsrechte in dieſen 
Beſitzungen, und die Oberaufſicht uͤber die untergeords 
neten Verwaltungsbehoͤrden anvertraut iſt, an welche die 

grundherrlichen Beamten alle zur hoͤheren Cognition ſich 

eignenden Gegenſtaͤnde zu bringen haben, und durch wel⸗ 
che die — und andere landesherrlichen Befehle 
und Verordnungen bekannt au machen und zu vollzichen 
fi. 

Es Fan‘ daher auch kein gandherrlicher Beamter, 
ohne befondere Dispenfation, — des DL 
aitt⸗ feinen Wohnſitz haben. 


6. 18. Sollte ein fuͤrſtlicher oder" gräflicher ulebe⸗ 
— durch die gegenwaͤrtig beſtehende Oberaͤmtereinthei⸗ 
lung in Ausübung feiner gutsherrlichen Rechte zu ſehr 
gehindert oder belaͤſtiget zu ſeyn glauben; jo bleibt dem⸗ 
felben unbenommen, feine — hieruͤber bei der 
Behoͤrde anzubringen. 


$. 19. Uebrigens wird den Steffen und Grafen ftei⸗ 
jeftelle, durch Verzichtung auf die nach den vorſtehenden 
eſtimmungen auszuuͤbende Patrimonials Kerrlichkeis; fi 
derjenigen Rechte rheilhaftig zu machen, welche den übrir 
gen ritterfchaftlichen Gutsbefißern in dem zweiten Ab⸗ 
fchnitte des Statuts $. 57. bis $. 63. als Surrogat 
der Purtinionials Berichtsbarteh zugeſichert worden ſind. 


I, Bon der Ritterſchaft. 


20. Die Vorrechte eines Mitglieds der Ritter⸗ 
FR des Königreichs gründen ſich auf den Befig eines 
adelihen Ritterguts und. den erblihen Adeisftand des 
Beſitzers. Beide Erforderniſſe find ungertvenhfat, 


Betr MWirlembeg: 


Ueber ſaͤmmtliche adeliche Ritterguͤter fol eine Mas 
trikel errichtet werden. | | 
6. 21. An diefe Matrikel find. diejenigen Güter auf? 
zunehmen, welche entweder als der vormaligen unmits 
teldaren Reichs sRitterfchaft einverleibte Kittergäter ans 
erkannt, oder, wenn fie landfäßig waren, als privilegirte 
adeliche Freiguͤter behandelt worden find. 
$. 22. Andere Güter, die dermalen nicht in die rit⸗ 
terfchaftliche Matrikel aufgenommen find, können zu jes 
der Zeit vom Könige zu adelihen Gütern mit den, nad 
der Verfaſſung damit verbundenen,. Rechten in Hinſicht 
auf die Landfchafs erhoben werden. Aber nur ein Ges 
feg kann ihnen die übrigen Rechte und Zreiheiten ritz 
serfchaftliher Guͤter verleihen. = f 
$. 23. Der Beftand der immatriculirten Güter ſoll 
Hiche vermindert. werden. _ | 


$. 24. Mit dem Inftitute der ritterſchaftlichen Mag 
trikel iſt auch eine. ritterſchaftliche Hypothekenanſtalt iu 
Verbindung zu ſetzen. | 
$. 35. Perfonen ‚vom Bürgerftande find zwar von 
Erwerbung eines Ritterguts mit den damit verbundenen - 
Realrechten und Reallaften nicht ausgefchloffen. Sie 
werden aber der Vorzüge eines Mitglieds der Ritters 
Schaft nicht theilhaftig, che fie in den erblihen Adels 
fand aufgenommen find. Br ——— 
$. 26. Ale Familien⸗Inſtitute der Ritterſchaft, als 
MPrimogenitur, Majorate, Seniorate, Fideicommiffe, Vers 
erbungen in Stammgutsweife, werden erhalten. Jedoch 
bleiben. | | 
a) diejenigen Veränderungen, welche nad ‚dem 22. 
April 1808 durch gütlihe Erbtheilung, Uebergabe, 
Vergleich oder rechtskraͤftige Erkenntniſſe vorgegans 
gen find, und Ä 
5) Veräußerungen jeder Art, namentlih auch Ver—⸗ 
pfändungen, welche während diefer Zeit von dem 
Beſitzer des Fideicommiſſes auf eine durch die Verr 
ordnung var 22. April 1808 und deren Made 
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trage gebilligte Weiſe — —— woerden find; 
in ihrem Rechtsbeſtande. 
In ſofern es ſich aber mit OR —— der 
— vereinigen laͤßt/ behalten die in⸗ 
zwiſchen verpfaͤndeten Stammguͤter —* ** 
miſſariſche Eigenſchaft beii. 
$. 27: In Anſehung derjenigen Faͤlle, too: feit * 
April 1808 der Beſitz eines Fideicommis + Gutes 
= odesfal eröffnet worden iſt, ohne daß bis. jegt 
durch guͤtliche Erbtheilung, aaa Rergleig ode 
durch ein rechtskraͤftiges Erkenntniß uͤber die Erbfolge 
etwas beftimmt worden wäre, bleibt es * —3 vor dem 


22. April 1808 beſt andenen Rechte: Nor mꝰe— 


$.,28. Macht ein. "Mitglied. der Ritter ft. in: Zus 
kunft von dem Rechte der Autor *5 ſo wird 
zur Guͤltigkeit ſolcher neuen Fam — and Stifs 
ungen erfordert, daß fie der zu —— ri terlichen 
Stelle, "welche mit der betreffenden Im inal / Stelle 
in iu — hat, sch, Cog ist. por delcaß 


VUebrigens b it der KRitterſchaft — 2 ten, "eben 


fo wie andere Be —28 in den eignen 


den Fällen in Gemäßheit Mn as F hen, Be, 






von Todeswegen Verordnu 


29. Kntheil 
nn aM d Ne A 
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$..30.. Sämmeliche Misglieder.ider Rirterfchafe 
Bichen es ſi 32* — — I 
are er ——— nin 

$. 31° itter ſthern ofte frei, in a 
zum teutſchen Bude gehdrigen u, nn en im 
Frieden lebenden Staate —* temiporäten: Aufenthalt 
gu nehmen. ur haben: fie hiervon jJedesmal die Ans 
zeige zu machen! und von dieſem Rechte keinen Anden 
als mir der Verfaffung vereinbarlihen Gebrauch zu machen) 
— ——— 

t rige n eErlaub 

neben dem ———— er ae " 5 

Dritter Banb. 


ar tor gelernt 


u fremden Staates: erwerben 
beibehalten. rer wer i 


eim Risterginteböfigee in verſchiedenen 


ne X onn 

— are iſt ſo hat derſelbe ſich fFuͤr den einen 
oder den andern — 
als Staatsbuͤrger in vollem anzugehoͤen 
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iten, die theils n Be— 

fen Verwaltung, theils wahren 
lts im nigrriche/ F 
thanen entſtanden find, den - m embergi 

gerichtlichen und Vetwaltungsbehoͤrden Unterworfen; wes⸗ 

he langeren nicht; Felde, gegenwaͤrtig ft, einen 

Stellvertreter fuͤr ſich · zu beſtellen Hab, weldyem man 

Gutsbeſitzer angehende gerichtliche und außergeriches 












«Barfünnngen mit wechsliher Wirkung) einhindigen . 
kanmam uf Dunsds® milındninısu guest 96 sim ala 
33% 9 36h Einifohchen im reichen Begütürter auslaͤn⸗ 

r Rittergute beſcher riſt aͤbrigens ſowohl in Anſehund 

liegenden Gra de; als Auch di anti garen 
$ vr — ‚su oe 
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Gute gehörigen Fa rnißſtucke Und Activ⸗Capitallen, den 
Wirtembergifchen Geſeen und Behörden unterworfen. 
Namentlich ann das Gut und deifen Zugehörde weder 
bei Erbtheilungen, noch bei Beitellung der vormundfchaftr 
Iihen Adnıinijtratioh, unter einen fremden Gerichtszwan 8 

gezogen werden, es wäre dein, daß befondere Verträge 
mit dem Ötaäte, welchem der Girtshefißer als Stadts: 
buͤrger zugehört,- eine" atidere Beſtimmung hierüber ent⸗ 


hielten. 

—* 37. Geht das Rittergut Mach dem Tode des Bes 
ſttzers auf einen auswarts angeſeſſenen gefeßlichen Erben 
über: ſo tritt dieſer in die nämlichen Nechtsverhaltniſſe 
ein, ohne daß wegen dieſes Nitterguts ein Erbichaftsz 
‚abzug von ihm in De fönnte, ,_ Si 

> Er kann jedoch/ nach Aufkuͤndigung feines auswärti 
ge Singer, die Aufnahme in das items 

ergifehe volle‘ Bürgerrehe nadjüchen, welche im hie 
erfchwert werden ann. 6 
88. Eben dieſes iſt der Fall wenn der auswaͤrts 
angeſeſſene Gutsbeſitzer ſeinem geſetzlichen Erben fein 
Konigreiche Tiegendes Gut th end ſeiner Lebenszeit 
abtritt. u BR OT REN in eh “ 

— —— die in den Verhaltniſſen ‚eines, frem⸗ 
den Staatsbuͤrgerrechts ſtehenden "Ri tergutsbeſtzer alle 
auf dem Gute haftenden Verbindlichkeſten in dem Lande 
zwievfällen Haben ; fo konnen durch ihre Rentbeamte auch 
alle hiernach bemerkten Nechte ausgeiibt werden, 

840, Der ritterſchaftli a ft, wenn er auf 
ſeinen HR Ritterg tern wohnt, von der n⸗ 
rn ee eg 
jr: Al. ‚Die ven abelichen Gutsbeſthern, ſo wie den 
Gemeinden und Privaten ‚aufgelegte Betällftener; wird 
vom Nächten Eratsjapr 1835 an fuspehdirt, bis die 
Grundjäge der Bofteuruhg | überhaupt Feitgefent feyn 
werden, waͤhrend jetzt fchon ihre e Buläßigkeie 
verfaffungsmäßig anerkannte wird dB 


5.749 Die Mitglieder ver’ HH date m : RR, 
— in Bett Dr mieen a0 3 —— 
4 


\ 


260 : rer: Wirte mberg. zron 


Doch wird mit den im nenden ‚Abel 
Sud, m deren B A nen ma geiche mie i 
ven Befigungen in einem rg u aneinanz 
der ſtoßen, wegen’ einer jä ‚ai den, a 
ie Se ws in H, —* dr ‚di De J 
omie en beſtimmten, au ge er 
hiffe he Biffige —— Pu He — ey 
n. Anfehung der vor dem S eich 
hen Kideiden Senn, der — 
ar —I *68 et hat der Ale 


in einer un — 
auf Amts iger um] age a —— ii 
eit und andere ähnliche Reallajten an 
anzufprechen. 

$. 44. Die, zu den immatriculict * Keen * 
Feige vormals ſteuerfreien Auen 
en, bis zur ‚Rectification des Steuerjpfteng,, u 
hisherigen Normen carajtrirt. Jedoch ſind 





— 1 1 Le 
*8 





4) die Beſchwerden derjenigen, welche durch die Art, 
wie ihre, ataſtrirt worden, werlest zu ſeyn 
glauben, ation, unverzüglich der genaues 


fen —X ng zu —— er das erfun⸗ 


557 — henen Yen Bellen in 


— ꝛd u 5 
vorhin heweſenen rit erfchaftlichen 

* chloͤſſer ei dazu, gehörigen — mit 
a der —— de, ſind von der ot; 
dentiichen Beſteurung ganz vey zu | SA, 

3) in Anfehung- der Übrigen hat es dabei 
den, daß von dem Eatafter di 55 ft * 
Lehenguͤter ‚ein Drietheil, A em der A - 
dialgůter Fin Achttheil ohne —8* 


6. 45. Mit dem auf ſolche Are "gebildeten. ‚Steuer; 
* der adelichen -Rittergüter. haben: die, Beſitzer an 
allen allgemeinen Landesanlagen, es mag der Betrag in 
eine entralz Kaffe fließen, oder ‚dev Aufwand für eine 
allgemeine Pan —* OR Non eine andere allgemeing 


eisen, 


J 
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Staatslaſt auf die einzelnen Amtskorperſchaften gelegt 
werden, verhaͤltnißmaͤßig beizutragen. 


5 46. Insbeſondere haben dieſelben an allem Mili⸗ 
taͤraufwande, namentlich an den mit Geld auszugleichens 
den Quartiers und Militaͤr⸗Vorſpannskoſten, ohne Ruͤck⸗ 
fihe, ob dieſe ein Gegenſtand einer allgemeinen Landes: 
oder nur einer Oberamtsvergleihung find, ihren Antheil 

zu übernehmen. Ä | 


| $. 47. Von der Naturalleiftung in Hinſicht der Quar⸗ 

tiers: und Vorſpannslaſt iſt zwar der adelihe Ritters 
gutsbefiger befreit; doch kann er fih nicht entziehen, in 
außerordentlihen Mothfällen an der Natural⸗Quartiers⸗ 
laſt Theil zu nehmen, und andy fonft, wenn er auf feis 
nem Ritterfike eine eigene Kaushaltung hat, den coms 
— Officieren gegen Verguͤtung Quartier zu 
geben. 


$. 48. Ber Naturalien⸗Requiſitionen bleibt es def; 
fen Willkuͤr uͤberlaſſen, ob er feinen Antheil felbft ablie: 
fern oder an Accorden, welche von den DOberamtsvorftes 
hern gerwoffen werden, Theil nehmen will. 


$. 49. Zu den eigentlihen Amtstörperfhafts: und 
Gemeindelaften können die Befiger der immatriculirten, 
vormals ftenerfrei gewefenen Nittergüter nicht beigezogen 
werden, und da fie aus gleihen Gründen auch an den 
Amts; und Communfhulden feinen Theil nehmen; fo 
ift ihnen an allen Leiſtungen, welche fie in Verbindung 
mie den Amtskoͤrperſchaften zu tragen haben, ihr Anz 
theil jedesmal volljtändig zuzufcheiden, wenn gleidy in 
einzelnen Fällen die Oberamtsvorſteher fih veranlagt fins 
den follten, die auf die Amtspflege fallenden Kofien zum 
Theil durch Ein Anlehen zu beſtreiten. 

$. 50. So wie die Berechnung deilen, was der Ber 
fiser. eines Ritterguts von. jeinen vormals, fteuerfreien 
Srundftücden nad) der Repartition der, ihn. betreffenden 
—— zu entrichten 8 er unmitt dr 
Hbctämte zugefhiskt wird; fo hat er auch Jeine Schul; 
Sigel —2 zur — je bezahlen. 


“ 
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Wenn wegen Pr den SE it ange⸗ 
henden öffentlichen, Aalen, eine Amtsverſammlung abg 
halten wird; fo it demſeiben hiervon jedesmal Nachricht 
zu ertheilen , um den: Verhandlungen ſelbſt anwohnen 
. und fein Intereſſe hierbei wahren, oder cinen Bevoll⸗ 
mädtigten hierzu aborönen zu koͤnnen. Auch wird ihm 
jederzeit geftattet, von den bei ber Hepa:tition, 'naments 
lih bei den Kriegskoftenumlagen, zu Grunde ‚gelegten 
Documenten Einficht zu nehmen. 


$. 51. Den Befigern immatsisudigtge. Risgergiie: Aoich 
in Bezichung auf. die dazu sehöuigen. weh ien Zink 
— zugeſtanden :;: + ty u u 

N» die Holzſchlaͤge durch eigene auf wie Beobachtum | 

der. Forfigefege:, oberforftamtlich zu beeipigenden 
; Officialen forftmäßig zu veranftalten; 

2). das Gras, Laub und die Weide in diefen Walz 
dungen fammt den Aecckerich, wo diefes nicht zum 
föniglichen Wildbannsrecht- gehört, nach eigenem 
Ermeſſen, unter Beobachtung der gefeglichen Vor— 
fhriften und Berädjihtigung der etwa darauf 
haftenden Servituts : Rechte zu benuͤtzen; 

3) die jungen Schläge gegen das nachtheilige Einweis 

den und Grafen zu verhängen und wieder zu öffnen; 

4) den durh ihre Jaͤger und Holzwaͤrter entdeckten 
Waldfrevlern, welche durch unerlaubtes Holzhauen 
oder andere der Waldceultur ſchaͤdliche Exceſſe ſich 
vergangen haben, die geſetzlich beſtimmten Wald; 
rugungen durch ihre Beamten anſetzen und einziez 
ben zu laſſen. 

6. 52. Sie find hingegen —— über ihre jähes 
lid, vorzunehmenden Holzſchlaͤge jedesmal den geſetzlich 
vorgeſchriebenen Kolzbevicht an dasjenige Ober /Forſtamt, 
in deſſen Bezirke vie Baldungen liegen, zur hoͤhern 
Genehmigung einzuſenden. 
| Auch Bleibt Aberhaupt den Eoniglichen Stellen die 
Höhere Aufſicht über die Waldcultur und Waldöfonomie, 
und die Einfprahe gegen eine ordnungsmwidtige Wald⸗ 
wirthſchaft vorbehalten, und hat daher das Ober forſtamt 





Abeleſtatucydorgi Moaͤrz 1817. 268 


sie Befoenißdien auf den Holzbericht ratiſieitten Holz⸗ 
Schläge duch das uf et Forſtperſonal " jedoch 
ohne Verurſachung einige Koften , eontroliven zu laffen. 
8⸗ 5. Waldqu tungen ſind den ritterſchaft lichen 
Waldeigenthuͤmern — als andern Staatsangehoͤ⸗ 
rigen, ohne beſondere Cognition der. höheren koͤniglichen 
Stellen, erlaubt. . 
$. 54. Werden Waldfrevfer in den ritterſchaftlichen 
eigenen Waldungen von den koͤniglichen Zorftbedienten, 
welche mit den gutsherrlichen Holzwarten in dev Walds 
huth eonieutriren ‚ angetroffen; jo wird zwar die Strafe 
von dem Oberforſtamte angefetzt, der Betrag aber if 
dem Waldeigenthümer, in foweit er es N rer 
bracht hat, nad) Abzug ‚der Anbringegebuͤhr hinauszu: 
gaben aa a Be ke Aa 
6.655. Für die oberfor es Aufficht haben die 
Eigenthämer der ritterfchaftlihen Waldungen unter Ecis 
nem, Titeh etwas zu entrichten. u 
—Neber die, Stammmiethe, als Abgabe, und deren 
gaͤnzliche oder theilweiſe Aufhebung wird bei verfaſſungs⸗ 
mäßiger Regulirung der Abgaben entſchieden werden. 
rg, 56. Dem Nittergursbefigern wird die Patrimo⸗ 
nial⸗Gerichtsbarkeit in Inſtanz, ‚und die Ortspo—⸗ 
nſey in ſoweit uͤberlaſſen, als die' gleichen Einrichtungen, 
wie ſie bei dem vormals reichsſtaͤndiſchen Adel vorgeſchrie⸗ 
ben ſind bei ihnen ſich ausführen laſſen, und ‚fie zu 
Küng’ derfel en Bedingungen! ſich verbindlich machen. 
Unter diefer Vorausſetzung wird ihnen auch die Aus⸗ 
ubung der Forſtgerichtsbarkeit Mit dem Recht, Yagdfres 
vehubis auf eine Geldſtrafe won‘ 10 Guldenüabzurägen, 
ſoweit fie: ſolche hergebracht ·haben, zugeſtauden Koͤn⸗ 
nen fie aber jene Bedingungen micht erfuͤlen oder mol: 
len ſie auf die Patrimonial sGerichtsbaöteillBerziäht lei⸗ 
ſten; fo werden ihnen folgende Rechte eingeräumt: 
567. Es hat maͤmlich 46 
4) jeder Beſitzer eines immatriculirten Ritterguts das 
Recht, Lben ſo wie bes” dermalen von den koͤnig⸗ 
Aichen Kameralbeamten geſchieht, die mit dem Gute 
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verbundenen liquiden Gefaͤlle in efeglicher Drbs 
nung executoriſch beizutreiben. 
MIGROS EEE | 
2) Die Nittergutsbefiger genichen in Hinſicht diefer 
Gefaͤlle die nämlihen Vorzugsrechte, wie die Br 
niglihen Kameralaͤnte. Y 


"u Me ap 
3) Auch wird ihnen auf dem. Vermögen ihrer Beam⸗ 
ten und Verwalter, wegen aller aus der Gutsverz 
Mwaltung entfpringenden Berbindlichfeiten, eben das 
‚gefeglihe Pfandrecht, welches den Gemeinden zu⸗ 
ſteht, eingeraͤumt. —— 
NET ar nd 
4): Innerhalb des Umkreifes ihrer Schlöffer haben fie 
das Recht der medern Polijey mit der Befugniß, 
‚ Strafen bis. auf einen Meinten Frevel anzufesen, und 
den Betrag für fich einzuziehen. Sie find jedoch 
in Hinſicht auf jene der oberamtlichen Diſtricts 
Polizey untergeordnet, und gegen ihre: Strafan⸗ 
ſaͤtze ſteht dem Geſtraften der Recurs an F hoͤ⸗ 
here Stelle offen. * ‚Beziehung auf die Feuers 
volizep „find ihre Wohnungen ‚der, Vifitatian, der 
Oher feuerſchau unterworfen, welche ihnen; über die 
erfundenen Mängel eing Auszug aus: dem Viſi⸗ 
„sation ; Protocolle miszurheilen,. und, , wenn, dens 
felben nicht ‚in gehöriger Zeit -abgehelfen wird, dem 
Oberamte davon Die Anzeige zu machen hat, 
I ——— — 6, 6% Brite. 6 rt 
I inſicht auf die Ortopoltzey und: die Gemeinde⸗ 
nm Ölongmie,ibes Kirchen⸗ und Schulweſen, und die 
Berwauung der milden ‚Seiftwigen in den porma⸗ 
ligen Pattimonialorten, wird den: Mitgliedern bey 
Nitsbeichaft zugoſtanden Dapifle: 01:5.) 
8) die gniß haben, den Vogt⸗Nuͤggerichten, 
ao an te uud. Medicinal s Bifitatios 
Ren, fe wie. den Abhoͤren der Semeinde⸗ und 
Sk ungs/ Rechnungen; ſelbſt oder durch ihre 
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* anzuwohnen; 
daß ihnen, wenn ſie in Orte gegenoartig Ai, 
“oe ehe Orte anweſenden Beamten,* von 
allen auf gedachte Gegenſtande ſich beziehenden 
. Verfügungen zu vechter. Zeit Nachticht Sage: 
3” ‘werden ſoll, * 
ur —* frei" fteht, in Bezlehung 
Gegenftände entweder ** od * ie ihre 
en beauftragten Beamten, Erinnerungen 
: and Wuͤnſche den königlichen Beamten und Vor⸗ 
ſtehern —— und wenn ſie nicht behör 
rig beruͤckſichtigt wuͤrden, den Recurs an die 
— ar een iu 2 
uns Mu 2 ie 
6) Bei —— 8* haben die weltolleber der 
Ritterſchaft in allen zu ihrer Gutsherrſchaft gehoͤ⸗ 
rigen Orten das Recht gegen die Perſon des Ge— 
die motivirte Einwendungen zu machen, über 
, welche, ‚wenn. die Gemeinde» auf ihrer. Wahl ber 
harrt, die königliche Regiminals Behörde zu ent- 
fcheiden hat. 
Der Rittergutsbeſitzer wird die Erklärung über 
folhe Wahlen fters fpätcftens innerhalb 41 Tagen 
von dem Lermin der Betanntmachung an erthetlen. 


— wg wi 63; | 


Kr ‚Bei: jeber“ Anrahıhe: eines neuen Bürgers oder 
. Beifigers iſt mit dem Sutherrn oder en Ber 


i — Aneeigen. Defelben jehörig 39 Kertitfihtigen, ie 


ſcheidung vorzulegen. Auf Si era Plane Nies 

ben Schutz a aufzunc meh,’ 2 

— Guteherr oder. deffen. Beamter um —* 
‚Erklärung. vernommen waͤre. 

64. Das Patronatrecht "üben die Nittergutsbeß 

* —— wo amd wie Be. —— 
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665. Wenn Nittergutsbefiger fuͤr verlokene, auf 
eine rechtsbeſtaͤndige Weiſe zuvor befeffene,'nußbare Res 
galtenzy welche nicht nach den Drganifationsbeftimmungen 
von den Fahren 4806 und 1807 dem Sonverain gehoͤ⸗ 
von, die zugeſicherte billige, Entſchaͤdigung noch nicht ers 
halten ‚Haben follten;: fo ſoll ihnen ſolche geleiſtet wer—⸗ 
den. Auch wird denjenigen, welche bei der ihnen für 
den Berluft des Umgelds ausgeſetzten Vergütung verkürzt 
u ſeyn ‚glauben, die gebuͤhrende Abhuͤlfe nach vorheriger 
Seviten des Anfchlags zugeſichert. 


666: In Abficht auf die lehens⸗ und gutsherrlichen 
Verhaͤltniſſe der Nittergutsbefiger, werden die Lehen: 
briefe und Lagerbuͤcher, fo: wie’ das unbefirittene, einen 
Rechtstitel begruͤndende Herkommen, in fo ferh die ge: 
genwättigen grundgefeglichen Peftimmungen nicht damit 
im Widerſpruche ſtehen, bei, Kräften erhalten. 





— tr REN) re —— | 
3) Von den Kirchengütern und ‚Stif- 
sad Er F J ve ale; 
Htüngen, als Beilage des Perfaffungsent: 
wurfes Boom. MT 
2. En a Rt 7 art 
Yo „Bom enangelifgen Kirhengute,, 
8:4. Das evangkeliſche Kichengut des chemaligge. 
Herzogthums Wirtemberg wird, in dem Umfange, wie 
es am 30, December 1805 beſtand, und in der Maße 
bergeftellt,, > daß, für daſſelhe ſichere Fonds vonsgleichem 
Beirage an; liegenden Gruͤnden oder Realgefällen,; unter 
Beobachtung der. möglichiten Gleichfoͤrmigkeit, angawiefen 
wenden, SHE a — ir: EN fe 
Es erhaͤlt daſſelbe ſeine eigenen‘ Verwaltungsdiſtrikte, 
welche in dem Königreiche "10" zu vertheilen find, daß 
eines Theils die Verwaltung moͤglichſt vereinfacht werde, 
andern Theild aber der Sitz der Beamtungen vond den 
Anſtalten und Gemeinden, deren: Bedärfniffe ſiee zu be⸗ 
friedigen haben, nicht zu weit entfernt ſey. uded 
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5. 2. Was die kirchlihen Fonds in den ‚neu erwor: 
—— He anbelangt; ſo wird, wenn,bei nd; 
erer Unterfuchung fich ergeben wird, dab fie gegen. ihre 
Belimmung,. auf cine nad) der befondern Verfaſſung 
diefer Landestheile unzuläflige Weile, „mit ‚fremdartigen 
Ausgaben beladen, oder fonft vermindert worden find, 
zu ihrer Miederherftellung, in foweit diefe - ohne eine, 
mit größeren Nachtheilen verbundene, Veränderung ger 
ſchehen kann, nah Maßgabe des Reichsdeputationsab⸗ 
ſchieds von Yahre 1803 die erforderliche Einleitung ges 
troffen werden. | 
Die Vereinigung diefer Fonds mit dem Kirchengute 
der alten Stammlande beruht auf einer befondern Un 
terhandlung, wobei daranf Ruͤckſicht zu nehmen, ift, 
daß, wo die Örrlihen Verhältniffe es zulaffen, sauf 
leihe Weife, wie c8 bei dem alten Kirhengute ges 
hieht, aus den für kirchliche Zwecke beſtimmten Reas 
litaͤten und Einkünften gewiffe Partieularfonds gebildet, 
und mit dem geſammten evangelifch lutheriſchen Kirchens 
fond zu einem Ganzen, welches nadı gleichen Grunds 
fägen verwaltet und verwendet wird, vereiniget werden. 
Dei diefer Unterhandlung ‚wird auch näher beftimmt 
werden, in tiefen die in den Mitgenuß der allgemei; 
nen kirchlichen Erziehungsanftalten aufgenommenen „Ger 
meinden der, neuen Landestheile, auch an den Unterhafs 
tungskoſten derfelben Theil zu nehmen haben. 
$. 3. Das auf vorfichende Art als cin Eigenthum 
der evangeliſch Iutheriihen Kirche fundirte Kirchengut 
iſt fuͤr alle kuͤnftige Zeiten unabaͤnderlich in dieſem Zu— 
ſtande zu erhalten, und es kann nichts davon veraͤußert 
werden, ohne daß die Adminiſtrationsbehoͤrde, im Ein: 
verftändniffe mie dem Geheimenrarhe, die Veräußerung 
für nothwendig oder nüglich anfieht, in welchem Falle 
der Erlös jedesmal wieder zu Kapital anzulegen oder zu 
einem nöslichen Kaufe zu verwenden, pder der Fond 
auf andere Weife volltändig zu ergänzen if. 
$. 4. Das Kirchengut hat die unabänderlihe Bes 
ſtimmung, dab alles dasjenige, was fowohl die gegen: 
märtige, als die etwa noch in der Folgezeit nen eintre— 


\ 


208Wirtemberg. 


tenden Beduͤrfniſſe der evangchifh + Turherifhen Kirch 
und der damit in Verbindung ftchenden höheren un 
niederen Schul: und Armenanftalten, nady Maßgabe der 
großen Kirhenordnung und der [päteren verfaſſungsmaͤ⸗ 
Bigen Fundationen erfordern, davon ‚beftritten wird, _, 


85. In Hinfiht auf die Kirchen- und Schulg 
baͤude hat das Kirhengut, wenn ihm nicht — 
weiſe ſpecielle Rechtstitel die Baulaſt auflegen, zunaͤchſt 
nur die Verbindlichkeit, die einzelnen Kirchengemeinden 
im Falle der Unzulaͤnglichkeit ihres Kirchenfabrikfonds 
und anderer  gefekliher Häülfsquellen, durd verhaͤltniß⸗ 

mäßige Beiträge zu unterſtuͤtzen. a 
96 Was die Öffentlichen Unterrihtsanftalten Ber 
trifft; To hat das Kirchengur au bey denjenigen, wel 
che nicht urfpränglih auf daffelbe fundire find, in fo: 
weit ins Mittel zu treten, als die bisherigen gefeßlichen 
Fonds nicht zureihen. Namentlich Hat daffelbe, zu Ver: 
befferung des Elementarunterrichts, diejenigen Gemeinz 
den, welche zu angemeſſener Befoldung einer hinlänglir 
hen Anzahl von Scullehreen die Kräfte nicht haben, _ 
hinreihend zu unterſtuͤtzen. 


Würde der Fall eintreten, daß. Bei allgemein durch— 
eifenden Anftalten zu Verbefferung des Schuliweleng, 
FA beträchtliche Unterſtuͤtzungsbeitraͤge noͤthig würden, 
weldhe den” Kräften des Kirchenguts nicht, angemeſſen 
wären; fo werden andere Huͤlfsquellen durch gemein; 


ſchaftliche Verabſchiedung ausgemigtelt werden. 


$. 7. Da fir die Bebürfnife der Armen befondere 
örtliche Fonds neben den Beiträgen der Drtseinwohner 
ausgejett find; fo it die Verbindlichkeit des Kirchenguts 
> Unterſtuͤtzung dev Armen, in foferne nicht befondere 
echtstitel in Hinſicht auf einzelne Armenanftalten oder 
einzelne Orte cin anderes mit fih bringen, nur fubfi; 
Biariih, und befchränke fih in der Regel auf Gratialien, 
beſonders für bedürftige Witwen und Waifen verftorbes 
ner Kirchen- und Schuldiener, auf außcerordentlihe Eur; 
koſten und andere, duͤrch befondere Ungluͤcksfaͤlle begräns 
dete, Unterftüsungebeiträge, und auf Falle, welche fi 
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nicht fowohl für einzelne Loralarmenfonds , als vielmehr 
für. einen allgemeinen Armenunterftägungsfond: eignen... ı 
8, 8, Die der eigentlihen, obbemeldten mu urn imi 
des — fremdartigen, Leiſtungen und A — 
weiche dem geiſtlichen Gute des a lat 
berg für die Finanztammer oder für andere Verwa 
tungszweige obgelegen, ſind ein Gegenftand wechſelſeiti⸗ 
ger Ausgleichung. ‚Galdgi. 23978 I ENT ip 
$. 9. Die. Beftimmungen ‚der. „früheren. Landesvers 
träge in B richt bes — — des Kirchen⸗ 
guts zu den allgemeinen Landesanlagen, und-'dery der 
Steuerkaſſe auf das ſogenannte Kirchenguts-⸗Remanet vor? 
behaltenen Rechte find als nicht mehr anwendbar aufge— 
—— "Dagegen wird die Frage: ob und nad welchem 
haͤltniſſe das Kirchengut zu den alten Landesſteu 


= 


beizutvagen habe, auf fünftige Verabſchiedung ausgeſetzt 
Daſſelde kann jedoch in keinem Falle fo angelegt wer‘ 
—8 daß es dadurch in irgend einer Hinſich Ma 
ng feiner fundationsmäßigen Obliegenheiten, welche al 
cm Anderen voratigehen, unfähig MRBe., 
796106 Das Kirchengut erhält eine, von: den Finanz: 
tammergefällen Iganz abgejonderte, Verwaltung, (unser 
der. oberften Leitung des Könige, welchem, als. Mirgliede 
der :evangelifchrlurherifchen Kirche, die: verfaffungsmäßige 
Episcopalgewalt en Ar any, mn — 
u Die kirchtiche Verwalrungebehdrde ift ‚dem 
koöniglichen spe des n— Schniweſens 
untergeordnet. ee uk: ui 
12. Sämmtliche mie der Verwaltung des, Kirchen 
guts beauftragten Beamten und, en ee ſtehen 
unter jener Centralſtelle. de AT: { y! 
$. 13. Diefelber iſt fuͤr gewiſſenhafte Verwaltung 
und. die fundations⸗ und verfaffungsmäßige Verwendung 
des, Kirchenguts, fo wie für ‚die forgfältigfte , Ensfernung 
alles deffen, was, der verfaffungsmäßigen Beftimmung 
deffelben gumider, von irgend einen ‚Seite, unternommen 
werden könnte, in vorzuͤglichem Grade. verantwortlich - 
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trage vom Jahre —* geſchehenen 
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ken Fonds, N tretend RN 

der kirchlichen und a 1, bleisen bis auf die 

wirkliche Ausſcheidung werfelben dusgefägt: u 
48 Die Verbindlichteit der tir 
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6: 19% Auf Die Snrer der katholiſchen Kirchenpfrun⸗ 
. wenn jie etwa: einen: Abgang, erlitten haben follten, 


Sea St Klauen. Ki nal. Ka N feſt⸗ 


Sie verbleiben in der eigenen Verwaltung Ne 
nießer, untor dev; Aufficht des katholiſchen Kirchenraihs 
uud Bifchofs.. sin: mautindtomeramu Amststs u 


urgh ERRENTE diejenigen Pfarrtien "ie den "tie 


eculgriſirten — und, Klöftern einverleibt ; 
68 mderten Fonds Ballen find 
a R al ft, 0 a: — 


r 

* ha De nik An rgeiſt⸗ 

angemeſſenen Unterhalt der 

oſten der und ee he und de 
——— 8 ——— erden; —— iſt der — 

sende ring gskoſten Af da⸗ ammteig nt 
aden Stifter und Kloͤſter/ als eine a 
„oder auch bei Fundirung des allgemeinen" 
—— an Deba zu ne hmnen 


— te fi ch a6 — u 
2 Haie. von Pf uunmehr 


Aa Seth — enberlugt waren,, 
£ der, — Ki uf - ati 5 Sonde en nie 


Yan übe rwieſen worde je ae ar, 
beit n: td An ns w b 
A eve, a Mt w wöhhen fie Aha 


——28 und anderwärte schörig fundist werden. , 


nor 2 Das anf ſolche Art zu bildende; ſowohl * 
gemeine:ale: ei Kirchengut, iſt auf im⸗ 
mer in feiner Integritaͤt zu erhalten/ und auf eine 
Weiſe zu ſrem dartigen Zuecen cm verwenden. 
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„ nur in bei alle, wen eit c8 
vder ein rn ER 
* el und ni —* 
Su hi ae —2—— — * “linker, 

—— — Behörde, ftatt finden. - 
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— sen. brtlichen Kircheits, a an 
Murief Hader Armenſtiftungen. J 


ag, 93; Ueber die Verwaltung der, in den, — * 
Gemeinden für ihre Kirchen, Schuls und "Armenver; 
ſorgungsbeduͤrfniſſe vorhandenen "Stiftungen, wird von 
einer dem koͤniglichen Miniſterium "des: Kirchen /und 
Schulweſens untergeordneten, aus Mitgliedern beiber 
Sue onen — 7 Stelle die Auffht⸗ ges 


* Anſchung diefer örtlichen Fonde “hin sie Ki, 
herz, Kapellen: und Helligenpflegen, Armenkaften, geiſt⸗ 
lihe und, weltliche Spisälgt, Kranken: ‚und Armenhäus, 
fer, und aͤhnliche Anjtalten gehoͤren, findet eben —* 
nige ſtatt, was oben —. 2. vom ebaugeliſchen —2 
gute. in Hinſicht auf. die rsenfonse beſtinitut iſt. 

$..24: ‚Die: Berwaltungsbehörde. iſt —— 
li, daß: bei allen, jetzt vorhandenen und kuͤnftigen Stif⸗ 
tungen, die Abſicht der Stifter auf. das gewiſſenhafteſte 
erfuͤllt, und uͤberhaupt das Stiftungsvermoͤgen zu keinett 
andern, als funbatiohsmäßigen Anesapen. verwendet 
.—. N 

Een der Gleich ei sr —* Gun! der 
nike Verbindung der aifene ichen un — *3 
werden "ach die’ Fami — und. andere f 
Gottesdienſt, Unterricht ode —— tigkeit erridhteren 
Privarftiftungen, unter die Oberaufſie t dicjer „Behörde 
geſtellt, Inwiefern nicht die Stifter, e eln ehe € herauf, 
rn Behörde beſtimmt haben. 

91,26; Die: maͤhere Einrichtung ber untergrordneten 
Verat der piorum Corporumomamentlich· die 
Beſtimmung der Verhaltniſſe zwiſchen — geiſtlichen und 
weitlichen Ortsvorſtehern und: den: fuͤr dir rinzelncn 
Stiftungen aufgeſtellten Rechnern, bleibt sur © ae 
fion vorbehalten, wobel deſonders auch Bevacht 
zn nehmen iſt, daß den. Vehssarlehern die | 3 
ſicht, und eine wohlchätige Einwitkung bei d nf Ber en⸗ 
dung des ER der milden Stiftungen, geſichert NG 


— — oe! 
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Bon der’ —unltoetfttat ze Tuͤbingen, 
ie? "Beilage des‘ ne vom 
a 3 März. as. u 


be %k Die: uͤniperſi rät zu Eisen, ehe anmiitekge 
—8 dem Minifterium des Kichenz und Schulweſens, 
—* bei den, dieſe Anſtalt wei Verfügungen 
die fur Mar Studlenweſen verdeönete Eentralſtelle vers 
5* ae Saue in; dein Geheimenrathe wor 
tagen 
$ Zi Der akademifche Senat,, welder Aus, ‚dem 
Kanzler. der Univerſitaͤt. ‚und der Geſammtheit der ordents 
lichen Profeſſoren beſteht, vertritt die Univerſitaͤt in 
allen ihren Beziehungen, führt: ‚die Aufficht uͤber alle _ 
— Be rg 3 — und ift zu die⸗ 
em. Behufe bere nach ſeinem Ermeſſen zu 
ver aımcht ,, und. — —* über Aal Mr 
—* betreff enden Gegenſtaͤnde, unter vn Vorſitze des 
ectors ie erg 


6. 3. Bei Beſetzung der — Lehrſtellen wird 
es akademiſche Senat jedesmal ums sein Gutachten wers 
nommen, und Niemand, den der Senat nicht —— 
der ſelbſt vorgeſchlagen, oder gegen den ererxhebliche 
Gruͤnde anfuͤhren kann, hi Renee: Seteronhaglelt 
warden. 1% 5 in 

0, 4. Der: Hector * untverſ cät wie Auen: halbe 
Jahre von dern? akademiſchen Senate auf DIE" Dauer 
sn ſechs Monate gewmaͤhlt, die Wahl ‚aber„dem 
iniſter des Kirchen und ; daltveſen⸗ zur Beſaniguns 
jedesmal vorgeleakeum.: a nn ©. Ar: TE HERE 

$. 5. Die Ernennung des Uninerfi —— ſo 
wie die Beſtellung wer zur Univerſitaͤt und» ihren Inſti⸗ 
tuten gehoͤrigen untergeordneten Ofſizialen und niedern 
Dienen, wird gleichfalls dem Senate überlaffen. 

. 6. Die Beeidigung- der Profeffoven, und anderer 
* der Univerſitaͤt angeſtellten Perfonen, geſchieht durch) 
den? Reckor / welcher hierzu Für immer beauftragt ift. 
Dritter Tant. 18 
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$. 7. Ueber alle, die Univerſitaͤt and das afabemifhg, 
Studienwefen angehende, allgemeine Anordnungen. 
ins Ganze eingreifende Einrihtungen wird der afademis 
fhe Senat um fein Gutachten vernommen werden; fo. 
wie derfelbe auch berechtigt und verpflichtet iſt, in allen 
- wichtigen Univerjirätangelegenheiten feine Anträge vorzu⸗ 
legen. | EEE ———— 


$. 8. Die Aufſicht über die Studirenden in Disci⸗ 
plinar⸗ und Schuldenſachen wird theils durch den Rector, 
theils durch die, auf —— des akademiſchen Senats 
zu ernennende Disciplinarcommiſſion, deren bisherige 
Verhaͤltniſſe hiemit beſtaͤtigt werden, ausgeuͤbt. Erſterem, 
deſſen Strafrecht ſich auf eine achttaͤgige Incarceration, 
imd bis auf Geldſtrafen von 10 Thalern erſtreckt, iſt 
ein Yuftitiar untergeordnet, welcher auf Vorſchlag des 
Senats vom König ernannt wird. EEE 
8.9. Bel Vergehungen der Studirenden,  weldye 

eine höhere, bis auf 20 Thaler an Geld oder vierwöchige 
Incarceration gehende Strafe, oder die Unterfchrift des 
Consilii abeundi, oder das Consilium abeundi ſelbſt- 
oder die Nelegation nach. fi. ziehen, wird die Strafe 
nad) vorheriger Unterfuchung von ‚einer, aus dem Necz 
tor, dem Kanzler und den 4 Facultaͤtsdecanen beftchens 
den Eommiffion erfannto 3. : Dun u 230 
un >40: Won eben diefer Cominiffion und unter glei: 
chen Beſchraͤnkungen, werden auch alle Straflachen dert 
übrigen. Univerficätsverwandten, fie moͤgen polizeiliche 
oder amtliche Verfehlungen betreffen, entſchieden. 
*6. 44. Bei Vergehungen, welche zu 'einer noch 
ſchwereren Strafe‘ ſich eignen, find die Acten nach ge 
ſchloſſener Unterſuchung an das Kriminaltribunal einzu⸗ 
ſenden. rer | 

$. 12. Handlungen der willkuͤrlichen Gerichtsbarkeit, 
namentlich Inventur⸗, Theilungs: und Pupillenfachen, 
und andere aufßergerichtlihe vechtlihe Angelegenheiten, 
werden unter der Leitung. einer, aus.dem Nector, >»dem 
Kanzler und dem Decane der Juriftenfacultät befichen« 
den Deputation, welche erforderlichenfalls ‚aus: der afas 


= a ze “ 
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demiſchen Senate verftärht werden kann, duch den Ju⸗ 
flitiar bejorgt. — Ian = | 

$::43. Wenn Eivilflagen gegen Profefforen, in. Ers 
mangelung: einer ‚gütlichen Ausgleichung, zum Prozeß ers 
wachlen;. fo genießen biefe einen. privilegirsen. Gerichtss . 
fand, Klagen : gegen andere. Univerfitäts s Verwandte 
werden am“bie ordentlichen Gerichtsſtellen des Beklagten 
verwieſen. Ann 


theils ihren ein 

in fruͤh ken: FeRteH Yılgekarfbenen Vorrechte und Immu⸗ 
nitaͤten betrifft; ſo wird zuvoͤrderſt näher unterſucht wer⸗ 
den; was davon "Auf die gegenwartigen Verhaͤltniſſe ans 
wendbar, und mit den allgemeinen. Geſetzen vereinbar⸗ 
De: ſeyn md, 9 BONS nn nn — 


4 113 „RT 121 ; 33* Fa A 44 : 
6. 46. In Aufchung des akademiſchen Buͤrgerrechts 
verbleibt es bei. der; Verordnung, daß außer den Pros 
fefforen und, Studirenden, nut _diejehigen, welthe bei der 
Univerſitaͤt und been Sufituren irgend ein Amt beflels 
den, oder jur. niedern, Dienerfhaft der Univerfirät ger 
dreh, ober, als, Buchdrucker und Buchhändler mit der 
elben in, Verbindung, ftehen, zu akademiſchen Bürger 
aufgenommen. werden können. Doc wird dem afademis 
Ihen Sonate ausdruͤcklich borbehalten, Auch einzelneir 
Gelehrten, welche fih als Privat: Docenten mit dem 
Unterrichte der die Uniberſttaͤt beſuchenden Studirenden 
wirkli beſchaftigen/o das akademiſche Buͤrgerrecht zu 
bewältigen. — Ks 
ee EITLATIGIOH 5 oo: ° ; er 
6. 16. Der Öniftungsfohde der Univerſitaͤt wird durch 
einen eigenen Beamten, welcher, ſo wie die demſelben 
untergeordneten Pfleger und niederen Diener, auf Vor⸗ 
fchläge des‘ akademiſchen Senats von der betreffenden 
Eentralftelle, und in den geeigneten Fällen von dem Kör 
hige ergannt wird ‚ ganz abgeſondert perwaltet. 

Wo dieſer Fonds, welcher in keinem Falle in ſeiner 
Subſtanz vermindert werden darf, nicht zureicht, hat 
das Kircheugut ſubſidiariſch Ins Mittel zu teren. . 

— un wr 


u, = H SA D_ . Tr: MILTHUBRERT 
276 Wirtemberg. 


"8,7%, Die Auͤfſicht Aber’ die Verwaltung "88 Uni 
verfitätsfonds ſteht der mit der Kirchengutsverwaltung 
veauftragten Ceniralſtelle zu, welche bei; wichtigern Ge: 
genſtaͤnden, und in ‚allen Fällen, wo eine neue Ausgabe 
auf den Fonds zu uͤbernehmen, eine Veraͤußerung einzel⸗ 
mer dazu gehbriger Dheile zu beſchließen, ein. bedeuten⸗ 
wer Nachlaß zu bewilligen, oder eine außergewoͤhnliche 
Verwaltungsmaasregel in Anwendung zu bringen ‚wäre, 
die Erklärung des akademiſchen Senats ‚einzuholen, und 
zu beruͤckſichtigen har. -' ne, IE 
. Der Berwaltungsbeamte der Univerſitat if zwar die 
‚fer Contralitelle in der. Maße zunaͤchſt unter geordnet, de 
er in allen, zur höheren Kognition ſich eignenden Auge 
legenheiten, an dieſelbe unmittelbar Bericht, zu erflatien, 
- and die von ihr eriheilten Befehle zu befolgen hat; „er 
ift jedoch verbunden, dem Senate über. alle, in_die Vers 
%altıng einfhlagenden Gegenftände, anf Berkangen, be: 
Friedigende Auskunft au geben‘, "die jährlichen‘ Works 
Tchläge unter der Leitling einer von dein’ Sttlate hie 
beauftragten Conimiffion zu entwerfen · und gemeinſchaft⸗ 
lich in Berathſchlagung zu ‚ziehen; "und die jaͤhrlich ge⸗ 
ſtellte Rechnung, che fie zur Probe eingeſchickt "wird, 
der gedachten Commiffion zur Prüfung und Beifuͤgung 
ihrer Erinnerimgen und Verbeſſerungsdorſchlaͤge mitzu⸗ 
theilen. ‚ i. J — ha . A . Be 
6. 418. Für. unvorhergefeheng, Fälle iſt jedesmal jn 
dem jährlichen Etat cine, Summe ‚von. # auszu⸗ 
ſetzen, welche der Senat zum Beſten der Univerfitde 
oder einzelner Inſtitute auf unvorhergefehene Ausgaben, 
die jedoch einjeln nicht Aber 300 N. betragen dürfen, 
vbhne vorherige Anfrage, auf feinen Veranewortlichtrit 
verwenden kann, und durch dei — wers 


Kann Ines mut > 1a IE Nez 
Was davon jährlich nicht ausgegeben wird, ſoll s | 
Erhöhung des Univerfitäesfonds auf Zinſen ausgeliche 
"49. Die, felgen Sftandene Einrichtung &c8.'Col- 
legii illustris zu Tübingen wird nicht wieder hergeſtellt. 


ve. 


Die Org. d. unt. Stagtav. v. 24. Dec. 1818. 257, 


Hingegen follen, die. bisher in el —— fuͤr den Un⸗ 
hä in den, Wilfenfchaften und 8 ibes ͤbungen feſtge⸗ 

geweſenen Fonds für die der aen 
J ernet "beklbendet heden. 


iin Kr a 172° 2337 





| Waͤhrend — Zeit — die Nachbarfiaaten Mir: 
tembergs Bayern (26. Mai 1818) und Baden 
(22. Auguft 1818), neue zeitgemäße Verfaſſungen. 
Unter. diefen Verhaltniſſen konnte Wirtemberg hinter 
denſelben nicht: zuruͤckbleiben. Das Erſte, wodurch die 
neue Verfaſſung Brenn ward, war; 


Ö ‚Die, — der untern EStaatsvewal 
tung in den Departements der Juſtiz und 
‚des Innern ‚vom 31. December 1818, 

welche‘ befüier, nach dem Borgange Bayerns, 
9 emeindeweſen, die Grundlage einer jeden qu: 


* Boſaſſuns. in Wirtemberg neu ‚geftaltet ward. , 


* Wil (heim,, von. Golles Gnaden König von Wirt: 
chon vor, mehren Jahren find, in, der untern 
—— — ſers nigreichs we entliche Man⸗ 
cd, faͤhlbar —325— und insbefondre hat man 
m anerkannt, 5 For a ge bei gerech 
teſten und — en Forderungen großentheils ‚ni 
558 ont ‚ fie zu PAARE 1% 1 ‚u n\ 
vom RU: m N Mittel Pe 
roh nachher. Landupgteien) — llen 
—* Sesickun und den — a die. vorz 
maligen. wenigen, Unteramteien bis auf cine bedeutende 
Zahl vermehrt, zur Reviſion der I und, Stif 9 
ie —5 — eigene unmittelbare, Ft geftellt, f 
ration ‚der Stif tungen, ‚De dee, A 
= * führt, 6 — Juſtiztollegien 


“ww. — 
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für die erfte Civifinftang, und für jede Landrogtei eine 
Kriminalbeamtung errichtet. Diefe Anftalten felbft aber 
find, mancher leglslativen Correctionen ungea tet, au 
dem Pandtage von 1815 Gegenftände von Beſchwerden 
geworden, welhen in mehreren Puncten die Regierung 
ihre Anerkennung nicht verfagen konnte. Es liegt am 
Tage, daß feit Einführung dieſer Anſtalten die früheren 
Uebel nicht vermindert worden find; - und, was guch in 
diefer Hinfiht auf Rehnung zufälliger, Einfläffe, kommen 
möchte; fo haben doch die dabei gemachten Erfahrungen, 
zu der Weberzengung beigetragen, da nicht blos Tine 
: Modification, fondern eine 'wefentlihe Aenderung der 
alten Bezirksverfaffung: nothiwendig Fey. Noch immer 
find die Regiminalverwaltung und Aufficht in allen Bes 
ziehungen, die Polizey in allen ihren Zweigen, das Kri— 
minalwefen und die Leitung ſowohl als die unmittelbare 
Ausübung der flreitigen und der willtätlichen Gerichts: 
barkeit in dem Geſchaͤftskreiſe des Nberammannsı wereis 
rigt, — ungeadtet dem Umfang und der Vielartigkeit 


tigkeit um ſo natuͤrllcher herbeiführen, als dieſe, na 


N 


| t zu verkennen/ daß Mans 
he ältere Gefege und Inſtitute "durch allmählige Um⸗ 
wandlung der Verhaͤltniffe, für die fle gegeben waren, 
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ihre  wohlchätige Wirkfamkeit verloren ‚haben, während 
mitunter durch fie "die, in dem groͤßten Theile Unſrer 
Staaten ſchon ſeit Jahrhunderten beſtehende, Gemeinde 
verfaſſung in ihrer Entwickelung gehemmt worden iſt. 
Die Folgen diefer organiſchen Mängel aͤußern ſich fort: 
während auf mancherlei Weiſe verderblich. Die nicht 
überall hinlaͤnglich gerechtfertigte Beſchrankung der Ma; 
giſtrate in Gemeindeſachen hat Einrichtungen herbeige— 
führt, deren Koſten und andere Nachtheile nicht durch 
ein, höheres Maas Öffentlichen Vertrauens auf Die Ber: 
waltung vergüser werden. Den Einzelnen iſt der Des. 
trieb ihrer meiften Privatangelegenheiten , vorzüglich die 
Rechtshuͤlfe ſo ehr erſchwert und vertheuert, daß der 
das Mittel aufgewogen wird, 
Auch im Kriminalweſen ift der langſame Gang der Jur 
flig, bei unverhälnißmäßig großem Aufwand der Staats; 
Kaffe, fo beſchwerend für. die Individuen, als nachthel⸗ 
ig fuͤr die Moralitaͤt und öffentliche Sicherheit. Je ent: 
Ichiedener die Vorzuͤge find, durch welche die von der 
Vorſehung Uns anvertrauten Sande in. manden Theilen 
ihrer geſellſchaftli en Einrichtung ſich auszeichnen ;_deftd 
Brad können Wie Heftatten, daß den zahlveicheren Un; 
teren Klaffen, ‚des Volkes bedeutende Vortheile der Staats; 
erbindung, auf die fie gerechte Anſpruͤche haben, nur 
nvollfommen . Fi Theil werden. In diefer Geſinnung, 
gleich aber \ a in Ertvägung, daß die Geſetzgebung 
‚der, Kultur eben To, wenig voraneilen als hinter ihr zu⸗ 
zückgleiden datf, haben Wir die untere bürgerliche BU; 
waltung nach folgenden Grundfägen ‚geordnet : * 


I. 


Der Gemeindeverband, als die natürliche Grund: 
füge des Staatsverbandes, iſt, mit Ruͤckſicht anf Ge⸗ 
meinſchaft des Wohnfiges, auf eine, für den Betricb 
Hiürgerlicher Zwecke hinreichende, Menfchenzahl, auf zu: 
ſammenhang und Gejchloffenheit des Bodens, überall zu 
erhalten und zu vervollfommnen. Er erſtreckt ſich auf 
alles, was die Gemeindemarfung umfchlieft, und aͤußert 
Feine Wirkung auf alle’ bürgerliche Verhaͤltniſſe, ſo weit 
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ihm nicht in beiden. Beziehungen allgemeine Staatsges 
feße oder unſtreitige beſondere Rechte derogiren. Die 
Gemeinde iſt das Beſte ihrer) Genoſſen, und eben, fo 
aud das Beſte ‚des Staats: zu ‚befördern ſchuldig bei⸗ 
des nad, den rechtlichen Beſtimmungen einer auf wech⸗ 
feljeitigen Vortheil gegründeten Uebereinkunft. ihr 

3 


zu diefen Zwecken verfügt fie Über ihr — 
mögen, das ihrer Verwaltung nicht entzogen werde 
kann, und nimmt das. in en ge 
mögen, das fie in der Entrichtung der Staatsſteuer ver⸗ 
tritt, Subfidiariih in Anſpruch. Die Ansäbung Bi ' 
Rechte und Pflichten uͤbertraͤgt fie einem duch Stim⸗ 
menmehrheie aller Gemeindebürger aus ihter Mitte ge⸗ 
wählten bleibenden Gemeinderache. Diefer hat die mr 
F 


Semeindeverwaltüng in Be ichung auf Defonomie, 
lizeh, Rechtspflege und außere Verhaͤltniſſe theils feld 
zu beforgen, theils unter feiner Verantwörtlickeie‘di | 
andere von. ihm beſtellte Perfonen beſorgen zu laſſtu. 
In jeder Stadtz oder Dorfgemeinde fteht “ein mn 
des Rathes als, Vorſitzer deffelben, und als erſter 
fecher an der Spitze der Verwaitung; er hat zuale 
die Sfaatdangelegenheiten, ſoweit ‚fie die Gemeinde ine⸗ 
beſondre berühren, zu beſorgen, und iſt in dieſer Hin⸗ 
ſicht Regierungsbeamter. Dieſer, wie der Gemeindera 
9— eine feinem Beruf angemeſſene Straͤfgew udrik > 


Vortheil der. Gemeinde ift gemäß, daß die obrigkeitfidhe 


und, verwaltendeh Perfonen ihre Geſchaͤfte — 
den Beiſtand verſehen; dies erfordert auf der einen Seite 
Vereinfachung der Geſchaͤfte, auf der andern angemeffene 
Belohnung der Angeftellten, und in der Negel Iebenss 
länglihe Beibehaltung der Stellen. Ein Ausihuß_ der 
Buͤrgerſchaft, deſſen Mitglieder ‚nach. periodiſchen Wahr 
len nothwendig wechſeln, iſt zu erhaltender Aufmerkfam⸗ 
keit auf das gemeine Beſte verpflichtet. In wichtigeren 
Faͤllen wird durch ſeinen Widerſpruch ein. Beſchiuß des 
Gemeinderaths in ſeiner Wirkung gehemmt, durch ſeine 
Zuſtimmung aber theils deſſen Amtsgewalt ergaͤnzt, theils 
auch eine Cognition hoͤherer Stellen entbehrlich gemacht. 
Die eigenthuͤmliche Wirkſamkeit des Ausſchuſſes wird 
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dadurch, gefihert, daß er pon der „ordentlichen Verwal⸗ 
zung entfernt bleibt. Das Aufſichts⸗ und Leitungsrecht 
der Regierung Außert ſich darin, daß fie den eiſten Bots 
fteher auf; einen. Wahlvorfchlag. der emeinde ernennt, 
der legalen Beſetzung der 55— Verwaltungsſtellen ſich 
verſichert, und, ſie durch Beſtaͤt beglaubigt, die Oeko⸗ 
nomieverwaltung durch fung, in 9 eſchlicher Ord⸗ 
nung. erhält, „und uͤber werden, . — uͤber 
AR zwiſchen der. een und dem, AN, 
&ufle,. entſcheidet. Der Siaatzorganiemus 


eine gleiche e.Örundverfaffung. aller. —553 — 
ihrer rohe Verſchiedenheit an Umfan Be Fand 
N: Aufl! abe Sek rag: HER bejondern 
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töbe. Wen, m — eben ſo tig, .d —*— 
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immt wird, 

der — —2 — oder, Bar Bar it. Die ſpe⸗ 
iell en dei hält, das E ia 
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— a ‚befördert. ' Di h 
n tniffen moͤglichſt anßa ende, u itig w 
ſchenswer Dir Ds —— cheilun RR — 3 vr 
kunftigen Geferg eig Ba — —— here 
Nückfichten Me fi Taffch Wir, mit * thn 
der wenigen Aenderungen, de dürch ganz beſonders drin⸗ 
‚gende Umſtande motiviet ſeyn möchten, den Beſtandder 
gegenwaãrtigen Oberamtsbegirke und die Anordnumg der 
Oberamts ſitze derzeit unverändert, Der Oberamtmann 
ie nicht mehr“ Richret, "auch nit mehr unmittelbarer 
Vorſtehtr der Oberamtsſtadt hat hingegen als —— 
rungebeamter des Diſtriets “in allen Be ziehungen 
welchen die ausſchließliche Competenz ner Andern — 
nicht unzweifelhaft begründet iſt, das öffentliche": * 
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vatwohl zu. befördern. "KHauptgegenftände feines Berufes 
find tar Regterungsſachen, die gefanimte Por 
lizey, und die Auffiht Üßer das Ockonomie⸗ ee 
nungsmwejen der Öffentlihen Körperfchaften. Diefe Ge; 
genftände hat er nach ihrem ganzen Umfang, unter fler 
ter. unmittelbarer Verantwortlichkeit, zu RE 
durch die damit verbundenen Gefchäfte irgend eine Cor⸗ 
porationskaſſe aus eignet Made; und Nach eignem Ers 
meffen zu beläftigen. eringere Gefegüberttetungen, mit 
Einfchlus der fonft auch unter dem Namen von Polis 
zeyfaͤllen begriffenen gemeinen "Vergehen, ſodann Werlez 
zungen des Finanzintereffe erledige er theils durch eigene 
| traferfenntniffe,' theils durch Entſcheidung uͤber die 
von, — der —— 5 
nen Rekurſe. Wichtigere Fälle legt er nach gepflogene 
Anterfirhung der höhern ——4 ſofern 
fie für diefe geeianer find, zur Enefcpeidiing vor; wirf: 
fie Verbrechen Kberläßt oder Übergiebt er dem Richter; 
amt, Ein beſtandiger Amtsgehuͤlfe und eventueller Steht; 
verttetet des 
geſtellt. Fuͤr die Geſundhritsbolizeh wird ein — od 
werden nach Erforderniß —5* oͤffentliche Aerzte auf 
Vorſchlaͤge der Oberamts⸗Cbrporationen, von der Negies 
zung ernannt, Der Amtspfisger, als Oetouomie⸗ Ned): 
nungs⸗ und Kaſſenbeamteret Corpora ion, wirde 
dieſer ernannt „und won, der Regierung beſtaͤtigt. 
ſer, wie jene, werden vorzuͤglich aus der Amtspflegk 
bejoldet, Die Dberamts + Corporation wird vertreten durch 
die, Amtsverfammlung, „die, unter ‚dem. Vorſihe des; Ober⸗ 
amtmanns, aus den erſten Drtsvorjichern, und, andern 
Derurivsen der, Gemeinderaͤthe, nach «dem Verhaͤltniſſe 
des Steuer —— — Geſammtzahl beſteht, d 
für Die, Berathung des Bezirkes ‚nicht zu klein, —— 
collegialiſche Geſchaͤfts behandli ng u 69 ift. Auf. den 
Beſchluͤſſen ‚ihrer — die Verwaltung aller 
eigentlichen Corporgtidns⸗Angelegenheiten, beſonders der 
Oekonomie. ‚Der Oberamtmann iſt zu. einer einſeitigen 
Verfügung, ͤber die Kaſſe nicht. ermächtigt, er hat aber 
bie. Vorbereitung uund Vollziehung der Beſchluͤſfe, auch 


\ 
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die Revifion der Rechnungen, und iſt zur Wachſamkeit 
äber alle Theile der Verwaltung vorzugsweiſe verpflich⸗ 
ger. Sofern feine Theilnahme an der letztern unvereins 
bar iſt mit der’ Pflicht der Staarsaufficht wird diefe 
son der Kreisregierung, als eigentlicher Aufſichtsbehoͤrde 
unmittelbar ausgeübt. Alles dieſes iſt in dem Ediete 
sub Nro EI. umftändficherehetpiek ee, 0 


⸗ 9 * * 
III. Nniaꝛntgun 


Wer durch Beſtimmung eigener Mittel zu fortwaͤh⸗ 
render Wohlthaͤtigkeit das Beſte der bürgerlichen Geſell⸗ 
ichäft befördert‘, nimmt⸗ als" nterpfand "Für" die" Erreis 
Kung feiner Abſicht bie Treue der oͤffentlichen Verwal⸗ 
tung mit Recht in AnſpruchDie hierdurch gebotene 
Erhaltung. und fudattonsmäßige Berwendun, der» Stif⸗ 
gungen auben Mit nicht ficherer ſtellen zu Öhnien ‚als 
wenn Mir die Verwaltung derfelben wieder wie vormalg 
den Gcmeinben"überlaffen, die dabei’ ein nahes Intereſſe 
Haben, “in ſofern der Ertrag ihren‘ Mitgliedern Jungut 
tomme, oder ſelbſt auch zu Erleichterung gemelner ‚Las 
ften gereicht. es Wird daher, in dem Ediet ber die 
Stiftungen sub Nro.FII., der Gemeinderath in Verbiir 
dung mit ‘den Ortsgeiſtlichen deren erjter'feberzeit- ‚die 
Mitdireetion har, zum Stiftimngsrath erfärt; mit" dem 
Austrage, Bnrch Yufftelmuns, Füchtigct Offtianten;; durch 
Kuffiche Aber ihre" Amtsfichtung, durch collegialiſches Em 
tenneniß Über alfe' wichtigere Gegenſtaͤnde ' und noͤthi⸗ 
‚gen Falls duch Bericht an die hoheren Behdrde für-die 
Erhaltung ind"gefegmäßige Verivendung wien -drrlichen 
Gtifringen zu forgen. Dielaufende Verwaltung ·iſt in⸗ 
tnevhaiß feftgefegter Grenzen ,' ven. aus Mitgliedern de⸗ 
Stiftungsrathes Befichenden Kitchen Eohbene hbertvagdi. 
Der Bürgerausfhuß iſt zur Aufmerkſamteit auf die Ver⸗ 
waltung verpftichtet, darüber zu Außer, and 
* äuterung zu erwarten befugt. Dem Oberamt und 
Decanat ſteht unker der Oberaufſicht der Kreisregieruug 
die Aüfficht Aber die! Local⸗Verwaltungen auch insbo⸗ 
ſondere die Reviſion der Rechnungen” zus Die zwiſchen 
Stiftungen verſchiedener Gemeinden hin und wieder be⸗ 
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ſtehenden Verbindungen (Confraternitaͤten) ſind, ſofern 
fie auf rechtlichen Gruͤnden beruhen, zu: erhalten; fie 
ſtehen unter ‚der Leitung der Amtsverſammlung, an de; 
ven Berathungen im diefer Beziehung der Decan Theil 
nimmt... Die, privativen Sntereffen einzelner Gemeinden 
und: die. Intereſſen der, Kirchen werden gefichert durch 
eine den Gemeinde: und Confeſſions-Verhaͤltniſſen ent; 
fprechende nähere Beftimmung der Verwaltungs: md 

Aufſichtsrechte. 


Rn W * * 7 ge Ivo 29 TERN). 


ls: 

Die; Privarı Hochtepflege wird, mit, "äutfägeidende 
Hösict. auf. das Intereſſe derer, Dig: ihrer. bedärf 
ſeyn koͤnnen, dev; ordentlichen —5— ſo 
Aberlaſſen/ als fie mit der allgemeinen ‚bürgerlichen, Ver⸗ 
watuwooſich verträgt, Die diechtsfurſerge DDR 
auglich. die. fogenannte: willtuͤrliche Gerich n $ 
das Kmrntelmefen begreift. ſetzt Ke 
chen Eigenſchaften, von Famiſieu⸗8 8 
werbsnerhältniffen. vorqus, iſt auch Ei als admini⸗ 
ſtrativer Matury..ftcht daher; dem Gemei | 
Ach ur; Oraeimeemigtelung iſt derfelße duch „jene. —* 


ſon 
Einfluß: au hd Gadinnen. — Berigüc, ’ 
Rechtshuͤlfe in unſtreitigen Sachen, als‘ cin Kun IK 
allgemeinen; obrigfeitlihen Gewalt, gebührt ihm ohnehin, 
fo wie in; eiligen Fällen ‚der. Nechtsichug „.. und. dic. Er⸗ 
haltung des Ruheſtondes durch proviforiſche. Verfuͤgun⸗ 
gen. „Mebeidies, kommt ihn. eine Cognition in Unter⸗— 
gangsſachen zu, und endlich erledige er treitigfeiteh, 
Die wegen: ‚Beringfügigkeit. des. Objects ei en weiteren 
— —— nicht» vertragen, durch inappelfable. Erkennt/ 
wiffe.n: Sokhe Geſchaͤfte der Nechtspolizey , die auf ‚Au; 
wendung. ſchwieriger Rechtsformen beruhen ,. and befon; 
dere Gefhäftstenneniffe erfordern, werde Age der Mii⸗ 
wirkung des Gemeinderathes von dem notar Ber 
arbeitet. Für dig Gerichtsnotare werden ‚in ug A Ober⸗ 
amtsbezirke geſchloſſene Diſtricte gebildet/ und ihre. ei 
‚gentlithen Amtsverrichtungen noch. genan ‚und namentlid) 
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beſtimmt werden.'” Für dieſe Cnitt- Ansfcherdung ver’ ihr 
nen ſonſt zuſtehenden Notäriats⸗ und Schreibereigefchäfr 
te) werden fie ans Öffentlichen, Kaſſen beſoldet, welche 
dagegen; die von’ Privar ⸗Intereſſenten zu entrichtenden 
Gebauͤhren beziehen. ’ — * un. DRG u * 
N ae Vet UN, Ma Deere, Melia a 
Fuͤr dem ganzen Umfang der Rechtspflege, mit Auge 
Schluß. adminiſtrativer Functionen, wird, in: jedem, Ober⸗ 
amtabeziefe sein. Nichter aufgeſtellt. Dieſer hat, unter 
der Dberauffiht des Kreisgerichtshofes mit .einem, als 
Gehuͤlfe und Stellvertreter ihm beigegebenen Actuar, die 
Gemeinderäche und Gerichtsnotare in der Ausübung ih— 
ver auf die Rechtspflege fich beziehenden Pflichten zu bes 
auffihtigen, auch wichtige und Ichwierige Handlungen der 
Kechtsrürjorge felbſt vor zunehmen / Feine Gerichtsange⸗ 
hoͤrige in Steitiökelten mit Gremten und mit Auswar⸗ 
tigen durch Verwendung zu unterſtuͤtzen, und Überhaupt 
die Obliegenheiten eines Juſtizbeanmen in Allen’ Bezie⸗ 
hungen de, erfüllen. Hauptſaͤchlich har“ er,’ in Gemein⸗ 
fchaft mit Beiſttzern, die durch das öffentliche Vertrauen 
verufen — Wal er find; alle prů 
vatzecheft eStreitigkeiten in’ erfter Inſtanz zu - erörtern 
und zu entſcheiden. Bei der Stellung des Obetamtsges 
ichtes als erfler Inſtanz, "bei der: Befchaffenheit des 
bis Spa ar daffefbe® gelangenven ’Sachen, und 
i dein "großen Gewinn‘, den die Aufklaͤrung des Richt 
‚sers ſowohl als die Ueberjeuging der Stteitendeit ſelbſt 
durch die unverzögerte Jebendige Eroͤrterung einer Sache 
erlangt, ift es dem wahren Zwecke der Mechtspflege_ ger 
inäß, daß vor dem —— in fo weit es gefcher 
ben kann, die Paͤrteien perſonlich erſcheinen, — daß, 
nur mit den nothwendigſten Ausnahmen, mündlich vers 
handeleimd' vor zůglicher Bedacht auf die Herſtellung eis 
ner reiner TIhatgefhichte genommen werde, — daß der 
Richter dem Anrufen der Parteien jede,’ die’ Entſchei⸗ 
dung befoͤrdernde Folge‘ von’ Amtswegen gebe, — dafi 
er 4 ihr Vorbringen allein’ in Erforſchung der Wahr⸗ 
heit Rich gebunden ſeh, — daß er unter Beobachtung 
der weſentlichen Erforderniſſe ſchleunig verfahre, — daß 
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er ohne Einhoiung fremden Rathes entſcheide, — und 
daß nicht über Zwiſchenurtheile, ſondern nur über die 
Definitiv⸗Entſcheidung in der Hauptſache — eine Streit⸗ 
verhandlung vor dem Oberrichter Statt finde. Der 
Weg zu dieſem ſteht für" einfahe Beſchwerden über den 
Unterrichter jederzeit offen, und wird für die formliche 
Berufung, duch Zurädführung der bisher gejeglichen 
Saralien und. Foͤrmalien auf einfahe Nothfriſten, ers 
leichtert. Die gefeglihen Beſtimmungen bierüber ‘exe. . 
theiten Wir M dem Edict Aber die, Gerichtsverfaffung 
sub Nro, IV, .. — 
Worſchriften Aber die Strafrechtspflege, die gleich⸗ 
falls dem Oberamtsrichter, theils in. der Eigenſchaft ci⸗ 
nes Richters, theils in der eines Inquirenten, . Bericht 
erſtatters und Vollzichers uͤbertragen iſt. Er unterfucht 
volljtändig ‚und ohne Unterſcheidung der Generals und 
kei SperiolsInguifition, ale. Gefesübertrerungen, deren 
nticheidung nicht den Adminiftvativs Behörden zuficht, 
oder die Befugniß des Oberamts uͤberſteigie Es iſt feir 
ner wahren Wirkſamkeit gemäß, daß er in Unter ſuchun⸗ 
gen anderer Stellen nicht unmittelbar eingteife, und dab 
er, um auf eine Unterfuchung einzugehen, in der, Regel 
die. Anzeige oder Aufforderung einer Öffentlihen Behörz 
de, eine Anklage oder förmlihe Denunciation erwarte, 
Eine geſetzmaͤßig an ihn gebrachte Sache kann er ohne 
die entfcheidendften Gründe nicht ablehnen. Von dem 
Augenbli, wo er fie übernommen bat, ſteht alles weis 
sere Verfahren ihm allein. zu. Er entſcheidet in Ges 
meinfchaft mit öffentlich verordneten Gerichtsbeifigern bis 
zu einer, einfachen Freiheitsftrafe von vier, Wochen und 
einer Geldjirafe von dreifig Thalern. Wichtigere Fälle 
berichtet er an den Kreisgerichtshof. Die Einführung ' 
eines angemeffenen Sffentlihen Verfahrens, zu mögs 
lichſter Sicherftelung von Ehre, Leben, Leib und, Gut 
des Angeklagten, wird ein Gegenſtand kernerer Bera⸗ 
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Da die Zweckmaͤßigkeit jeder Verwaltung vbn dem 
intellectuellen und mornliihen Vermoͤgen der’ Angeſtell⸗ 
ten abhängt, und da der geſetzmaͤßige Wille durch Höz 
dere, Aufjicht allein nicht erſetzt, hingegen zinn Theil 
burch Äußere Verhaͤltniſſe beſtimmt wird ;_ jo fordert das 
gemeine Beſte chen To ſehr als die Gerechtigkeit, daß 
bei Anftellung und Beförderung öffentlicher Beamten jer 
der Art nur Talente, Kenntniſſe, Redlichkeit und TIhäs 
tigkeit mie Entfernung. aller ungefeglicheu Einfluͤſe ber 
— die Beamten mit geeigneter Achtung behan⸗ 
elt, und durch hinreichende Belohnung gegen ſtörende 
Sorgen geſchuͤtzt werden. Zu dieſein Ende, und in Er⸗ 
waͤgung, daß die Abhaͤngigkeit von zufaͤlligem Einkom⸗ 
men und beſonderen Verdienſtberechnungen, cities, Theils 


dem amtlichen Charakter einer —S— 
une 4 
fer 2 enft? 
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nicht entſpricht, andern Theils zu Mißbtaͤn— 
AR haben Wir die Verwandlung accidentel 
eloͤhnungen in fefte Jahrgehalte verordnet, 






und, etwar⸗ 
ten, daß die Gemeinden, bei den von ihrer Wahl und 
Belohnung abhängigen Dienften, die. obi en osmiliee 
gern zur Richtſchnur nehmen mwerdett. ‚haben‘ aber 
auch nun Hauptfählih die Dienftschalte der‘ bei, den 
Dberamtsgerihten und Oberaͤmtern anzuſtellenden Be⸗ 
amten in Unſerem Edict sub Nro. V, auf eine ihren 
Dienſt⸗ und Nangverhältniffen angemeffene Art beſtimmt, 
wobei Wir zugleich Jedem verdiente Beförderung auf 
feiner Laufbahn zufihern. Dagegen verfchen Wir Uns 
zu ihnen, daß fie, wozu fie nöthigen Falls ohne Nach⸗ 
ficht a wären, niche nur ihren Amtsobliegchheir 
sen, im Verhaͤltniß gegen Untergebene ſowohl als gegen 
- die Regierung, mis Ihätigkeit und Treue ſich widmen, 
-fondern auch aller und jeder ungefeglichen LTR 
— Dienſteinkommens ſich enthalten werden. sbe 
ondere erklaͤren Wir, abgeſehen von dem Verbreche 
der Re ftechung, die bloße Geſchenkannahme Linfer 
Staatsbeamten, von Perfonen, mit. welshen. fie, in am 
lichen —— ehen, unter den im Edicte geg 
benen näheren Beſtjmnmuhngen, „für; ein, Dienftnergehe 
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welches mit Entlaffung, ‘oder mindeftens mit Zuruͤckſez⸗ 
zung im, Dienjte zu.bejivafen, iſt. Und da-aud der nahe 
Berdacht einer Zugänglichkeit Für Geſchenke dem öffent 
lichen Vertrauen und ſomit dem Dienjte nachtheilig iſt; 
fo hat der. Beamte, der. im eintretenden Falle. ſich das 
yon nicht genägend zu.xeinigen weiß, eine örtliche Derz 
Bag; DR MIR: ee 


‚Da bei der gegenwaͤrtigen Abänderung der untern 
Verwaltung an den Koften derſelben die Amtspfleg- sind 
Gemeindekaſſe kuͤnftig weniger Als’ bisher zu tragen ha? 
ben; ſo iſt einige. Erhoͤhung des Aufwandes der Staats; 
kaſſe, auch bei aller angemeſſenen Ruͤckſicht auf Koſten⸗ 
erſparniß, derzeit unvermeidlich, wenn nicht die hoͤhern 
Zwecke gefaͤhrdet werden ſollen. Es kommt jedoch dabei 
in Betrachtung, daß viele der bisherigen Beſoldungen 
mit den gemeinſten Beduͤrfniſſen in einem fo offenbaren 
Mipverhältnife ftanden, daß eine Erhöhung derfelden 
ſchon laͤngſt ale rechtlich und politiih . nothivendig. er⸗ 
kannt worden iſt, andere ‚aber, in Zufluͤſſen aus dem Vers 
mögen. der, Gemeinden und. der Privaten beſtanden, de 
ren Ungemeffenheit, — ihrer fonftigen nachtheiliach Fol 
gen nicht zu. gedenken, — einem großen Theile Dis Vols 
kes feldft auch oͤkönomiſch weit Taftiger war, als ihm die 
gegenwärtige Erhöhung der Staatsausgaben werden kann. 
Nie demnach) diefe theils zu Tilgung. einer Älteren Staats⸗ 
verbindlichkeit, theils zu unmittelbarer anderwärtiger Erz 
eichterung gereicht; To wird fie einſt auch ganz aufhds 
en, und eine wirflihe Verminderung der Staatsver⸗ 
altungstoften dann’ eintreten können, wenn die nun 
ehr begründete Einfachheit der Verwaltung feften Bo⸗ 
n. gewonnen haben wid. nu u 


3*8 


Nachdem bereits im Jahre 1817 die Mittelſtellen 
ſchen Regierung und Oberaͤmtern aufgehoͤrt haben; 
fd treten nun, in Foͤlge der gegenwaͤrtigen Anordnun⸗ 
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gen, die Oberamtsrichter in die Stelle der Provinzials 
Juſtiz » Collegien und der. Kriminalraͤthe⸗ Da die Reviz 
fion dee Gemeindes und Stiftungsrechnungen als eigentz 
liches obevamtliches Geſchaͤft wieder den. Oberämtern, fo 
wie die, Stiftungs  Adminiftvation den, Gemeinden zuge⸗ 
theilt wird; ſo kann weder ein Rechnungs, Reviforat, 
nod eine Stiftungsverwaltung „ als eigene. Diftriets+ Ber 
amtung ferner beſtehen. Die Unteramteien und Ober— 
ſchultheißereien werden jetzt, da. die Oberaͤmter jo bedeur 
tend erleichtert find, Tun; ſo mehr- aufgeloͤſt, als eine 
Mittelftele zwilchen den Gemeinden und dem Oberamt 
weder dem Organismus angemeffen, noch dem Geſchaͤfts⸗ 
gang zutväglich it + Die: in den Stade⸗ und Amtsfchreis 
bereien bisher vereinigten Functionen fallen, je nach ih— 
ven verichiedenen, FEIERT DARNRB dem Oberamtsrichter, 
dem Gerichtsnotar, dem Oberamt, der Amtsverſamm— 
lung, ‚den, Gemeinderaͤthen und» Gemeinde ; Offieianten 
und beziehungsweile den verfhiedenen Actuariaten theilz 
weije zu. Die Perfonen, welche duch Aufhebung der 
von ihnen befleideren Aemter außer Dienjt z Activitär 
fommen, find ihren Verdienften gemäß anderwärts ans 
zuftellen, und jofern fie an ihrem bisherigen rechtmaͤßi— 
gen Dienfteintommen verkürzt wuͤrden, billig zu ent 


ſchaͤdigen. 


4 
" ’ 


IX. 
Den in ‚Unferem, Koͤnigreiche ‚begiterten Standes 
Herren, jo wie dem vitterichaftlichen Adel bleiben ‚die 
ihnen zugeficherten Jurisdictions-, Polizey: und Auf 
fihtsrechte unbedenklich vorbehalten, in ſofern bipspinds 
üdung derfelben zwar einige Modification dei gegenwärs 
tigen Anordnungeh veranlaſſen, aber den wahren Erfor— 
derniffen ‚der‘ untern Staatsverwaltung nicht nacheheilig 
werden kann. Endlid) Ä ' 3 m 
x na Gi ANZ IHALI — warımndar ve nem 
behalten alle Geſetze, To weit fie mit Üben gegenwaͤrti⸗ 
gen Anordnungen nicht im Widerſpruche ſtehen, auch 
Dritter Band. 19 
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noch ferutk ihre Anwendung yi Br Mr Stande ſehn 
werden‘, eine Höhere VBervollfommmung: der Geſetzgebung 
mie einer Dtandeverſammlung · zu erathen, bdeven‘ Her⸗ 
ſtellung Uns fortwährend Anliegt, - und die Wir nun un⸗ 
‚gefäumt in: naͤhere Berathung ziehen werden. Zur Volk 
giehmg der Zegenwartigen Anordnungen - find von einer 
Eommilfion, die Wir zu dieſem Ende mirderſetzen wer⸗ 
ven, — beſtimmte naͤhere Einteitängen zu een 
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Er * Juny 1849 berlef! darauf· Der’ ri * 
neuem die Staͤnde zum 13. July zuſammen, in dere 
Mitte ſich jetzt ein beſſerer Geiſt zeigte, auf welchen 
die veraͤnderten aͤußeren politiſchen Verhaͤltniſſe im 
teutſchen Staatenbunde ka din kg * Ein- 
id DS 


"Sein beit. ßlepegehh Side, ‚war, uf 
dem, Wege, des Vertrages, bie „Verfaffung.. zy 
Stande. zu bringen... Er ließ ‚deshalb. den verſammel⸗ 
ten Ständen einen neuen Entwurf zur Pruͤfung vor⸗ 
legen, der von denfelben, mit wenigen nicht wef ent: 
lihen Veränderungen, angenommen, und am 25. 
September 1819 als Srunbgeieg des KNonigreiches I 
kannt ai ware en nn 


Ace se!Hı 


Kell 29 
=} Berfaffüngsiurfänbe "By 25: Sept: 1819. 


Rem; von Gottes Bnaden König von Wi 
——— Thun kund und’ zu toiffen für. Uns und Un, 
fere Nachfolger in’ der Regierung 


Unferes in Gott ruhenden Hertn Vaters Majeſtaͤt 
und Gnaden haben ſchon im Jahre 1845 auf die Er⸗ 
richtung einer  Sthärss? und’ Werfäffung für das ger 
dammte; „Königreich: Wirtemberg”” ernſtlichen Bedacht gez 
nammen 4 und gik dieſem Endes mit den ‚gu einer Stan⸗ 
enerlammlung; jeinbenufenen Fuͤrſten GrafensNEdelleks 
ich, Geiklihen beide FRE Aa Confelſionen aud den, von 


„ze Ra Ba — He 
an A un 


* dr, et a hide u 
— ofen; ſe —* Wir — dennoch un il 
—— Rx ‚auge ‚behaften,. und um eines Theils der ir 
Gliede des teutſchen "Bundes, — 
— zur Erfüllung des XII. Yeti u 
sacte, andera Dheils der Wuͤnſchen und: Bitten 
Anſerer getreuen Anterthanen unendliche B egrundung 
des Öffentlichen Rechts zuſtandes, uͤbereinſtimmend mie Ahr; 
ferer ‚eigenen Ueberzeugung, zu entſprechen/ eine neue 
Staͤndever ſammluug auf den 135 Zuly —— 
ee Unfere Nefivenzftädt eudwigeburg berufen. | 


| Näpbem nun aͤbel den Er uf einet ‚den früher 
vertrags-und geſehmaßi Rechten und bi 
heiten Unferes alten Ötammlätde®. fo nie der dam 
vereinigten neuen Landestheile, gugleich aber auch den He; 
senwärtigen Verhaͤltniſſen moͤglichſt angemeſſenen, Grund⸗ 
verfaſſung die vor dev; Staͤndeverſainmlung hiezu beſon⸗ 
bers gewaͤhlten Mitglieder ſich mit den von Uns ernann⸗ 
sen Kommiſſarien vorläufig berrdet haben, und die Hiker 
Aaber erſtatteten Berichte einerſeits von Uns im Unſerem 
Erheimenrarhe, andererſeits von der vollen Staͤndever⸗ 
fammlung voͤllſtandig und: ſorgfaͤltig sn. und erwo⸗ 
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gen, ſodann die geſampten Wuͤnſchg unſerer getreuen 
Stände Uns — worden find; fo iſt — urch 


we oe N wir h his * ar 

—— capitel — 
1.) dei 
Bon dem Königkeige. —W — 


— Be Sämmtliche Beſtandtheile des Konigreichs find 
Be bleiben zu einem unzertrennlichen Ganzen und zur 
—— an Einer ‚und derſelben Verfaſſung vereinigt 


92 2. Wuͤrde x der. Fo BL das Könlteid, inch 
euen andesjutda durch Aufdy, oder auf. ⸗ 
au Weile erhalten; fo. wird ke bie. ae 
ſchaft der Verfaſſung des Staates aufgenommen. — 


18, Landes zuwachs iſt Alles anzuſehen, mas der 86: 
Yig —— —* file Freie Perſon, ſondern durch Anwenz 
dung der Staatskr äfte, oder mit der ‚ausdrücklichen ! 
firtumung, daß es einen Veſtandtheit ‚des‘ Königrei ‚5 
ausmachen ſoll, erwirbt. —— 


‚Sollte. ein: unabwendbarer” Rochfal. die Aötretutä 
eines Landestheiles unvermeidlich. machen; fo iſt wenig: 
ſtens dafuͤr zu ſorgen, daß den Eingefeffenen des ge— 
trennten Landestheiles eine hinlaͤngliche Zeitfriſt geſtattet 
wird, um ſich anderwaͤrts im Koͤnigreiche mit ihrem Ks 
genthume niederlaſſen zu koͤnnen, ohne in Veraͤußerung 
ihrer Liegenſchaften uͤbereilt, oder durch eine ‚auf; das 
mitzunehmende Vermögen gelegte Abgabe, oder fonft auf 
andere Weiſe beläftigt zu. werden, ONE 


6.3. Das Königreich Wirtenterg aiſt, ein n: Zeil. des 
teutſchen Bundes; daher haben alle organiſchen 
Beſchluͤſſe der Bundesvärfanmlung, welche die 
verfaſſungsmaͤßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands, oder Die 
allgemeinen Verhaͤltniſſe teutſcher Stoatsbürgen: betue 

nachdem: fie von dem Königerwertünder ſind 
auch für. Wirtemberg verbindende,Knafit.dd% 
doch tritt in Aoſchunc der Mittel zur — 


— 


— 
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hierdurch begrundeten ¶ Werbindlichkeitch die verfa ſ⸗ 
fung em aß ige Mitwirkung der Stände ein. 


ya er Den iM A; aa PILT? SEP 0) A 
en nme ae 
"Ron bem Könige,der Thronfolge und ber 
nt veRerchs verweſunge 4 
a u, un Zu E Lv; *2 
9.4. DEE ift das Haupt des. Staates, vers 
einige in ich alle“ echte der Staatsgewalt, und übt 
fie un ter den durch die Verfaſſung feſtgeſetz⸗ 


Seine Perſon iſt heilig. und unwerletzlich. 


.Ver Komig betennt ſich fu einer der chriſtli⸗ 
chen Kirchen. fi AHTT 2 Bue , Beer TE} ii DE J— 
$. 6. Der Sig der Regierung kat in feinem Falle 


außerhalb des Koͤnigreichs werlegt Werden: 


9 7. Das Recht der Thronfolge gebuͤhrt dem Mannes 
ſtamme des koͤniglichen Hauſes; die Ordnung derſelben 
wird. duch die Lineal: Erbfolge nach dem Erſtgeburts⸗ 
rechte beftimime, Erliſcht der Mannsſtamm; ſo geht die 
Thronfolge auf! die weibliche Linie, ohne Unterſchied des 
Geſchlechtes, Über; und zwar ſo, daß die Nähe der 


Vorwandtſchaft mit dem zuletzt reglerenden Könige, und, 


bei gleichem Verwandtſchaftegrade, das natuͤrliche Alter - 
den! Vorzug gibt. '- Jedoch tritt bei der Descendenz des 
fodann regierenden‘ koniglichen Hauſes das Vorrecht des 
Mannsſtammes wieder ein -; — x — i 2 . 
we glg Die Faͤhigkelt zur Thronfolge ſetzt rechtmaͤßige 
Geburt aus einer ebenbuͤrtigen, mit Bewilligung des Koͤ⸗ 
niges geſchloſſenen, Ehe voraus · | 
8.9, Die Volljährigkeit des Königs tritt mit zurück: 
gelegtem achtzehnten Jahre ein." 7  _ — 
"8,40. Der Huldigungseid wird dem Thronfolger 
erſt dann abgelegt, wenn Er. in einer den Ständen des 
—2 — — feierlichen Urkunde die un⸗ 
derbrůchliche Feſthaltung der Landesverfaffiin, bei feinem 


töniglihen Worte zugeſichert hat.’ 
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$. 14. SE der König minder jaͤhrigober aus einer 
andern Urſache an der eigenen Ausübung, der Negierung 
verhindert; fo tritt eine Reichsverweiung ein, , © — 

$. 12. In beiden. Fällen „wird die Reichöverwefung 
von dem der Erbfolge nah naͤchſten Agnaten geführt. 
Sollte fein: dazu fähiger. Agnat vorhanden. ſeyn; fo Fällg 
die Regenefhaft an die Muster, und nach diefer an die 
Großmutter des Königs von väterlicher Seite. | 


$. 13. Sollte ſich bei einem zunaͤchſt nah dem. :rez 
gierenden Könige zur Ersfolge beſtimmten Familiengliede 
eine folhe Geifted; oder koͤrperliche Beſchaffenhen jei⸗ 
gen, welche demfelben die eigene Verwaltung des Reiche 
unmöglich machen würde; fo’ iſt noch unter der Regie— 
sung des. Königes. durch. ein. ſoͤrmliches Staatsgeſetz uͤber 
den fünftigen Eintritt der gefegmäßigen Reichsverwe—⸗ 
fung zu entſcheiden. Er FLOJOF BE 

Würde der König während feiner ‚Regierung oder 
bei dem-Anfalle der Thronfolge durch; ein ſolches Hinder⸗ 
niß von der eigenen Verwaltung des Reiches abgehalten 
feyn, ohne daß ſchon früher die oben beſtimmte Worfer 
hung getroffen wäre; ſo ſoll laͤngſtens binnen Sahress _ 
friſt in. einer ‚won. dem Geheimenrathe: zu: neranlaffenden 
Verſammlung ſaͤmmtlicher im Königreich . anwefenden 
yolljährigen, nicht mehr unter vaͤterlicher Gewalt: ſtehem 
den Prinzen des koͤniglichen Hauſes, mit Ausfhluß de4 
zunaͤchſt zur Regentſchaft berufenen Agnaten, :auf- vor⸗ 
gaͤngiges Gutachten des Geheimenrathes, duch einen 
nach abſoluter Stimmenmehrheit zu faſſenden Beſchluß, 
mit Zuſtimmung der. Stände. über den Eintritt der ges 
fegmäpigen Regentſchaft entſchieden werden. 
44. Der Reichsverweſer bat chen ſo, mie: der 
König, den Ständen, Die Beobachtung der Landesver⸗ 
faſſung feierlich zuzuſichen. ... * 

8.245. Der Reichsverweſer Abt; die Staatsgewalt in 
dem Umfange, wie fir dem Könige zuſteht, im Namen 
des Königes verfaffungsemäßig aus; daher ſteht aud) deg - 
Gicheimerarh. zum —— — Verhaͤlt⸗ 
niſſe, wie zu dem regierenden Koͤnige. RT 
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Es kann aber der Reichsverweſer Feine Standeser⸗ 
Höhungen vornehmen, ‚feine neuen, Ritterorden and Dofr 
Ämter errichten, und fein. Mitglied des Geheimenraths 
enders, als im Folge eines gerichtlichen, Erkenntniſſes, 
entlaffen. Jede während einer Reichsverwejung verabs 
fchiedete Abänderung eines Verfaſſungspunctes gilt nur 
auf die Dauer der Negentfchaft. Auch können die dem 
Reiche heimgefallenen Lehen während der Regentſchaft 
nicht wieder. verlichen werden, —* 

$, 16. In Ermangelung einer von dem Könige ge— 
troffenen, und dem Gcheimenrathe befannt gemachten 
Anordnung, gebührt die Erziehung des minderjähfigen 
Koͤniges der Mutter, und wenn dieſe nicht mehr ler, 
der Großmutter von vÄterfiher Seite; jedoch kann die 
Ernennung der Erzieher und Lehrer und die Feſtſetzung 
des Erziehungsplanes nur unter Ruͤckſprache mit dem 
Bormundfchafrsrathe geſchehen, welcher ſich aus den Mit: 
aliedern des Geheimenrathes unter dem Vorſitze des 
Reichsverweſers bildet, fo, daß Letzterer beiden deshalb 
zu faſſenden Beſchluͤſſen eine mitzuzählende, und im Falle 
einer Stimmengleihheit eine enticheidende Stimme hat. 
Bei einer Verfchiedenheit der Anfichten hat der Bor: 
mundſchaftsrath die Entſcheidung; auch liegt diefem nach 
dem Ableben der Mutter und der Großmutter die, Sorge 
für die Erzichung des minderjährigen Königs allein ob. 

$. 417, Die Reichsverwefung hört ‚auf, ſobald der 
König, das Alter der Volljährigkeit erreicht bat, oder 
ſonſt das bisherige Hindermß feiner Seldftregierung 9 
hoben if. —* —— 85 
‘8, 48. Die Verhältniffe der Mitglieder des koͤnigli⸗ 
hen Hauſes zum Könige, als Oberhaupt der "Familie, 
und unter"fih, werden‘ in einem ‘eigenen Hausgeſetze 
beſtimmt. 
a ee a .. 1. u 
Bon den allg, rn Rechtsverhaͤltniſfen 
lan der OStaatebͤ rgere in vorıı ®, 
. 19. Das Staatsbuͤrgerrecht wird theils dich Ger 
burt,“ wann beb ehelich Gebornen der Vater, oder bei 


26m 


Unehelichen die Mutter das Siaatsbuͤrgerrecht hat, theils 
durch Aufnahme erworben Letztere ſetzt voraus; daß 
der Aufzunehmende von einer beſtimmten Gemeinde die 
vorläufige Zuſicherung des Bürgers: oder Beiſitzrechtes 
erhalten. Habe: Außerdem erfolgt durch die. Anſtellung 
in dem Staatsdienfte die "Aufnahme in das Staatsbuͤr⸗ 
gerrecht, jedoch nur auf die Dauer der Dienftzeir. 

6. 20. Der Huldigungseid iſt von jeden gebornen 
Wirtemberger nach zuruͤckgelegtem 16ten Jahre, und von 
jedem neu Aufgenommenen bei der Aufnahme abzulegen. 


elle Wirtemberger haben gleiche 
ſtaatsbürgerliche Nechte,.,und eben. fo find fie zu 
gleichen ſtaatsbuͤrgerlichen Pflihten gnd,glcis 
Her Theilnahme.an den Staatslaften verbuns 
den, ‚fo. weit nicht die Verfaflung eine ausdrückliche Aus⸗ 
nahme enthältz auch haben fie, gleichen verfaffungsmäßis 
gen Gehorſam zu leiſten. ——— 

6. 22. Rein Staatsbärger kann wegen ſei— 
ner Geburt von irgend einem Staatsamte 
ausgeſchloſſenn werden. ung, & 
8.23 Sie Beitfiärhe 

 Ferlandes und, die Verbindlichkeie zum Waffendienſte 
allgemein; es finden in letzterer Hinficht Keine ans 
“dern, als die, dutch die Bundesacte und die beftehenden 
Seſetze begründete, "Ausnahmen Start. — 
VUeber dag Recht, Waffen zu tragen, wird. cin ‚Ges 
feg die nähere Beftimmung geben. 3 tel 
19.024. Der. Staat ſichert jedem Bürger Freiheit 
der Perſon, Gewiſſens- und Denkfreiheit, 
Freiheit Bes Eigenthums und Auswande⸗ 
rungsfreiheit. TE 
$. 25. Die Leibeigenfchaft,bleibe für im— 
\ mer aufgehoben. | _ 
* "6. Niemand darf ſeinem or dentklichen 
\ Richter ir und anders, als in den 
\ duch das Geſetzabeſtimmten Faͤllen, und’in 
\ den gefeglihen Formen verhaftet and. des 


zur Vertheidigung des ar 
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ſtraft, noch (ändere a8 Einmal 94 Stunden 
über die Urſache feiner! —— wg‘ in- URGE 
mingele geisifen wierden. 17 


6. 27.. Jeder, ohne Unterfchich, der Kelision, ger 
nießi im Rötigteige üngeftätte IR de Mei, —— 


—4 


ven Den vollen Genuß der fagtsbfirgerlichen ; Rechte ges 
währen . die drei ehriftlichen. ‚Glaubensbefenntniffe.: Ans 
dere chriftliche und ‚nicht ‚chriftliche Glaubensgenoffen koͤn⸗ 
nen zur Theilmahme, an ‚den. bürgerlichen. Rechten nur 
in dem Berhältniffe zugelaffen werden, ‚als ‚fie durch. bie 
Grundgefege ihrer Religion an der Erfüllung, ret buͤr⸗ 

gerlichen Pflichten nicht gehindert werden.‘ un 


$. 28. Die Freiheit der Preffe undedes 
Buchhandels finder in ihrem vollem Umfange 
Statt, jedoch unter Beobachtung der gegen 
den Mißbrauch befichenden. oder tanſeis zu 
exlaſſenden, Geſetze. , 


2 


6029. Jeder hat das Recht, feinen Stand und ſein 
Gewerbe nach eigner Neigung zu» waͤhlen, und ſich dazu 
im. Inn⸗ und Yuslande auszubilden, mithin auch aus⸗ 


waͤrtige Bildungsanſtalten in Senißheitd der? gefeplicien 


Sorſomen zu beſuchen ... 
. 30. Miemand kann gezwungen werden, ‚fin‘ Ei 


| 44 und andere Rechte für allgemeine Staats⸗ oder 


Corporations zwecke abzutreten, als nachdem der Gehei⸗ 
merath uͤber die Nothwendigten entſchieden -hat,: und 
gegen vorgängige volle Entſchaͤdigung. Entſteht aber ein 
Streit: über” die Summe der: Entfhädigung, nnd’ der 
Eigenthuͤmer will ſich bei der Entfcheidung der Verwal⸗ 
tungsbehoͤrde nicht beruhigen; ſo iſt die Sache im or⸗ 
dentlichen Rechtswege zu erledigen, einſtwetlen aber die 
von Innere Stelle feſtgeſetzte Summe ohne Verzug. aus⸗ 
zubezahlen. 

a 62 31Ausſchließliche Handels⸗ und — 
legien koͤnnen nur zu Folge eines Geſetzes, oder mit. be 


Fomdertr ,: fuͤr den einzeinen Fall gültiger, Beiftimmung. 
der Stände ertheilt werden. „g IE br Hi 
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Dem Ermeſſen der Regierung bleibe: Überlaffen,: nuͤtz⸗ 
liche Erfindungen durch Patente zu deren: ausjchließli, 
hen Benuͤtzung bis auf die, Daper won. zehn. a, zu 
belohnen. 
| $. 32, Jedem Staatebuůrger ſteht es frei, aus dem 

Königreiche, ohne Bezahlung einer Nachfkener, aus zu⸗ 
wandern, ſobald cr dem ihm vorgejeßten Beamten 
von feinem Vorfake 'die Anzeige gemacht; feine Schul⸗ 
den und andere Obliegenheiten berichtigt, und hinrei— 
chende Verſicherung ausgeftellt hat, daß cr innerhalb 
Jahresfriſt gegen König und Vaterland nicht dienen, und 
eben jo fange in Hinſicht auf die vor feinem Wegzuge 
erwachſenen Anfprüche vor den Gerichten des Koͤnigreichs 
Recht geben wolle, 
v6, 33. Durdy den Wegzug worin der Auswanderie 
de ſein Staatsbuͤrgerrecht für fih und feine mit ihm 
wegziehenden Kinder. : 

Das Bermögen derjenigen Kinder, welche nicht mit 
den Eltern. auswandern „ wird im Lande zuruͤckbehalten. 


6. 34. Wer ohne einen ihm zugeſtandenen Vorbehalt 
des Staatsbuͤrgerrechtes in onewartise Sraneevienfe Ku, 
wird deſſelben veriuftig,. - 

$. 35. Wer in einem fremden Stage‘ ſeine blei⸗ 
bende Wohnung nimmt, kann fein wirtembergiſches Staats⸗ 
buͤrgerrecht nur mit koͤniglicher Bewilligung. und unter 
der Bedingung beibehalten, daß er den. ihm obliegen⸗ 
kit ſtaateburgerlichen Pflichten in jeder Hinſcht a⸗ 

iſte. 

$. 36. Jeder hat das Reh, über gefeßs und ord 
nungswidriges Verfahren einer Staatsbehoͤrde oder Ver 
zoͤgerung der..Entfcheidung bei der unmittelbar vorgeſetz⸗ 
ten Stelle ſchriftliche Buaeenı zu erheben, und 
noͤthigen Falls: ſtufenweiſe bis zur hoͤchſten weſerde zu 
verfolgen. 
6. 37. Wird die — Beſchwerde von der 
vorgeſetzten · Behoͤrde ungegruͤndet gefunden ; ‚fo. iſt letz 
tere verpflichtet, den. Beſchwerdefuͤhrer uͤber die Gruͤude 
ihres Urtheils zu belehren, u... m 0 na 2.3 
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79. 88..Glaubt der Beſchwerdefuͤhrer ſich auch bei 
der Entſcheidung der oberſten Staatsbehbrde nicht beru⸗ 
higen zu hnnen; ſo darf er die Beſchwerde den Staͤn— 
den mit der ſchriftlichen Bitte um Verwendung vortragen. 
Haben fih. dirſe aberzeugt, daß jene Stufenfolge beob⸗ 
arhere "worden, And die Beſchwerde eine Beruͤckſichtigung 
verdiene; ſo iſt ihnen auf. ihr MWerfangen von dem fd 
niglichen Geheimenrathe die nöthige Auskunft über den 
Gegenſtand zu ertheilhen. 100.05 vu 

5. 39. Der- vritterſchaft liche Adel des Königs 
reichs bil det zum Behuf der Wahl feiner Abgeordne⸗ 
ten in die Staͤndeverſammlung und der Erhaltung ſeiner 
Familie in jedem der vier Kreiſe eine Kaͤrperſchaft. 
9.40, Die Aufnahme in eine dieſer Koͤrperſchaften 
hänge von ihret Zuftimmung und der Genehmigung des 
Koͤniges ab. In Beziehung auf die Aufnahme. .adelicher 
Befiger immatriculivcer Rittergäter ſoll jedoch durch die 
Statute diefer Koͤrperſchaften das Nähere feſtgeſetzt 
werden. > } a Sehr ! I: BU 
5. 41. Gedachte Statute erhalten auf eben die Art, 
wie u —— verbindliche Kraft. ee 
.. $..42. Den Mitgliedern der Nitterfchaft, fEchen alle 
isch en Rechte zu. » . 

‚Die näheren Beſtimmungen uͤber die Ausuͤbung der 
— Artitel Der Bundesacte der Ritterſchaft zı 


—⏑—— 


erten Rechte werden den Staͤnden mitgetheilt. 
| Biextes Kapitel. 150 —R 

Von den Sruarsschärden, |... 

nr, Ar Allgemeine Beftimmungen. | 

$. 43: Die Staatsdiener werden, fo ferne nicht Vers 

. falung oder defondere Rechte king Ausnahme — 
duch den König ernannt, und zwar — die Collegial: 

vorfände gusgenpommen — auf Vorſchlaͤge der vorgeſetz⸗ 


sen ‚Collegien,,. wobei jedesmal alle Bewerber‘ aufzuzähr 
len find. | trade" 


x 
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8. 44. Niemand kann ein Staatsamt erhalten, dhne 
zuvor geſetzmaͤßig gepruͤft und für tuͤchtig erkannt zu, 
ſeyn. Landeseingeborne ſind bei gleicher Tuͤchtigkeit vor⸗ 
zugsweiſe vor Fremden zu beruͤckſichtigen. JF 


5. 45. In den Dienfteid, welchen ſaͤmmtliche Staats; 
diener dem Könige abzulegen haben, iſt die Verpflich⸗ 
tung aufzunehmen, die Verfaſſung gewiffenhaft zu wahren, 


9.46. Kein Staatsdiener, der. ein. Richteramt ber 
kleidet, kann aus‘ irgend. einer Urſache ohne richter liches 

Erkenntniß feiner Stelle entſebt, ———— er eine 
geringere verfegt werden. . 


. 47. Ein Gleiches hat bei den übrigen. Sram; 
nern Statt, wenn. die: Entfernung aus der biöhcrigen 
Stelle wegen Verbrechen oder gemeinet Vergehen: gefchez 
ben ſoll. Es kann aber gegen: diefelben wegen Unbrauch⸗ 
barkeit and . Dienftverfehlungen, auch auf  Kollegialatız 
träge der ihnen vorgefegten Behörden und des geheimen 
Raths, die Entlaffung oder Verfegung auf ein geringes 
res Amt dur den König verfügt werden; jedoch hat im 
einem folhen Falle der Geheimerath zuvor die oberfte 
Suftizftelle gutachtlih ‚zu vernehmen, ob, in rechtlicher 
Hinficht bei dem Antrage der Collegialſtelle "nichts zu 
erinnern ſey. 

Nach diefem Grundfase find auch die Vorſteher und 
Übrigen Beamten der Gemeinden und anderer Körpers 
ſchaften zu behandeln. 


. 48. Die nämlihen Beftimmungen, wie bei Ents 
laffungen oder Verſetzungen auf eine- geringere Stelle, 
treten bei Suepenfionen ein, welhe mit, Verluft des . 
Amtsgehalts verbunden And. 


$. 49. Verſetzungen der Staatsdiener ohne Verluft 
an Gehalt und Rang, können nur aus erheblichen Gruͤn⸗ 
den und nach vorgängigem Gutachten des Depansemenahe 
chefs verfügt werden. — 


Sdtaatsdiener, welche ohne ihr Auſuchen —** wet? 
den, erhalten: für die — die geſetzliche Ent⸗ 
ſchaͤdigung. 
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8. 50. Fuͤr die Staatsdiener, welche durch Ktank⸗ 
heit oder Alter zu. Fuͤhrnng ihres: Amtes unßaͤhig gewor⸗ 
den ſind, fo wie für die. Hinterbliebenen der Stagtsdie⸗ 
ner, ift durch ein Gefeh geforät. . ur... 


j 
P'e ask 


yinselisihau 4 5 lm Are 
G. 31. Alle von dem Könige, ausgehenden Verfagun⸗ 
Hei + Welche die Staatsverwaltung BETEHEN DiafIeR von 
dem Departementsminifter oder Chef contraſignirt ſeyn, 
welcher daduͤrch Für ihren Inhalt verantwortlich 
wird. -- >, Mi II 8, 
6.52. Außerdem iſt jeder Departämentsmitrifter ioder 
Chef für dasjenige verantwortlich, was. 2m für ſich 
verfügt, oder was, ihm vermoͤge des. ihm zugemielenen 
Geſchaͤftskreiſes zu thun oder zu, yerffigen öbkiege, — 
. 68. Auf gleiche Weiſe (K. 62.) ſind auch die 
uͤbrigen Staatsdiener und Behoͤrden in. ihrem Geſchaͤfts⸗ 
kreife verantwortlich; ſie haben Bei. eigener: Verant⸗ 
wottlichkeit nur die ‚ihnen von den geeigneten Stellen 
in der, ordnungsmaͤßigen Form; zukommenden Anweiſun⸗ 
gen zu beobachten tisı: u luiıcnı Pre can Ra 
‚> Sind fieim, Zweifel, „ob. die . Stelle, welche ihnen 
einen. Auftrag ertheilte,, dazu competent ſey; ſo haben 
fie daruͤber bei ihrer, vorgeſetzten Behörde  anzufragen, 
fo. wie ihnen auch ‚obliegt, wenn fie bei dem Inhalt einer 
— Verfuͤgung Anſtaͤnde finden, ſolche auf geziemende 
Weiſe, und unter. Vermeidung, jeder nachtheiligen Ver⸗ 
aögeruug,. Der; a Nr Stelle, vorzugvagen, im Sal 
eines, beharvenden Beſcheides ‚aber die Verfuͤgung zu 


KERZE a LE EBENEN I EN SU EU Zee 
B Von dem Geheimenraih ihsbefohdeie. — 
6. 54. Der Geheimerath blidet· die oberſte/ ums 
mittelbar unter dem Könige ftehende, und feiner‘ Haupt⸗ 
beſtimmung nach blos berath en de Staatsbehörde. "" 
„$. 55. Mitglieder des, Geheimenrathe find die Mi; 
niſtet ober ie Chefs der verſchiedenen ‚Departements 
und diejenigen Raͤthe, welche der ‚König dazu ernennen 
wird. nundmpeslung shi AN dir Cr 
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2,56 Die Verwaltungs⸗ Departements, an deren 
Spige die verschiedenen: Miniſter ſtehen, find folgende; 


das Miniſterium der Juſtizzz EEE NER 

das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten; 
Ne —— des Innern; dag des Kirchen⸗ und 
e — 
das Mitifterium, des Kriegsweſens, und 
das Miniſterium der Finanzen, ni 
68 Der Koͤnig ernentit und entlaßt die" Mitglie⸗ 
den des Geheimenraths nach eigener freier- Entſchneßaug. 
Wird ein Mitglied Dee Geheiment aths entlaſſen, 
ohne daß Dienſtentfernung gegen daſſeibe ‘gerichtlich ers 
Sahne wäre; ſo ‚behält ; ein Minifter vier taufend. Sul: 
ben als Penſion, und ein: anderes Mitgliad ides Gehel— 
menraths die Hälfte feiner Beſoldung, ſo ferne dem &h 
nen oder dem Andern nicht durch Vertrag eine andere 
Summe, welche jedoch; zweh Drittel des Gehalts nicht 


uͤberſteigen wird, zugeſichert worden iſt. ah 
. 38: Alle dem Konige vorzulegende Vorſchlage der 


Miniſter In wichtigen Angelegenheiten, namentlich in ſol⸗ 
chen/ welche auf die Staatsverfaſſung, die Organſation 
ber Behoͤrden, und die Abaͤnderung der Tertitotiai⸗Ein— 
teilung, oder auf die‘: Staatsverwaltung im Allgemeiz 
hen und die Normen-derfelsen fi beziehen‘,' tie auch 
in Gegenftänden der Gefeßgebung und aligemeiner Ver⸗ 
ordnungen, fo weit 08 ſich von deren Erlaſſung, Abaͤn⸗ 
derung, Aufhebung oder authentiſchen Erklaͤrung han⸗ 
delt, muͤſſen, ſo ferne nicht bei Gegenſtaͤnden des De⸗ 
partements der "auswärtigen Angelegenheiten‘ dder des 
Kriegsweſens die Natur der. Sache eine. Ausnahme bes 
gründet, in. dem Geheimenrathe zur Beratung vorge⸗ 
tragen, und mit deſſen Gutachten begleitet an den Koͤ⸗ 
nig gebracht werden. REIN 

..$. 59 — gehören zu dem Geſchaͤftskreiſe des 
Geheimenraths als berachend er BEHÖRDE; 015 m: 

1) alle ſtaͤndiſche Angelegenheiten; . ‚srir 


FR 
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2): Anteage anf pe oder Burdafging"e eines 
Staatsdieners nah $. 4 

3) Ronipetenzftreitigkeiten * den Juſtiz⸗ 
Verwaltungsbehoͤrden; 

4) Die Berhältniffe der Kitche zum Staate, "oder 
auch: Streitigkeiten einzelner. Kirchen unter," einz 
ander, wenn die Centralſtellen diejer Kirchen ſich 
nicht vereinigen koͤnnen ; 

5) alles⸗ was dem: Geheimenrathe von dem. Könige 
zur Berathung befonders aufgetragen wird. 

66 60Als entſcheidende und verfügende® Ber 
Hörde wirft der Sepeimerath. 

4) bei Rekurſen von Werfäigungen der Deparkkmehte; 
Minifer; wobei jedesmal die Vorftände des Ober} 

Tribunals zuzuziehen ſind/ —V 

9) yn BEN en von "Shraferkenntnifen ber Admi⸗ 

tellen, wobei 6 Rechtsgelehrte zugegen 

’ a "nal en, deren Zahl ‘erforderlichen Falls durch 

— 5——— des Ober ; Tribumals vom Praſidenlen 
abwaͤrts zu ergänzen iſt; 

3) im Falle des $. 30. 

$. 61. Kein Diirglicd des Geheimenraths kann * 
dem Falle, wenn der Gegenſtand daſſelbe perſoͤnlich an: 
geht, von der Theilnahme an den ae Berath⸗ 
ſchlagungen ausgeſchloſſen werden. 


Fuͤnftes Kapitel, 
Von den Gemeinden und Amtstoͤrperſchaften. 


9 62. Die Gemeinden find die undlagg des 
Staatsvercins. Jeder Sthatsburger mu daher, fo 
ferne nicht gefeßlich eine Ausnahme beſteht, einer Ge: 
meinde als Barger oder Beiſitzer angehören 2 

$: 168. Die Yufhaßikt der Geiteihdesteget md Bet} 
* Hänge von der Gemeinde ab, unter Vorbehalt d 
ae Enticheidung der: Staarsbehörden in ſtrel⸗ 
tigen Fa Indeſſen ſetzt die es des Balgın- 


* 


— 
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und Beiſitzrechts die vorgängige — or Staats⸗ 
buͤrgerrechtes voraus. 
6:18». 64. Saͤmmtliche zu einem Oberamte gehörige 
Gemeinden bilden die Keirephmerfihaft, Veränderung 
ur. Oberamtsbezirke iſt Gegenſtand der Gefeggebung. 
. 65. Die Rechte der "Gemeinden werden: duch die 
——* unter geſetzmaͤßiger Mitwirkung der Buͤr⸗ 
gerausſchuͤſſe, die Rechte Der: Amtskoͤrperſchaften durch 
die Amtsverſammlungen / verwaltet, nach WVorſchrift der 
Geſetze und. unter der Aufſicht der Staatsbehoͤrden. 
8.66, Keine Staatsbehoͤrde iſt befugt, uͤber das Eis 
genthum der Gemeinden uͤnd Amtskoͤrperſchaften, mit 
ae oder _ ‚ Kintanfehung der, —1 ‚gu ver⸗ 
ügen. Aan 
6. 67. Weder Die Amtstdenerſchaften, sh einzelne 
—— ſollen mit Leiſtungen und Ausgq ben beſchwert 
werd den ten fie nicht yermöge der. — 5 — Gefetze, 
oder Alafı dei Lagerbücher , Dher anderer ‚BefondeRn. ſteches⸗ 
titel, verbunden, ſind. 
$. 68. Was nicht auf, ‚rtlice, Vebhefniffe, — Ge⸗ 
meinden oder Amtskoͤrperſchaften, ſondern zu Erfillung 
allgemeiner. Landesverbindlichkeiten zu verwenden iſt, kann 
nur "auf das geſammte Land, vertheilt werden. 
69. Dammtliche Vorſicher der Gemeinden und 
| Anicstsrperihaften jind eben ſo, wie die Staatsdiener, 
auf Fefthaleung der Verfaffung, und insbejondere auch 
auf Wahrung der dadurch, begründeten Nechte der Ger 
meinden und Körperfchaften zu —— 
Sechſtes Kapitel. | . 
von dem Verhalt niſſe der Kirchen gmn, 
a Staate | * 


5. 70. Jeder der drei im Rönigreide: —— 


chriſtlichen Eonfeſſionen wird, freie Öffentliche Religions⸗ 
Ye und der volle Pr ihrer en Schul; um 
Armen Fonds. zugelichert., 


‚9 744, Die ‚Anordnungen, im. Betref der innetn 


-- 
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tirchlichen Angelegenheiten bleiben deu; werfaffungsmäßis 
gen Autonomie einer jeden Kirche uͤberlaſſen. 

6. 72. «Dem Könige, gebührt. das. oberfiheheitliche 
Schuß und Auffihtsrecht über; Die Kirchen: Vermöge 
deſſelben koͤnnen die Verordnungen, der Kirchengewalt 
ohne vorgängige, Einficht und Genehmigung des Staates, 
obsrhauptes: weder verfünder noch vollzogen werden. 

$. 73. Die Kirchendiener find in Anfehung - 
ihrer bürgerlichen Handlungen. und Verhält 
niſſe der wehnlihen Obrigkeit unterworfen. 

$. 74. Kirchen: und Schuldiener, welche durch Als 
— ‚eine ohne Hoffnung. der Wiedergenes 
fung andauck 


er mir 


6. 77. Die abgefonderte Verwaltung: des evangelis 
fchen. Kirchenguts des vormaligen Herzogthums Wirtems 
berg wird wieder hergeftellt. Zu dem Ende: wird unge« 
ſaͤumt eing gemeinſchaftliche Kommifjion nicdergefegt, 
welche, zuförderfi, mie dev Ausſcheidung des Eigenthums 
diefer Kinche in dem; alten Lande, und mit Beſtimmung 
der. Theilnahme der Kirche, gleichen Konfeſſion in den: 
neuen, Landeseheilen ſich zu beichäftigen, und: ſodann 
über die künftige, Verwaltungsart deſſelben Vorſchlaͤgo 
zu machen hat. oo +4 AR re 
19. 78. Die Leitung der inner Angelegenheiten der 
fatholifchen: Kirche ſteht dem Landesbiſchof nebſt dem 
Domkapitel. zus, Derſelbe wird. in dieſer Hinſicht min: 
dem Kapitel alle diejenigen Rechte ausuͤben, welcher nach 
Dritter Band. 20 
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den Grundſaͤtzen des katholiſchen Kirchenrechts mit‘ der 
ner Würde weſentlich verbunden find. 

6. 79. Die in der Staatsgewalt beäriffenen Rechte 
über die katholiſche Kirche werden von dem Koͤnige 
durch eine aus katholiſchen Mitgliedern” beſtehende Bes 
oͤrde ausgeäbe, welche auch bei Beſetzung geiſtlicher“ 
emter, die von dem Könige‘ —— um⸗ 
ihre Vorſchlaͤge vernommen wird. 


6. 80. Die katholiſchen Kiegendimer genliffen eben! 
diefelden perfönlichen Vorrechte, welche den Dienern 
der proteſtantiſchen Kirchen eingeräumt ſind. 


$. 81. Auch wird darauf Ruͤckſicht genommen wer⸗ 
den, daß katholiſche Geiſtliche, welche ſi ich durch irgend 
ein Vergehen die Entſetzung vom Amte zugezogen ha⸗ 
ben, ohne zugleich ihrer geiſtlichen Würde verluſtig ger’ 
worden zu feyn, ihren hinreichenden ‚Unterhalt finden. _ 


. 82. Die katholiſche Kirche erhält zu Beftreitung, 
derjenigen kirchlichen. Bedärfniffe,. wozu - keine örtlichen, 
Fonds vorhanden find, oder die. vorhandenen nicht zus 
reichen, und befonders für die Koften der höheren Lehrs 
anftalten, einen eigenen, diefen Zwecken ausfchließlich 
ewidmeten, Kirchenfond. Zum Behufe der Ausfchei; 
ung deffelben vom Staatsgut, und der näheren Bes, 
fiimmnng der künftigen Verwaltungsweiſe, wird auf 
gleiche: Art; wie oben (8. 77.) bei dem altivirtembergis 
ſchen Kirchengute feſtgeſetzt iſt, : eine Kommifſion nieder⸗ 
geieht werden . st aaa Grit. * 
6. 88. Was die it dem Konigreiche befindlichen ver 
formirten Kirchengemeinden betrifft; Jo wird ſowoͤhl auf‘ 
Verbeſſerung ihrer kirchlichen Eintichtung, undeheſonders 
ihrer Unterrichtsanſtalien/ als auch" auf Ausmittelung 
hinreichender Einkünfte zum Unterhalt ihrer Kirchen⸗ 
und Schuldiener-und zu Beſtreitung der: Abrigen zuge 
lichen Beduͤrfniſſe geſorgt werden. 

6. 84. Für Ethaltung und Vervollkommnung der 
Höheren und niederen Unterrichtsanſtalten jeder Art,’ 
und: namentlich der; Landesuniverfi tat wird auch künftig, 
auf das zwed maßigſte geſorgt. * 
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m. Siebentes Kapitel 
Bon Ausäbung der REN 


6,85, Der König vertritt den Staat in allen ſei⸗ 
nen Verhaͤltniſſen gegen auswärtige Staaten. Es kann 
jedoch: ohne Einwilligung der Staͤnde durch 
Verträge. mit Auswärtigen Fein Theil des 
Staatsgebietsſund Staatseigenthums verdus 
Bert, Beine neue Laſt auf das Königreich und 
deſſen Angehörige ‚übernommen, „und kein 
Landesgefes abgeändert oder. aufgehoben, 
feine Verpflichtung, welde den Rechten der 
Stanrsbärger Eintrag thun würde, cinges 
gangen,, namentlid auch kein Kandelsvers 
irag, welcher Eine neue gefeglide Einrich— 
kung. zur Solge hatte, und fein Subfidien- 

ergrag zu Verwendung der koͤniglichen 
Gehen in einem Teutſchland nicht betrefs 
fenden Kriege gefchloffen werden. 
6. 86. Der König wird von den Tractaten und 
. Bündniffen; welche von: ihm mit‘ auswärdigen Mächten 
angeknuͤpft werden, die: Stände in: Kenntniß legen; ſo⸗ 
hald es die Umſtaͤnde erlauben. 

19187 Alle Subſidien⸗ und, Keicgsenntrifutionen, 
fo: wie andere ähnliche Entfhädigungsgelder und fonjtige 
Erwerbungen , welche dem Könige zu Folge eines Staats⸗ 
vertrags, Bündniffes oder: Krieges zu Theil werden, find 
Staatseigenthum. 

$.88. Ohne Beiſtimmung der Stände kanıt 
Bein ‚Seleb gegeben, aufgehoben, abgeäns 
dertoder authentiſch erläutert werden. ı — 
10989. Der König. hat aber das Recht, ohne die 
Mitwirkung der Stände die zu Vollftredung und Hands 
—— der Geſetze erforderlichen Verordnungen und 

nſtalten zu treffen, und in dringenden Fällen zur 
Sicherheit des Staats das Nöthige vorzukehren. u 

$. 90. Eben dieſe Beſtimmungen (689. 88, 89 
finden: auch bei den Geſetzen, — und JZutau 
sen im Landespolizeiweſen Statt. — u 

20 


— 


er 
er 
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$. 91. Alle Geſetze und Verordnungen, welche mit 
einer ausdruͤcklichen Beſtimmung der ‚gegenwärtigen Ver⸗ 
faſſungsurkunde im Wideripruh ſtehen, find" Hierdurch 
aufgehoben. Die- übrigen find ‚der, BEI ON 
Revifion unterworfen. 

$. 92. Die Gerichtöbarkeit ' wird im Namen des 
Königs und unter deffen Oberaufficht durch: kollegialiſch gez 
bildete Gerichte. in: gefeglicher —— vers“ 
waltet. 

6. 93. Die Gerichte, ſowohl die bürgerlichen 
als die peinlichen, Find — der Branten ‚Ihres 
Berufs unabhängig. 

$. 94. Der koͤnigliche Fiskus wird in allen Privat⸗ 
rechtsſtreitigkeiten bei den ordentlichen Gerichten Recht 
geben und nehmen. 

$. 95. Keinem Bürger, der fi ch durch eihen Att 
der Staatsgewalt in ſeinem auf einem beſondern Titel 
beruhenden Privatrechte verlegt glaubt, Tann der we 
zum Richter verſchloſſen werden. 


$. 96. Die Erkenntniſſe der Keiminalgerihte bei 

därfen, um in Rechtskraft überzugehen, Fair Seſtati⸗ 
gung des Regenten. 

5. 97. Dagegen ſteht dem Konige u; Strafertenfits 
niffe vermöge des Beanadigungsreht-s: auf erfor⸗ 
derten und. erftatteten Bericht des erfennenden‘ be 
aufzuheben oder zu mildern, . Es find daher die Krimis 
nalgerichte nicht nur verbunden, in ſchweren Fällen “die 
Akten ſammt ihrem Erkenntniſſe vor: der Eröffnung def; 
felben durch das fönigliche Suftizminifterium dem ı Rbf 
nige zum. Behuf einer etwaigen Begnadigung vorzules 
gen ‚. jondern es: kann auch nach Groͤffuung des Erfonnts 
niffes der Berurtheilte ſich an die Gnade des Königs 
wenden. | | 
Auf gleiche Weife kann 6. wenn nad. dem Gut⸗ 
achten des koͤniglichen Juſtizminiſteriums hinlaͤngliche 
Gründe dazu vorhanden ſiud, vermoͤge des dem Könige 
zuſtehenden Abolitions⸗Rechts, und ehe das Verbrechen 
oder Vergehen unterſucht, oder uͤher die TERM 177 


“ 
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kannt worden iſt, Alles Verfahren gegen den Beſchul⸗ 
digten eingeſtellt und miedergeſchlagen werden. 

Der Koͤnig wird jedoch bei Ausuͤbung ſowohl des 

einen, als des andern Rechtes darauf Ruͤckſicht nehmen, 
daß dem Anſehen und der Wirkſamkeit der Strafgeſetze 
dadurch nicht zu nahe getreten werde. | 
6. 98. Die Strafe der Vermögensconfiscas 
tion ift allgemein aufgehoben. “ 
$ 99. Was die Militärverfaffung betrifft; fo 
wird die Zahl,der zu Ergänzung des koͤnigli— 
hen Militärs jährlich erforderlihen Manns 
Ihaft mie den Ständen verabſchiedet. 
. 400. Die Auswahlordnung, die nähere Bezeichz 
nung der übrigen. Sandesvertheidigungsanftalten und der 
Verbindlichkeit der Staatsbürger, ſich außerhalb des re; 
gulaͤren Militaͤrs zu dem Waffendienfte tüchtig zu mas 
chen, die buͤrgerlichen Verhaͤltniſſe der unter dem Miliz 
taͤr befin dlichen Staatsangehoͤrigen, die militaͤriſchen 
Strafgeſetze, wie auch die Beftimmnng der Fälle, im 
welchen das koͤnigliche Militär ausnahmsweiſe bei den 
Bürgern einquartiert werden kann, find Gegenftände der 
Geſetzgebung und Gefegrevifion.. | " 

6. 404. Fuͤr die. Unterftägung der Militärperfonen, 
welche im. Dienfte des Warerlandes ihre Kräfte aufge⸗ 
opfert haben, fo wie ihre Hinterbliebenen, iſt duch ein 
nn Achtes Kapitel. 

' Bon dem Finangmelen. 
G. 410%. Sämmtlihe zu dem vormäligen Herzoglichen 
Familien : Fideicommiffe gehörige, fo wie die von dem 
Könige neu ‘erworbenen Grundſtuͤcke, Gefälle und nußs 
baren Rechte, bilden, mit Ausſchuß des fogenannten 
Hof; Domainen sKammerguts, das koͤnigliche Kammer⸗ 
gur. ir 0 ee mon 5 
205. Auf demſe lben haftet die Verbind 
lichkeit, neben den perſoͤnlichen Beduͤrfniſ⸗ 
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fen des Königs, als Staatsoberhaupts, und 
der Mitglieder des königligen Hauſes, auf 
den, mit der Staatsverwaltung verbundenen 
Aufwand, fo weit es möglich ift, zu beftreiten; 
es kommt ihm daher die Eigenjchaft eincs von dem Koͤ⸗ 
nigreiche ungertrennlihen Staatsgutes zu. 
$..104. Für den Aufwand, welhen die Bedärfniffe 
de8 Königs und der Hofſtaat erfordern, wird auf. die 
Megierungszeit eines jeden Königes. eine theils in Geld, 
theils in Naturalien beitehende Eivillifte verabfchies 
det, deren Betrag in beftimmten Naten an die von dem 
Könige, zu benennende Berwaltungsftelle abgegeben wird. 
$. 105. Die Appanagen, Witthume, Heirathsguͤter 
und andere dergleichen Leiftungen, welche die Mitglieder 
des Föniglihen Haufes ın Anfpruh zu nehmen haben, 
werden an diefe von der Staatskaffe unmittelbar entz 
richtet. 
$. 106. Die Koften der Hofhaltung des Keichsvers 
weſers werden aus den Mitteln der Eivillifte beftritten ; 
die Appanage deffelben wird bis zum Betrag der einem 


Kronprinzen gebührenden erhäht. | 
-$. 107. Das Kammergut ift im feinem wefentlichen 
Beftande zu erhalten, und kann daher ohne Einwillis 
gung der Stände weder duch Veräußerung vermindert, 
noch mit Schulden oder fonft mit einer bleibenden Laft 
beſchwert werden. | 

Als eine Verminderung des Rammerguts iſt es je 
doch nicht anzufchen, wenn zu einer entfchieden vortheils 
haften Erwerbung .ein Geldanlehen aufgenommen, oder 
zum Vortheil des Ganzen eine Veräußerung oder Auss 
taufhung einzelner minder bedeutender Beftandtheile deſ⸗ 
felben vorgenommen wird. Es muß aber den Ständen 
in jedem Jahre eine genaue Berechnung über den Erloͤs 
aus folhen Weräußcrungen und über deffen Wiedervers 
wendung zum Grundſtock vorgelegt werden. 

Auch ift unter Veräußerung der Fall nicht begriffen, 
wenn vom Könige ein heimfallendes Lehen zur Belohs 
- nung ausgezeichneter, Verdienſte um den Staat wieder 
verliehen wird. | 7 


T ı 
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1." 66'408: : Das oben: ($.--402.), erwähnte. Hofs Der 
mainen :Rammergut ift ein. Privasteigenthbum der 
töniglihen Familie, deſſen Verwaltung und Benutzung 
dem Könige zufteht. Der Srundftoc darf nicht vermins 
he werden; es gelten jedoch, was die Aufnahme von 
eldanlehen zu einer vortheilhaften Erwerbung und bie 
Veräußerung oder Austaufhung einzelner minder bedeu⸗ 
tenden Beſtandtheile zum Vortheil des Ganzen betrifft, 
die in dem vorigen $. bei dem Kammergut angegebenen 
Berwaltungsgrundfäge, Zu den allgemeinen Lan 
deslaften liefert das Hof:Domainen:Kammer; 
ut feinen Beitrag, und zwar, fo weit es bie 
ber fteuerfrei war, gleih andern früher ſteu— 


erfreien Gütern. | 
6. 109. So weit der Ertrag des Kammergutd nicht 
zureicht, wird der Staatsbedarf dur Steuern. bes 
ſtritten. Ohne Verwilligung der Stände kann 
weder in Krieges noch in Friedendzeiten eine 
directe oder indireete Steuer ausgefdhrieben 
oder erhoben werden.. BR 
6. 140. Dem Anfinnen einer Steuerverwilligung 
muß jedesmal eine genaue Nahmeifung über die 
Nothwendigkeit „der Näslichkeit der zu machenden Auss 
gaben, Aber die Verwendung der früheren Staatseins 
nahmen und über die Unzulänglichkeit der Kammereins 
fünfte vorangehen. ' — 

$. 41141. Zu dem Ende hat. der Finanzminiſter den 
Hauptetat den Ständen zur Prüfung vorzulegen. Die 
einzelneh Minifter haben die Ausgaben für ihre Mini— 
fierien zu erläutern. Ä — | 
6, 412. Der von den Ständen anerfannte und ats 
genommene Hauptetat ift in der Regel auf drei Jade 
ve guͤlig. | 

$. 113. Die Verwilligung an Steuern darf niht am 
Bedingungen gefnäpft werden, melde die Verwendung 
diefer Steuern nicht unmittelbar betreffen. 


. 114. Die auf einen gewiffen Zeitraum verwillig⸗ 
ten Jahresſteuern werden nach ‚Ablauf dieſes Zeitraums 
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in gleichem Maße, auch im erſten Drittel des folgenden 
Jahres auf Rechnung der neuen Verwilligung eingezogen. 
$. 115. Die vermilligien Steuern werden auf die 


Amtsförverfchaften ausgefchrieben, und von diefen for 


wohl auf die einzelnen Gemeinden, als auch auf die in 


keinem Gemeindeserbande y Han Gürerbefiger, vers ' 


theilt. Leßtere liefern ihre 
an die Amtspflegen. | 

$. 146. Bon den Amespflegern, jo wie von den Ober: 
einbringern der indirerten Steuern, werden. die Steuer: 
gelder theils an die Staatskaſſe, sheils an die Schul: 
denzahlungskaffe, nach der deßhalb bei der Verwilligung 
zu treffenden Verabſchiedung, eingeliefert. Die erwähn: 


eyerantheile unmittelbar 


ten Steuereinnehmer find dafür verantwortlich, dab fie 


die eingehenden Steuergelder unter Feinem Vorwand an 
eine andere, als an die durd) die Derabfchiedung bes 
ffimnite Kaffe, oder auf eine von derfelden im geſetzli⸗ 
chen Wege ausgeſtellte Anweiſung verabfolgen. | 

$. 117. Die höhere Leitung des Einzugs der direc— 
ten und indireeten Steuern ift einer Centralbehörde über: 
tragen. Diefe hat die Accorde Aber ihdireete Steuern 
zu Schließen, die Nepartition det directen zu entwerfen, 
für deren Betreibung zu ſorgen, über Gtenernähläffe 
had) veraßfchiedeten Srundfägen Anträge zu machen, und 
diefe, fo wie die Steuerrepattition, dem Finanzminiſte⸗ 
rium vorzulegen. 

$. 118. Das Finanzminiſterlum hat den Ständen 
die ihm vorgelegte Steuerrepartition, To wie monat: 
lich den Kaffenbericht Über die eingegähgenen Steuern 
und etwaigen Ausftände mitzutheilen. | 


S85. 119. Die Staatsfhuld, Morunter auch diejer 
tige Begriffen iſt, welche derzeit noch Auf den neuen Lan— 
destheilen hafter, ift unter die Gewaͤhrleiſtung 
der Stände geſtellt. —8 

$. 120. Die Schuldenzahlungskaſſe wird nach den 
Normen eines zu verabfchtedenden Statuts von ſtaͤndi⸗ 
ſchen, durch die Regierung beſtaͤtigten Beamten, unter 
Leitung und Verantwortlichkeit der Stände, verwaltet. 
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$. 121. Es werden dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe mo⸗ 
natliche Kaffenberichte gedoppelt Ausgefertige übergeben, 
und jener hat jedesmal Ein Ereimplar dem Finanzmini— 
fterium mitzutheilen. 


$. 122%. Der Regierung ſteht vermöge des Oberaufs 
ichtsrechts frei, von dem Zuflande diefer Kaffe zu jeder 
Zeit Einfiht Nehmen zu laſſen. | 

$. 123. Die Sahresrechnung über diefelbe wird von 
einer Löniglihen und ſtaͤndiſchen Kommiſſion abgehört, 
das Reſultat aber öffentlich dur den, Druck bekannt 
gemacht . — 
| Neuntes Kapitel. 
— Von den Landſtaͤnden. 


6 424. Die Stände find berufen, die Rech—⸗ 
te. des Landes in dem duch die Verfaffung be; 
fimmten Berhältniffe zum Regenten geltend" 

u mahen. Vermoͤge diefes Berufes haben fie, bei 
Fuskbund derGeſetzgebungsgewalt durch ihre 
Einwilligung: mitzuwirken, in Beziehung auf Maͤn— 
gel oder Mifbräude, die fih bei der Staatsver⸗ 
mwaltung ergeben, ihre Wuͤnſche, Vorſtellungen und Bes 
ee dem Könige vorzutragen, auch wegen verfals 
Ungswidriser Handlungen Klage anzuftelleh,. die, 
nach gewiffenhäfter Prüfung für notwendig erkannten, 
Steuern zu vermwilligen, und überhaupt das uns 
zertreunliche Wohl des Königes und des Vaterlandes 
mir treuer Anhaͤnglichkeit an die Grundfaͤtze der Verfaſ⸗ 
fung zu befördern. — 


"195. Angefegenheiten, welche, der ($.124.) an: 
gegebenen ' Beftirtiinung zu Folge, vor die geſammten 
Stände ‚gehören , werden in feinem Falle, weder von 
dem Könige‘ und der Regierung, noch von den Landftäns 
den und dem ſtaͤndiſchen Ausfhuffe, an einzelne Stände 
gebracht 7’ oder die "Erklärungen einzelner ſtandiſcher Mir: 
Zuge Stabie oder  Oberamtößrgirte darüber "eingeforz 
ders werden, Hr 


t 
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$. 126. Der Geheimerath iſt die. Behörde, dur 

welche ſowohl der König feine ein nungen ei die Kr 
erlaffen wird, ald auch legtere ihre Erklärungen, Bit: 
ten und Wuͤnſche an den König zu bringen haben. 
‚ Der Geheimerath, hat.diefelben jedesmal dem Könige 
vorzulegen, wenn cr nicht. Anftände dabei findet, welche 
ihn veranlaffen, vor der Vorlegung an den König mit 
den Landftänden Ruͤckſprache zu nehmen. 

"Die Anträge der Stände find von ihm mit feinen 
auf die Verfaffung gegründeten Berichten und Gutach⸗ 
ten zu begleiten. 

F. 127. Der König wird aller drei Jahre die 
Berfammlung der Stände (Landtag) einberufen; 
und außerordentliherweife, fo oft es zur Erledigung 
wichtiger oder dringender Landesangelegenheiten erforders 
lid) iſt. 

Auch werden bei jeder Regierungsveränderung die 
Stände innerhalb der erſten vier Wochen verfammelt 
werden. 

$. 128. Die Stände theilen fih in zwei Kammern, 


$: 429. Die erfte Kammer (Kammer der Standetr 
herren) befteht | 
4) aus den Prinzen des eoniglichen Hauſes; 
2) aus den Haͤuptern der fuͤrſtlichen und graͤflichen 
Familien, und den Vertretern der ftandesherrliz 
chen Gemeinſchaften, auf deren Beſitzungen vors 
mals eine Reichs- oder Kreistagsſtimme geruht hat; 
3) aus den von dem Koͤnige erblich oder auf BORN 
‚zeit ernannten Mitgliedern. 


$. 130. Zu erblichen Mitgliedern wird der Knis 
nur ſolche Srundbefißer, aus ‚dem. ſtandesherrlichen oder 
ritterſchaftlichen Adel ernennen, welche von einem mit 
Fideicommiß belegten, nach dem Rechte der Erſtgeburt 
ſich vererbenden Grundvermoͤgen im Koͤnigreiche, nach 
Abzug. der Zinſen aus den darauf haftenden Schulden, 
eine jaͤhrliche Rente von lea siauſexd Sul 
den beziehen. 
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—6 431. Die: lebenslängligen Mitglieder wers 
den vom Könige, ohne Ruͤckſicht auf Geburt und Vers 
mögen, aus den wuͤrdigſten Staatsbüärgern ernannt. 
4. 132. Die Zahl ſaͤmmtlicher, von dem Kinige erb⸗ 
lich oder auf lebenslang ernannten, Mitglieder kann den 
dritten Theil der Übrigen Mitglieder der erſten Kammer 
nicht überfteigen. ee, Er 
6. 138. Die zweite Kammer. (Kammer ber Abge⸗ 
ordneten) iſt zufammengefeßt : | | 
4) aus 43 Mitgliedern des vitterfhaftlihen Adels, 
welche von diefem aus feiner Mitte gewählt werden; 
2) aus den fechs proteftantifhen Generals Superins 
tendenten ; 4 | 
3) aus dem Landesbifchoff, einem von dem Domkapis 
tel aus deſſen Mitte gewählten Mitgliede, und 
dem der Amtszeit nach Alteften Decan katholiſcher 
Konfeffion ; | Ä 
4) aus dem Kanzler der Landesuniverfität; 
5) aus einem gewählten Abgeordneten von jeder der 
: Städte Stuttgart, Tübingen, Ludwigsburg, Ells 


-  wangen, Um, Heilbronn und Reutlingen; © ' 
6) aus einem gewählten Abgeordneten von jedem Ober⸗ 
amtsbezirke. 


$. 134. Der Eintritt. in die erfie Kammer geſchieht 
bei den Prinzen des königlichen Haufes und den übris 
gen. erblichen Mitgliedern nach zurädgelegtem Alter der 
Minderjährigkeit, deren Dauer bei den erfteren von der 
Hausgefeglihen, bei den letzteren von der gemeinrechtli⸗ 
chen Beſtimmung abhaͤngt. | | | 
In die zweite Kammer kann keiner gewählt werden, 
welcher noch nicht das dreißigftie Lebensjahr 
zuruͤckgelegt hat. = 
$. 4135. Die allgemeinen Erforderniſſe eines Mit⸗ 
Hlieds der Ständeverfammlung find folgende: 
‚ 4) daffelbe muß einem der drei hriftlichen ‚Slaubens; 
. „befenntniffe angehören, und das Wirtembergiiche 
Staatsbuͤrgerrecht haben; | V 
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D bdaſſelbe darf weder in eihe Kriminalunterſuchung 
verſtochten, noch durch gerichtliches Erkenntniß zur 
Dienſtentſetzung, zur Feſtungsſtrafe mit Zwang zu 
oͤffentlichen Arbeiten oder angemeſſener Beſchjaͤfti⸗ 
gung, oder zum Zuchthaus verurtheilt werden, o»der 
wegen eines angefchuldigten Verbrechens blos von 
der Inſtanz entbunden feyn; | 

8) e8 darf fein Koncurs gegen daſſelbe gerichtlich erz 
öffnet feyn; und felbft nach ‚geendigtem Koncires 
verfahren dauert feine Unfähigkeit fort, wenn es 
wegen Vermögenszerrättung geftraft worden ift. 


Zedoch werden die erblichen Mitglieder der erſten 
r Kammer durch die Erkennung einer Debiteomnif: 


fion von der Stimmführung nicht ausgeſchloſſen, 
A wenn ihnen eine Competenz von wenigſtens zwei⸗ 
taufend Gulden ausgefest iſt. Endlich 
HO darf ein Mitglied der Ständeverfammiung weder 
unter väterliher Gewalt, noch unter 
Bormundfchaft, noch unter Privatdienſt— 
herrſchaft fichen. 
| 6. 4136. Die 13 ritterfchaftlichen Mitglieder der weis 
ten Kammer werden von den immatrieulirten Beſitzern 


pder Iheilhabern der Ritterguͤter nad den vier Kreifen. 


des Königreichs, in den Kreisftädten, unter der. Leitung 
des betreffenden. Regierungspräfidenten, mit Zuziehung 
zweier Mitglieder der Ritterfihaft, aus ſaͤmmtlichen Mit⸗ 
gliedern ritterſchaftlicher Familien gewählt. 
$. 137. Die Abgeordneten von den Städten, dic ei: 
genes Landftandfchaftsrecht haben, und von den Dbers 
amtsbezirken werden durch die befteuerten, Bürger jeder 
einzelnen Gemeinde gewählt. 
$. 138. Die Zahl der Waͤhlen den verhaͤlt ſich 
* Zahl der ſaͤmmtlichen Buͤrger einer Gemeinde wie 
41 zu 7, fo daß z. B. auf 140 Bürger Cungefäht 700 
re 20 Wahlmanner kommen. 
439. Zwei Driteheile der Wahlmänner beſte⸗ 
hen as denjenigen Buͤrgern, Welche im naͤchſtvorherge⸗ 


gangenen Finanzſahre die hoͤchſte ordentliche di⸗ 


recte Steuer, ſey es aus eigenem oder aus nutznieß⸗ 


v 
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lichem Vermögen, an den. Staat zu errichten hatten. 
Dieje terden jedesmal vor Anftellung einer. Wahl von 
dem DOrsvorftcher, nebft dem Öteuereinbringer, dem 
Dbmanndes Bürgerausfchuffes und dem Rathsſchreiber, 
oder wen deffen Amt mit der Stelle eines Ortsvorfte; 
hers vermige iſt, dem erften Gemeinderat), aus dem 
Steuerregter, als Wahlmänner ausgezeichnet. 

$. IM Das legte Drittheil der Wahlmänner 
wird von den Übrigen. Steuezcontribuenten, unter. der 
Leitung deeOrtsvorftehers, mit Zuziehung der ($. 139.) 
erwähnten Derfonen, gewählt. Die Stimmen miüffen 
einzeln CimDurchgang) abgegeben werden. 

$. 141. Die Lifte der Wahlmänner, ſowohl derjenis 
gen, welche vegen der Größe, ihres Steuerantheils von 
ſelbſt zur Whl berechtigt find, als der gewaͤhleen, wird 
der Gemeindebekannt gemacht. — 

$. 142. Ze Ausübung des; Wahlrechts jeder Art 
werden eben dieperſoͤnlichen Eigenfchaften erfordert, wel«. 


de nah $ 13: der Abzuordnende ſelbſt Haben muß, 


aur mit der Annahme, daß das Alter der Bolljäh:: 
wgfeie hinreicht. | ' 

$. 143. Eine yileige Wahl kommt nur durch die 
Foftimmung, von Waigjtens zwei Dristheilen der Wahl: 
Ierechtigten: zu Stang, 
.. Die Ausübung des Wahlrechts kann nicht durch eiz 
on Bevollmaͤchtigten gerhehen, den Fall ausgenommen, 
denn der Wahlberechtigte durch Dienftverhältniffe ver; 
iindert ijt, fih am Wahlerte einzufinden. 

$. 144. Die Wahlen geſchehen nad) relativer Stim⸗ 
aenmehrheit; jedoch darf diefe niemals, weniger als den 
ritten Theil der abgegebenen Stimmen betragen. Nur 
n dem Falle des $. 140. findet. die letztere Befchränz 
ung nicht Statt. | 

Im Falle der Stimmengleihheit zwiſchen zwei - Ger 
sählten geht der Aeltere dem Züngern vor. 

Niemand kann fi ſelbſt die Stimme geben. 

$. 145. Wer in mehreren Kreiſen als Ritterguts⸗ 
eſitzer oder in mehreren Orten als Gemeindebuͤrger be⸗ 
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ſteuert wird kann in mehreren Kreifen oder Gereinden 
das Wahlrecht ausüben. | en 


6. 446. Waͤhlbar ift jeder, welchem die ober $. 134 
und 135.) vorgefhriebenen Eigenfhaften nicht fehlen., 
Jedoch können Staatsdiener ‚nicht innerheb ihres 
Bezirk ihrer Amtsverwaltung, und Kirheadiener 
nicht innerhalb des Oberamtsbezirkes, in wichem fie 
wohnen, gewählt werden, und eine anderwaͤis auf fie 
efalfene Wahl nur mit Genehmigung der ihen vorget, 
festen ‚höditen Behörde annehmen. le m 


Auch konnen weder. die Haͤupter der. ftandeherrlichen, 
Familien, noch die. Rittergutsbefiger gewaͤhltwerden. 


$. 147. Die Wahlmänner eines Kreifes ‚eines Ober? 
amtsd oder’ einer Stade find: in Anfehung di Perfon: des 
Abgeordneten nicht auf ihren Wahbezirk bes 
ſchraͤnkt; fie. können auch einem ander®o im ‚Königs 
reiche wohnenden Staatsbürger ihre Ftimme geben.: 
Mer aber am mehreren Orten gewählt wrden iſt, kann 
nur, Eine der auf ihn gefallenen Wähler annehmen. « 


$. 2 Tritt der Fall ein, daß Sater und Sohn’ 
zugleich Mitglieder der Ständeverfamtlung werden; ft. 
wird,’ wenn der Vater nicht” aus ebener en 
zuruͤcktritt, der Sohn durch denfelkn ausgeſchloſſen. 


F. 149. Was das Wahlverfapren betrifft; ſo muͤſſen 
von den Städten und Oberamtsezirken laͤngſtens binner 
acht Tagen von der Zeit an, da das Einberufungs «Re: 
feript zu ihrer" amtlihen Kenntniß gekommen if, die 
Liſten jämmtlicher Wahlmänner an das Oberamt einge: 
fchieft werden; "worauf fodann von letzterer Behörde 
dängftens binnen zehn Tagen, von dem Empfange jened 
Kefcripts am ‚gerechnet, ein Wahltermin zu beſtimmen 
iſt, deſſen Bekanntmachung acht Tage vor dem Eintrift 
geſchehen muß. 3 ———— Fa 

$. 150. Die Wahl gefchieht in der Amtsſtadt durch 
die perfönfich antwefenden Wahlmänner vermittefft‘ der 
Ucbergabe eines von’ ihnen geſchriebenen oder wenigſtens 
unterfchriebenen, oder, wenn dev Wahlmann nicht ſchrei⸗ 
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Anterfchrift , verfehenen Stimmzettels. | 
$. 451. Die Leitung der Wahl hebt dem Oberamt⸗ 
mann zu, bei den zu eigener Landftandichaft berechtigten 
Städfen, unter Zuziehung eines Aus, wenigftens vier 
Derfonen beſtehenden Ausſchuſſes von dem Stadtrarhe 
und dem Bürgerausfhufle;, bei. den Oberamtsbezirken 
beſteht diefer Ausſchuß aus vier Mitgliedern der Amts 
verfanmluing, "nebit einem Mitgliede des Burgerau 
ſchuſſes von der Städt und einem von dem Lande: dag‘ 
‚ Protocol hat“ber Hetreffende Ackuar zu fuͤhren. — 
Die Mitglieder diefes Ausſchuſſes find nicht wählbar 
in ihrem’ Bezirke, und eben To wenig bei den Wähle 
der Ritterfchaft die zur Leitung der Wahlhandlung ie 
zuziehenden ritterſchaftlichen Mitglieder ($. 136.). " 
6 1527 Die Wahlhandlung "darf nicht äber drei 
Tage dauern /welche fi" in’ anumterbrochenen “ Reifen 
2 be TE 6 
$.'153. Kann “oder will der‘ Gewählte die Wahl 
nicht annehmen; fp kann der naͤchſte in. der Stimmen; 
zahl Für ihn -eihtreten, 'vorausgefeßt,; daß diefer nicht 
weniger als den dritten Theil der abgelegten‘ Stimmen’ 
erhalten, Hat ;' außerdem mußz eine nene Wahr vorgenom⸗ 
Das Letztere muß dann auch geſchehen, wenn nach 
bereits. angenommener Wahl die Stelle des Abgebrdne⸗ 
sen wieder. erledige wird. | 
8. 454: Nah dem Schlüffe der -Wahlhandlung muß 
für: den Sewaͤhlten zu deſſen Pegitimarion Fine Wahlurs 
kunde mit der Unterſchrift ſaͤmmtlicher zur Leitung und 
Beurkundung der Wahl zugegen · gewefenen Perſonen 
ausgefertigt werden, Name nam Amalia et 
39455 n Der Gewahlte iſt als Abgeordneter⸗ 
nicht des einzelnen "Wahlbezirks,: ſondern des ganz ein“ 
Sandesiangufehem:s ; 2°, 79 > en 
Es kann ihm daher auch Feine Inſtruction, an wel⸗ 
cheer bei feinen — — in der Staͤu⸗ 
deverſammſiing gebitiben wäre, errheilt werden. © ©: 
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$. 456. Die Mitglieder beider Kammern haben ihr, 
Stimmrecht in Perfon auszuüben; nur den erblichen 
Mitgliedern der erften Kammer iſt geftatter, ihre Stim— 
me einem andern in der Verſammlung anweſenden Mitz, 
gliede diefer Kammer oder einem Sohne oder dem ſon⸗— 
ffigen präfumtiven Nachfolger in der. Standesherrichaft, 
ai Übertragen, on ee 
Dieſes befondere Recht der Stimmenübertragung 


kann auf gleiche Weiſe auch fuͤr einen wegen Minterz 
jahrigkeit oder, anderer , perfoͤnlichen Unfähigkeit unter 
Vormundſchaft ſtehenden Standesherrn von deſſen Vor⸗ 
mund ausgeuͤht werdeee. Be 

‚In, jedem Fall aber ‚kann ein Mitglied, der, erften; 
Kammer oder. ein- Stellvertreter deſſelben niemals ‚mehr 


3 I 2 J 


als Eine übertragene Stimme fuͤhren. 0.0508 
$..,457. Alle ſechs Zahre muß cine neue 
Wahl der Abgeordneten, welche nicht. Amtshalber 
Sit und Stimme in der zweiten Kammer haben, vore 
enommen werden; die bisherigen Jind wieder 
wählbar. & | gr N FM 
$. 158, Während. dieſes fechsiährigen , Zeitraums er⸗ 
folgt der Austriſt eines Mitgliedes den Kammer, außer; 
dem Falle des freiwilligen Entſchluſſes oder der gerichtr, 
dich erkannten Ausſchließung ($.199.), nur dann, wenn 
-4) ein. Mitglied dag Grundvermögen, dem, Stand pdcı 
das. Amt, worauf deſſen Befaͤhigung beruht, zu; 
befißen aufdirt; 


... wenn dag Pitgligd Am, det age cn 
bben & 133.) feſtgeſetzten Kiscnlhaktem verliere) 

- Yu folchen —— wenn: des austretende Mit⸗ 
glied ein. gewmaͤhlter Abgeordneter war, seine neue Wahl⸗ 
von einem neuen Wahlcollegium vorgenommen. 15%.u9 

N $. 469. Die: Misglicder beider Kammern Haben / ſich 

vor, Exroͤffnung des Landtags zu legitimiren/ ‚amd zu dein 
Ende einige Tage vor dem in dem. Einberufungs<fe? 
ipte ‚norgefchriebengn Termin on, dem Beikimmen: Orte 
der Verſanmlung zufiüden. Die Legitimatiom, 


gelchieht, fly den erſten kanfligen Landteg· auf die bite: 
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her. übliche Weiſe, in der Folge aber bei; dem ſtuͤndiſchen 
Aus ſchuſſe ($. 187.) durch: VBorlegung des’ Einberufungsz 
Threibens, ‚welches in dem: :C$. .156.) : erwähnten. Falle 
her ‚Stimmübertragung mit der hierauf gerichteten Wolls 
Macht begleitet feyn muß, und vermittelt "der Wahl 
urkunde, ; ö en He 
Die zur Verſammlung aufs neue gewählten Mitälies 
der des Ausſchuſſes ſelbſt werden. zur Pruͤfung ihrer ei 
genen Legitimation durch die zuerft legitimirten Abgeords 
neten erleht, — 

er. Es haͤngt von dem Koͤnige ab, zu dem Legitimations⸗ 
geſchaͤfte, Kommiſſarien abzuordnen. 


6. 160. Die erſte Kammer wird durch die Anweſen⸗ 
heit der KHälftg, die zweite Kammer durch. das Erfcheis 
nen von zwei Drictheilen ihrer Glieder als volftändig 
beſetzt angejehen r | | 
Der ſtaͤndiſche Ausſchuß hat am Tage vor dem, in 
dem Einberufungsfhreißen beſtimmten, Termin dem Ger 

heimehrathe von dem Erfolge deg Legitimationsgeſchaͤfts 
Anzeige zu machen. u 

Der König wird Hierauf, wenn jene Zahl durch, folz 
che Abgeordnete erfuͤllt ift, bei deren Regitimation ſich 
kein Anſtand gefunden hat, den Landtag in den für dies 
fen Fall vereinigten Kammern. eröffnen; wobei der vom 
König ernannte Praͤſident der- erſten Kazımer, oder, 
wenn ‚noch keiner ernannt iſt, derjenige, welcher es bet 
der „vorigen Verfammlung: war, die. Stelle des Vorftans 
des vertritt. 

Die Legitimation ber etwa. [päter eintreffenden Mit: 
glieder, fo wie die Erledigung der noch übrigen Legiti⸗ 
mationssAnflände, gefchieht bei der betreffenden Kammer. 
Das Refultat muß dem Geheimenrathe vorgelegt wer⸗ 
den; und ift der andern Kammern davon Nachricht zu 
ertheilen. 

$. 161. Sollte bei Einberufung eines Landtags eine 
der beiden Kammern nicht in der nah $. 160. erforder 
lichen Anzahl zuſammen kommen; ſo wird ſie als eins 
willigend in die Beſchluͤſſe der andern angefehen. Ser 

Dritter Band, 21 
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doch ſteht es in diefem Falle den erfchiencenen Mitglie⸗ 
dern der. unvollzähligen Kammer frei, den Sitzungen 
der andern mit Stimmrechtbeizuwohnen. 
$. 162. In der erften Kammer nehmen die Prinzen 
des königlichen Hauſes den erften Plag ein; auf fie fols 
gen die Standesherren, beide unter ſich nach ihrem fonft 
befteheriden Range ; fodann die uͤbrigen erblichen und die 
auf Lebenszeit vom König ernannten Mitglieder, nad 
der Zeit ihrer Ernennung. Bu227 — 

In der zweiten Kammer ſitzen die verſchiedenen Klaſ⸗ 
ſen, woraus ſie zuſammengeſetzt iſt, in der 9. 187. an⸗ 
gegebenen Ordnung; unter den Gliedern jeder einzelnen 
Klaſſe entſcheidet, je nach Beſchaffenheit derſelben, das 
Amts- oder das Lebensalter, und unter den Geiſtlichen 
katholiſcher Konfeſſion der Vorzug der Ahtswürde. 

Die Abftimmungen gefhehen nah der Sigordnung, 
jedoch fo, daß in der zweiten Kammer bei dem Stim⸗ 
menaufrufe immer zwifchen den vier erften und den zwei 
übrigen Klafjen gewechfelt wird, bis jene erſchoͤpft find; 

$. 163. Jedes Mitglied der erften und der zweiten 
Kammer bat bei feinem erfimaligen Eintritte. in diefelbe 
den Ständeeid abzulegen. Dieſer lautet fo: 


„Ich ſchwoͤre, die Verfaffung heilig zu halten, und in 
der Ständeverfammlung das unzertrennliche Wohl 
des Königs und des Vaterlandes, ohne alle Nebens 
rücficht, nad meiner eigenen Ueberzeugung, treu 
und gemwiffenhaft zu berathen. So wahr mir Sort 
helfe!“ ae { 
Der Ständeeid wird von einem 'bei Eröffnung eines 
Landtags neu cintretenden Mitgliede in die Hände des 
Königs felbft, oder des zur Eröffnung Bevollmächtigten 
Minifters, außerdem in die Hände des Präfidenten eis 
ner jeden Kammer abgelegt. ZEIT \ 
$. 164. Der Vorſtand der Ständeverfammlung ber 
fteht aus einem Präfidenten und einem Bicepräfidens 
ten in jeder der beiden Kammern. Das Amt deffelben 
ee J zum Ablaufe des ſechsjaͤhrigen Zeitraums. 
($. 157: . | 
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Den, ‚ Präfidenten der. erſten Kammer ernennt der 
‚König ohne Vorſchlag; für die Stelle des Vicepraͤſiden⸗ 
‚ten werden, von der erſten Kammer ‘drei ſtandesherrliche 
Mitglieder durch abſolute Stimmenmehrheit" gemäpft, 
aus welchen der König eines 'ernennt. 5. u 
Eben ſo wähle die zweite Kammer aus ihrer Mitte, 
ohne Unterſchied der Klaſſen, drei Mitglieder zur Stelle 
ihtes Präfidenten, und wenn hierauf die koͤnigliche Er⸗ 
nennung erfolge iſt, auf gleiche Art; zu dem Amte des 
»Bicepräfidenten, : welchen der König ebenfalls aus den 
Hierzu vorgefchlagenen drei: Mitgliedern: ernennt. 


Kommt nah Ablauf des Techsjährigen Zeitraums bie 
zweite Kammer zum erſtenmal zufammer, oder follte 
font der Fall, eintreten, "daB bei derfelben beide Präfis 
dialftellen „zugleich erledige wären; ſo vertritt bis zur 
Ernennung des. Präfidenten das aͤlteſte vechtsgelehrte 
Mitglied die Stelle des Vorſtandes. 
Jede der Kammeın wähle auf die Dauer eines 
Landtags einen oder mehrere Sekretaͤre aus ihrer 
Mitte. 4 | er | 
$. 165. Der Präfident einer jeden Kammer forge 
für die Aufvechthaltung der Ordnung, beftimmt die 
Sitzungstage, eröffner und ſchließt die Sitzungen, ords 
het den Gang der Verhandlungen, und leitet die Bera— 
thungen und Abjtimmungen. ü 
$. 166. Die Mitglieder der Kammern find verbuns 
. ben, jeder Sisung anzumohnen; im Fall eines gegrüns 
deten Hinderniffes haben fie folches den Präfiventen ans 
guzeigen. 
Während der Dauer. der Verſammlung duͤrfen fie 
ſich nicht ohne Erlaubniß des Präfidenten entfernen, 
‚and. bei einer Über 8 Tage dauernden Abwefenheit nicht 
-ohne Berilligung der Kammer; jedoch kann der Praͤſi— 
dent in bejonders dringenden Fällen auch einen ſolchen 
laͤngern Urlaub ertheilen, hat aber davon der Kammer 
in der folgenden Sitzung Kenntniß zu geben. 
$. 167. Die Sitzungen der zweiten Kams 
mer find öffentlih; auch hat fie ihre Ber; 
— 21° 


id 


a 


bandlungen durch den Druck befannt zu mas 
hen. Don der erfien Kammer mug wenigftens das 
letztere geichehen, — 
Die Zuhoͤrer, die ein Zeichen des Beifalls oder der 
Mißbilligung geben, werden unverzuͤglich entfernt. 

$. 168. Die Sitzungen werden geheim, theils auf 
das Begehren der Miniſter und koͤniglichen Kommiſſa⸗ 
rien bei Vortraͤgen, die ſie, ihrer Erklaͤrung nach, im 
Namen des Koͤniges zu machen haben, und welche nur 
im Falle einer, ſolchen Erklaͤrung für amtliche Aeußerun— 
gen zu halten find; theils auf den Antrag von wenig— 
ſtens drei Mitgliedern, wenn dieſen, nad vorläufigem 
Abtritt der. Zuhörer, die Mehrheit der Kammer beis 
. fimmt. a | 
$. 169. Die Minifter find befugt, den Verhandluns 
gen der beiden Kammern anzuwohnen, und an den Be: 
vathfchlagungen Theil zu nehmen. Sie koͤnnen ſich 
auch von anderen Staatsdienern begleiten laffen, welche 
etwa den vorliegenden Gegenftand befonders bearbeitee 
haben, oder fonft vorzäglihe Kenntniß davon befißen. 
An den Sitzungen der ftändifhen Kommijfionen ſteht 
ihnen im Fall einer ausdrüdlichen Einladung gleichfalls 
Theilnahme zu. | 

$. 170. Deputatlonen kann die Ständeverfammlung 
weder annehmen, noch ohne Erlaubniß des Königts 
abordnen. 0 | | 

$. 171. Nur den Miniftern oder königlichen Koms 
miſſarien, den Berichterftattern der ftändifchen Kommiſ⸗ 
fionen und den Mitgliedern, welche einen Gegenftand 
zur Berathung in Antrag zu bringen (eine Motion, zu 
machen) haben, ſteht die Befugniß zu, ſchriftliche 
Neden in der Verfammlung abzulefen. Außerdem 
finden bloß mündlihe Vorträge ſtatt. 


| $. 172. Sefegesentwärfe können nur von 
dem Könige an die Stände, nicht von den 
Ständen an den König gebracht werden. 
Den Ständen ift aber unbenommen, im 
Wege der Petition auf neue Geſetze ſowohl, 


— 


f 
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als auf Abänderung oder Aufhebung der be: 
ſtehenden, anzutragen. — 
Der Koͤnig allein ſanctionirt und verkündet die Ge: 
ſetze, unter Anfuͤhrung der Vernehmung des Geheimen- 
raths und der erfolgten Zuſtimmung der Stände. 
— 6. 178. In der Regel ſoll kein Gegenſtand der Be; 
rathung in derſelben Sitzung, worin der Antrag dazu 
gemacht wird, zur Verhandlung und Abſtimmung ges 
bracht werden. Wenn jedoch drei Biereheile der Mits 
glieder einſtimmen, fann ein Gegenſtand fuͤr fo drin? 
gend oder fo unwichtig erklaͤrt werden, daß von jener 
Regel abgesangen :werden. darf, aan! 
Königliche Anträge find, che fie zur Berathung in 
der Berfammlung kommen koͤnnen, an Kommiſſio— 
nen zu verweiſen, welche: über-deren Inhalt Vor: 
trag zu erftatten haben; n39 nd 
9.474. Bei der Abſtimmung iſt der Antrag, mit 
den während der Berathſchlagung in Vorwurf gekom— 
mienen Modificationen, im einzelne, einfache Fragen fo 
—313 daß jedes Mitglied durch bloße Bejahung 
vder Verneinung feine Stimme abgeben kann. 
8175. Zu Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes wird 
in, jeder Kammer ‚die zur, vollftändigen Belegung‘, der: 
Telsen ($. 160.) notäwendige Anzahl von Mitgliedern 
erfordert. BE | 
6. 176. Die Beſchluͤſſe werden nach der Stimmen⸗ 
mehrheit, welche nach Beſchaffenheit des Gegenſtandes 
eine abſolute eder relative ſeyn kann, abgefaßt, ſo daß 
im, Fall der Stimmenglächheit der Praͤſident ven Aus 
chlag gibt. Wenn jedod von Abaͤnberung irgend eines 
inktes der Verfaffung die Rede iſt; fo. it die Bei: 
fin zung von zwei Drittheilen der anweſenden Mitglie— 
er in beiden Kammern nothwendig. | 
5. 177. Die zum Wirfungsfreife der Stände gchd; 
zigen Angelegenhelten werden in jeder Kammer beſon— 
Ders verhahdelt. Doch Fönnen, um eine Aus; 
gleichung verſchiedener Anfihten zu verfur 
chen, beide Kammern fih mit einander zu 
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vertraufiden Befpregungen, ode Proto⸗ 
kollführung und Beſchlüßnahme, vereinigen, 
$. 178. Es haͤngt von dem Könige ab, die Geſetzes— 
entwärfe oder andere Vorfchläge an die erfte ‚vder an 
die zweite Kammer zu bringen, ausgenommen, wenn 
fie Vermwilligung von Abgaben: beiteffen; in welchem 
Galle folhe immer zuer t an die zweite Kams 
mer gelangen. 
$. 179. Die von der einen Kammer ‚gefaßten Be⸗ 
ſchluͤſſe werden der andern zu gleichmaͤßiger Berathung 
mitgetheilt. Nur zu Ausſibung des Rechts der Petitio⸗ 
nen und Beſchwerden, fo wie zu einer Anklage mes 
gen verlegter- Verfaſſung Se: 499: iſt jede Kammer 
auch einzeln berechtigt. 

180. Die Kammer „an: —* die Witcheiluno 
geſchieht kann den Antrag der mittheilenden verwerfen 
oder annehmen, und zwar entweder unbedingt, oder 
mit beigefuͤgten Modificationen. Die Verwerfung muß 
aber jederzeit mir Anfährung. der Gründe ge⸗ 
ſchehen. 

$. 181, Von der vorſtehenden Regel 6. ) macht 
N Abgabenverwilligung eine. 28 in Dee 
uneten : 
. 4) Eine Abgabenverwiligung, wird in der ‚neu 
Kammer, nad) der von ihr im Gemaßhei dc8 
‚..$. 110, vorgenommenen. Unterfuhung, in Bera⸗ 
thung gezogen ; und nad vorgängiger vertraulis 
her. Beſprechung mit der-erften Kammer $ 177) 
Beſchluß darüber in der. zweiten gefaßt. u 
2) Diefer Befhluß wird fodann der erſten Kammer 
mitgetheilt, weiche denſelben nur im ‚Ganzen, 
| ohne Aendetung, annehmen. oder verwerfen Yan, 
9) Erfolge das Letztere; fo ‚werden die bejahenden 
und die verneinenden Stimmen beider, Kams 
mern zufammengezähle, und nad det. Mehr⸗ 
heit ſaͤmmtlicher Stimmen wird alsdann der 
Ständehefhluß abgefaßt. Wuͤrde in dieſem Falle 
Stimmengleld heit eintreten; fo hat der Praͤſid dent 
der zweiten Kammer die Entſcheidung. 
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—E— In allen andern Fuͤllen gilt der Grundſatz | 
daß nur folche Befchlüffe, worüber. beide Kammern, 

‚ nach ägegenfeitiger, Mittheilung, einverftanden find, an 
den König gebracht, und ws dem. Könige — 
werden koͤnnen. — 


RB Der vonder kan Reiner‘ verworfene 
— der andern kann auf demſelben Landtage nicht 
wiederhoit werden.‘ Wird aber ein ſolcher Antrag bei 
der naͤchſten Staͤndeverſammlung erneuert und abermals 
verworfen; ſo treten die: zwei Kammern zu einer | vers 
traulichen Beſprechung uͤber den Gegenſtand zuſammen. 
Sollte auch hierdurch die Verſchiedenheit der Anſichten 
nicht ausgeglichen werden; ſo haben die Kammern, wenn 
die Frage, einen, ihnen von dem Könige zugekommenen 

Segenftand betrifft, ihre Nichtuͤbereinſtimmung dem Kös 

blos anzuzeigen, woferne fie, nicht mit einander 

: ereinfommen, die Eatſcheidaus dem Koͤnige au übers 
laſſen. 


6. 184. Kein Mitglied ei beiden — 
während der Dauer, der Staͤndeverſammlung ohne Eins 
wiligung, der betreffenden Kammer zu Verhaft. gebracht 
werden, . den. Sail der; ln auf frifcher That we⸗ 
gen eines Verbrechens ausgenommen. In letzterem Fall 
iſt aber, die, Kammer - von * — en 
len. = 

$. 185. Miemand Tann! Indegert feiner: An- der. .- Stäns 
—— gehaltenen Vortraͤge und gegebenen Ab⸗ 
ſtimmungen zur Verantwortung gezogen werden. Je⸗ 
doch) find Beleidigungen oder Verlaͤumdungen der Regie⸗ 
rung, der: Staͤndeverſammlung oder einzelner Perſonen, 
der Beſtrafung nach den. beftehenden Geſetzen, in dent 
ordentlichen Wege des Rechts unterworfen. 

Verfehlungen gegen die Geſetze des Anſtandes — 
der innern Polizei, oder gegen’die Geſchaͤftsvorſchriften, 

at- der Präfident zu bemerken, und wenn fie brdeutend 
nd,’ felche zur Kenntniß der Kammer zu bringen, 
welche nach Beſchaffenheit der Umftände ihre Mißbilli⸗ 


pn 
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gung ausdräcden, Verweis —— oder u Wider⸗ 


ruf verlangen kann. * Ang 

$. 186: Der König eröffnet‘ und entläßt die Sean 
deverfammlung entweder in eigener Perſon — 
einen dazu bevollmaͤchtigten Miniſter. — 

Dem Koͤnig ſteht auch das Recht zu, die waſann— 
lung zu vertagen oder ganz aufzulaͤſen. 

Im Falle der Auflöfung wird ſpaͤteſtens Henri; 6 
Monaten cine neue. -Verfammlung einberufen‘: werden} 
es iſt hiezu ‚eine neue Wahl: der. Abgeordneten noͤthig, 
bei welcher jedoch die — Migtieder wieder ‚gewählt 
‚ werden können, — * 

$. 187. So lange bie Stände: nicht verſinumen fi, ; 
befteht, als Stellvertreter derjelben „ein Ausſchu 
fuͤr dieſenigen Gefchaͤfte, deren "Beforgung von ein 
Landtage * andern zur ununterbrochenen Birffamfeit 
der Repräfentation des Landes ‚nochwendig iſt. — 


$ 188. In diefer Hinſicht liege dem Ausſchuß », 
die ihm, nach der Verfaſſung zur Erhaltung —5*— 
zuſtehenden Mittel in Anwendung zu bringen,’ und hie⸗ 
von bei’ wichtigen Angelegenheiten die in dem "Königreich 
mwohnenden Staͤndemitglieder in⸗ Kenntniß zu’ feßen, in - 
den geeigneten Fallen bei’ der *höchften Staatöbehöibe 

Borftellungen, VBerwahrungen und Befhwerden einzus 
reichen, und nach Erfordeiniß der Umftände, beſonders 
wenn es fih von der Anklage der Minifter hans 
delt, um Einberufang. einer „außerordentlihen Ständes 
verfammlung ‚zu. bitten, welche im letztern Sale nie ..vers 
weigert werden wird, wenn: der Grund der Anklage 
und die Dringlichkeit derſelben ‚gehörig nachgewieſen iſt. 


Außerdem hat der Ausſchuß am Ende der in die 
Zwifchengeit fallenden Finanzjahre nach Maßgabe deffen, 
was $. 110. feftgefeßt iſt, die richtige, der Verabfchies 
dung angemeflene, Verwendung der verwilliggen- Steuern 
in dem verfloffienen Jahre, zu, pruͤfen, und. den, Etat des 
kaͤnftigen Jahres mis. dem -Finangminifterium zu beras 
then, Auch ſteht dem —— die Aufſicht uͤber die 
Verwaltung der Staarsfhuldenzahlungstafte zu. 
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AInsbeſondere gehoͤrt ꝛes "zu "feinem Wirkungstzeif e, 
bie‘ : fürn ine. Ständeverfammlung fi‘ eignendeh Ges 
fchäftsadgenftände, : namentlich "die Eroͤrterungen worge⸗ 
legter Gefetzesentwuͤrfe/ gurs Lünftigen: Berathung! vor⸗ 
zubereiten, und für die Vollziehung der —— bſtandiſchen | 
Belpläfe, Sorge zusagen ana: 00m & 


8.7489. Dagegen kann ſich der ——— Auf: folge 
Segenfrände, welche verfaffungsmäßig eine Verabſchie⸗ 
dung mit den Ständen erfordern, namentlich auf Ges 
ſetzgebungsantraͤge, SteuerverwilligungenSchuldenuͤber⸗ 
nahmen und Milisdvraushehumgen,niniche ‚anders, X u 


= aufieine: eo. einlaffen.: 





dee Be ſtandifche Ausfchuz beſteht 
ans zw Auch, is den Präfidenz 
ten der — zwei Mitgliedern 
aus. der erften = zu —8 der zweiten Kam? 
mer" Die Wahl dürfe — von "delt: zu die⸗ 
fen Inseche eg ei nach velariver: 
Stim rheit auf die Zeie"von"chtem ordentlichen 
Landtagẽ zu —— 3 Jahre); — iſt — 
dem: Könige: anzuzeigen, 


si Fi ei wi en us ——— 


I i » ü 
| Kae nen — Ye h 


ei, Verhinderung den; Praͤſidenten —— die Vice⸗ 
Prafidenten-für:fieeinzi.ıfind letztere ſchoti Mitglieder 
des Ausſchuſſes, ſo werden deren Stellen auf die ſo 
eben feſtgeſetzte Weiſe erſetzt. AlſSacta ati 


ESechs Mitglieder des Ausfchuffes,; Die — 
der beiden Kammern mit eingeſchloſſen, mäffen in 
Stuttgart anweſend Teyni. "Dia: uͤbrigen ſechs Mitglier _ 
der fönnen außerhalb Sruttgart ihre Wohnungen: has 
ben, und werden, ſo oft es die Umſtande — 
von den Anweſenden einberufe. 


» 
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$ 194. Beirjeber Srändeserfammheng’hat 
ber Ausschuß über dasjenige, was von ihm 
in ber Bwifchengeit verhandelt worden iflz:in 
einem Zufammentritte,. beider Kammern Re 
chenſchaft abzulegen... ni... . trat 

$. 192. Die Verrichtungen des Ausfhufes hören 
mit der Fröffuung eines neuen Landtages: auf und wer 
den nach einer bloßen Vertagung beffelben „soder;-nach 
Beendigung. einge außerordentlichen Ständeverfammlung, 
wieder fortgeſeeizät... EI MIETEN 
Bet der Aufloͤſung eines, jeben Landtags und bei der 
Entlaſſung eines ordentlichen, muß ‚ein: neuer Ausſchuß 
gewaͤhlt werden, wobei die vorigen er wieder 
wählbar ‚find. „Zu diefer Wahl wird den Ständen jer 
desmal, auch „Hei, einer Auflöfung der Verſammlung, die 
erfordgrliche, Sigung noch geltattet. n3172 24 
Sollten außerordentliche Umſtaͤnde es ihnen unmos⸗ 
lich machen, dieſe Sitzung noch zu halten; ſo haben die 
bisherigen Mitglieder oder deren Stallvertreter ( F. 190.), 
in. ſoferne ſie qusleich Staͤndemitglieder ſind, die Ver⸗ 
richtungen des Ausſchuß⸗ Collegiums wieder zu uͤber⸗ 


Nehmen. cn. ie 
* 5, 198. Des, Ränifche Amtsperfonal bejtche, aufer 
den Beamten der Schuldenzahlungskaſſe, für beide Kat 
jern aus einem Ardhivar fſur Jede Kammer aus einem 
—— ben erforderlichen. Kanzelliſten; die Res 
giſtratoren haben zudleich bei dem Ausſchuß das Sekre⸗ 
tariat zu verſehen. a 
DJede Kammer waͤhlt ihren Regiftrator und: Kanjel⸗ 
liſten; die Beamten der Schuldenzahlungskaſſe, fo wie 
der Archivar ;; werden: von den hiezu vereinigten: Kam⸗ 
mern gewaͤhlt. pe EI Bu 7a 
Dem Koͤnig ift die’ Beftellung - der: Kaſſenbeamten, 
des Archivars und der Regiſtratoren zur Beſtaͤtigung 
vorzulegen, und von der Wahl der Kanzelliſten Anzeige. 
au machen. ann” win wi 
Die Dienſtentlaſſung diefer Beamten gefchieht auf 
feihe Art, wie deren Anftellung, durch: die- einfelnen 
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oder durch ‚die‘ vereinigten Kammern, und richtet ſich im 
Uebrigen nach den deßhalb bei den ce Beamten 
geltenden Geſetzen. 

Die Annahme und Entlaſſung der Aänoifgen Ba 
leidiener haͤngt von den Praͤſidenten ab. 

"Das geſammte Amts⸗ und renftperfohäf: ſtehe ‚sei 
nich verſammeltem Landtag unter der Aufſicht und den 
Befehlen des Ausſchuſſes, welcher auch in der Zwiſchen⸗ 
zeit die erforderlichen Amtsverweſer zu beſtellen, und 
ungetreue oder ſonſt ſich vergehende Diener in dem ges 
ran Fällen den Gerichten zu übergeben. hat. 2* 


494. Eine eigene ſtaͤndifche Kaffe, welche die fir 
fie Abe‘ zugleich mit dem Finanzetat zu verabſchie⸗ 
dende Summe aus der Staatskaſſe in be mmten Raten 
erhält, beſtreitet den ſtaͤndiſchen Aufwand. 

Hieher gehoͤren die Taggelder und aſrtoſten der 
Mitglieder der Staͤndeverſammlung, die: Beſoldungen 
der ſtaͤndiſchen Ausſchußmitglieder, Beamten und Die 
ner, die Belohnungen derjenigen, welche durch beſondere 
Aufträge dar: Stände oder bes ſtandifchen Ausfchuſſe⸗ 
bemuͤht grweſen· ſind, die Unterhaltung einer au⸗ 
— — Buͤcherſammlung, die Kanzleikoſten 
Aberhaupt und andere ‚mit di. eſcatrcennns ver⸗ 
bundene en. 

N Die jährlich cn Ile welche Angabe 
gl ller finzelnen inte und, Ausgaben zu ren iſt, 
both von einer —*9 ſtandiſchen —— probirt, 

in der Ständencrf ammlung zum Vortrag‘ gebracht ,_ int 

‚von dieſer juftificiet, Jedes Mitglied der Verſammlung 

Farin die eigene Einſicht dieſer Rechnung verlangen. 

Die Beſoldungen der las und der. Beamten 
des. Ausſchuſſes, fo wie die agelder und Reilekoften 
der Staͤndemitglieder, werden durch Derobſchiebuns be⸗ 
ſtimmt werden. 

Die nicht in Stuttgart anweſenden Miitglieder des 
| Zusfigugfes erhalten, wenn fie einberufen werden, glei⸗ 

iäten und KReifegelder, wie die Sranvemiegtiä, 

u eziehen folche aus der ſtaͤndiſchen Be | 


332 ..°3.-  Wirtemberg., 
Zehntes Kapitel. ana 
J on dem’ Srantegerigehsfe, | 


"8. 4195. Zum gerichtlichen Schutze ‚der Berfaffung 
wird ein Staatsgerichtshof errichtet... Diefe Ber 
Hörde erkennt Über Unternehmungen, welche auf den Um⸗ 
ſturz ‚der; Verfaſſung gerichter ſind, und über BErlegung 
ehngeiner Punsie der Verfaffung. 

$: 196." Der Staatsgerichtshof beſteht aus einem 
präfldenten;, welcher "von dem Könige aus: den erften 
Korftänden der hoͤhern Gerichte ernannt wird, und: aug 
gwoͤlf Richtern, wovon der König. die Haͤlfte aus. den 
‚Mitgliedern. ‚jener Gerichte, nennt, die: Ständeverfammy 
dung aber ‚die andere: Sa nebſt drei Stellvertretern 
im Zulammentritte.. hen Hanni außerhalb . Är 
Mitte wahlt. 

Unter den ftändifchen Mit gliedern maͤſſen iaen⸗ 
al Rechesgelehrte ſeyn, weiche auch, mit Vorbehalt 
Der; Einwilligung :ded Könige. aus Föniglichen Staats⸗ 
dienern gewählt werden können, Außerdem muͤſſen ‚die 
Mitglieder alle zur Stelle seines ——— 
derlichen Eigenſchaften habanıı 14. 
H Du Kanziei ⸗Perſonal wild aus och Oeetfisuna 
„genommen. 


$.. 487, ‚Sätnmelt je Richter Weiden für dieſch ren 
Sant befouders, verp iht£t,. d Eönneg gleich den Abtir 
‚gen Juſtizbeamte N 4 burch Uetheilsfyruch ihrer Stelle 
I, Mitg eder —* eichlshofẽ entſetzt werden. Nimmt 
eilt, kändifcher ichter ‚cin Staatsquit an; ſo höre 
KR da urd) auf,“ Mitglied diefer, Steffe zu feun, kann 
ah yon ber Ständeverfänmfing “nieder "gewählt wers 
"den. Ehen fo" ey zit ER vom Könige ernanntes Mitglied 
aus dem a 8 aufhort, ſein iqterlichen 
Hauptamt zu bekleiden. 


8 466 Das Gericht ver fahammele fü ich "auf; Einberu⸗ 


dijtch den Praſdenten welche von diefem. ah 
izmn⸗ 






g8e —* muß ⸗ wenn gt dazi einen. von dem 


9— 
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niſter? ebntraſignirten Befehl des Königs oder eine Auf⸗ 

forderung mit Angabe des Gegenſtandes von einer der 

beiden Kammern durch deren Praͤſidenten erhaͤlt. 

Das Gericht loͤſt ſich auf, wenn der Prozeß geendigt 
iſt. Der Praͤſident Hat fuͤr die Vollziehung der "Bes 

ſchluͤſe zu ſorgen, und in. Auſtandsfaͤllen das Gericht 


s . . . 


wieder zu verfammeln. 


$. 4199. Eine Anklage vor dem Staatsgerichtshofe 
wegen der oben (6. 195.) erwähnten Handlung kann ges 
ſchehen von der Regierung gegen einzelne Mits 
‚glieder. der Stände und des Ausfhuffes, und 
von den Ständen fowohl gegen Minifter und 
Departenients s Chefs, als gegen einzelne 
Mitglieder und höhere Beamten der Stäns 
deverfammlung. Andere Staatsdiener, ald Minis 
fier und Departements Chefs. fönnen vor dieſem Ges 
richte nicht angeklagt werden, außer wegen: Webertretung 
der. $. 53. en:haltenen Vorſchrift. EFT 

Anklage und Vertheidigung gefchieht Öffentlich. 
Die’ Protorolle werden mir. den Abjtimmungen und Bes 
fchläffen durch den Druc bekannt gemacht. ——— 


6. 200. Wenn es erforderlich if, Inquirenten zu 
beſtellen; ſo waͤhlt der Gerichtshof dieſelben aus den 
Raͤthen der Kriminalgerichte. Der Unterſuchung hat jes- 
desmal ein Föhigliches und cin ſtaͤndiſches Mitglied des 
Gerichtshofs beizumohnen. | 
S5S. 201. Es werden jedesmal zwei Referenten bes 
ſtellt. Iſt der erſte Nefercht ein koͤniglicher Richter; 
fo muß der Correferent ein ſtaͤndiſcher ſeyn, und ums | 
gekehrt. J | 

$. 202. Bei jedem Befchluffe muß eine gleiche Anz 
zahl von koͤniglichen und fkändifchen Richtern , anwefend 
-feyn. Sollte durch Zufall eine Ungleichheit der Zahl 
eintreten, welche nicht fogleih duch anderweitige Erz 
nennung oder Eintritt eines Stellvertreterd gehoben wer— 
den könnte; fo tritt der Juͤngſte im Dienfte von der 
überzählenden Seite aus; doch darf die Zahl der Rich— 
ter nie unter. Zehn feyn, u 2%: * 
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Im Merhindetungsfalle vertritt die Stelle des. Pra— 
fidenten der erſte königliche Richter. 


Dem Präfiventen ſteht keine Stimme zu; im Falle 
der Stimmengleichheit enticheidet die für den Ange _ 
klagten günfligere Meinung. ' | 

$. 203. Die Strafbefugniß des Gerichtshofes erſtreckt 
fih nur auf Verweiſe und Geldftrafen, auf Suspenfion 
und Entfernung vom Amte, auf zeitliche oder immers 
währende Ausfchließung von. der Landftandfchaft. . - 


- Wenn diefes Gericht die höchfte in feiner Competenz 


diegende Strafe erkannt hat, ohne eine weitere usdräde _' 


Sich auszuſchließen; fo bleibe den ordentlihen Gerichten 
vorbehalten, gegen den PVerurtheilten ein weiteres Vers 
‚fahren von Amtswegen eintreten zu laffen. 


6. 204. Gegen den Ausspruch des Staatsgerichtshor 
fes findet feine Appellation Statt, ſondern nur. das 
Rechtsmittel der Nevifion und der Wiedereinfegung ih 
den vorigen Stand. - | 


6. 205. Der König wird niche nur die Unterfuchung 
niemals hemmen, fondern auch das ihm zuftchende Bes 
‚gnadigungsrerht nie dahin ausdehnen, daß ein von dies 
‚fem Gerichte in die Entfernung vom Amte verurtheilter 
Staatsdiener in feiner bisheriaen Stelle gelaffen, oder 
daB derfelde in einem andern Juſtiz- oder Staatsvers ‘ 
waltungsamte angeficht wuͤrde, es wäre dent, daß in 
Ruͤckſicht auf. Wiederanftellung das gerichtlihe Erkennt⸗ 
niß einen ausdrädlihen Vorbehalt zu Gunften des Vers 
urtheilten enthielte. 





Diefe neue Verfaffung, auf vem Wege des Vers 
'trages zwifhen König und Volk begründet, 
ward durch das ganze Königreich nicht blos mit allges 
meinem Jubel, fondern mit wahrer Begeifterung auf⸗ 
‚genommen. Die Nachwelt. wird dieſe Beweiſe der, 
Dankbarkeit eines gebildeten und. gereiften Volkes ges 
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gen feinen edlen König in den Jahrbüchern der Ge⸗ 
—*8*— te verewigen. Allein auch der — freute ns 
feines, Rats ‚und deedas folgt biet.;o 


— 
“as 24 


—* das Manifeft rem Khige vom⸗ 20 Sm 
1819. — 


durch welches er die Vollendung und Annahme der 
neuen Verfaſſung bekannt machte. 


Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Wirs 
temberg. Durch Unfer Manifeft vom 10. Juny 1819 
haben Wir Unfere Abſicht ausgejprochen, durch die Stände 
Unfers Königreichs vollſtaͤndi die Wuͤnſche zu vernehr 
men, welche dem Lande in Beziehung auf die ihm von 
Uns zugedachte Verfaffung noch uͤbrig bleiben möchten, 
"um; hiernächft das ganze Wert mis gemeinfchaftlichem 
Einverjtändniffe zu vollenden. Wenn wir, nach den mans 
nigfaltigen Erfahrungen der letzten Jahre, Unferm Volke 
nochmals die Hand zum Verträge boten; fo" gefchah dies 
im Vertrauen auf diejenigen Gefinnungen treuer Ans 
haͤnglichkeit an feinen Regenten, durch welche ſich das 
wirtembergſche Volk von jeher ausgezeichnet hat. Dies 
ſes Vertrauen hat Uns nicht getaͤuſcht. Durch freie 
Webereintunft mit den Ständen des Landes ift das Grunds 
gejeh des Staats zu Stande gekommen; das Ichönfte 
Denfmal der Eintracht zwifchen dem Könige und feinem 
Volke. Die Verfaflungsurfunde des Königreichs iſt von 
Uns, und den fämmtlihen Mitglicdern der Stättdevers 
fammlung, welche zu diefem wichtigen Werke. berufen 
waren, unterzeichnet; und aus Unjerm Munde haben 
die verfammelten Stände die feierliche Verſicherung der 
— Feſthaltung des Verfaſſungsvertrags ver⸗ 
nommen. Mit freudiger Empfindung verkuͤnden Wir 
Unſerm getreuen Volke dieſes Ereigniß, welches der Res 
gierung ihre wohlthaͤtige Wirkſamkeit, dem Volke ſeine 
geſetzmaͤßige Freiheit, und dem geſammten Vaterlande 
eine gluͤckliche Zukunft ſichert. Moͤge die Vorſehung 


36 — 


Unſere —— — für. das Gluͤck Unſers Volks ſeg⸗ 
nen; inögen alle. Keime, des Guten, welche in. die, Ver 
faſſung "gelegt find, unter der forgfamen Pflege treu uer 
Diener des Staats und würdiger Skaͤnde des Konig⸗ 
a gedeihen; mögen künftige Gefchlechter die Erbe | 
Inſtrengungen genießen, welche die gegenwaͤrtige 
Bei gebietet, N 


Fa er * 
5 et ı Ari 





3) Hannover 


Daß in dem vormaligen hannoveriſchen Churſtaate, 
nach der Aufloͤſung des Koͤnigreiches Weſtphalen, die 
alte landſtaͤndiſche Verfaſſung hergeſtellt 
ward, iſt im zweiten Theile S. 369 f. erzaͤhlt wor 
den; doch hatte man das Beduͤrfniß gefuͤhlt, die Staͤn⸗ 
de der einzelnen Provinzen zu einem allgemeinen 
Landtage, fo wie die Schulden derſelben zu einer 
Befammtfhuld des nunmehrigen — durch mehrere 
bedeutende Ermwerbungen vergrößerten — ‚Königreiches 
Hannover zu vereinigen. 
Die neue Geftaltiing dei Iandftändifchen Verfaſſung 
ward dem proviforifchen allgemeinen Landtage durch 
ein Schreiben des Prinzen Regenten vom 5 
Zanuar 1819 angekündigt, worin derſelbe feine Ab: 
ſichten in Beziehung auf die Eintihtung der. fünftis 
gen allgemeinen Ständederfammiung eröfr 
nete,. und daruͤber das Gutachten der Skaͤnde ver- 
langte. Es hieß in diefem Schreiben: „daß es nicht 
in dem: Plane liege, Hauptveränderungen in der 
Conſtitution eintreten zu laſſen, nach welcher ben 
Ständen: das Recht. der. Steuerbewilligung und der 
Theilnahme an dei. Geſetzgebung zuſtehe; dent theils 
habe die Erfahrung den Nutzen dieſer alten Landesver⸗ 
Dritter Tant. 22 | 
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faſfung bewährt, theils wuͤrden die nach blos khede 


retiſchen Grundſaͤtzen eingefuͤhrten Verfaſſungen 
nie den Nutzen derer gewaͤhren, die nach den Beduͤrf⸗ 
niſſen des Staates ſich allmaͤhlig ausgebildet häts 
hätten. Auf den Grund der alten Landesverfaf> 
fung müffe daher auch die durch die Vereinigung als 
ler Provinzen in Ein Ganzes jetzt nothwendig gewor⸗ 
dene allgemeine Landesverſammlung gebildet werben, 
und ba in mehreren ber bereit wieder, hergefiellten 
Provinziallandfchaften die Befchlüffe in Eurien gefaßt 
würden, fo müfje auch bie allgemeine Verfammlung 
in zwei Gurien oder Kammern um fo mehr abs 
getheilt werden, ald das Intereffe der Corporationen, 
aus welchen der Landtag gebildet werde, feiner Na— 
tur nach verfchieben fey, und daher durch die Bejchlüffe 
einer einzigen Verſammlung ſich nicht ausfprechen koͤn⸗ 
ne. — Nach den mit vorgelegten Plan folle die erfte 
Kammer beftehen: aus den mebiatifirten Fürften und 
Grafen; dem Erblandmarfchalle des Königreichs; den 
Mitgliedern der Ritterfchaft, welchen, nach gefchehener 
Gründung eines Majoratd von beflimmter Größe, 
eine Virilſtimme beigelegt werden wird; dem Praͤſiden⸗ 
ten des Oberfteuercollegiumd und den Mitgliedern ded 
landftändifchen Schacollegiums von der Ritterfchaftz 
ben Präfidenten der Lüneburgifchen und bremifchen- Land⸗ 
ſchaft; den 33 von der Nitterfchaft zu ermählenden 
Deputirten; den katholiſchen Bifchöffen, und den pro= 
teftantifchen Aebten der höhern Stifter, In die zweis 
te Kammer werben dagegen eintreten: die Mitglieder 
des Schahcollegiumd bürgerlichen Standes; brei De: 
putirte der geiftlihen Güteradminiftrationg die Depu: 
tirten der Fleinern Stifter; ein Deputirter von ber Unis 
verfität Göttingen; 29 Deputirte yon den Städten, 


f 
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. amd 22 Deputicte. von den freien Grundbeſttzern, bie 
nicht zur Ritterfhaft gehören... Der Erblandmarfchall, 
und in deſſen Abwefenheit der Praͤſident des Obers 
fleuertollegiums, werden beide vereinigte Kammern prä: 
fidirenz jede einzelne‘ Kammer aber wird drei Subjecte 
aus ihrer Mitte erwählen, unter : welchen: der Landess 
err einen zum Präfidenten für felbige erwaͤhlen wird, 

er Landtag verfammelt fih alle Jahre, Die des 
wählten Mitglieder treten nach ſechs Sahren aus, koͤn— 
nen aber wieder erwählt werden.; Buhörer werben 
bei den Deliberationen nie zugelaffen". Alle 
landesherrliche Propofitionen werbenöan beide Kam⸗ 
mern gebracht. Stimmen ihre Beſchluͤſſe nicht uͤber⸗ 
ein; fo wird eine Vereinigung duͤrch eine von. beis 
den anzuordnende Commiffion. verfucht, welcher 
auch -Tandeöherrlihe Commiſſarien, um die Webereins 
ſtimmung zu befördern, beigeordnet werben Pönnen, 
Zu den ftändifhen. Anträgen iff Uebereim 
fimmung beider Kammern: gleichfalls erfor 
berlich.” 8 —— er 


Mas die proviſoriſche allgemeine Staͤndeverſamm⸗ 
lung auf diefes Schreiben antwortete, und welche Ans 
träge fie. that, iſt nicht zur Öffentlichen Kunde gekom⸗ 
men, Xlein die neue Geftaltung der hannoͤveriſchen 
Lanbtagsverfammlung iſt in folgendem Patent. des 
Prinz Regenten vom 7, Der, 1819, enthalten, womit 
bie Rede des Hetzogs von Cambridge bei der Eroͤff⸗ 
nung der Ständeverfammlung am 28. Dec. 1849 ver: 
hlichen werden muß, weil keine beſondere neue 
——— für Hannover erfchie⸗ 

nen iſt. en ern 
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A) Patent "vom 7 Dee, 1819, die Verfaſ⸗ 
— ſung der‘ Alfgemeinen 'Ständeverfammlung 
des Königreichs betreffend. 


Georg, Prinz Regent ꝛc. Nachdem Wir der pros 
viſoriſchen allgemeinen Ständeverfammlung die. Grunds 
züge, nad welchen Wir mit moͤglichſter Beruͤckſichtigung 
der bisherigen landftändifchen Verfaſſung der einzelnen 
Provinzen, auch. mit Beachtung der duch die Wiener 
Kongreß⸗ und teutſche Bundesacte beftimmten Wereinis 
Hung der vormals getrennten Provinzen. zu einem Koͤ⸗ 
higeciche, und der, nach Auflöfung des römifch steuefchen 
Reichs, an. die Fuͤrſten deffelben -Äbergegangenen Sous 
perainetaͤterechte, die bleibende allgemeine Staͤndever⸗ 
fammlung zuſammenzuſetzen beabſichtigten, mitgetheilt 
und uͤber die dabei feſtzuſetzenden ſpeciellen Beſtimmun⸗ 
gen deren Anſichten vernommen, auch in Anſehung der 
Puncte, bei welchen eine Abaͤnderung von derſelben in 
Antrag gebracht worden, deren Wuͤnſche thunlichſt bes 
ruͤckſichtigt und daruͤber den ſaͤmmtlichen Landſchaften ſo— 
wohl durch Unſer Reſcript vom 26. Oct. d. J., als 
durch die Eroͤffnung Unſers Kabinetsminiſteriums vom 
11. Nov. d. J. Unſere Entſchließung bereits zu erken—⸗ 
nen gegeben, und nach gnaͤdigſter Aufloͤſung der bisheri— 
gen proviſoriſchen allgemeinen Staͤndeverſammlung eine 
neue Landtagsverſammlung zuſammenberufen haben; ſo 
finden Wir- nunmehr Uns bewogen, über die Verfaſſung 
und Einrichtung derſelben Folgendes hiemit anzuordnen 
und feftzufegen: 0 Ze 


$. 4) Die allgemeine Ständeverfammlung ſoll kuͤnf⸗ 
tig aus zwei Kammern beftehen, und theild aus pers 
fönlih berechtigen Mitgliedern , theild aber ‘aus ges 
wählten Deputirten dergeſtalt zufammengefekt werden, 
als ſolches durch das. angefchlojfene (ſchon bekannte) 
Verzeichniß von Uns näher deſtimmt iſt. 

$. 2) Beide Kammern ſollen in ihren Rechten und 
Befugniffen fich gleich feyn, und alle Anträge, welche 
von Uns oder von Unſerm Kabinersminifterium an die 


Patent vom AInDec. 1819 SA 
Stände des. Königreichs ergehen. follgitm jederzeit an die 


gefammte allgemeine Ständeverfammlung- gerichtet werden. 
$. 3. Die Mitglieder beiden Kammern mäffen 

a) einer der drei, vermöge der Wiener Congreßakte 
völlig. gleichgeſtellten, chriſtlichen Confeffignen zus 

gethan ſeyn » Mani nor mau m 

b) das 25fte Jahr vollendet haben / 
c) ein gewiſſes unabhängiges Vermdgen beſitzen, infos 
—— Sitz in 
der Ständeverfammlung zugeftanden it, In dieſer 

R „Beziehung wollen wir so Van 

4) Nur ſolchen als Majpratsherren ein perfönliches 
erbliches Stimmrecht in, der. erſten Kammer vers 
Jeihen, die, ein Bern errichtet haben „ welches 
aus einem im Königreiche, gelegenen Ritterſitze, 
nebft andern, ebenfalls im. ‚Lande belegenen von 
gutshertzlichen, Derbindlichkeiten befreiten Grunds 
igenthume von wenigſtens 6000, Kthlen. veiner 
m Einkünfte beſteht und mit — — be⸗ 
ſchwert iſt. Sobald ‚der letztere Fall bei einem 
F Majorate, mit welchem wir die Ausuͤbung eines 
perſoͤnlichen Stimmrechts verbunden haben, eintre⸗ 
ten ſollte; ſo kann LK Zeit ‚dev Bes 
ſchweruug das Stimmrecht nicht ausgeübt werden. 


syn 4 


Sp wie Mir übrigens über die Art und Weife, 
wie die Majorate auf die feſtgeſezte Summe von 
Einkünften zu errichten ſeyn werden, in porkom⸗ 
‚menden einzelnen. Fall 1 die nähere, Deffimmung 
Uns vorbehalten; fo erfläten Wir zugleich hiemit 
ausdrücklich, dab die Beilegung, einer Virilſtimme 
keineswegs — olge „eines ſolchen 
errichteten Majorats, — die Er— 
ichtung des lehztern nur bie Bedingung ſeyn ſoll, 
RR ||; ——— eines erblichen Stim— 
mreurechts Statt finden wirrd. 
M Die auf die Dauer eines: jeden Landtags erwaͤhl⸗ 
nt ten Deputirten der Ritterſchaft muͤſſen aus im Koͤ⸗⸗ 
rwigreiche belegenen Grundeigenthum ein reines, mit 
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keilnen hffkutlichen oder gerichtlichen Hypotheken ber 


ſchwertes Einkbimnen von 600 Rthlen. beſitzen. 


3) Die Deputirten der freien Grundbeſitzer in der 


zweiten Sammer gleichfalls aus im Lande belege⸗ 
nen’ Grundeigenthume ein jaͤhrliches reines Eins 
kommen von 300 Nthlen., und 


4) die uͤbrigen gewählten; Deputirten der. 55— 


D—— 


Kammer „ein ‚reines, —— ‚von 300 Rtdlrn., 


es ſey aus ü Konigreiche belegenen Grundeigen. 
thunge tat; ‚Lande radicirten Kapitalien. In 
—* diefen Fällen bleibt cs lediglich den- Wahl; 
torporationen überlaffen, auf welche Weife fie ſich 


von dem Beſtande diefes Einkommens überzeugen 


wollen, Alle diejenigen Grundeigenthuͤmer, uͤber 
deren Vermoͤgen unter ihrer Verwaltung ein Kon⸗ 
kurs ausgebrochen und noch anhängig ift, koͤnnen 
überall nicht zu Mitgliedern der allgemeinen Stäns 
deverfatnmlung gewählt, diejenigen aber, welche 


den Konkurs von ihren Vorfahren Überfommen has 


ben, inſofern ald Deputirte zugelaffen werden, 
als fie übrigens dazu qualifiziee find, und namentz 
li) das vorbeftimmte Einkommen beflßen, wozu 
auch die von ihnen zu beziehende Kompetenz ge⸗ 
rechnet werden fol. "Endlich find 


qqh aud) diejenigen ausgefchloffen , welche ihren Wohn: 


fig im Köntgreiche nicht haben, ‚oder fih im ak— 
tiven Dienfte eines’ fremden Landesheren befinden, 


wovon wir nur diejenigen ausnehmen, weldye Im 


den Staaten der her zoglich ⸗ Braunfchtweigiichen Li⸗ 
nie wohnen, und im Dienfte ſtehen, fo lange 
Kalt das Reciprokum beobachtet werden wird. 


uch ſindet dieſe Beſtimmung auf, die mediatiſir⸗ 


ten Fuͤrſten und Grafen Feine Anwendung, indem 
diefe ihren Wohnſitz nach G —* 

Denſelben Wird außerdem das Vorrecht zugeſtan⸗ 
den, daß ſie, im Falle der Minorennitat, in der Vers 
fammilung durch ihren: Vormund vertreten werden 


llen nehmen können. 


koͤnnen, ſofern dieſer aus demſelben „Haufe ſeyn, 
und alle den mediatiſirten Fuͤrſten conſervirten 


Rechte ausfuͤhren wird. 
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an dr Die gurwallgemeinen ;Ständeverfammlung be⸗ 
enfenenrStifterpgleihwie auch die. Landesuniverjität und 
die; Konſiſterien/ ſind in der. Wahl ihres’ Deputirten 
wicht: auf; Mitglieder ihrer Korporationen beſchraͤnkt, 
fondern haben die Befugniß, auch auſſerhalb derſelben 
diejenigen Perſonen zu wählen, welchen fie ihr Zutrauen 

en»; vorausgeiest, .;daß Telbige nach den. in dem, 
yonfichenden Artibek enthaltenen Beftimmungen überhaupt 
qualifizirt ſind. PR FL 1; Bu Far $ rs 


u 5 Eine gleichẽ ar: wird auch" den Staͤd⸗ 
ten verieihen und dabei beitimmt, daß die Wahl des 
Deputirten von: dem Magiftrare ind den Repraͤſentan⸗ 
ten der Buͤrgerſchaft gemeinſchaftlich vorgenommen werk 
ben, und die Konkurrenz der letztern nad) der in jeder 
Stade beſtehenden Verfaffung ſich richten ſolle. Wuͤrde 
- jedoch in der kinen oder der audern Stadt uͤber die 
Art der! Theilnahme. der Buͤrgerſchaft an dergleichen 
2 noch "Peine" feſte Beftimmung’ vorhanden ſeyn; 
fo fol von Seiten dor Buͤrgerſchaft eine, mit der Zahl 
Ber in dem Magiftrate vorhandenen timmfähigen Perz' 
ſonen übereintommende, Anzahl von Repraͤſentanten bei 
der. Wahl des Deputirten zur! allgemeinen Landtagsver⸗ 
. Sammlung“ zugezogen und zur --Abftimmung 'zugelaffen 
wriden, ; 1; tan 1.’ a er, AR 


} PER EEE EEE? 27 VE 7 Er nie, Et 
HR ſ8 6. Ueber, alle, das ganze Königreich betreffenden, 
ur ſtaͤndiſchen Berarhuungı: verfaflungsmäßig gehörenden 
egenſtaͤnde wird nur mit;den: allgemeinen Ständen de# 
Koͤnigreichs communicirt; -dngegen: alle diejenigen Ange⸗ 
legenheiten, welche nur die, eine ‚oder die andere Proz 
ping angehen und» zu einer ſtaͤndiſchen Berathung geeig⸗ 
net ſind, auch fernerhin an: die betreffenden Provinzial 
Landſchaften werden ‚gebracht werden. Und gleichwie es 
uͤberhaupt keineswegs Unſere Abſicht iſt, eine neue, auf 
Grundſaͤtzen, welche durch die Erfahrung noch nicht ber 
waͤhrt ſind, gebauetg ſtaͤndiſche Verfaſſung einzufuͤhren; 
alle. To: auch. diesallgemeine Dtaͤndeverſammlung im 
Weientlihen kuͤnftig dieſelben Rechte ausüben, welche 
ſxruͤherhia ‚den: einzelnen: Prozinzial / Landſchaften, ſo wie 

| 
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auch ber bisherigen: proviſoriſchen Ständeperfainmlung 
zugeftanden haben; namentlich das Recht der Verwilli⸗ 
gung der, Behuf der Bedürfniffe des Staats erforder⸗ 
lichen: Steuern, und: der Mitverwaltung derjelben unter 
verfaffungsmäßiger Konkurrenz und Auffiche der Landes⸗ 
herrſchaft, das Recht auf. Zuratheziehung Keinen zu 
erlafienden ‘allgemeinen Landesgefeken, und das Recht 
über: die: zu ihrer Berathung gehörigen Gegenftände 
Vorftellungen an Uns zu bringen. Fa BaBreET SE 1 


2857. Die Äbrigen Verhaͤltniſſe der allgemeinen Stäns 
everfammlung und der..zu derſelben abzufendenden De—⸗ 
putirten,..des Erblandmarichalls, der. Präfidenten ,., Ges 
neralfundtfen. und : Öeneralferetarien, die Vorſchriften 
über, das Verfahren. in. den Gigungen der Verſammlung 
und bei Behandlung, der zur Deliberation kommenden 
Gegenftände,. fo wie auch die , Beſtimmungen ‚über dig . 
Vertagung und Auftöfung der allgemeinen Staͤndever⸗ 
fammlung,, find, in einem beſondern Reglement näher 
fefigefegt worden, welches wir Unſerer getreuen Staͤn⸗ 
deverſammlung bei ihrer Eroͤffnung zu deren Direction 
werden zuſtellen laſſen. — 
$. 8. Wir behalten: Uns vor, nach den zu ſammeln⸗ 
den Erfahrungen in der Organiſation der: allgemeinen 
Staͤndeverſammlung, diejenigen Modifikationen eintreten 
zu laſſen, deren Nothwendigkeit im Verlaufe der Zeit 
fich etwa an den Tag legen ‘möchte „ ſo wie es auch fich 
von-felbft verftcht, daß wenn der teutſche Bund ſich 
veranlaßt finden ſollte bei einer weiter authentiſchen 
Auslegung des Art, "43, der teutſchen Bundesafte Grund⸗ 
fäge anzunehmen, welche mit den vorflehenden: Verfuͤ⸗ 
gungen nicht durchgehends vereinbar find, : letztere, Den 
Bundestagsbefchlüffen gemaͤß / eine Abänderung: erleiden 
möffen.. Wir Hegen nun zu der hiemittonfkiewireen salz 
gemeinen Ständeverfammlung das zuverſichtliche landes? 
väterliche Vertrauen, daß die in beiden Kammern ver⸗ 
ſammelten Stände die ihnen obliegenden wichtigen Pflich⸗ 
ten iu. ihrem ganzen Umfange erkennen’) und ohne dur 
Ruͤckſichten auf ibr perſonſiches oder partikularo Inter⸗ 
effe ſich leiten zuecrlaſſon insgeſamnit mie‘ gleichempa⸗ 


S 


ariotiſchen Eifer, dem von Ihnen qunteißenden Eidanger 
grey ,i:nur das. wahre Beſte des Landes vor Augen das 
Ban und ihr Beſtreben mit Uns gern dahin: vereinigen 
werden,n um durch die bleibend: beſtimmte Berathung 
aller. das ganze Königteih angehenden Landesangelegen⸗ 
eitenöniän "seiner allgemeinen »-Ständeverfammiung-: die 
ande) deu Einigkeit und ıdes gegenſeitigen Vertrauens 
zwiſchen allen Theilen des Koͤnigreichs immer enger zu 
knuͤpfen das dauernde Wohl aller Landeseinwohner im⸗ 
mer feſter gu gruͤnden, und die allgemeine: — 
immer mehr und mehr zu befoͤrdern. J ꝝRe 
— Carltonhouſe⸗ den 7. Dee; des "18491 
Br . Majeftät Regierung im SE, — 
ni, Seorge Bring» Begen 2 
A n * m een „Bd. or 
42 1 Tasse | VRRTL HE, 
B) Rede des Herzogs * Cambridge; 
. den, 28., Dec. 1819, bei ber erg ber 
‚.. Gtändeverfammbung, Ei a all: 


+: Berfammelte ; wůrdige Staͤnde des 
ie wichtiger, der Zeispunkt üt, welder für unfer gel 
164: Waterfand :mit ‚dem heutigen. Tage beginnt, an weis 
Ham die nunmehr feſtbeſtimmten Verhaͤltniſſz und Fors 
men ‚der, ftändifchen Verfaſſung deffelben in Wirk ſamkeit tret 
ei ‚on Sp: angenehmer iſt Mir die Erfüllung-der Pflicht, 
al — ————— des, Känigreichd, anſtatt des Pri 
zen Regenten meines durchlauchtigſten Bruders,. Sie 
verſammelte Stände des. Königreichs, in ‚den ae ne 
eröffnenden neuen. Wirkungskreis ‚einzuführen. -. Ihnen 
fyd-aus dem Löniglichen Patente vom 7 d. DM. bie Grunde 
fäße bereits bekanng, welches der Regent in Beſie * 
auf die Verfaſſung der allgemeinen ——— lung 
feiigufeger ſich bewogen. ;gefunden., Nicht. di 

Fung;seingy, naugn, auf bioe cheoretiſche —S we 
bauten; Ver faſſung iſt dahei —8* dvielmehr Be 
Regent der — gr — da für die 
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fahre des Landes am zutraͤglichſten · ſey, das Beſtehende/ 
durch Erfahrung bereits Bewährte, moͤglichſt beizubehal⸗ 
ten, und darin nur ſolche Modificationen eintreten zu 
laſſen; welche die veränderten Zeitverhaͤltniſſe und‘ Um⸗ 
fände nothwendig maden. "Die Abtheilung in mehrere 
Kammern ift der teutfchen und befonders vaterländijchen 
Berfafung gemäß; fie iſt um fo mehr auch für die all 
gemeine Ständeverfammlung feſtgeſetzt, damit die wich⸗ 
ttaften Angelegenheiten des Landes: einer» um fo wicheis 
tigern “gründlichen Unterſuchung unterzogen werden moͤ⸗ 
gen. Aber fern fey von Ihnen, würdige, Vertreter 
des Königreichs, in. beiden Kammern, der Gedanke, daß 
auch ein verſchiedener Zweck bei Ihren. Bergthungen 
Sie zu leiten habe. Nein, wie auch Ihre Anſichten 
über die zu ihrer Berathung kommenden oͤffentlichen Ans 
gelegenheisen, nach dem bejondern Standpunkte eines jes 
den Einzelnen von einander abweichen mögen; immer 
müffen Ihrer Aller Beftrebungen auf die Erreichung 
deffelden gemeinſchaftlichen Zweckes gerichtet werden, auf 
die. Beförderung ‚des allgemeinen, Beften des ‚Landes. 
er Regent vertraner zu Ihrer Vaterlandsliche und zu 
Ihrem Gemeinfinn, daß Ste diefes Ziel nie aus’ den 
en verlieren, und daß Sie nie vergeffen werden, 

e fie alle, ohne Ausnahme, nicht Ihre Perſon, nicht 
Ihren Stand, nit Ihre Kommune, Nicht Ihre Pros 
vinz, Tondern insgefammt das ganze Königreich und 
alle Klaffen der Einwohner‘ deffelben in diefer Verſamm⸗ 
dung zw bertreten haben, und wie ein jeder Einzelne 
feine befondern Wuͤnſche willigft dem Wöhl des Ganzen 
unterzuordnen Bereit ſeyn muß - jobald das Letztere ſol⸗ 
ches’ gebietet. Wichtig find die Ihnen zugeftandenen Rech⸗ 
te, aber wichtig auch Ihre Pflichten. Fir die Bewah⸗ 
fung der erſtern bürgt Ihnen das koͤnigliche Wert des 
Regenten; erfüllen Sie die Tegtern mit gewiſſenhafter 
true, und die größte” Beruhigung; "das allgeineine 
Wohl des Vaterlandes nach allen Kräften befördert zu 
— die Grade des Regenten, und der Dank und 
as Vertrauen Ihrer ‚Mitbürger wird Ste aus dieſem 
Hauſe in Ihre Heimath zuruͤckbegleiten. Erfreulich 
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wird Ihnen die Verſicherung ſeyn, daß ‚bisher Fein 
Hannoveraner als Theilnehmer an den Umtrieben zur 
Anzeiger gekommen iſt, deren mannigfaltige Verzweigun⸗ 
gen den teutſchen Bund zu gemeinſamen Maßregeln 
veranlaßt haben. Vereinigen Sie Ihre Beſtrebungen 
mit: denen der Regierung, um dieſe Stimmung zu ers 
alten, ndamit ‚unter dem Segnungen einer ungeſtoͤrten 

uhe und Ordnung, die Wohlfahrt des Ganzen und der 
Einzelnen: von Tage zu Tage fih) mehre. Durch die 
ruhmwuͤrdige Thaͤtigkeit und ‚die eifrigen Bemühungen 
der bisherigen proviſoriſchen allgemeinen Staͤndeverſamm⸗ 
lung ſind mannichfaltige Gegenſtaͤnde von großer Bedeu⸗ 
tung theils ſchon bearbeiten sırheils zur weitern Berathung 
eingeleitet worden. Ihnen, meine Herren, wird es 
obliegen, das Begonnene zu vollfuͤhren. Unter allen 
dieſen Gegenſtaͤnden iſt die vollendete Ausbildung, eines 
fetten, den Beduͤrfniſſen des Staats, und den, Verhälts 
niſſen der verſchiedenen Theile des. Koͤnigreichs entſpre⸗ 
‚chenden, Steuerſyſtems fuͤr das Wohl aller Landesein⸗ 
wohner eine Angelegenheit von der allgemeinſten und hoͤch 
ſten Wichtigkeit. Die noͤthigen Vorarbeiten find deshalb 
angeordnet, und deren Reſultate werden Ihnen zu ſei⸗ 
ner Zeit, und hoffentlich theilweiſe noch waͤhrend Ihrer 
erſtjaͤhrigen Sitzung, zur Prüfung und Berathung mit⸗ 
getheilt werden. Mittlerweile wird es nothwendig ſeyn, 
die bisherigen Steuern einſtweilen fortdauern zu laſſen, 
damit es an Mitteln nicht fehle, um die —ã— 
des Staats zu beſtreiten. Das Oberſteuer⸗ und Schabs 
kollegium, uͤber deſſen Einrichtung mit der proviſoriſchen 
allgemeinen Staͤndeverſammlung communicirt —T 
wird naͤchſtens in Thaͤtigkeit geſetzt werden. Die Aus— 
gabe für den Militaͤr-Etat iſt der genaueſten Unterſu— 
chung unterzogen. Der Regent, immer geneigt, die 
Laſten des Landes nach Möglichkeit zu erleichtern, bat 
eine fehr hHeträchtlihe Verminderung des Kriegsheeres 
befohlen, und felbige fo weit ausdehnen laffen, als die 
Verpflihtungen zum tentfchen Bunde und die Nückfich: 
ten auf die Aufrechterhaltung der innern Ordnung des 
Landes demfelben folches irgend erlaubt Haben; um fo 
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zuverſichtlicher erwartet derſelbe aber, daß die Belträge, 
welche nad) Maßgabe. des gegenwärtigen: Beduͤrfniſſes 
für das Heck von dem’ Lande gefordert werden, van 
Ihnen auf das beveitwilligfte werden bewilligt werben, 
Außerdem wird die innere Einrichtung des Kriegsheers 
verſchiedene Veränderungen erfahren mäfen, wodurch 
mehrere Beſtimmungen der Landwehrverordnung theils 
aufgehoben, theild modificive werden, Sie werden ‚den 
Entwurf der darüber zu erlaffenden Verordnung mitge⸗ 
theift erhalten. In Beziehung auf die Verwaltung der 
Kechtspflege , fo wie über andere Zweige der allgemeinen 
Landesadminiftration, werden verfchiedene Gegenftände in 
diefer und den folgenden Landtagsfisungen zu Ihrer Bes 
rathung kommen. Sch verweile Sie deshalb auf bie 
sfondern Mitsheilungen, welche Ihnen darüber zuschn 
erden Vorſchlaͤge, welche Sie ſelbſt über die zu Ihr 
ver Berathung gehörigen Gegenftände mahen werden, 
wird der Regeut gern annehmen und denfelben ein gnäs 
diges Gehoͤr verfeihen. "Das Reglement, weldes die 
nothwendigen Vorſchriften für die Ordnung Ihrer Ver⸗ 
fammlungen enthält, fo wie auch die eingereichten Voll⸗ 
machten der hier verfammelten Mitglieder, werden Ihr 
nen durch den, die Stelle des Erblandmarfchalls verfes 
endet, töniglichen Kommiſſarius mitgetheilt werden 
feite Hände haben Sie jegt den Eid zu legen, den 


das Geſetz vorſchreibt. Seyn Sie deffen bei allen Bes 


rathungen eingedehf, und der Segen des Himmels, mit 
beffen Erflehung wir die Feier des heutisen Tages ges 
meinfchaftlich begonnen haben, wird Ihre Bemühungen 
mit einem fihern und gluͤcklichen Erfolge Frönen, 
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Was fuͤr die innere Geſtaltung des Großherzogthums 
Baden unter dem preiswuͤrdigen verewigten Großher⸗ 
zoge Karl Friedrich geſchah, und: daß ſein Nach⸗ 
folger und Enkel, der Großherzog Karl, dem Staate 
eine neue Verfaſſung zuficherte, ft, mit Aufnahme der 
dahin gehörenden. Urkunden, =: 2, ©. mr F Kr 
gefiellt worden. 

Sein, in der legten Hinficht gegebenes, fitflige⸗ 
Wort loͤſete der Großherzog Karl, als er, wenige 
Monate nach dem Erſcheinen der neuen baytiſchen Con⸗ 
ſtitution, am 22: Aug. 4818 die neue Verfaſſung 
des Großherzogthums als Grümdgeſetz bekannt machte. 
Zwar erſchien dieſelbe nicht auf dem Wege des Vertra⸗ 
ges mit den Ständen, wie bie wirtembergiſche und 
wie die weimatifche, welche vor ihrer Bekanntmachung 
den Ständen zur Berathung und Prüfung vorgelegt 
warb; fie war vielmehr ein Act der erlangten: Souve⸗ 
verainitaͤtz allein fie zeichnete ſich durch ihren. einfas 
chen Charakter, nach welchem fie. nicht mehr enthielt, 
als in ein Grundgeſetz gehört, und alle einzelne. Vers 
waltungögegenftände. von- fi ausfchloß, — und burch 
die auögefprocyenen ‚zeit= und volksgemaͤßen Grund⸗ 
Täge vor vielen andern neuen. Berfafjungen vortheilhaft 
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aus, Sie erregte auch dadurch nicht nur beiden. ba⸗ 
denſchen Volk ſelbſt, ſondern in ganz Teutſchland die 
lebhafteſte Theilnahme, und erwarb ſich den Beifall 
der Einſichtsvollen und Rechtlichen. — Ueber die Ge: 
ſchichte diefer Gonftitution kann man das Oppofi- 
tionsblatt, 1819, Nro. 126, vergleichen, fo wie 
fih in demfelben Blatte, Jahrgang 1818, Nro. 216 
einige feharffinnige Bemerkungen über diefelbe fin 
den. Eine Parallele zwiſchen der bayrifchen und 
badenfchen Verfaffung, welche im Ganzen für die Vor⸗ 
zuge der badenſchen ſich erklärt, findet: ſich: in Ludw. 
Wieland' s teutſch. Patrioten, 1818, September, 
Nrol 44 und 15, u. im Kypsfitionsblatt, 1818, 
Beilage 80: 

Bald nah der ‚Bekanntmachung biefer Verfaſſung 
ſtarb der Großherzog Karl (8. Dec. 1818). Sein 
Oheim und Nachfolger, der Großherzog Ludwig, be— 
ſtaͤtigte dieſelbe in den feierlichſten Ausdruͤcken, und 
berief, in Angemeſſenheit zu derſelben, die Stände des 
Staates zuſammen, deren Verſammlung am 22. Apr. 
1819 eroͤffnet ward. Unlaͤugbar bezeugte die öffents 
liche Haltung beider Kammern im Ganzen, daß auch 
das badenſche Volk für eine ſtellvertretende Verfaſſung 
reif geworden war. Doc bald truͤbte ſich der politi⸗ 
ſche Horizont, als uͤber manche Landesgebrechen, uͤber 
das entdeckte Defitit in dem kuͤnſtlich geſtellten und ben 
Ständen vorgelegten Budget, beſonders aber über die 
großen, den Standesherren verliehenen, Vorrechte fich 
flarfe Stimmen in der'zweiten Kammer ‚erhoben. Denn 
mit der, noch vom "Großherzoge Karl am. 23. Apr 
1848 unterzeichneten, Verordnung, die Rechts 
verhältniffe der. vormaligen Reichsſtaͤnde 
und Reihsangehörigen: betreffenda(ſie flieht 
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in: der Schriftstdie landſtaͤndiſche Verfaſſungsurkunde 
fin das Großherzogthunn Baden, nebft den dazu gehöris. 
gen Actenflädten, Karlsruhe,’ 1819, 8. S. 71 ff), waren 
diefe nicht zufrieden gemefen, und hatten ſich dagegen 
an die Bundesnerfammlung gewendet. , Diefeh Forde⸗ 
zungen ber yormaligen Neichsftände abzuhelfen, machte 
daher der Großherzog. Ludwig ‚am 16. Apr; 1819 ein 
Edict, die Standeds und grundherrhichen 
Rechte betreffend (f. ebendafelbft-*), S. 2773 -f.)) 
gleichzeitig mit der Eröffnung ver Ständeverfammlung, 
befannt, worin allerdings. bie, Vorrechte jener fehr er: 
weitert waren. Dieſes Edict ward nun dom den vere 
fammelten Ständen hart angegriffen, und dies, ſo wie 
bie-übrigen eingetretenen Misverfländniffe zwifchen ber 
Regierung und den Ständen, beiwirfte die plögliche 
Bertagung ber Ständeverfammlung am 28: July 
1819 bis zum naͤchſten Fruͤhjahre, bevor die, wich 
tige Angelegenheit des Budget entſchieden worden war. 


Verfaffungsurfunde vom 22. Aug. 1818, 


Karl, von Gottes Gnaden ic Als Wir bereite, 
im Jahr 1816 Unfern Untershanen wiederhelt bekannt 
machten, dem Großherzogthum eine landftändifche- Vers 
fafung ‚geben zu wollen; jo hegten Wir den Wunſch 
und die Hoffnung, daß ſaͤmmtliche Bundesglieder Über 
eine unabänderlihe weſentliche Grundlage dieſer ‘allen 
teusfhen Volkern zugefiherten Einrichtung’ Übereintoms 


*) $n diefer Sammlung befindet ſich auf S. 26 ff. bie für 
das Großherzogthum erlaffene Wahlordnung vom 23. 
Dec. 1818, — u: ©. 58 ff. die Declaration dom 4. 
Dct. 1817, als Grundlage des Hausgefeges,’ had; wel 
chem die Grafen von Hochberg für fucseffionsfähig erklärt 
wurben, Ä rilu.cvhsgn 


* 


men 'and nur in Entwicklung der aufgeſtellten Grund⸗ 
fäge ein jeder einzelner Staat feinen beſondern Beduͤrf⸗ 
—* mit Ruͤckſicht auf beſtehende Verhaͤltniſſe, folgen 
moͤchte.· ee 
* RG, LET ET a bapyııez Tf,, I 
Da ſich jedoch, nach den legten, über diefen Gegen⸗ 
and bei dem Bundestage abgelegten, Abſtimmungen der 
eitpunee noch nicht beſtimmt vorausſehen laͤßt, in weis 
dem die Geſtaltung der ſtaͤndiſchen Verfaffüng einen Ge 
genftand gemeinfhaftliher Berathungen bilden dürfte s 
fo fehen Wir Uns nunmehr veranlapt, die: Unſern Uns 
terthanen gegebene Zuficherung auf die Art und Weiſe 
in Erfüllung zu ſetzen, wie fie Unſrer innern freien. und 
feften Ueberzeugung entfpricht, | “id 
Von dem aufrichtigften Wunfhe durchdrungen, die 
Bande des Vertrauens zwifchen Uns und Unferm Volke 
immer feſter zu knuͤpfen, und auf dem Wege, den Wir 
hierdurch bahnen, alle Unſre Staatseinrichtungen zu ei⸗ 
ner hoͤhern Volllommenheit zu bringen, haben Wir nach⸗ 
fiehende Verfaffungsurfunde - gegeben,. und verjprechen 
feierlich für Uns und Unfre Nachfolger, fie treulich und 
gewiſſenhaft zu halten und halten zu Taffen: = a 
Kon dem Großherzogthum und der Regierung 
> im. Allgemeinen, | 
F. 1. Das Großherzogthum bilder’ einen Beſt an de 
theil des teutſchen Bundes. | 
$.2. Atle organifhen Befhläffe der Bun 
desverſammlung, welche die verfaflungsmäs 
ßigen Verhältniffe Teutſchlands oder die Ver— 
haͤltniſſe teutſcher Staatsbürger im Allge 
meinen berreffen, machen einen. Theih des 
badifhen Staatsrechts aus, und werden für alle 
Kläffen von Landesangehörigen verbindlid), nachdem fie 
von dem Staatsoberhäupte verkündet worden find. 
53. Das Großherzogthum it untheilbar und 
unveräußerlich in allen feinen Theilen: ; 


Die Regierung des Landes IE erblich in der 
Hroßherzoglihen Familie nach den Beftimmungen der Des 
eloration. vom 4. October 1817, die ale Grundlage 
des Hausgeſetzes einen weſentlichen Beftandtheil der 
erfaffung bilden und als wörtlich in gegenmwärtiger Urs | 
tunde aufgenommen betrachtet werden foll. | 
9, 5. Der Großherzog vereinige in Sich alle Rechte 


der Staatsgewalt, und übe fie unter den in diefer Wer 
faſſungsurkunde feftgefegten Beftimmungen auf; .. 


Seine Perſon iſt heilig und unverleglich. | 

$. 6: Das Großherzogthum Hat eine ſtaͤndiſche Vers 
falung. | 2 

BEER | - F 
Staͤatsbürgerliche and politiſche Rechte der 

Badener, und beſondere Zuſicherungen. I 


7. Die Ötäatsbärgerlihen Rechte der. 
Badener find gleich in jeder Ainfiht, wo die 
Verfaffung nice namentlih und Ausdrädlih eine Aus— 
nahme Begeutdt.. > 

Die großherzoglichen Staatsminiſter und ſaͤmmtliche 
Stäatsdiener find für die genaue Befolgung der Vers 
faffung verantwortlid: | | 

$. 8: Alle Badener ‚tragen ohne Anrers 
hied zu allen Öffentlihen Laften bei. Alle 

efreiungen vöh directen oder indireeten Abs 
Saben bleiben aufgehoben. a | 

$..9. Alle Staatsbürger von deh drei chriſtli⸗ 
hen Confeſſionen haben gu allen Eiviliund Mir 
litaͤrſtellen und. Kirdenämtern gleide An 
fprüde. Se 

Ale Ausländer, welchen Wir din Staatsamt confer 
riren, erhalte durch diefe Verleihung unmittelbar das 
. Indigenat. Ä | 
$ 10. Unterſchied in der Geburt und der Religion 
begründet, mit der für die ftandesherrlichen Familien 

Drit ter Band. 23 | 
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durch die Bundesaete gemachten Ausnahme, keine Aus; 
nahme der Militaͤr⸗Dienſtpflicht. 
$. 14. Für die bereits für abloͤslich erklärten Grund 
laften und: Dienftpflichten und alle aus der, Aufgchobenen 
Leibeigenfhaft herrührenden Abgaben fol durch ein Ger 
feß ein angemeffener Abkaufsfuß vegulirt werden. . 
$. 12. Das Geſetz vom 14: Auguft 1817, über die 
Wegzugsfsciheit, wird ‚als ein Beftandtheil der Werfafs 
fung angefehen. TUR 
$. 13. Eigenthum und- perfänliche Freiheie 
der Badener flehen für ale .auf gleiche Weife unter 
dem Schutze der Verfaffung. a 
$. 14. Die Gerichte find unabhängig innerhalb, 
der Graͤnzen ihrer Competenz. 
Alle Erkenntniſſe in buͤrgerlichen Rechtsſachen muͤſ⸗ 
ſen von den ordentlichen Gerichten ausgehen. | 

Der Sroßherzoglihe Fiscus nimmt in allen aus pris 
vattechtlihen Berhältniffen entfpringenden Streitigkeiten: 
Recht vor. den Landesgerichten. 

Niemand kann gezwungen werden, fein, Eigenthum 
zu Öffentlichen Zweden abzugeben, als nad Berathung 
und Entfheidung des Staatsminiſteriums, und nad 
vorgängiger Entfchädigung. | a 

$. 15. Niemand darf in Kriminalfahen 
feinem ordentlihen Richter entzogen werden, 

Niemand kann anders als in gefeglicher Form vers 
haftet und länger als zweimal 24 Stunden im Gefängs 
niß feftgehalten werden, ohne über den Grund feiner 
Verhaftung vernommen zu ſeyn. 

Der Großherzog tan erfannte Strafen 
mildern. oder ganz nachlaſſen, aber nihe 
ſchaͤrfen. AIR, 

$. 16. Alle. Vermögens, Eonfiscatiohen. 
follen abgefhaffr werden. — I 

$. 17. Die Preßfreiheit wird nah den Fünfti- 
‚gen „Defimmuugen der Bundesverfammlung gehandhabt 
werden. . —“ BY 


J 
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len \ —— 

$. 18. Jeder Landeseinwohner genießt der ungeſtoͤr⸗ 

ten Gewiſſensfreiheit und in Anſehung der Art ſeiner 
Gottesverehrung des gleichen Schutzes. 


$. 19. Die politiſchen Rechte der drei chriſtli⸗ 


hen Religionseheile Find gleich. 
9.20. Das Kichengut und die eigenthämlichen Gi; 
ter und Einkünfte der Stiftungen, Unterrichts; und 


Wohlthaͤtigkeitsanſtalten dürfen ihrem Zwecke nicht ents- 


zogen werden. 

+ $. 21. Die Dotätionen der beiden Landesuniverſitaͤ⸗ 
ten und anderer höherer Lehranſtalten, fie mögen in eis 
genthümlichen Gütern und Gefällen, oder in Zufchüffen 
aus der allgemeinen Staatskaſſe beftchen, follen unges 
ſchmaͤlert bleiben. 


$. 22. Jede, von Seite des Staats gegen feine 


_ Gläubiger übernommene, Verbindlichkeit iſt unverlehlich. 


Das Inſtitut der Amortifatiönsfaffe wird’ in feiner 
Verfaſſung aufrechte erhalten. wer Ä 
$. 23. Die Berechtigungen, die durch das Edirt vom 


23. April 1818 den dem Großherzogthum angehörigen - 


ehemaligen Reichsſtaͤnden und Mitgliedern der vormalis 
gen unmittelbaren Reichsritterfchaft verlichen worden- find, 
bilden einen Beftandtheil der Staatsverfaſſung. | 
924 Die Rechtsverhaͤltniſſe der Staatsdiener jind 
in der Art, wie ſie das Geſetz vom heutigen feſtgeſtellt 
hat, durch die Verfaſſung garantiert. Se 

$. 25. Die Inſtitute der weltlichen und geiftlichön 


Wittwenkaſſe und der, VBrandverficherung tollen in ihrer 


bisherigen lin: fortbefichen,, und unter. 'den Schuß 
der Verfaſſung geftellt feyn. 


1 ’ 1m. . eo ta i 
Stähdeverfammlung. Rechte und Pflichten 
der Staͤndeglieder. 
5. 26. Die Landſtaͤnde find in zwei Kammern 
abgetheilt. | | 
| 23» 


— 
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5. 27. Die erfte Kammer beſteht: ara 


1) aus den Prinzen des großherzoglichen Hauſes, 
2) aus den Hiuptern der ftandesherrlihen Familien, 
3) ans dem Landesbifhoff und Einem vom Großher⸗ 
309 lebenslänglich ernannten prsteftantifchen Geiſt⸗ 
lihen mit dem Range eines Prälaten, J 
4) aus acht Abgeordneten des grundherrlichen Adels, 
5) aus zwei Abgeordneten der Ländesuniverfitäten,- 
6) aus den vom Großherzog, ohne Muͤckſicht auf 
Stand und Geburt, zu Mitgliedern dieſer Kams 
mer ernannten Perſonen. ; 


6. 28. Die Prinzen des Hauſes und die Ständess 
herren treten, nach erlangter Volljährigkeit, in die Stanz 
deverfammlung ein. Bon dehjenigen ftandcsherrlichen 
Familien, die in mehrere Zweige ſich theilen, ift das 
Haupt eines jeden Familienzweige, der im Befig einer 
Standesherrſchaft fid befinde, Mitglied der Erſten 
Kammer. 


Waͤhrend der Minderjaͤhrigkeit des Beſitzers einer 
Standesherrſchaft ruhet deſſen Stimme. | 


Die Häupter der adelihet Familien, welchen der 
Großherzog cine Würde des Hohen Adels verleihet, tre⸗ 
ten, gleich den Standesherren, als erbliche Landſtaͤnde 
in die Erfte Kammer; Sie müflen aber ein nad) dem 
Rechte der Erftgeburt und der Linealerbfolge erbliches 
Stamm; und Lehngut beſitzen, das in der Grunds und 
Gefaͤllſteuer, nad Abzug des Laftenkapitals, wenigftend 
zu 300,000 Gulden angefchlagen if. 2 | 


$. 29. Bet der Wahl der grundherrlichen Abgeords 
neten find fämmtliche adelihe Befiser von Grundherrr 
haften, die das 2ifte Lebensjahr zuroͤckgelegt und im 
Lande ihren Wohnfis haben, ſtimmfaͤhig. Wählbar find 
alle ftimmfähige Grundherren, die das 25fte Lebensjaht 
zurückgelegt haben... Sede Wahl gilt für Acht Jahre. 
Alle vier Jahre tritt die Hälfte der grundherrlihen Der 


Li 


putirten aus. 
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Stunmfhigkeit und Waͤhlbarkeit bei der Grundherren⸗ 
wahl beilegen, wenn fie ein Stamm + oder —* be⸗ 
Ki, das in der Grunds und Gefällfteuer, nach Abzug 
es Laſtenkapitals, —— ns quf 60,000 Gulden ange: 
ſchlagen tft, und nach d 
der Linealerbfolge vererbt wird. 
$. 30. In Ermängehin des Landeshifcheffe tritt der 
Biechumenccmeer in die Ständeverfammlung, 
$, 31. Jede der beiden Landesuniverfitäten waͤhlt 
ihten Abgeordneten auf Vier Jahre, aus der Mitte der 
en oder ans dei Zahl der Gelehrten oder Staatss 
diener des Lundes nach Billtögr: Nur die ordentlichen 
Profeffösen ſi find ſtimmfaͤhig. 
$,:82%: Die Zahl der-som Großherzog ernannten Mit⸗ 


afieder. der Erften — darf — Acht Perſonen | 


Aberfteigen. Jet but, Fiotk 
8. 88. Die ** Pe Sefteßt aus 63 Abs 


= geordneten der Städte und: Aemter nach der diefer Vers 


— angehaͤngten Vertheilunssliſte. 
. 34. Dieſe Abgeordneten werden von erwahlten 
Bahimännern rmAdltu ai u en 
35. Wer wirkliches Mitglied der Erften ammer 
ar "bei der W ie geist ve BR oder 


wählbar. ift, kann weder. bei Ernennung Wahlmaͤn⸗ 
ner ein Stimmrecht si noch als ae oder, 


or der Staͤdtt imd Aemter gewaͤhlt werden. 
ist, Staatsburger⸗ die Das Döfie Le⸗ 
| —— aurefgelegt, haben. im Wahlditet et ais waãr- 
geiefen, — au Amt, beflojden;; 
| a8 * der er Wahi — ſermfahis und 
— Shah sen 
6.837. Zum —— * — — —8 
Kücficht auf. Wohnart, jeder durch: den * ‚38. ‚nie 
qusgeläloffene Staatsbuͤrger, der ..n 
4) einer der drei chriſtlichen Eonfefflorien angehößt, 
) das goſte Lebensjahr zuruͤckgelegt hat und 


m Rechted der Erſtgeburt nach | 


1} 
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. 3). in_dem ‚Grund, „Häufers ‚und Gewoerbſteuer ⸗ Kar 
taſter wenigſtens mit einem. Kapital: von ‚40,00 
Bulden eingetragen iſt, oder eine jährliche. lehens 
ngliche Rente von wenigſtens 1500 Gulden ‚von 
einem Stamm: oder — — ine 
fixe ſtaͤndige Befpldung, oder Kirchene 
pfruͤnde von gleichem Betrag als Stagts oder 
Kirchendiener bezieht, quch in, dieſen beiden letz⸗ 
tern Fällen wenigſtens itgend eine directe Steuex, 
aus Eigenthum zahit. — 


Landes Standes⸗ und grundherrliche Bezirkebe u. 
te, Pfarrer, Phyſici und andere geiſtiiche — 
Localdiener koͤnnen als Abgeordnete, nicht von. den, Wahls 
bezirken gewählt werden, wozu ihr Amtsbezirk gehoͤrt. 

38. Die Abgeordneten, der» Dtaͤdte und Aemter 
werden auf Acht Jahre ernannt und fo, daß die Kam⸗ 
mer alle zwei Jahre zu einem Viertel erneuert wirds"; 

$. 39 Jede neue Wahl’ eines Abgeordneten,“ die 
wegen Aufloͤſung der Verſammlung oder wegen: des re⸗ 
gelmaͤßigen Austritts eines Mitglieds: noͤthig wirde zieht 
eine, neue Wahl der Wahlmaͤnner nach ih. u .2 
$. 40. Jeder Austretende iſt wieder wäh 

Ha: Beet Kammer: erdennt!äßer die, "ffrpitigen 

Wahlen der ihr angehdrigen Mitglieder ?-- 7 0 


u a Siena H,O line finmer, 
vertagt ftE uud Fatih ſte aufldteinnn 


5.43. Die Aufldfung der Stände bemwirft, daß 
alle durch Wahl ernannte‘ Mitglieder der erſten "und, 
zweiten Rarktner, die Abgeordfteten der Grundherron, der 
Univerfleäten und: der Städte Andy Me eri e Eaen⸗ 
ſchaft verliren .. En ne Pr #0 ® | ON 

$. 44. Erfolgt die Auflöfung, ehe der Gegenſtand der 
Berathung erſchoͤpft iſt; fo maß laͤngſtens innerhalb drei 
Monaten zu einer neuon Wa hilegefchritten werden. H- 

$, 45. Der Großherzog "ernennt Fir jeden Landtag 
den Präfidensen- der erſten Rammen; idie zweite Kammer 


wählt für dic Praͤſidentenſtelle drei Candidaten, swmovon 


* 
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der Großherzog für die Dauer ber Berfommfung Einen 
beftätigt, PER ER ET 


5 46. Alle- zwei Sahre n muB. eine Ständeverfamms 
fung "Start ft iden. 
547. Die Mitglieder beider Kammern konnen ihr 
Stimmrecht nicht anders als in Perſon ausuͤben. 


6. 48. Die Staͤndeglieder find: berufen, über die Ger 
genftände, ihrer Berathungen nach eigener: Ueberzeugung 
abzuſtimmen. Sie duͤrfen von ihren Committenten keine 
oo annehmen. 


6.249. Kein Staͤndeglied kann währen” der" Dauer 
der Verſanmlung, ohne ausdruͤckliche Erlaußniß der Kams 
mer): womn es gehoͤrt, werhaftet werden; den Fall der 
Ergreifung auf frifcher Tom bei begangenen — 
Berbrechen | RUSICHOMIMEN, „a. u nd hend. 


we: +50; Die Sränpesönnen fich: nur. mit den nach 
gegenwaͤrtigem Grundgeſetz zur ihrer Berathung geeigne⸗ 
sen oder «won Großherzog —— an fen —— 
Gegenſtaͤnden beſchaͤftigen. c wc 


| $. 51. Es beftcht ein kändifcher" Meſcug one dem 
Praͤſſdenten · der legten: Sitzung und drei andern Mit⸗ 
gliedern der erſten und ſechs Mitgliedern der zweiten 
Kammer; deſſen Wirkſamkeit ‚auf deu namentlich in die⸗ 
CUBE ausgedruckten Fall oder auf, die. von dem 
ten 8 9 mie, Genehmigung des Großherzogs an 
* chen, Gegenſtande beſchraͤnkt iftz ... +, 
23 Dinfern Kusfchuß: wirduvor dem Schluffe des * 
tags, Aug bei — ee deflelben, in ee 
er, elative. Stimm brheit. gew ede 
T IE Bea: Landi — Sicht ‚auch —S des, 
vn! * n ken, „pualhuffes nach ſich, 
Au8Bueo Die Kammern konnen ſich weder eigenmaͤch⸗ 
tig verſammeln, noch nach erfolgter Aufloͤſung oder Ver⸗ 
a ee — en may sh. 


Er get n ‚hi 
ALTER. 
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IV. a. — 
Birkſamkeit der Seände 


F. 33. Ohne Zuſtimmung der Stände kann 
keine Auflage ausgefhrieben und erhoben 
werben. 


$. 54. Das Auflagengefeg wird in der Hegel für 
zwei Jahre gegeben, Sole Auflagen jedoch, mit 
denen auf längere Zeit abgefchloffene Verträge in un⸗ 
mittelbarer Verbindung fichen, können vor Ablauf: des 
betreffenden Contractes nicht abgeändert werden. : 


$. 55. Mit dem Entwurf des. Auflagengeſetzes wird 


Bas Staatsbudget und eine detaillirte Ueberſicht Aber die 


Verwendung der verwilligten Gelder von den fruͤhern 
Etatsjahren übergeben. 


Es darf darin fein Poſten fuͤr ** "Ausgaben 
vorkommen, wofür nicht eine Fchriftliche, von einem Mit⸗ 
glied des Staatsminifteriums contrafignirte, Verfiherung 
des Großherzugs beigebracht wird, daß die Summe zum 
wahren Beften des Landes verwendet worden ſey, oder 
verwendet werden folle. 


$. 56. Die Stände‘ konnen die Vewiliganz der 
Steuern nicht an Bedingungen knuͤpfen. Ä 


$: 57. Ohne Zuftimmung der. Stände Tann fein Ang 
Ichn gültig gemacht werden, Ausgenommen find die * 
Ichen, wodurch eiatsmaͤßige Einnahmen etats I 
Ausgaben nur anticipire werden, To wie die Geldäufn 
men der Amortifationstaffe, zu denen fie — Orc 
Fundationsgeſetzes ermächtigt iſt. i 


Für Fälle eines außerordentlichen ——— 
dringenden Staatsbeduͤrfniſſes, deſſen Betrag mit den 
Koſten einer außerordentlichen Verſammlung der — 
nicht im Verhaͤltniß ſteht, und wozu das Credit / Votum 
der Stände nicht reicht, iſt die Zuſtimmung der: Mehr⸗ 
heit des Ausſchuſſes hinreichend, eine Geldaufnahme güls 
tig zu mahen. Dem närhften Landtag werden die ger 
pflosenen Berpuntiungen vorgelegt, 
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F. 58. Es darf feine Domaine ohne Zuſtim— 
mung. der Stände peräußess werden.  Ausges 
nommen find die zu Schuldentilgungen bereits beſchloſ⸗ 
ſenen Beräußerungen, Ablöfungen von Lehen, Erbbe⸗ 
ftänden, Gälten, Zinfen, Frohndienften, Verkäufe von 
entbehrlihen Gebäuden, von Gütern und Gefällen, die 
in benachbarten Staaten gelegen find, und afle Beräußer 

gen, die ans ftaatswirchichaftlihen Nücfihten zur 
eförderung der Landescultur pder zur Aufhebung einer 
nachtheiligen eigenen Verwaltung geſchehen. Der Erlös 
muß aber zu neuen. Erwerbungen verwendet oder der 
Schuldentilgungstaffe zur Verzinfung übergeben. werden. 
‚ Ausgenommen find auch Täufche und Veraͤußerun⸗ 
gen zum Zweck der Beendigung eines, über Eigenthums; 
oder Dientbarkeitgverhältniffe anhängigen, Nechtsftreits ; 
ferner die Wiedervergehung heimgefallener Ihron:, Ritz 
ser und Kammerlehn während der Zeit‘ der Megierung 
des NRegenten, dem fie felbft heimgefallen find. 
Da durch diefen und den $.57. der Zwed ber prag⸗ 
matifchen Sangtien: über Staatsfhulden und Staates 
veräußerungen vom 4. Drt. 1806: und: vom 18. Nov. 
4808 vollfbändig erreicht iſt; To. hoͤrt die. Verbindlichkeie 
derfelben, mit dem Tage auf, wo die landſtaͤndiſche Ver: 
faſſung in Wirffamkeit ‚getreten feyn wird, «N. 
6. 59. Ohngeächtet die Domainen nach: allgemein 
anerkannten Grundfäßen des Staats + und Fürftenrchts 
unftreitiges Patrimonial⸗Eigenthum des Negenten ‘und 
feiner, Familie find, und Wir fie auch in dieſer Eigens 
ſchaft, vermoͤge nbhabender Pflichten als Haupt der Fa: 
milie, hiermit ausdrücklich beſtaͤtigen; ſo wollen Wir 
dennochidem Ertrag: derſelben, außer der darauf vadicir⸗ 
gen, Cipilliſte und außer andern darauf haftenden Laften, 
folang als Wir Uns nicht durch. Herftellungsder Finan⸗ 
Fr in dem. Stand, befinden werden, Unſere Unterchanen 
ach Unſerm innigſten Wunfhe zu erleichtern, — der _ 
Beſtreitung der Staatslaſten ferner belaſſen. 

Die Civilliſte kann, ohne Zuſtimmung der 
Strände, nicht erhoͤhet und, ohne Bewilligung 
des Großherzogs niemals geminders werden. 


1; 


62 2 -::72.0 N Babakır- 
. 60. Jeder die Finanzen betreffende Geſetzekent⸗ 
wurf geht zu erſt an die zweite Kammer, und 
kann nart dann, wenn er. vond dieſer angenommen wor⸗ 
den, vorn bie. erſte Kammer zur Abſtimmung uͤber Ans 
nahme und Nichtannahme im Ganzen ohne aller Abaͤn⸗ 
derung gebracht wrrden. ©) sau ; bild; 


..$. 61. Teittdie Mehthein der“erften Kämtiet” dei 
Beſchluß der zweiten nicht betz fo werden die be 
johenden umd verneinehden Stimmen beider 
Kammern zufammen gezähft und nach der * 4— 

Iusem, Michehete Färmmelicher Suimmen der Siandedu— 

fchluß gezoge — —— Se ‚7 i ii — a 
— 8,62. Die, alten auch nicht. ſtaͤndigen Abgaben, Yı 
fen nad Ablauf der ‚Verwilligungszeit nad, Sechs Mo— 
date fort erhoben werden, wenn die Ständeverfammlung 
aufgeldſet wird, ehe 7 neues Budget zu Stande kommt, 
oder wenn ſich die" ſtaͤndiſchen Berathungen verzögern... 
2% 63. Bei: Ruͤſtungen zu einenm Kriege und waͤh ⸗ 
rend der Dauer eines Kriegs kann der Großherzog/ gut 
ſchleunigen und wirkſamen Erfuͤllung feiner Bimdespflich⸗ 
ten/ auch vor eingeholterr Zuſtimmung der · Staͤnde guͤl⸗ 
rige Stanteanlehon niachen Br Kriegsſteuerm ausſchrei⸗ 
ben. Fuͤr dieſeneFall wirderden »Scanden eine nahrte 
Einſicht and, Mitwirkung/ in dee Verwaltung im der. Art 
eingeraumt Am 2 Ba aha. mernentenn 


Vguꝛwet eweils, weden — le 
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Zweck einer- jeben; Provinzialbehoͤrde, aus der Kahl 
„den in dem Provinzbezirk wohnenden Staͤndeglie⸗ 
der, Wei, Abgeordnete beizugeben. eh 19° 

6. 64. Kein Geſetz, das dier Verfaffungsurfunde ers 
gaͤnzt, erläusert, oder abaͤndert, darf ohne Zuſtimmung 
einer Mehrheit von: zwei Drittel Der anweſenden Staͤn⸗ 
deglieder einer jeden der beiten Kammern gegeben: werden, 
8. 65. Zu allen andern die Freiheit, der Perſonen 
oder das. Eigenthum der Staatsangehoͤrigen betreffenden 
allgemeinen.neuen Landesgeſetzen, oder. zur Abänderung 
der authentifchen Erklärung der beftehenden, ift die Zus 
ffimmung der abfoluten Mehrheit einer jeden der beiden 
Kammern erforderlich. 
866 Der Stoßherzog. beftätigt und promulgitt bie 
Geſetze, erläßt die zu deren Vollzug und Handhabung 
erforderlichen: — die ausc'deni "Auffühtss.. und. Verwal⸗ 

ungszecht: abfließenden‘ und alle für: die. Sicherheit 
des: Staats: nöthigen Verfügungen, Reglements ımd als 
emeinen Verordnungen, Er erläßt auch folcdhe, ihrer 
Ratuy nach zwar zur. ſtaͤndiſchen Berathung gerignete, 
aber durch; das —— dringend gebotene Verord⸗ 
nungen, deren voruͤbergehender Zweck durch jede Verzoͤ⸗ 
nn as See Re 
*5 Die‘ Kammern Haben das Rocht det Bots 
lung und Beſchwerde; Verordnungen, wollnnen 
ffuntuntgen, ingelomen, odund —— —— 
recht fiir" gekraͤnkt erachten, follen auf ihre. erhobene ges 
grůndete Befcherde fogleich außer Wirkfamkeit geſetzt 
werden!“n Sie konnen den Großherzog unter Angabe der 
Grundou mudren Vorſchſla grodnes Geſotz es bitten. 
Sie: haben das Rees Mißbr aͤ uchen in die r Vie nahe 
tung dien zu ihr er Kenatniß gela ngen deu 
Regierung anzuzeigen. Sie habemdas Rache 
Miniſt ex md dien Meitsligder dern oberſten 
Stgatsbehoörden wegen Verletz u ng derg ere 
falfung oder anerkaunt verfaſſungsmäaͤßigen 
Reſchge foͤr m lich an zukla gen. Ein beſonderes Ge⸗ 
ſetz ſoll dien Fälle der: Anklage, die Grade der Ahndung, 
die wrsheilende: Behörde und die, Procedur beſtimmen, 


364 Ä Babden. 
| Beſchwerden einzelner Staatsbürger über Kraͤnkung 


"in ihren verfaffungsimäßigen Gerechtſamen können von 


den Kammern nicht anders als fchriftlich und nur dann 
angenommen werden, menn der Beſchwerdefuͤhrer ‚nach 
weiſt, daß er ſich vergebens an die geeigneten: Landess 
ftellen und zulegt an das Gesetiminßerium um Appätfe 
gewendet hat. 

Keine Borftellung , Beſchwerde oder Anklage * 
an den Großherzog gebracht werden, ohne Een 


B w Fa —— einer jeden der beiden Kammern, — 


rn 4. , V. 


Kräften der Standiſ hen Sitzungen, son 
men der Berashungen, 


6. 68. Jeder Landtag wird in den fuͤr dieſen Sal 
vereinigten Kammern, vom Großherzog in Perjon, oder 


‚von einem von Ihm ernannten: —————— net * 


⸗ 


geſchloſſen. | 
. 69. Saͤmmtliche neu einttetende Mieglieber —2* 
ven bei Eröffnung des Landtags folgenden Eid: 


Kr ſchwoͤre Treue dem Großherzog, Gehorfan dem 
Seſetze, Dean und Aufrechthaltung der Staats: 
—— nd in der Staͤndeverſammlung nur, De 
win andes  allgemieines Wohl und Beſtes Are 

ackſicht auf befondere Stände oder Claſſen nach 
„meiner. — Ueberzeugung zu berathen: So wahr 
ir ‚Bott helfe und fein heiliges Evangeljum.“ 


“ RL E Kein landesherrlicher Antrag kann zur Diss 


j 


suffion und Abftimmung gebracht werden ‚bevor er! nicht - 
“in beſondern Commiflionen erörtert und Darüber Rorteng 


BON worden iſt. © 

* 743 Die landesherrlichen Commiſſarien rein zut 
sort ufigen Erörterung der Entwuͤrfe mie ſtaͤndiſchen Com⸗ 
miſſarien zuſammen, fo "oft es von der einen oder ans 
dern Seite für nothwendig erachtet wird. Keine weſent⸗ 
liche Abänderung in einem ‚Gefegentwurf kann getroffen 
werden, die nicht mit den landesherrlichen Commiffarien - 
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in einem. folden gemeinſchaftlichen Zufammentrite eroͤr⸗ 


tert worden ift. | 
6. 72. Die Kammern, fönnen einen zum Vortrag 
gebrachten Entwurf. nochmals an die Commiſſionen zus 
ruͤckweiſen. | 
$. 73. Ein von der einen Kammer au ‘die andere 
zebrachter Geſetzesentwürf oder Vorfchlaä irgend einer Art, 


ann, went er nicht Finanz-⸗Gegenſtaͤnde betrifft, mie - 


Verbeſſerungsvorſchlaͤgen, die in einer Commiſſion nad 
$. 741. erörtert worden, an die audrre Kammer züruͤck⸗ 
gegeben werden; = > 
$. 74. Jeder giltige Beſchluß eitter Kammer erfor 
dert, 100 nicht ausdrücdlich eine Ausnahme feſtgefetzt 
worden if, aͤbſoluie Stimmenmehrheit bei volljähliger 
Berfammlung. Bei gleider Stimmenzahl giebt die Stim⸗ 
me des Praͤſidenten die Enticheidung. Tritt der Fall 
ein, daß in Finanzſachen die Stimmen beider Kammern 
zuſammen gezählt werden muͤſſen; fo entſcheidet bei Stim⸗ 
mengleichheit. die Stimme des Präfidenten der zweiten 
Kammer. | Ä = J— 
Man ſtimmt aͤb mir lauter Stimne und den Worten: 
Einverſtanden! oder: Nichteinverſtanden! Nur bei 
der Wahl der Candidaten fir die Praͤſidentenſtelle der 
zweiten. Kammer, — der Ausſchüßglieder und der lies 
der der Commiffionen, entfcheidet relative Stimmenmehr⸗ 
heit bei geheimer Stimmengebung: | 
Die erſte Kammer wird dürch die Anweſenheit vor 


403 die zweite durch die Anweſenheit von 35 Mitglies 


dern, einfchließlich. der Präfidenten, vollzählig. - Zur 


gültigen Berathſchlagung Über die Abaͤnderung der Ver⸗ 


faffung wird in beiden Kammern die Anwefchheit von 


. drei Viertel der. Mitglieder erfordert. 


$. 75: Die beiden Kammern Finnen weder im Garn: 
zen nach duch Kommiffionen zufammen treten; fie ber 
ſchraͤnken ſich in ihrem Verhältniß zu einander auf die 
gegenfeitige Mietheilung ihrer Befchläffe. 

Sie ftehen nus mit dem Großherzoglichen Staats: 
minifterium in unmittelbarer Seihäfteberähmng; fie koͤn⸗ 


366,5. Baden: 


nen feine Verfügungen treffen. oder Bekanntmachungen 
irgend einer Art erlaffen u 

Deputationen dürfen fie nur, jede beſonders, nad) 
eingeholter Erlaubniß, an den Großherzog abordnen.- ° 


$. 76. Die Minifter und Mitglieder des Staatsmi? 
nifteriums und großherzoglihen Commiffarien haben jes 
derzeit bei Öffentlicher und geheimer Sisung Zutritt in 
jeder Kammer, und muͤſſen bei allen Discuffionen „gehört 
werden, wenn fie es verlangen. Nur bei der Abſtim— 
mung treten fit ab, wenn fid niche Mitglieder der Kam: 
mer find. Nach ihrem Abtritt därfen die Discuffionen 
nicht wieder aufgenommen werden. “.. 


5. 77. Nur den landesherrlihen Commiſſarien und 
den Mitgliedern der ſtaͤndiſchen Commiſſionen wird ges 
fiattet, gefchriebene Reden abzulejen; allen übrigen Mit⸗ 
gliedern find blos mündliche Vorträge gejtarter, 

8. 78. Die Sisungen beider Kammern find. Öffents 
lid. Sie werden geheim auf das Begchren- der Regies 
rungs: Commiffarien, bei Eröffnungen, für welche fie 
die Geheimhaltung nörhig erachten, und auf das Begeh— 


. ven von drei Mitgliedern, denen nach dem Abtritt der 


Zuhörer aber wenigftens ein Viertel der Mitglieder über 
a ae der geheinien Berathung beitreten 
muß, | | 

6. 79. Die Reihenfolge, wornah die Abgeordneten 
ber Grundherren und der Städte und Aemter aus der 
Verſammlung austreten, wird auf dem erſten Landtage 
für die einzelnen Wahlbezivke cin für allemal durch das 


- 8008 beftimmt. Die Hälfte, der greundherrlichen Adges 


% 


ordneten tritt im Jahr 1823 aus, und dantı“ alle vier 
Sahre wieder die Hälfte, Im Jahr 1921 tritt cin 
Viertel der Abgeordneten der Städte und Aemter nnd 
dann alle zwei Jahre wieder ein Viertel aus. 2 

$. 80. Bei der erſten Wahlhandlung erkennt über 
alle, wegen Gültigkeit der Wahlen entfichenden, Streis 
tigkeiten die Iandesherrliche Central» Commilfion, die mit 
der erften Vollziehung des Conſtitutions-Geſetzes beaufs 
tragt werden wird, *. 1 
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S. 81. Die Zeit der Eröffnung des Erſten Landtags 


wird auf den Erften Fchruar 41819 feftgefegt. 


$. 82. Der zur Zeit der Eröffnung des erften Lands 
tags, wo die Eonftitution in Wirkſamkeit tritt, bejtes 
hende Zuftand in allen Zweigen der Verwaltung und | 


Geſetzgebung dauert fort, bis die erfte Verabfchiedung 


mis dem Landtage in den Gegeitftänden, die ſich dazu 
eignen, getroffen jeyn wird, ar 
Insbefondere wird. das erfte Budget bie zur Vereins 


barung mit den Ständen proviſoriſch in Vollzug gefeßt. 


$: 83, Gegenwärtige Verfaffung wird unter die Ga— 
rantie des teutſchen Bundes geftellt. 


Gegeben unter Unferer eigenhändigen Unterichrift und | 
dem. beigedrudten größern Staatsfiegel. 


Griesbach, den 22. Auguſt 1818. 
| 8 aır l 
CL. 8.) 


vide. F. A. Wielandt. 


Auf Befehl Seiner koöniglichen Hoheit, u 
a v w | 


5) Fuͤrſtenthum Waldes. 


Das Verfaſſungs⸗ und Otganiſationsdectet, welches 
am 28; San, 1814 ber Fuͤrſt Georg Heinrich zu 
Waldeck und Pyrmont erließ, ift Th. 2, ©. 275 ff 


mitgetheilt worden. Weil im demfelben ‚mehrere Bes 


» 


| flimmungen enthalten waren, welche von ber frühern 


Berfaffung abwichen; fo folgteri Beſchwerden darauf, 
bie bis in dad Hauptquartier ber verbuͤndeten Monars 
chen gelangten. (Vergl. 3. Ludw. Kluͤber's Staats: 
archiv des teutſchen Bundes, 65 Heft, ©. 244; Er⸗ 
langen, 1817 8.) Eine Uebereinfunft follte ihnen 
Abhelf, und den Vedhrfniffe ehtfprechen; beide Vor: 
ausfegungen blieben aber unerfüllt. Da berief im März 
4816 der vegierende Fuͤrſt die Stände feines Fuͤrſten⸗ 
thums nach Arolfen, wo am 19. April der folgende 
Landesvertrag, ald neue Berfaflung des Landes, 
zu Stande kam, | | > 


Landesvertrag vom 19. April 4816. 


Wir von, Gottes Gnaden ꝛc. Der Artikel 13 der 
zu Wien am 8. Junius vorigen Jahres abgeſchloſſenen 
teutfhen Bundesacte, verordnet die Einführung 
eine fändifhen Verfaſſung in allen teutfchen 
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Bundesftanten. Obgleich seines ſolche Verfaſſung Thon 
"von grauen Zeiten her, auch in Unſerm Lande 
beſtanden hat; ſo hat ſie, doch in Hinſichten 
einer Abaͤnderung bedurft, und haben Wir Uns deshalb 
veranlaßt geſehen, Unſere lieben und getreuen Lands 
fände von Ritterſchaft und Städten, durch Uns 

‚Regierung . zu einem — Landtage 
9 den 28. März diejes —86 BADFRE berufen zu 
laffen, und, in Einverſt änduiß e ihnen,, der 
bisherigen Landes r und Rändifgeh” Berfais 
fung folgende nähere, Einrigrung ‚iu geben, 


$ 1 © viel bie Etmrichtuns "I HE 

I j rim ‚ IB 
vwr7 - ‘ { € f "Is 3 (ir ni 4 
— vier an. 


betrifft; To iſt zur Erleichterung, der. duſtig file Roͤthig 
ergchtet worden, 
A, Unfer ‚Fir inpenchnih, Walde. in, fünf: Ober⸗ 
Zuſtig meter einzutheilen, und zwar =, 

J ve Der /Juſtizamt der Diemel, welches ſu 


is in der Stade. Nhoden Dee: —3 aus 
99— —2 — mtern kn It ilbaufen,, 
. und ‚den en ah f "a 
"md —* des va nid tt * 
hen ſo 
9 in das Ober —— dehtn Haußst 


Arolſen if und die er —— Fllen 
> Panda und Wetterhurg, mie Ausſchluß der uͤnter 
Biffer "4 bereits Fenannten und den weitern Diez 
ſchaften Strote und Meineringhaufeh  Döin Ar 
WLandau umfaßt ; tv. 

* in das Ober⸗ Juſtizamt Werbe, zu deſſen Haupt⸗ 
ort die Stadt — a ef beſtimmt tt, und 
die Städte‘ alderk F rrienhogem 
ar, 008 ehemalige, Amt eck mit ag der Ort⸗ 
59 vlghafsen Bringhauſen, „Hemfurth, Kleinen und: 
effershaufen, dann die Dorfſchaften Strote und 

Dritter Vand. 24 


Be: Wer gen G.::? 117 Pur mern. 


Mneiiesinghaufen, des vorhinigen ame Landau, 
enthalten folk; g wa 


4) in das Ober ; Juſttzamt der Eder, welhe⸗ Serie 


‚Sig in der Stade RM! Wildungen haben‘, und 

beftchen ſoll aug den Srädten Alt-Wildungen und 

Zaſchen, ferner aus dem ehemaligen Amt Wildung 

gen und den unter Ziffer 3 3. angeführten Reften des 
— Waldeck. 

5) In das —— Eis eben: g, welches ſel⸗ 

en, N ng oh, und feine jetzi⸗ 
gen Befland heile ha | 


$. 2. Jedes Ober-VJuſtizamt wird mit: einem O ber⸗ 
Auftizbeamten und einem zweiten Beamten, wels 
cher Letztere zugleih die Stelle des Sekretaͤrs vers 


ſieht, beſetz hme hierunter macht jedoch 
das Ober u eberse bel welchen, wie Biss 


ber, igweltBedmte und ein Sekretaͤr bleibenn. 
3. Mit dem Ober⸗Juſtiz * der Werbe wid. 


—— ſeiner Mühe bei der: Fu md Waldes bite alte 


gemeines SU inalgErTQE en ae —R Land 


verbunden. .' >; ————6 

— 9*— od Arkere ** it de ativ 
entwerfen, weiche Sachen, ausihlie hal der, 1 rigen 
Ober ——5— —* Eule dieſfe be⸗ 
je en ſollen. 


Erſte Juſt des PA ‚der 
wait, sale Eu, eſchafte des Stadt⸗ 
Kommiſſarii in ugeringhauſen, wie der des 
Ober SRH ber ‚Eder, ‚gleiches Amt in.Mieders 

ldungen.... (@ FR END a 
Die dadurch eufpart werdenden : beidem: Stadti Rom: 
miſſariatsgehalte fallen, der Land-Salarienkaſſe zu, und 
verbleibt es in Anſehung der Sportelnberehnung aus 
beiden Städten. ‚bei, der bisherigen Beftimmung, 4 

$.5. Die, bisher den Dberrentereibeamten aufgetras 
gen geweſene, ——— Abernehmen die 
Ober— Juſtiz amter. * 


„drin 
; ’ . FrTEETER" 


4— 
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56. Alle Nebenverdienſte der Juſtizbehoͤr⸗ 
den, durch Deputatignen, Kommiſſionen u. ſ. w., hoͤ⸗ 
ren gaͤnzlich auf. In ſofern „das Geſchaͤft nothwendig 
gußer dem Gerichtsorie beſorgt werden muß, z. Bi Bes 
Htigungen ir.; jo erhält davon der Kommiſſatius, oder 
— 5 — nach den. in der Sportelordnung beſtimmten 
Anfägen, die Pferdemiethe und Zehrungskoſten u. ſ. w.: 
die übrigen Gchühren werden der Sporteltaffe berechnet. | 
8.7. Die Patrimonial Gerichtsbarkeit bleibe 
ber von Dalwigkſchen Familie in dem Amte Lichs 
tehfels, Und den drei deputirten Städten Cor 
bad, N. Wildungen und Mengeringhaufen in 
erfter Inſtanz, desgleichen die Schrifefäffigkeie der 
Nitterichaft und, ihren Familien, weniger nicht 
den drei deputirten Städten, in foferm fie. ale 
corpora auftreten, oder belangt werden, vorbehalten. 
8. In jedem Ober-Inſtizamt wird ein Obers 
Rentereibeamter angejtellt, deſſen Wirkungskreis 
durch seine beſondere Inſtrurtlon genau beſtimmt werden 
ſoll. — — 


8. 9. In Anſehung Unſerer Regierung und Uns 
ſeres Hofgerich tes verbleibt es vorerſt, fa tole 
—— 294740 IE 
Bin Betreff der. Juſtiz und Renterei in Unſerme $ her 
Iſtenthume Pyrmont, bei der bisherigen Einrichs 
, ung. , Er ‚1% $ H 


or u hang 39 =, 
ja nuiua.n iz u nt ihn Be 
Die Repräfentation Unferer Unterthäten 

lan he an 


5:$« 44. folgendermaßen bewertſteligt wurden: 
A: durch die’ Beſitz er bisheriger Latidtaggfähiger. 
5 Rittergüter, oder die Ritterſchaft. — 
B. durch die Städte, denen Arolſen. unter den im 
. Reerb vom 19. d. feitgeftellten Veftintmungen; beis 
" ‚Besäble werden Toll, oder den Burg erBane — 
et N i En 2 * 


‘ 


Vr mä Bahekiun nnd 


c. durch zehn Repraͤſentanten de Bändtfiam 
des, deren jedes Ober⸗Juſtizamt zwei zu ſtellen hat. 
$: 12. In den drei deputirten Städten, wird" 

das Repraͤſentations recht durch den erſten Su 

germeifterund Stadtſekretar, in ‚den nichte 
putirten Städten hingegen durd) den Bu egermetßer. 
allein, in bisheriger Weife, ferner ausgeübt, Se 
8. 13. Die Eigenfhaften eines Repräfentans 
ten, im Allgemeinen, finds’ daß er 
4) zu einer, der drei chriftlichen Confeffionen gehören, 
2) 25. Jahre alt, und. eigenen —* JE. nu 
3)- Londesunterhan, - DT E 
4) der Militärpfliche nicht meh unterworfen, um 
6) unbeſcholtenen Rufs ſey, auch 
6) Geſchriebenes leſen koͤnne, und feine Gedanken, ges 
hörig niederzufchreiben vermöge. , 
"Ansbefondere aber wird annoch erfordert, * . 
den Repraͤſentanten 
a) des EHEN — —— Beſitz von 
unver ten Guͤtern, die wenigſtens einen Wer 
von — haben, und a 
des Bauerſtandes, Eigenthum eines —— 
pflichtigen nicht verſchuldeten Gutes von wenigſtens 
40 Morgen, den Morgen: zu 120 Ruthen gerech⸗ 
net, in dem Amtsdiſtrict belegen, aus welchem er 
als Repräfentant gewählt werden foll, wobei es 
gerade nicht erforderlich,.daß er den Landbau ee 
betreiben muß. * 
$. 14. Staatsbeamte, oder fonft zu Uns. in, 

- Dienftpflicht fiehende Perfonen, können an der"Lans 

des: Repräfentation. Feinen Antheil nehmen; .es wäre 

dann, daß die Landftände die Yufnahme eines ſolcen im, 

Vorſchlag brachten. 
$. 15. Die Kuhrgenoſſen zur Wapı, der. Res; 

präjfentänten des Bauerftandes, follen auf fol⸗ 

gende Wöifeerkiefet werden: daß jede Gemeinde dee 

Dberamss s Diſtrictes, - unter Leitung ihres Geiſtlichen, 
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ein en orbnundsliebenden, duch ſittliches Betragen all⸗ 
emeines Vertrauen verdienenden Mann aus ihrer 
Mitte. zum: Wähler evfichet, und ihn zur Wahl der 
zwei Nepräfentansen beauftragt. Ein feier — * 
sa), volljährig, -. 
H) unbefcholten, 
c) Beſitzer eines: Acker / ober — und 
d) als guter Wirth bekannt ſeyn. 
$, 16." Die Wahl der Nepräfentanten ſelbſt gefgiche 
im Orte des Sitzes des Ober⸗Juſtizamtes, unter 
Leitung des Landfyndici und erften Inftigbeamten, 
$. 17. Wenn nım auf vorftchende Art die Waͤhler 
ertiefer worden find; fo follen fie an dem beftimmten 
Wahltag, nah vorhergegangener deutlicher Verſtaͤndi⸗ 
sung von. den Pflichten und Eigenfhaften eines Lands 
ftandes, und nach wemäßiger Ermahnung und Bers 
ee daß ER bei der vorzunchmenden Wahl Feine 
Nebenzwecke beruͤckſichtigen, fondern Iediglih auf den 
Hauptzweck, nämlich auf die Wahl eines redlichen, got⸗ 
sesfürchtigen, einſichtvollen und erfahrnen, auch ordnungs 
liebenden Landftandes allein Bedacht nehmen, und dabei 
Aberall gewiſſenhaft zu Werke gehen wollen, in Eid 
und Pflicht genommen werden, darauf abtreten, und 
bieenädft Mann für Mann, zur Abgabe ihrer Stim⸗ 
me zum Protocoll, wieder vorgelaſſen werden. 
$. 18. Bet dieſen Wahlen entſcheidet die Mehr—⸗ 
heit der eirimmen, bei deren BIER IEN aber 
Das Loos. . 

6. 49. Die Wahl ber Kepräfentanten . des Bauer⸗ 
flandes und des Kepräfentanten aus der Stadt Arols 
fen serhiehet auf. Lebenszeit, und bei legterer durch 
eine freie Wahl, wie beim Bauerftand; jedoch erlöfcht 
die Repräfentation alsdann- früher, wenn die Eigenfchafs 
‚ten, wodurd die Wahl, bedingt ift, ‚wegfallen, naments 
eu wenn der Gewählte aufhört, ein guter Wirch u. ſ. w. 
zu feyn, 

Auf den Todesfall des einen oder des andern 

- Mitgliedes, wird"an deſſen Stelle, auf die oben beftimms 
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te Weiſe, auf jedesmaligen ‚Antrag: bes Landſyndiei, ein 
anderes erwaͤhlt. 

$. 20. Zur“: ‚Erhaltung der - Repräfentarton des 
Rittorſtandes wird hiermit. feftgefegt, daß - ö 


4) jeder neue Rittergutseigenthämer , vom Tage des 
Anfall oder Erwerbs des Gutes, binnen "zwei 
Monaten “zum Aufſchwoͤren bei dem dandſyndico 
ſich anmelde; daß 

2) keine Allodificationen bergleichen Lehnsrittergäter, | 

ohne Zuftimmung der Landftände, gefchehen; 

3) daß bei einer Verfplitterung dergleichen Güter, fa 
wie bei Veräußerungen ganzer. Nittergäter, durch " 
Unfern und der Stände gemeinſamen Beſchluß ber 
ſtimmt werde, in wiefern der bisherige Eigenthüs 
mer ferner als Landftand auftreten, oder der neue 
Erwerber als folcher aufgenommen werden koͤnne. 

$. 21. Zur Vollziehung der im folgenden —*— 
beſtimmten Geſchaͤfte, iſt ein engeren Ausſchuß er⸗ 
nannt, welcher beftcht: 
4) aus zwei eittosfäaftfisen Deputirten, 
| welche nach dem. jedesmaligen Abgang in bisheris 
{ ger Weife, duch die Stände auf Lebenszeit ges 
wwaͤhlt und Uns zur Beftätigung präfentirs werden: 

2) aus den bisherigen Abgeordneten der drei 
deputirten Städte, die ſchon vermoͤge ihrer 
Aemter hierzu berufen ſind; 

3) aus einem Deputirten des Bauerſtandes, 
welchen die Landſtaͤnde aus deſſen Repraͤſentanten 

auch auf Lebenszeit waͤhlen, und Uns ebenfalls 
zur Beſtaͤtigung praͤſentiren. 
6. 22. Jene Deputation iſt vollziehende Bes 
hörde der vom corpore statuum gefaßten Beſchluͤſſe, 
und fie kann in der Regel ohne daffelbe nicht handeln. 
Die Gewalt und die Geſchaͤfte der Deputa⸗ 
tion beſtehen darin; 


4) aufdie Ablegung der landſchaftlichen Kedr | 
nungen zu dringen, ‚deren Abnahme, wenn 
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: folche‘ zuerſt vom Landſyndico und fodann von Uns 
ſerer Regierung monirt find, unter Zuziehung dee 
- Bandfyndiei, beizumohnen, fo wie auch ſelbſt als 
lenfalſige weitere Eringerungen: — auf⸗ 
zußtcüen; — 

=, die Bandtagsabfhläffe ſowohl, als auch die 
„yon ſaͤmmtlichen Landftänden entichiedenen An: 
"gelegenheiten, in Vollziehumg zu bringen; 

3) den Antrag neuerer Steuern vorläufig zu 
'präfen, und den: Gefammten Ständen zur Abr 

ſtimmung vorzulegen ; 

4) zu etwaiger Verbiefferung Hewilligter 

Steuern Vorfhläge zu machen, und etwa 
eingefehlihene Mißbraͤuche zu ruͤgen; 

5) die Angelegenheiten, welche eine — 
2000 Rthlr. nicht uͤberſteigende, Ausgabe erfor— 
dern, für ſich, vorbehaltlich ——— Genehmigung, 

zu beſchließen; 

| 6) Erlaßgefuhe der Unterehauen zu prüfen, 
und, in fofern folche die unter Ziffer 5. gedachte 
Summe nicht überfteigen, nach ebenfalld zuvor von 
Uns eingeholter Genehmigung, zu bewilligen, und 

7) in $ällen, denen Gefahr im Verzug unterliegt, 
oder die fonft eine eilige Entfcheidung erfors 
fern, in Einverftändniß mit Uns befchließen; und 
erkennen ſaͤmmtliche Landftände dergleichen Befchläffe 
als gültig und als von ihnen felbft ausgegangen. 

-$. 23. Die gewoͤhnliche Zufammenktunft der 

Deputation iſt der jedesmalige dritte Montag im 
Monat Jun ius jeden Sahres, als der zur Abnahme 
der fandfshaftlihen Rechnungen beftimmte Termin; und 
wird deren außerordentlihe Verſammlung anf Uns 
fern, Befehl, durch Unfere Regierung, mittelft eines 
Schreibens an den Syndicus, oder anf. Antrag der 
Stände,. bei Unferer Regierung, nad vorhergegangener 
Unjerer Genehmigung, zufammen berufen. 

9. 24. Eine allgemeine Landtagsverfamme 
lung, kann nur in. befonders wichtigen Fällen, 


\ 


7 Mae 


entiveder aus Umnſer er Beranlaffung, ober auf Antrag 
der Stände, nach vorhergegangener Unſerer Genchmis 
gung, durch Unfere Regierung, zufammen berufen wer⸗ 
den. Zu jenen Fällen schören unter andern, wenn z. B. 


4) entweder von Veränderung ber Verfaſſung 
und der Grundgefeße, oder Dr Se 


2) von Einführung einer neuen Steuerordnung 
die Rede iſt. nz — 


$. 25. Indem Wir den Landſtaͤnden gnaͤdigſt ges 
ftatten, fi bei Landtagsabfaſſungen eines Siegels, 
mit dem Landeswappen.undder Umfchrift: „Wals 
deefifche, Landftandfchaft” verfehen, zu bedienen, und 
ihre hergebrachten land ftändifchen Rechte im Allges 
. meinen, hejtätigen ; fo Sollen ſolche infonderheis ferner 
fundirt feyn; 


a) in dem Recht der Bermwilligung und Negus 
lirung fämmtlider, fowohl ſtaͤndiger als 
 unfändiger, zur Staatsverwaltung nothwendi⸗ 
ger Steuern Alles was anf Abänderung 
befichender, oder Einführung neuer Steuern 
und auf Steuerverfaffung überhaupt Bes 
ug hat, fol nur unter Zuftimmung der Lands‘ 
Ande vorgenommen werden; u 


b) in dem Recht, die Landestaffen, nach wie vor 
zu verwalten, und es dürfen die Steuern nur zu 
den, durch Uns und die Landftände beftimmten 
Zweden verwendet werden, weshalb die Vers 
walter der Kaffen in Landespflichten fichenz 


e) in dem Recht der Berathung und Einwillis 
gung bei allen Gefegen und Anordnuns 
gen, welche auf die Landesverfaffung und deren 
Veränderung Beziehung haben; bei Geſetzen, 
mwodurd über dag Eigenthum der Unterthanen 
zum Gebrauh der Landesherrfchaft oder des Lans 
des verfügt, die perfönlihe Freiheit der Uns 
terthanen gegen beftehende Geſetze befchräntt, 
oder dadurch. wohlerworbene Rechte einzeli 
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3° ner ders ganzer. Kl ffenıberfeisen, eufache 
ben oder beſchraͤnkt werden ſollen . 


Ber allen übrigen itandesgefegen, 


Bir Anordnungen in eiligen Fällen, und‘ * Ge⸗ 


fahrim Verzug 17 ausgenommen) - 


d) den Rath und das Sutaqchten Ynfere Bine | 


einholen, und dürfen . 


0) diefelben Vorfchlaͤge zur. —— heſte⸗ 

hender und zur Einführung neuer Geſetze ein⸗ 

. zeichen, fo wie Wir fie überhaupt verpflichten, 

Ihre Aufmerkſamkeit auf alles dasjenige zu 

chten, was das Wohl der Unterthanen erfors 

dert, und diejenigen Mirtel in Antrag zu brins 

den, welche daffelbe befdrdern, oder die ihm ent⸗ 

. gegen ſtehenden EUR aus' dem Wege rau 
men koͤnnen. 


Sollten | ' 
p huis den. Bundestag zu PEN den 


Landftänden im Allgemeinen, hinſichtlich der ne 


ſetze und Geſetzgebung, groͤßere Rechte, als 


angefuhrt find, eingeräumt werden; fo wollen ir: 


folhe auch Unfern Laudtaindea au Ba werden 
laſſen. 
Wie die Srande I 
&) mit darauf zu wachen Haben, daß von’ den Zuſti⸗ 
behoͤrden eine untadelhafte Juſtiz»flege — 
worin aus dem Tabinet niemals Verfü; 
gung, vorbehaltlich der Uns zufichenden DObets 
- aufliht, Start finden follen — gehandhabt wer⸗ 
de, und fie. ihren Pflihten überhaupt nachkommen; 
ſo wird ihnen aud das Recht der Beſchwerdefuͤh⸗ 
zung, insbefondere in Fällen der Malverfation 


der Staatsdiener, und bei fi ergebenden Mißr | 


bräuden jeder Art, eingeräumt. . 
Staatsdiener follen: daher. von den: Landſt aͤn⸗ 
den, wegen verfaffungswidrigen' Betragens, jedoch nut 
von dem ordentlihen Richter, angeklagt werden 


zZ — —““ 





eönnin; vor welchen ſie ſich zu verantworten und Recht 

w nehmen, verbaniden ſind, ſo ‚wie 2.0 38. 

H) auf der andern Seite jedem Staatsdiener hier⸗ 
mit die Zuſich erung: gefchieht, daß keiner, ohne 
gerechte Urſache und. vorhergegangene richterliche 

Aunterſuchung und Entſcheidung ſeines Amts ent⸗ 

ſetzt werden ſoll. 

Die Sporteln werden, ih ſolchen Fallen, für den 
Betiagten bis zur Beendigung des Prozeffes aufgezeichnet. 
Auch wollen Wir, der Biligkeit gemiß, 

r * bei Beſetzung der Bedienungen den dazü fähigen 
Landestindern den Worzig vor, Ausländern 
einräumen, 

6:26. Kein Landftand kann an den Berfammlungen 

und Berathungen der Stände. eher Theil — bis 

er folgenden Eid: 

„Ich gelobe und verſpreche als Landſtand, in allen 
meinen Handlungen und Rathſchlaͤgen die allges 
meine Wohlfahrt des Landes vor Augen zu 
haben, die Unferm gnädigften Fürften und Herrn 
fhuldige Treue und Ehrerbietung fters'zu bes 
obachten, in nichts zu willigen, was des Herrn 
oder Landesrechten oder Vortheilen zuwi— 
‚der wäre, inſonderheit die Gerechtſame der 

/ Landftände getveulich zu bewahren und‘ mit allem 

Fleiß darauf zu achien und. zu halten, daß. dicfel- 

ben ‚unter keinerlei Verwand ‚porlegt OR wvernache 
laͤßiget werden,“ er 

abgeleiſtet hat. 

$. 97. Bei den ——— I PEN A 
ber Landftände, haben. diefelben aus ihrer Mitte für 
die Dauer des Lands oder Deputationstages, eindn Dis 

rector duch Stimmenmehrheit zu wählen, welcher mit 
dem Syndico die Geſchaͤfte leitet. 

6. 28. Vorfhläge und Anträge aller Art, wel: 
he den Fandftänden zu. machen find, jollen in der 

v. bisher: uͤblich gewefenen Form, — durch Unſere 
Regierung an fie gelangen. 
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MDie Art;, wir Teva ruber ab ſtem men wo 
den bleibt ihnen gang uͤberlaſſen; jedoch ſollen ⸗ſo⸗ oft 
der Syndicus es Tür noͤthig erachtet, die Stimmen durch 
Kugelung: geſammelt werden, und ſteht es jedem 
Mitgliede frei, zu verlangen; daß die Discuſſion, über 
den zur Berathung vorliegonden Punct, auf den andern 
Tag verlegt, und ihm erlaubt werde, feine Anſicht der 
Verſammlung ſchrift lich vorzulegge. — 
5. 29. In den Faͤllen, wo die Erklaͤrung der Stände 
ablehnend iſt, muͤſſen die Gruͤnde dazu angegeben 
werden, und behalten Wir Uns vor, den gemachten 
Vorſchlag oder Antrag, unter Auseinanderſetzuug aller 
dafür ſprechenden Gruͤnde, durch Unſere Regierung wie⸗ 
derholen zu laſſen, allenfalls auch, bei behatrlicher Abs 
lehnung, den beftagten Gegenſtand zur Berathüng' an 
die gefammeren. Stände gelangen zu laſſen. "” 
Sollte aber auch hierdurch der Zweck niche erreicht 
werden; ſo fol eine Kommiſſion, aus einem herrſchaft⸗ 
lihen Diener und einem landſchaftlichen Mitglied „ nie⸗ 
dergefeht werden, welche die Sache prüft und, mo moͤg⸗ 
lid, eine Vereinigung zu Stande bringe. Wide aber 
auch diefer Verfuch — ſo werden die Verhand⸗ 
lungen, in ſoferyn fie Steuern und Verwilligun— 
gen nicht betreffen, an eine auswaͤrtige Juriſten— 
Facultaͤt, oder an das Appellationsgericht eins. 
efandt. Die Wahl eingr diefer Behörden, bleibe. den 
andftänden überlaffen, und im Fall folhe auf cine 
Facultaͤt fällt, haben diefe die Kommiſſarien zu beftims 
men, mäffen aber darunter Verſchwiegenheit angelob .. 
6. 380. Bei eingetretener Stimmengleihheit, 
- . giebt dad Votum des Landſyndici den Ausſchlag. 
6034, Welhe Gedanken aud ein Mitglied in. 
den Verfammtungen geäußert, und mit welchen 
Gränden fie daffelbe vorgetragen hatz daruͤber braucht 
folhes nie dem Staate Rede und Antwort zu 
geben, vorausgefeßt jedoch, daß er Überall dic, dem Res. 
genten fchuldige, Treue und Ehrfurcht, fo wie die 
den Landesbehörden zu beweilende Achtung nicht 
eußer: Augen geſetzt hat; wie dann auch Fein Landftand 
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angehalten: unb gezwungen werden Kann, Aber "badjenige, 
was. in ‚den Berathichlagungen vorfäll, Auskunfſt zu 
geben oder gar Zeugniß darüber gegen. ſeinen Mitr . 
fand; abzulegen; vielmehr macht ſich derjenige,: der die 
ihm obliegende Verfhwiegenheit verlegt, daduech 
unfähig, ferner die. Stelle eines, Landftandes zu heklei— 
den. und. defien Mitſtaͤnde find . — N * 
Entfernung zu dringen. —XRX 


6. 32. Die durch die Convention vom 3. Yufius 1814, 
2., angeordnete Iandfhaftlihe Kammer, der 
ir hierdurch den Rang eines Landescollegii gnaͤdigſt 

‘Seilegen, und die Uns und den Ständen allein unters 

geordnet iſt, ſoll vorläufig beſtehen: En 


1). aus einem Mitglied. der deputirten Ritterſchaft, u 
2) aus einem: der Burgermeifter abe PARTEIEN der 
drei deputirten Städte, 
3) aus dem Landfpndien, 
4) aus einem Kaffenführer, zugleich Sekretaͤr, 
5) aus einem Regiſtrator, zugleich Kanzeliſten, und 
6) aus einem Pedell und einem Boten. 


Uebrigens behalten Wir Uns vor, einen Kommiſ⸗ 
farium zu ernennen, weldher, ohne Bis in der 
Kammer zu haben, von Zeit zu Zeit den Situas 
tionserat fih vorlegen laſſen, und überhaupt Unfere 
Rechte wahrnehmen foll. 


. 33. Die Mitglieder unter den Ziffern { und 2 
follen, auf die in der in vorfichendem 6. ———— 
Convention enthaltene Welſe, gewaͤhlt werden. 


$. 34. Der Wirfungsfreis der landfhaftlis 
Ken Kammer umfaßt nicht die auf der, Finldjungss 
and Aceiskaffe baftenden Schulden; indem beive Kaffen 
nicht zu ihrem Reſſort gehören, fondern. nad) ‚wie vor 
unter der Aufſicht der bisher beftandenen Landesfhuls 
den:Kaffen: Direetion verbleiben, 


Ohne Beziehung auf die landſchaftlichen Schulden, 
kaſſen (die Einlöfungss und Acciskaſſe), foll diefer iand⸗ 
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ſqhaft tichen "Kammer ‚Bergäftigung datin⸗ be⸗ 
ſtehen "mn 
2 den Statum exigentiae püblicae für PR“ dahr 
zu entwerfen, und ** ſolcher den Ständer 
ni Prüfung vorgelegt und von ihnen Senepmisk, 
L Uns zus gleichmäßigen Senchni gung vorzulegen. 
* G SoftlEinnahme⸗Etats der Landesein⸗ 
* küͤnftea Hr wonach. a zeitigen Dbirtens 
"tereibeammen und die jädtiichen Erheber die, Er⸗ 
—— und zwar, fo viel als möglich, monat⸗ 
id), beſor en, folfen‘;,, 
2 Pi at jungrion. der eruilzen Kriegskom⸗ 


9— d Stempeln des Pipiers 
‚ und deſſen Zuftellung, an die Rentercibeamten, ae 
Berechnen. *⸗ 

So wie der landſchaftlichen Kammer 
5) did Befugnis zuſte zweckdienliche 3wa je, 
5 "mirtel’gegen faumige Ehebingebehorden u ve v 
fuͤgen; fo hat fie auch‘ . 

6) von Monat zu Monat die Sirio 
der ihr anvertrauten und die baar en 
gegangenen Gelder in Empfang zu — Jetz⸗ 
eve hinter dreh Schloffer ir Verſchluß zu brin⸗ 
gen, wozu jeder der ftändijchen ZEN sand 

8 ‚Kaflenführer einen Sgluͤſſel beſi igen ſoll. 
.. 33. Da das Sand, duch ‚die an 3, Yilius 1814, 
PN: hröffeng — die Salarixung und Pen⸗ 
funirung aller, wirtlichen Staatsdiene und deren 
 Wittmen,, wie, 0 in dem, im Neceh vom 49. d- 
su Lit. C. en a Etat beſtimmt it, Aberrommen 
hat, ‚und dagegen ha die, Beziehung er 

a) aller Sporteln, — 

b) aller Strafen, und X 

cy' alfer Eonfistätieiten; 

ans Unſerm Fuͤrſt enthum Watdea it; 
io Hat die landſchaftliche Kammer nach jencht Etat „die 
— monatlich zu verfügen. Außerdem hen buſeide 


l 


7 


‘ 
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daben, mit u, * — ER 
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| F Ausgaben, bis zu Ay uͤr 
ſich zu 3 pr aber iR fe "de et, foh id 

der Wegenſtand diefe Summe Aber eige, t heiecin. Ver⸗ 


halt zuvor ——— 
bill 5 Bir 0 


PR 37. Am, en em. ng, keep 

: aritung a hi u bilden, , werden 
Ealazin DR ar I * ——— 
fluͤſſen, auch — MR u gpmasß mes 
H die‘ vorhinige — ——— Pr 


&re nr 7313. NOMSBNENSN 


2) der: Erd ah ih —— ge 
aberwicſen J mi nase n 
Se den — 108 eh sie te 


ei le ie EN rail lot serie le,‘ 6, wor url — 


blger ihte Zin szahlung und Kapird adlaͤblage — 
Zur Beruhigung der —— jur A 

haltung des öffeheli en K le 
iiche Kammer mit ee 7%; 9 
ruͤhrung ſtehen. Nur allein ſoll ſi Re; wie bisher, * 
ter der Aufſicht der Kaſſendirection/ nämlich ‚der bei⸗ 
den Deputirten der Ritterſchaft, und der Sekretarien 
der dest deputirten Städte, fichen, welche, zu dieſem Ende, 
jeden Jahres, Fruͤhjahrs und Herbſts, zwei Zuſammen⸗ 
funftesäge haben, und befugt fi ind, den Kaͤſſenbe ſtand 


j 
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Felöft ak unterſuchen, oder auch dieſes Gefchäft durch 
eines ihrer Mitglieder; bewirken zu. laſſen⸗ ou 03 


punk m TER SNSTTTTE. OR 
Der Sanbfondiens,mebft ‚deu ‘drei, ‚Nepüffrtgh. ai 
ſchen Burgernieiftern und Ünfere Regierung haͤben dark 
auf zu fehen, daß alle dahin einfließende Gelder zu » 
ven beftimniten Zwecken verwendet. menden. a hat zu 
desfalljiger Erfegung der Landrentmeifter von Monat zu 
Monat den ‚Situationsesaf. ſeiner Kaſſe nicht an 
die, Reglerung und den Syndicum einzureichen , Totdern, 
er ‚verwaltet, au, .mie,bisher, digſe Calle, indein er, 
auf feine, andere‚Anmeilung, einige. Zahluad ‚verfügt, ie 
auf die ‚Des, ‚genannten —— ‚Dem, Spudled‘ | 
bleibt indeſfen wie ‚bidher, ‚erlaubt, Anmweilingen für 


Botengaͤnge zu -ersheilen. .. ' 


th pen 15.0," —— el Ay *2 
6. 39. Da aAbrigen⸗ bie prompte Sins zahlun 9. 
allein den — zu erhalten vermag, vielmehr 
zu Erreichung dieſes Zw Et auch jaͤhrli pitals⸗ 
ablage geſchehen mg ° fol ie. ir San 
gungstaffe neben ber  Zinszahlung, jährlich der 
Betrag von wenig — —— MR Reichstha— 
ng hal abgetragen, und dieſe 
Summe nach Erleidniß erhoͤhet werden. 

$. 40. Sowohl die Abnahme dieſer Schulden— 
tilgungsKaſſenrechnung, und der gleichfalls vom 
Landrentmeifter geführt werdenden Brand⸗Kaſſen— 
rehnung, als auch alle Äbrigen Landes:Kals 
jenrehnungen, foll in dem, $. 23. beftiimmten Ters 
‚min, vor Unferer Regierung gefchehen. 


t 


6. 41. Die Landestammer iſt, wegen der dem 
Fuͤrſtenthum Pyrmont obliegenden jährlichen, ſowohl 
gewoͤhn⸗ als außergewöhnlichen Beiträge, verpflichtet, die 
jegigen Deputirten gedachten Fuͤrſtenthums Pyrmont von 
den Verhandlungen des Ausgabeetats, und deffen Auf: 
bringen, nicht allein gehörig zu unterrichten, Tondern 
‚auch allenfallfige Erinnerungen derfelhen zu hören, und, - 
wo folche gegründer, fie abzufiellen. 


Be Walde ui 


ng 42. Bei dem Antritt eines: neuen Regen⸗ 
geh werdeh die Stände. zufammenberufen, und 
nach „von Demfelben ausgeſtellten Reverfalen zur 
Befolgung gegenwärtiger "Conftitution, zum“ Huldis 
güngseide, zugelaſſen. MEET ru 
Sghiehlich Ze A 
. 43. Dieſer Landesvertrag, worin," wie Wir. 
Hoffen, ſich die. Grundfäge einer aligemeinen Liberalität 
genugſam ausſprechen, und m ne ee ar 
noh Unfere Nahtommen Idee — | 
irgend einem Punrt, öhne Zuftimmäng Unfer 
ver Yerreuen Landffände abgehen wollen und 
follen, von beiden Seiten gehörig: vollzogen 
worden, und zu deffen Öffentlicher Bekanntmachung Un⸗ 
fere Reglerung beauftragt." "u, nn 
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D Saöfen s Hipburghaufen, 


ars — dom  Sachfen: Bifßhurghaufei Hatte Seigl. 
Th. 2. ©. 367.) bereits am 15. Sept. 1815 erklärt, 
‚ned ſey nach Wiederherftellung ı der teutſchen Freiheit 
eine der erſten "Sorgen feiner Regierung —5—— 
Maͤngel der bisherigen Verfaſſungivo· die’ Ritterſche 
meiſtens ein entſchiedenes Uebergewicht über. die Si⸗ 
te gehabt habe, zu verbeſſern, und, den Bauerftand 
— Landſchaft einzuführen.‘ er 
Die Stände des Herzogthlims —— barauf: am 
* Jan. 1816 in einer Cnicht offtctell bekannt gewor⸗ 
benen) Erklaͤrung ihte Wuüͤnſche gegen den. —4 
uͤber die in der landſchaftlichen Verfaſſung — 
zutreffenden Modificationen aus worauf der; Herzog 
der Landesregierung aufgab, einen —— 
Entwurf einer geſetzmaͤßigen ſtaͤndiſchen Serfaffüing Th 
borzulegen. Der Herzog und -Beffen, Erbprinz ð 
ten denfelben, worauf derſelbe ben eben vor⸗ 
gelegt, von dieſen gepruͤft und angenommen; fü 
vann als Landesgrundgefeg- erklärt, und m fo 
wie die weimariſche Verfaſſung dom Sabre 1816 — 
unter. ‚bie Garantie, des teutſchen Bundes ges 
ſtellt ward. Denn am; 1. Detober,1848 ward die neue 
hildburghauſiſche Verfaſſung von “dem SEA Bunde 


Dritter Banb. 
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dahin gerantirt: „um in-allen Fällen einzuſchrei⸗ 


ten, wo entweder der Regent, oder die Staͤnde wegen 
dieſer Verfaſſung an den Bundestag ſich wenden wuͤrden.“ 

Es gehören zwei Actenſtuͤckke hieher. Das Re: 
feripe des Herzogs an die Landfchaft vom 27. 
Nov. 1817, und der Entwurf der landfländi« 
Then Verfaffung, der, nad der Annahme von ben 
Ständen, zum Landesgrundgefeg erhoben ward. 


’ 


7. Nov. 1817 


ve Mir Friedr ich von Gottes Gnaden 20.2C., haben, 
anf die von Euch in ber ‚Erklärung vom 29. Jan. d. v. 
‚Jahres wegen Einführung des Bauernftandes, in die Land⸗ 
Schaft, zu. erkennen gegebenen Wuͤnſche Über die in der 
Jandſchaftlichet Verfaſſung überhaupt zu treffenden Mods 
Dificationen, und eingedent der bei dem Wiener Kongreß 
von Uns, glei andern teutſchen Fuͤrſten, uͤbernomma⸗ 
nen Verpflichtungen, Unſere Landesregierung aufgefors 
dert, über die Herftcllung einer den: Forderungen ber 
Bee angemefienen ftändifchen Verfaſſung ihr vollftändis 
ges Gutachten abzugeben. Es iſt Uns hierauf ein von 
derſelben in mehreren Sigungen zu’ Stande gebrachter 
gutachtlicher Entwurf. vorgelegt. worden, welchen Wir, 
nach vorgenommener, eigner Prüfung, im Ganzen Uns 
Sen Wuͤnſchen pe landesväterlihen Abfichten entfpr 

end finden, und über welden auch Unfers Herrn Erb⸗ 
pringen Liebden Uns Ihre Zuſtimmung vorläufig zu ers 
kennen gegeben’ haben.” Wir werdet demnach keinen 
Anftand nehmen, denfelben, fo wie Wir. ihn in, der: Au⸗ 
lage beifchließen laſſen, ald förmliches, für alle Zeiten 
verbindliches -und..einfeitig nicht abzuänderndes „Landes; 
grundgeſetz (als Landesgrundvertrag) zu genehmigen, 
auch denfelben don Unſers Herrn Erdprinzen Lichden als 
Unferm naͤchſten Nächfolger im! dern Regierung. gleich -mik 
unterzeichnen zu laſſen, fo bald Ihr Eure heifaͤllige Er⸗ 


a) Reſeript des Herzogs Friedrich vom 


“en 
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Märung daruͤber werdet erſtattet haben. Indem Bir 
auf dieſe Weiſe die Rechte Unſerer getreuen Untertha⸗ 
nen und Stände nicht wenig erweitern, ünd' ihnen fg 
viel Einfluß auf den Gang der Öffentlichen Verwaltung 
und die Erhaltung des Gahzch geftätten wollen, als nur 
immer mit der Selbſtſtaͤndigkeit und dem feſten "Gang 
der Regierung und: oberfien Staatsgewalt vereinbar ift; 
eben Wir jedoch von der, auch von Unferer Regierung 
Fihbonineh Vorausſetzung und nothwendigen Bedingung 
aus daß ſie auch die damit in unzertrennlicher Verbin 
dulig ſtehenden größeren Verpflichtungein, insbeſondere 
die ohnehin in dei’ Sruhdfägen des heutigen Stäargr 
vechts begruͤndete Verbindlichkeit, für'die Deckung der 
als nothwendig und nuͤtzlich erkannten Staatsausgaben, 
To weit der Ertrag des Domalnenguts dazu nicht anreicht, 
Sorge zu tragen, nicht verkennen, und gleich bei der 
erſten Etatserrichtung für die Beduͤrfniſſe und den Unis 
terhäle des Herzoglichen Hofes folhe Beſtimmungen rinz 
gehen werden, wie es der fürftlichen Wuͤrde und der 
Meäften der. zuhleich als fürftlichen. Familiengut zu bes 
trachtenden Staatsdomainen angemeffen iſt. Wir fors 
bern Euch alſo auf,.alles diefes mit dem Euch zugeben? 
den Entmurfe in ‚genaue Erwägung: zu nehmen, und 
Uns Eure Erklaͤrung und allenfalligen Wänfche baldz 
uöglipft vorzulegen, behalten Uns aber ver, Euch auch 
diejenigen Beftimmungen, welche Wir wegen Bildung 
der erſten ſtaͤndiſchen Verſammlung nad der neuen Ord⸗ 
nung eintreten zu laſſen für nöthig erachten, zu Eurer 


ebenmäfigen Erklärung mitzutheilen. 
Hilddurähaufen, u Ü * 
den 27. Nov. 1817. 
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b) Landſtaͤndiſche Verfaſſung des Fir 
h ſtenthums — ———— 


Erſter Titel. 


Von der Landſchaft Aberhaupt und deren. 
Rechten und Pflichten, 


$. 1. Allgemeine Beftimmurng... . Das ganze "and 
und fämmtliche — werden in allen Angelegen⸗ 
heiten zwiſchen Regenten und Volk durch verfaſſungs— 
maͤßige Abgeordnete Deputirte) ‚vertreten, deren U 
fatnmsheit die Landſchaft ausmacht, So wie alle Rechte 
und Befugniffe, welche dem Volke in feiner Geſammt— 
heit im Verhaͤltniß zur Regierung zufichen, nur ‚auf 
diefem verfäffungsmäßigen Wege ausgeübt werden koͤn⸗ 
nen; eben fo follen auch alle Anforderungen, welde von 
deffen Bewilligung’ abhängen, nie auf einem andern ‚ge: 
macht werdet. , 

6.2. Rechte der Landſchaft. Der Landſchaft ſtehen 
in dieſer Beziehung folgende Rechte zu: 

a) Das Recht des Beiraths und der Suftimminns bei 
Verträgen und Dispofiionen, wodurch die Sin: 
tegrität des Landes verlegt, deffen Revenuͤen ge; 
fchmälert, oder die Regierungsverfaſſung des - 
zoglihen Hauſes verändert wird. 

b) Das Recht der Berathung und Zuftimmung bei 
Einführung neuer und bei Abänderung beftehender 
allgemeiner Landesgefege, welche die Grundverfafs 
fung des Landes, die Freiheit oder das Eigens 

tthum ber Staatsbürger betreffen. 

c) Das Recht, die Etats der Staatsbedürfniffe mit 
den Negenten oder der dazu beauftragten Behörde 
gemeinschaftlich feftzufegen.; 

d) Das Recht, alle für den Staatszweck nöthigen 
Abgaben und Leitungen der Staatsangehörigen zu 
vermwilligen, dergeftalt, daß folche ohne diefe Be; 
willigung nicht ausgefchrieben und gefordert werden 
RR, —— das Recht, außerordentliche 
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Staatsbeduͤrfniſſe, mit Genehmigung der Negies 
Aung, durch, Anlehne anf bie Fonds: der Steuer⸗ 
wen Naſfe zu decken. 

sed Das Rohe, die verwilligten Steuern, Abgaben 
und —— zur landſchaftlichen Verwaltung ges 
hoͤrigen Gelder in eine eigene. Kaſſe, unter Kons 
rolle der egierung erheben und zu den beſtimm⸗ 

„sen Zwecken verwenden zu laſſen. 

N). Das, Recht, bei den Verfügungen- über die Domais 
or „men im deu Are zu konkurriren, daß bei Dispofis 
e 33 uͤber die Subſtanz, neben dem agnatiſchen 

Konſens auch die, Zuſtimmung der. Sandichaft er⸗ 
fordert ‚werden, folk. 4 | 

en Das Recht, bemerfte Mängel: in. der’ Gefeggebung,; 
Ungleihheiten und Mißbraͤuche in der Verwaltung 
dem Regenten anzuzeigen, und zu deren Abftels 
lung Vorſchlaͤge zu thun, 

h) Das Recht, über Pflihtweilegungen, Willkuͤhr, 
Nichtachtung der Verfaſſung von Seite der Staats⸗ 
diener Beſchwerde und Klage zu fuͤhren, und auf 
deren Unterſuchung und Beſtrafung anzutragen. 


6.3. Mittel: zur Ausuͤbung dieſer Rechte. Zur 
Yuskbung dieſer Rechte : find vornehmlich die Verſamm⸗ 
lungen fammtlicher Landesabgeordneten (die Landtage) 
beſtimmt. Es ſteht aber auch der Landſchaft das Recht 
ir, durch einzelne aus ihrer Mitte, welchen beſtimmte 
Geſchaͤftszweige übertragen find, ‚Leinen Ausſchuß) forte 
während‘ repraͤſentirt zu werden. Desgleichen ift derfels 
ben die befondere Befugniß zugeftanden, bei der -Landesr 
regierung und deren einzelnen —— — mit Aus⸗ 
nahme des Juſtizkollegiums, einen ihr, wie dem Fürften 
beſonders verpflichteten, Bevollmächtigten, Beifiger (Land; 
rath) zu unterhalten, 


6. 4. Pflichten der Landſchaft. Die Landſchaft ie 
verpflichtet. ,. dieſen Rechte auf das puͤnktlichſte in Aust: 
bung: zu bringen ‚: und dabei die allgemeine Wohlfahrt, 
die Aufrechehaltung: der Werfaffung und den ungehinderz 
sen. geſetzmaͤßigen Fortgang der oͤffentlichen Verwaltung 
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Cinſonderheit durch Aufbringung “der noͤthigen Mittel) 
zum beſtaͤndigen Augenmerk zu nchinen. Ver uͤbrige 
Inhalt ihrer Pflichten wird bei den einzelnen Ziveigen 
iprer Thaͤtigkeit durch Vertraͤge, Gefege und die Nasur 
der Sache beftimme, Le 


6. 5, Verhaͤltniß der landſchaftlichen Thaͤtigkeit zu 
den Befchluͤſſen des Bundestags. Geſetzliche Anordnun⸗ 
gen und allgemeine Beſchluͤſſe des Bundestages, wodurch 
dem Lande, als Bundesglied, Verbindlichkeiten aufgelegt 
werden, ſind von der landſchaftlichen Einwilligung un⸗ 
abhaͤngig. Nur bei der Ausfuͤhrung har die Landſchaft 
mitzuwirken, inſofern nehmlich über die" Art und Weife 
ihrer Vollziehung, oder die dazu erforderlichen Mittel 
nach eine Frage Statt finde, —— 


Zweiter Titel. 
Von den Landesdeputirten. 


$. 6. Art der von denſelben auszuübenden Vertres 
gung. Jeder Deputirte vertritt nicht blos feine Gewalt⸗ 
geber oder einen einzelnen Stand, fondern das Ganze 
und alle Unterthanen. Doch wird in Mückficht der Bis; 
herigen vorzugsmweifen Berechtigung zur Landſtandſchaft, 
die Eintheilung dey Abgeordneten nach Claſſen oder Staͤn⸗ 
‚den beibehalten, und neben den bisherigen Ständen = ¶ 
der Nittergutshefiger (Ritterguͤter) und Bürger CStädte} 
noch. der alle Landoewohner umfaffende Stand der: Bauer 


Cder Aeinter) und der geiftlige Stand in die Landfaafe 
eingeführt, J 4 


97. Zahl der Deputirten. Die Zahl der Abgeord⸗ 

neten wird auf Achtzehn feftgefegt, nehmlic: Sechs aug 
den Befigern der mit dem ’ echt der Sandftandfchaft 
bereits verfchenen, oder fünftig damit zu beleihenden 
Nittergäter; Funf aus den Buͤrgern der Städte Hild⸗ 
burghaufen, Eisfeld, Heldburg, Königsberg, Ummer⸗ 
Made; Sechs aus den Eingefeffenen: der Aemter Hilde 
hurghauſen, Eisfeld, Heldburg, Sonnenfeld Koͤnigs⸗ 
berg, Vehrungen, mit Einfchluß kermtfernten Ort⸗ 
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ſchaften und Unterthanen. Einen aus dem geifklichen 
Stade. — —— — 
$. 8. Art ihrer Ernennung. Ihre Ernennung ges 
ſchieht durch freie Wahl der Repräfentirten. „ Jede 
Klaffe wählt die ihr zukommenden Abgeordneten aus. ihs 
ver Mitte, die Ritterſchaft die ihrigen gemeinſchaftlich, 
von den Städten und Acmtern aber jedes Einen aus 
feinen Eingefeffenen. ee 
$. 9. Aufftellung von Stelivertretern, Zugleih wers 
ben für. die Deputirten der Ritterguͤter zuſammen zwei, 
und fuͤr jeden der übrigen Abgeordneten Ein Stellver⸗ 
treter ernannt, in Anſehung deren chenfalld gilt, wa 
in: der Folge von den. Deputivten gefagt wird. ı 
8.. 10. Allgemeine Crforderniffe eines Deputirten. 
Ber zu einen Deputirten wahlfähig feyn fol, muß; 
a) fih zur driftlihen Religion bekennen, 
b) feinen Willen ſelbſtſtaͤndig erklären können und 
das 2Hfte Jahr. zurückgelegt. haben, 
e) von unbefholtenem Rufe und nicht im Konkurs 
befangen feyn. | . 
Der in Konkurs Verfallene ift nach deſſen Been⸗ 
digung wieder wählbar, wenn er ohne fein Vers 
ſchulden davein verfalleh war, und: fammeliche Schul⸗ 
.» den in der Folge, bei Werbefferung feiner Vermoͤ⸗ 
gensumſtaͤnde, vollftändig' berichtiget hat. Water 
2 und — ingleichem Bruͤder koͤnnen nicht zu 
sin gleicher Zeit Deputirtenſtellen bekleiden. Ereignet 
A nſich ein ſolches Zuſammentreffen; fo giebt die fruͤ⸗ 
here Wahl, und wenn dieſe nichts entſcheidet, das 
“sc höhere Alter, den Vorzug. 
6. 14. Befondere Eigenſchaften un 
en) eines vitterfhaftlichen Deputirten. Zur Bekleidung 
‚. der Stelle eines Abgeordneten der Rittergutsbe⸗ 
ſitzer iſt erforderlich der Befig oder Mitbefig eis 
mes mit Nepräfentationsreht in diefer Klaſſe vers 
Be Kae Cimmatritulirten) Ritterguts. Von meh⸗ 
eben Beſitzern eines ſolchen Gutes find alle zu⸗ 
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gleich waͤhlbar. Es ifk nicht noͤthig, daß der Ger 
waͤhlte im Lande wohne, wenn er ſich nur in ei⸗ 
‚nem deutſchen Bundeslande aufhaͤt. 


a F 
b) Eines ſtaͤdeiſchen Deputirten. Die Wahlfaͤhigkeit 
eines Deputirten des Buͤrgerſtandes erfordert die 
Erlangung, des Buͤrgerrechts ‚und deffen wirkliche. 
Ausuͤbung in den Gemeindeverjammlungen, 5 
c) Eines Amtsbeputirten, Ein Vertreter des Bauern⸗ 
ſtandes muß entweder das Nachbarrecht einer Dorfs⸗ 
gemeinde haben, oder Eigenthuͤmer eines nicht im⸗ 
matrikulirten Gutes, oder einer Fabrik des zu 
enden Bezirks, und in. diefem wohnhaft 
eyn. u sen 
$, 14, Fall des Zufammentreffeng diefer Eigenfchafs 


ten. Diejenigen, welche verſchiedenen Staͤnden zugleich 
angehoͤren, ſind nur in einem und zwar immer in dem, 


obiger Ordnung nad, fräheren wählbar. 


$. 15, Eigenfchaften des geiftlichen Deputirten. Der. 
. geiftlihe Deputirte wird immer aus der hoͤhern Geiſt⸗ 
lichteit genommen. | — 


9 16. Dauer der Vertretung, Erneuerung der Wahl, 
Die Wahl aller Deputivren geſchieht auf ſechs Yahre. 
Nach deren Ablauf, oder wenn eine frühere allgemeine 
Yuflöfung der Repräfentanten erfolgt, . wird eine neue 
Wahl angegrdnet, wobei jedoch die Yusgetrerenen „. wenn 
fie die oben beſtimmten Eigenſchaften nicht verloren has 
", immer wieder gewählt werden önnen..: Exfolgt 
ber Abgang eines Deputirten aus irgend einem Grunde 
vor Beendigung der Vertretungszeit; fo tritt deſſen Stells 
pertreter fin, und wenn auch N er. fehle, wird fofort 
zu einer Erganzungswahl gefchritten, 

; 9 17, Anprönung und Leitung der Wahlen. Die 
Anordnung allgemeiner Bahlen ergeht vom. Regenten 
. an die Landesregierung, welcher die oberfte ‚Leitung derz 
felben zuſteht. Alle hierbei vorkommenden . Gejchäfte 
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werden, koſtenfrei beſorgt. Ein beſonderes Regulativ 
beſtimmt die Art und Weiſe, wie ſaͤmmtliche Wahlen: 
für das erſtemal zu vollziehen find, welchem, wenn die 
Volkswahlen in Gang gebracht: find, eine definitive Wahls 
srdnung‘folgen wird, | 9. © — 

$.. 185. Prüfung der Wahlen. Sobald: die Wahlen 
beendige find, fender die Regierung die eingegangench 
Wahlberichte. mit den Wahlakften: und ihrem: Gutachten 
über: die Guͤltigkeit des Start gefundenen! Verfahrens, 
an den Landesherrn ein, . Iſt das Verfahren Sunverwerfs 
lih;. ſo wird der landſchaftliche Ausfhuß, unter Mits 
theilung der Akten, davon in Kenneniß geſetzt. Im Ges 
‚gentheil aber erfolge fofort die Verfügung einer andern 
Wahl. Zinder der Ausſchuß bei den Wahlen cin Bez 
denken; fo. hat er dieſes mit vollftändiger Darlegun 
feiner Gruͤnde dem Regenten ungefäumt anzuzeigen, und 
auf "Anordnung einer” noalen Ba]. Anzatragen, 
Ungifitig iſt jene Wahl, bei welcher die geſetzlichen Forz, 
men, ‘oder die Vorſchriften über die Eigenſchaften der 
Deputirten nicht Beobachter” worden find, oder welche 
duch Beftehung, Verſprechungen oder Drohung zu 
Stande gekommen iſt. Im letztern “Falle: findet, :neben - 
der ‚Nichterklärung der Verhandlung, noch eine Beſtra⸗ 
fung: Des dabei vorgekemmenen Verbrechens durch die, 
Juſtizbehoͤrde Statt I * 

8.19. Ber —5 der, Deputirten zu ihren Gewalt ⸗ 
gebern. Die Depuͤllrten ſind bei ihren Verrichtungen 
pon fiir ‚Sinftrustign. ihren; Kommittenten abhängig, 
fondern, ‚erftatten : ihrer Erklärungen -, nad, den Geſetzen 
und eigner freier, und gewiſſenhafter Ueberzeugung: ‚Sie 
find jedoch berechtigt und verpflichtet, beſondere Bitten, 
Borftellungen oder Beſchwerden ihres Standes oder Bez 
zirks und- felbft. von Einzelnen aus denſelben annchmen,; 
und. (uunbeſchadet ihrer, eigenen Meinung und Abſtim⸗ 
mung) an die Landesverſammlung zu bringen, Sie 
ſind verbunden, ihre Waͤhler pon den landſchaftlichen 
Verhandlungen und den Gruͤnden der. erfolgten Bes 
ſchluͤſe quf angemefleng.Ark.ızu = untervichgens.. es bleibe 


» m. u, . .- : 
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aber ihrer eigenen Beurthellung aberlaſſen⸗ wie weit‘ fie 
hietin sehen wollen. * 


4 20. Konſulenten der; Depysirten. Die Deputir⸗ 
ten der Städte und Aemter find berechtigt, ſich in den 
zu ihrer Abſtimmung fommenden Gegenftänden von Kons 
julentön berathien zu laffen, die aber weder eine eigene 
Stimme haben, nod, (wenn fie nicht: etiva ‚zugleich gez 
mählte: Stellvertreter find) Deputirtenfiimmen ausüben 
koͤnnen. Beiden landfchafrlichen Verfammlungen wird: 
auf Scite der Acmterdeputieten überhaupt nur Ein Kons 
fulent zugelaffen, Auch muß deffen Wahl dem Fusiduffe 
angezeigt worden ſeyn. | 


6. 21. Freiheit der Deputirten in ihren Aeuherun⸗ 
gen. Die Deputirten ſind in Anſehung ihrer Aeußerun⸗ 
gen bei den landſtaͤndiſchen Verhandlungen nicht verant⸗ 
wortlich. Es verſteht ſich, daß, dieſe mit dem noͤthigen 
Anſtand, ohne Verunglimpfung der hoͤchſten Perſon des 
Landesherrn und ohne Beleidigung der Regierung, des 
Landtags. und der einzelnen. Deputirten vrgenaeen wer⸗ 
den muͤſſen. 


8. 22. Perſonliche Sicherheit derſelben während d der 
landitändifhen Werfammlungen. - Bei Landtagen “und 
Konventen find die landſchaft lichen Deputirten ind Beam⸗ 
ten für ni — ae Nur im TR eines 


⸗ 


6. W 23. Entſchadigung Di Besheletin ud Kenſalen 
ten. Die Abgesrdneten beziehen für die Zeit ihres Aufs 
erithalts bei Landtagen und Konventen die herkömmlichen‘ 
Diäten und Reiſekoſten aus der Landfchaftskafle. Die 
Konfulenten der verfehiedenen Stände werden: nicht aus 
der Landeskaſſe remunerirt. Die des Bürgerftandes ers 
Hälten ihre Taggelder aus den- ftädtifhen Aerarien, und 
der Konfulent der Amtseingefeffenen wird aus ſaͤmmtli⸗ 
chen Dorfsgemeindekaffen und von den wahlberechtigten 
Gütern ꝛc. ꝛc. nach einem ausjumittelnden Normalfuß 
für feine Arbeiten und Bemuͤhungen verguͤtet. 
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deputirten, dem Landrathe. 


$. 24. Allgemeine Beſtimmung über die Anſtellung 
derfefben. "Die Landſchaft Bedarf zur Leitung Und un 
mittelbaren Beforgung ihrer Gefchäfte gewiſſer Beam⸗ 
ten; theilg ift ihr (K. 3.): geſtattet, einzelne, Gefchäftss 
zweige und gewiſſe Rechte dur .befondere Bevollmach⸗ 
tigte wahrnehmen zu lafien. „Zu den Erſteren — — 
der Landſchaftsdirector, der Landſchaftsſyndicus, der Land⸗ 
ſchaftskaſſier, mit den landſchaftlichen Untereinnehmern 
und Subalternen, — zu den Letztern der landſchaftliche 
Ausfhuß und der Landrath. Alle hierzu gehörige Pers 
fonen werden (bis auf den im Ausſchuſſe Platz nehmens 
den geiſtlichen Deputirten) von. fämmtliden Landesdepus 
tireen durch abfofute Stimmenmehrheit: gewählt, und 
vom Landesherrn beffätigt.. , . — | 


%. 25. Ernennung des Landſchaftsdirectors. Der 
Landfchaftsdirertor wird aus den Abgeordneten der Rit⸗ 
terichaft jedesmal auf fechs Jahre gewähle, und iſt, fo 
lange er in der Zahl der Deputirten bleibe, immer wies 
der wählbar. Wirkliche Staates: und Hofdiener, oder 
folde, welche aus: einer landesfuͤrſtlichen Kaſſe Beſol⸗ 
dung oder Penſion beziehen, koͤnnen das Amt eines Land⸗ 
ſchaftdirectors nicht erhalten, es wäre denn, daß: ein ſol⸗ 
her in Folge eines ganz bejondern Zutrauens gewählt. 
und die Wahl vom Regenten beftätigt würde. Die 
Wahl geſchleht Nach erfölgtem Ablauf dei’ ſechsſaͤhrtgen 
Zeit, oder nach dem Abgange des vorigen Directort 
gleich beim erſten Zuſammentritt der Abgeordneten zu 
einem Landtage, und wird dem Fuͤrſten mittels Berichts 
zur Beſtaͤtigung vorgetragen. Bet einem Wechſel im 
Directorium muß der abgehende Director. die landſchaft⸗ 
lichen Gefchäfte noch. ſo lange leiten, bis die laͤndes⸗ 
fürftlihe Beftätigung des Nengewählten erfolge ift: Die 
kandesherrlihe Entſchließung ſoll jedoch immer noch vor 
dem wirklichen Anfang der Arbeiten des Landtags erfol⸗ 
gen. Im Falle der Landſchaftsdirector an der Ausuͤbung 


IM... Aha. 


feinedg Amtes verhindert ftznpder in der Zwiſchenzeit 
von cinem Landtage zum andern ganz abgeht, vertritt 
der. ritterſchaftliche Deputirte des Ausſchuſſes deſſen Stelle. 
Iſt aber, im letztern ‚Falle, der verfaffungsmäßige Lands 
tag no entferng; ſo iſt eine außerordentliche Verſamm⸗ 
Ing zur Wahl einge Landſchaſtedireciore⸗ nöthwendig 
und moͤglichſt zu beſchleunigen. 


6. 28, Obliegenheiten des Bannfehafisdireetör, Der 
Director Feitet ‘alle Gefchaͤfte in und außer den lands 
ſchaftlichen Verfammlungen. Durch ihn ergehen alle 
Mittheilungen an die Landesdeputirten, und alle im Nas. 
men, der Landſchaft ergebenden Ausfertigungen werden‘ 
von ihm unterzeichnet. Er wacht über die Erhaltung. 
der Ordnung in den landftändifhen Angelegenheiten, fo 
wie ‚über die genaye Beobachtung der Dienftoblie enhei⸗ 
ten der uͤbrigen Beamten und Untergebenen, r darf 
den Gang der Staatsverwaltung nie aus dem Auge ver: 
lieven, und bar befonders fich darüber mit dem lands 
ſchaft lichen Beifiger der Regierung-in Rapport zu fegen, 
und ‚diejenigen: Gegenftände, welche für die Landſchaft 
von bejonderm Intereſſe find, an den Ausfchuß oder den 
Landtag zu bringen. In allen Dingen, worin dem Lands 
fhafrstireetor „außerhalb -des Landtags. die Leitung der 
Geſchaͤfte zuſteht, kann er nicht allein handeln, ſondern 
nur-im Einverſtaͤndniß mit. den ihm beigegebenen Auss 
ſchußdeputirten, welche: — die Concepte der Aueferui⸗ 
| — zeichnen. 


3. 27. Auſtellung des Eyndicus. Der Landfſchafts⸗ 
—* wird auf Lebenszeit gewaͤhlt und von der Lanz 
destegigrung, in Gegenwart eines oder einiger landſchaft⸗ 
lichen Abgeordneten, verpflichtet. Er darf. kein unmit⸗ 
telbar vom Landesherrn beſoldeter Diener ſeyn, und muß 
in der Reſidenzſtadt wohnen. Er kann blos auf den 
Grund‘ des veriornen Vertrauens, wenn zwei Drittel 
ſaͤmmtlicher Landesdeputirten dafuͤr ſtimmen, entlaſſen 
werden. Seing Beſoldung aber kann ihm, gleich ans: 
dern — — out — * und Recht entzo⸗ 
gen werden. md. 0% 
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g:08. DObliegenheiten- des Syndicus. Der’ Synti; 
cus iſt dem Dirertor zur Erhaltung der Ordnung iind 
Förderung der landſchaftlichen Gefchäfte beigegeben Er 
bereitet bei Landtagen und Conventen die Geſchaͤfte zum 
Vortrage vor, hat in allen Tandfchaftlichen Angelegenhets 
ton ein berathendes Gutachten, Welches er auch unauf⸗ 
gefordert erſtattet, und contraſignitt alle Ausfertigingen. 
Er iſt zugleich der brdentliche Expedient ünd Protocoll; 
führer der Landſchaft, der Archivar und Führer der! Re: 
giftvande, ı Es können jedoch die Führung des Protocolls 
und dic Erpeditionen auch andern Mitgliedern der ſtaͤn⸗ 
difchen Verfammfungen oder deren Confulenten Äbertras 
gen werden. ER 3. 

.$. 29, Ernennung, der Ausſchußdeputirten. 7 
Ausſchuß bilden, nebſt dem Landſchaftsdirector und yn⸗ 
dicug 868; 500 Dat 

a) ein Deputirter vom Stande, der Rittergutsbeſitzer, 

‚b) zwei Staͤdtedeputirte, — 

„ey tin. Amtsdeputirte,/, po 

d) der Deputirte des geiftlihen Standes; »\.< 
m Ihre Zunetionen dauern ſo lange, als ihre Theil— 
nahme an der Bandesreptäfentation „. nämlich 6.Jahre, 
und fie find ebenfalls ‚wieder waͤhlbar, Beim, Eintritt 
einer neuen Deputircenwahl bleiben ſie ſo lange in Thaͤ⸗ 
tigkeit, bis ein, anderer Ausſchug gewählt wird. 

$. 30. Geſchaͤftskreis des Ausſchuſſes „Die Ver⸗ 
richtungen des Ausſchuſſes beftchen | 

4) in vorläufiger Berathung und Bearbeitung ver auf 

dem Landtag zum Vortrag kommenden Geſchaͤfte — 

fo weit fie naͤmlich ſchon vor deſſen Eröffnung ber 
kannt waren, z. Bi: die vorläufige Pruͤfung der 
Etats, die Berathung Über zu erhebende Beſchwer⸗ 
den u. ſ. mi, ohne daß deſſen Mitglieder in ihren 

Abſtimmungen bei dem Vortrag der Sache im 

Pleno ver Landſchaft an das Gutachten“ des Aus: 
ſchuſſes gebunden find st» en | 
) in fortwährender Vertretihg Hr &tände außer 
n dem Landtäges 7: Shılttein.znni sau 13 ande 2.3 


? 
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Der Ausſchuß kann jedoch weder Steuern und an⸗ 
here, Belaſtungen der Staatsburger bewilligen, noch ſich 
definitiv uͤber Geſetzesvorſchlaͤge oder andere zur, unmittel⸗ 
baren Cognition der Landſchaft geeignete Gegenſtaͤnde er⸗ 
klaͤren, ſondern er iſt verbunden dergleichen, Gegenſtaͤnde, 
welche nicht, bis zum naͤchſten Landtage ausgeſetzt wer⸗ 
den koͤnnen, mit den uͤber feine vorläufige. Berathung 
geführten Brotocollen, sauf. dem Wege ſchriftlicher Cir⸗ 
eulatipn „an. Tämmeliche Landesdeputirte zur Abftimmung 
au bringen. Zu. feiner vollen. Competenz hingegen- gehört 
.. a). die. einſtwellige Befekung ber landſchaftlichen Ber 
7amtenſtellen, welche bis zum naͤchſten Landtag nicht 
mn erledige bleiben .könnens, Eu a. 
un b).dir fortwahrende Controͤlle über die. Aufrechthal⸗ 
zung der Verfaffung und Vollziehung der von dem 

Landesherrn und dem.Landrage gemeinfchaftlid ges 

faßten Beſchluſſe und feſtgeſetzten Etats; 

e) die Befugniß in dringenden Fällen Anzeige an den 
Landesheren zu erftatten, oder Vorftellungen und 
Beſchwerden anzubringen;; "ir 

vd) der Antrag auf Zuſammenberufung außerordentli⸗ 
cher Landtage unter Anführung feiner; Gruͤnde; 

8) die Unterzeichnung der landſchaftlichen Schuldver⸗ 
- 8) die Mitauffiht Über die Verwaltung der Landess 
22 ſteuerkaſſe. er 223 3.2* Fallen. 


$. 341: Landſchaftliche Kaſſencuratel. Die unmittel; 
bare Leitung. der Kaffengefchäfte wird nicht von ſaͤmmt⸗ 
lihen Ausſchußdeputirten geuͤbt, ſondern es werden dazu 
einige. derſelben beauftragt, welche, mit einem aus der 
Mitte der Landesregierung zu deputirenden Rathe und 
dem; jedesmaligen Landrathe, einen abgeſonderten Käffen: 
vorſtand bilden. Dieſer Vorſtand iſt der Landesregie⸗ 
rung und. der geſammten Landſchaft in der Art unter 
geordnet, daß jene, wie dieſe, die von ihr ausgehenden 
Zahlungsverfuͤgungen zunaͤchſt an denſelben erlaͤßt. Uns 
ter ihm ſteht der landſchaftiiche Hauptkaſſier. 
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582. Ernennung «und Fungtion des Landſchaftskaſ⸗ 
erde. Se landſchaftliche Kaſſier wird auf Lebenagafe 
ernannt und von der Landesregierung in Gegerwart wa⸗ 
nigſtens Eines landſchaftlichen Abgeordneten verpflichtet. 
Er Besing. angemeſſene Kaution ſtellen, und kann aus 
denſelben Gründen entlaſſen werden, mie. jaden andere 
Rechnungsbeamte. Demſelben liegt die Verwaltung der 
Landesſteuerkaſſe und die —— aller Einnahmen 
und Ausgaben nad) einer be ondern Inſtruction ob. 


82,33. Beſtimmung des Landrathes. Der Landrath, 
weigae hl Dem Tanbcapfesi ‚eh, Edict voni 38 ck 
41810 Siß und ne in „dor. ‚Landesregierung. hat, 
A als ſolcher kein Mitglied der Landſchaft, jonbern ,... 
° a) die Mittelsperfon  zwifchein derſelben ind der Lars 
desregierung zur Erleichterung der, Kommuniration 
and Erzielung groͤßerer Gleichfoͤrmigkeit beider Be 
Hbrben) und: 3; KR. 7 vl m #3 
.b) —5 — ‚Mitglied der Regierung um durch feine 
Sdeilnahme und, Mitwirtung, in den. I ften, 
das Intereſſe und die Rechte der Sandicait be 
Kändig wahrzunehmen. Br 
Er Er folgt bei ehnn feiner Stimme in Regierungs⸗ 
fadyen feiner eigenen Ueberzeugung, ohne an,.befondere 
Sufihetionen von der. Landjchaft gebunden zu ſeyn, ift 
aber derſelben für das, was auf. feine. Mitberathung 
vorgenommen wird, beſonders verantwortlich, Seine 
Dienftobliegenhelten werden in einer Inſtruchhon näher 
beftimmt. | 


$ 34... Ernennung des Landraths. Der Landrath 


— 


wird von drei zu drei Jahren gewaͤhlt, iſt aber immer 
wieder waͤhlbar. Nach Verlauf der erſten drei Jahre 
kann derſeibe auch auf Lebenszeit ernannt werden? ‘Er 
muß die in dem beregtan Edict vorgeſchriebenen Sigen⸗ 
ſchaften beſitzen, braucht aber weder ein landſchaftticher 
Depnsitteru. no) ein landſchaftlicher Beamter‘ zu ſeyn. 
Er wird: bek; den Landesregierung in Gegenwart des Lands 
ſchaſtsdirectors verpflichtet, BET) F 
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Noa Beſoldung und Remuneration des obigen Per⸗ 
More, DemLandfipaftsdirertöt, der Landrath/ der Syn⸗ 
Dirus und: der Kafjier begiehen fire Befoldungen aus der 
Lanreskaſſe, die AÄusſchußdeputikten Aber ethalten bloße 
Austöfung bei. den Verfammiungen, und Diäten bei den 
Kondenten wi Re Tora — — Kr — RN “ 
rar‘ arme Bu Zee, 
Kan sa Wierter Fitel: — 2 
Bon Land⸗ und Ausfhlßtagen. 
Be b6Kinberufung des ,Pallbrags. Der Landtag 
wirb jedesmal von, dem " Kahdesfürften angeordnet und 
von dem Par afeptiegtgen, Kindrtnen, ‚Alle drei Jahre, 
und jiwdr jedesmal zu Artfang des” Jahrs wird in der 
Regel ein Landtag gehalten Faußeldem aber ſo oft, als 
es der: Megent,. auf Antrag des Ausſchuſſes oder aus 
eigener: Bewegung, für nöthig ‚hält... Die Beſtimmung 
des Ortes, mo der Landtag zu halten iſt, hange vom. 
ürtten ab, doch muß derfelbe, im Lande ‚gelegen feyn. 
a Regel iſt die Refidenz der Werfarhmlindsort. 
Feder Abgeordnete hat, ſobald er zum Landtage fintrift, 
ſich Bein Director aänzumelden. 
$. 37. Eroͤffnung des Landtags. Sind an dem ber 
ſtimmten Tage" ale Laudesdeputirte/ oder doch "Wenig 
ſtens wei: Drittel derſelben eingetroffen; ſo erfolge Ah 
die von dem "Director bei der hoͤchſten Behörde zu mas 
chende: Anzeige, die Eroͤffniing des Landtags in ſolenner 
Form, entweder vom‘ Landesfürften feldft, oder dutch eis 
nen Fürftlihen Komriiffartus; HT 
$. 38. Ordnung des Sitzes der Deputirten. Un: 
geachtet die Volksvertreter nach 9.6. im dieſer Eigen: 
ſchaft alle gleich ſind; ſo beobachten - fie: dach auf Land: 
tagen folgende Sitzordnung: Den erſten Platz nimmt 
der Landichaftsdirector ein; dann folgen zu beiden Sei⸗ 
ten: der; Deputirte des geiſtlichen Standes die Abgrord⸗ 
neten der Ritterſchaft, dies Abgeordneten der Staͤdte und 
bie der Aemter. Dre Deputirten der einzelnen Stände 
unter ſich, nehmen ihre Plaͤtze nach der Ordnung des 
natuͤrlichen Alters. IT men Tu te 


Tal T 5 Wien 
Karl. ie. 
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8. 39. Leitung der Geſchaͤfte. Die Leitung aller 
Gefchäfte und Verhandlungen des Landtags‘ kommt Yem 
Directorzu. Er läßt die Sisungen anfagen, eröffnet und 
Ichließr fie, und hat in ihnen den Vortrag. Doch kann 
er diefen bei einzelnen Gefdyäftsgegenftänden auch einem 
andern Mitgliede der Verfanmlung Übertragen. Er hat 
dafür zu forgen,. daß die landesherrlichen Propofitionen 
und die mwichtigern Angelegenheiten immer zuerſt vorges 
nommen werden. Bei den Debatten hat er feine Aufs 
merkſamkeit „darauf zu richten, daß der Gegenftand der 
Verhandlung immer feftgehalten werde, und jeden,„wels 
cher fi) davon entfernt, oder die Negel des Anjtandes 
verlegt, zur Ordnung zu rufen, auch nöthigenfalls we; 
gen @rgreifung geeigneter Maaßregeln gegen ſolche, wels 
che ‘der gefeglichen Ordnung widerfireben ſollten, die 
Verfammlung zu Abgebung ihrer Meinung zu veranlafr 
fen. Wuͤnſcht ein Mitglied über einen nicht ſchon in 
der Reihe der Verhandlungen liegenden Gegenjtand einen 
Vortrag zu thun; jo bat es der Verfammlung ſolches 
anzuzeigen, und von dem Dirertor die Beſtimmung dev 

eit dazu zu gewärtigen. Er — 

$: 40. Discuſſion der zu verhandelnden Gegenſtaͤnde. 
Die Diseuffionen In der Verſammlung erfolgen muͤnd⸗ 
lich. Es it aber keinem Mitgliede verwehrt, ſeine Meis 
nung Tchriftlih zu übergeben, wenn nur der Gang der 
Gefchäfte dadurd nicht aufgehalten wird. Wichtigere. 
Gegenftände, wie Gefegentwärfe, neue Verwilligungen, 
Befchwerdeführungen, werden in der Negel nicht fofore 
in der Sitzung discutirt, in welcher fie zus Propofition 
kommen, fondern erfi in einer folgenden Sigung. Sollte 
es zweckmäßig ſcheinen, dergleichen Gegenjtände, ehe fie 
zur Erdrterung in allgemeiner Berfammlung kommen, 
erſt befonders prüfen oder bearbeiten zu laſſen; fo ſteht 
es der Verſammlung frei, hiezu_einen Ausſchuß nieder; 
zuſetzen, und die von diefem zu beobachtende Gefchäfts; 
- behandlung zu beftimmen. 


$. 41. Abſtimmung. Erſt dann, wenn eine Frage 


vollſtaͤndig eroͤrtert iſt, wird zur Abſtimmung gefchritten, 


wobei ‚der Gegenſtand immer in möglichft einfache Fra; 
Dritter Band. 26 
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gen aufzuloͤſen iſt, ſo daß jeder Abſtimmende ſich mit 
Sa oder Mein darüber erklaͤren kann. Zu Faſſung ei: 
nes gültigen Beſchluſſes ift die Anmefenheit von, wenig; 
ſtens zwei Dritteln fämmtliher Landesdeputirten erforz 
derlih. Seder Deputirte muß feine Stimme .felbit abs 
geben, und es finder hier keine andere Stellvertretung 
Ctatt, als durch die $. 9. bezeichneten Vertreter. Die 
Abftimmung erfolge von oben nad) unten, der Director 
aber juspendirt fein Votum bis zuletzt. Alle Beichlüffe 
werden durch abfolute Stimmenmehrheit gefaßt. Im 
Falle der Stimmengleichheit wird die Sache bei einer 
andern Sitzung nochmals ' zur Abftimmung gebracht. 
Bleiben auch dann die Stimmen gleich; To giebt die des 
Directors den Ausſchlag. In dem Prototoll über bie 
Abftimmung wird nur die Zahl, nicht aber der Name 
- der für das Eine oder das Andere Stimmenden angeger 
ben. Uebrigens fteht es jedem Mitgliede frei, auf ein 
Serutinium anzutragen. Dem Beſchluſſe der Mehrheit 
muß fich die Minderheit unterwerfen, fo daß die Bes 
ſchlußfaſſung in keinem Falle durch Proteftationen aufge⸗ 
halten werden kann. Es bleibt aber denjenigen, welche 
für die Unterlaſſung einer beſchloſſenen Maaßregel ge: 
ſtimmt haben, nachgelaffen, die Gründe ihrer abweichen: 
den Meinung: fchriftlih zu den Arten zu geben, und 
darauf anzutragen, daß fie der höchften Behörde mit 

angezeigt werden. | | 


6 42. Form der Mittheilungen zwifchen den Regie: 
rungsbehörden und der Landſchaft. Alle landesherrlihen 
Moftulate und Anträge, fo wie die landesherrlichen Ents 
fchließungen auf die Eingaben der Landfchaft ergehen it 
Keferipten nach) der in der Organifation des — 
Rathscollegiums vom 21. April 1810 bezeichneten Form, 
unter Contrafignatur des vortragenden geheimen Rathes. 
Die Landesregierung bedient fih in ihren Mictheilungen 
an die Landfchaft ebenfalls der Reſcriptsform. Werden 
"bei Sefegesvorfhlägen oder andern wichtigen Gegenftäns 
den mündliche Erläuterungen für Zwecke dienlich erachs 
tet; fo wird der Negent ein Mitglied oder einige Glie— 
der des geheimen Rathscollegiums oder der Regierung 
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u den Sitzungen des Landtags abordnen, welche die 
Sache nad ihren Beweggränden entwideln, jedoch der 


kandftändifchen -Abftimmung und Beſchlußfaſſung nie - 


beiwohnen. Die Landihaft erſtattet Berichte, Erklaͤrun⸗ 
gen, Vorftellungen u. ſ. w., wobei fie fi derfelben Cu⸗ 
rialien bedient, wie nachgeſetzte landesherrlide Behoͤr⸗ 
den bei Berichtserflattungen. Im Falle abfälliger Err 


klarungen über Iandesfürftlihe Propofitionen hat fie die 


Gründe jedesmal vollftändig anzugeben, worauf der Res 
dent entweder von dem ‚Antrage abfteht, oder im Falle 
er die Sache noch nicht erfchöpft finder, denfelben uns 


ter weiterer Anführung der dafür fprechenden Grunde _ 


erneudrt, 


$. 43. Schluß und Auflöfung des Landtags, Die 
Verhandlungen fchließt ein Landtagsabſchied, mit wels 
dem die Verfammlung entlaffen wird. Durch denfelben 
kann der Landesherr die Verſammlung vertageh, oder 
gänzlich auflöfen. Sm letztern Falle verlieren fämmts 
lihe Abgeordnete, den Director ausgeno:men, ihre 
Stellen, und es muß. längftens. binnen drei Monaten 
zu einer neuen Wahl gefchritten werden. Bis dieſe 
vollendet ift, und der neue Landtag. einberufen wird, 
bleibt jedoch der alte u... in Thaͤtigkeit. Erfolge 
die Anordnung zur neuen Wahl in der beftimmten Zeie 
nicht; fo ift die vorige Repräfentation wieder hergeſtellt. 


$. 44. Ausihußtage. (Eonvente). Der Ausfhug 
verfammelt fid zu Beforgung der ihm obliegenden Ger 
fchäfte, fo oft es die vorliegenden Arbeiten nochwendig 
machen, auf die Einladung des Directors, ohne’ dazu 
einer befondern Erlaubniß zu bedürfen. Bei den FBers 
handlungen deffelben gelten die naͤmlichen Beftimmungen, 
welche $. 38. bis 42. für den Landtag feſtgeſetzt worz 
‚Sen ‚find. Die über die Berathungen des Ausſchuſſes 
zu führenden Protocolle find jo zu u, daß die übrir 
gen Landesdeputirten den Gang der Verhandlungen und 
die Gründe, welde einen Beſchluß oder ein Gutachten 
motivirt haben, daraus erfehen fönnen. In dringenden 
und. bei minder wichtigen Angelegenheiten koͤnnen die 
Meinungen der Ausſchußdeputirten auch außer der Vers 

| 26 * 
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ſammlung ſchriftlich eingeholt werden. Die Berichte und 
Expeditionen des Ausſchuſſes ergehen nicht im Namen 
der geſammten Landſchaft, ſondern unter feiner eige⸗ 
nen Unterſchrift, und Reſolutionen darauf werden an 
ihn gerichtet. 


$. 45. Verbot unfoͤrmlicher Verſammlungen und cin: 
feitiger Berichte der Deputirten. Ale Verfammlungen 
Sandftändifcher Deputirten außer den Land: und Aus 
fhußtagen zur Berathung Über landfchaftlihe Angeles 
genheiten, ohne befondere Erlaubniß, find verboten, und 
die darin, gefaßten Beſchluͤſſe unguͤltig. Eben jo find 
einfeitige Eingaben und Vorftellungen einzelner Volks⸗ 
vertraten bei dem Regenten unerlaubt. 


Fünfter Titel. 


Nähere Beſtimmungen über die Ausubung 
der landſchaftlichen Rechte. 


$. 46. 


a) In Anfehung der Integrität des Landes und der 
Regierungsverfaffung. 

- Verträge und andere Beftimmungen, welche den Um— 
fang der gegenwärtigen Landestheile, die Landesrevenden 
oder die Negierungsverfaflung des herzoglihen Hauſes 
betreffen, follen den Landftänden entweder vor der Ein: 
gehung oder doch noch vor ihrer Ratification zur Ertheis 
lung ihres. Rathes und ihrer Zuftimmung mitgetheilt 
werden. : Sollte dieſes jemals unterbleiben und eine fols 
che Dispofition gegen das Intereſſe des Landes vollzos 
gen werden; fo würde der Landfchaft, außer dem Rechte 
der Klage gegen diejenigen Raͤthe, welde. die zeitige 
Mittheilung unterlaffen, die Befugniß zuftehen, bei dem 
Bundestage auf Reſciſſion des Vertrages oder der Vers 
fügung anzutragen. u 

er, j $. 47. 


6) Sn der Geſetzgebung. | Ä 
Das Recht des Beiraths in der Geſetzgebung ber 
greift zugleich in fih das Recht der Bitte und des Vor— 


- 


\ 
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ſchlags wegen zu ertheilender oder abzuändernder Gefepe. 
Verſagt der: Landesherr einem folhen Vorſchlage die 
Sanction; fo kann der Landtag ihn noch bei zwei ans 
bern Verſammlungen wiederholen. Alle zur Vollſtreckung 
vorhandener Geſetze nothwendigen oder aus der Natur 
des Verwaltungss und Aufſichtsrechts fließenden Bers 
prönungen find von der landſchaftlichen Zufimmung ‚uns 
abhängig. Eben fp Lie Regulirung der kirchlichen Ans 
gelegenheiten, fo weit fie nicht das Eigenthum oder das 
Verhaͤltniß der Kirche zum Staat betrifft. Sollte dars 
fiber, ob eine vom Landesheren ohne landichaftlihen 
Beirath erlaſſene Vorordnung der landfchaftlidien Zus 
ſtimmung unterworfen ſey, Zweifel entſtehen; ſo bleibt 
fie fo lange in verbindlicher Kraft, bis die Regierung 
diefelbe auf den Widerfpruch der Landſchaft zuruͤcknimmt. 
— 9. 48. 
6) Bei Regulirung der Staatsausgaben und Eins 
nahmen. * 

Die Etats, welche nach Vorſchrift des landesherr⸗ 
lichen Edicts vom 28. April 1810, von der Finanzber 
Hörde unter Eoncurrenz; der gefammten Landesregierung 
zu fertigen und hinfuͤhro immer auf drei Jahre einzurich⸗ 
ien find, werden aus dem Geheimenrache dem landfchafts 
lichen Ausſchuß mitgerheilt, welcher fie prüft und mit 
feinem Gutachten an die Landfchaft abgiebt. In diefer 
Besichung find den Ständen von den landesherrlichen 
- Behörden die erforderlihen Rechnungen, Nahmeljungen 
und Auffchlüffe auf Verlangen mitzutheilen, und ihnen 
fowohl von der Nothwendigkeit der gemachten. Anfordes 
rungen, ald von der zweckmaͤßigen Verwendung der fräs 
bern Bewilligungen die volltändigfte Ueberzeugung zu 
verfchaffen. Der Landtag . Hape fowohl über die Anz 
nahme der Etats, als -Äber die zu deren Deckung erfor: 
derlihen Verwilligungen cine Erklärung, worauf entmwe; 
der die fofortige Iandesherrlihe ‚Genehmigung und die 
Ausfchreibung der Abgaben mittelft Patents erfolgt, 
oder weitere Verhandlungen eingeleitet werden. Treten 
in der Zwifchenzeit von einen Landtag zum andern un: 
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umgaͤngliche Staatsbeduͤrfniſſe ein, auf welche bei der 
Etatserrichtung nicht gerechnet war; ſo wird entweder 
der $. 30. Nro. 2. bezeichnete Weg eingeſchlagen, oder 
eine außerordentliche Verſammlung der Deputirten vers 
anftaltet, | 


6. 49; 
) Bei Feſtſtellung anderer Leiftungen. 


Ein gleihes Verfahren findet Statt, wenn Leiſtun⸗ 
gen der Unterihanen, welche nicht in Abgaben beftchen, 
gefordert oder font Maaßregeln genommen werden, wels 
che für die Landſchaft ein Intereſſe haben koͤnnen. 


z $. 50. 
e) In Anfehung des Iandfhaftlihen Kaſſenrechts. 


Ueber die Verhältniffe der landfchaftlihen Kaffe und 
bie ihr zu überweifenden Fonds, fo wie die Errichtung 
einer Schuldentilgungstaffe, wird eine: befondere Webers 
einfunft getroffen werden, und cin Kaffen z Regulativ 
das Nöthige über das Kaffen : und Rechnungsweſen feſt⸗ 
fesen. Die von dem Landfchaftskaffier vier Wochen 
nah dem Schluß des Rechnungsjahres bei dem Auss 
fhuß zu Übergebende Hauptrehnung wird von diefem in 
materieller Hinſicht geprüft, und mit. deffen Bemerkun⸗ 
gen der Landesregierung übergeben, welche fie von der 
Rechnungskammer vevidiven laͤßt, und fodann in Gegens 
wart des Landichaftsdirertors, eines Ausfchußmitgliedes, 
des Syndikus und des Kaffiers gemwöhnlihermaßen juftis 
fieirt, Die abgehörten Rechnungen werden dem Lands 
tage bei der nächftfolgenden Zuſammenkunft vorgelegt. 
Der Kaffenvorftand ift der gefammten Landfchaft dafuͤr 
verantwortlih, daß die Etats nicht uͤberſchritten und 
feine unjuftifieirlichen Ausgaben auf die Kaffe angemwies 
fen werden. . " 


6. 51. 
f) In Anfehung der Domainenverwaltung. 


- Diejenigen Diener, welhen die Domainen + Admis 
niftration obliege, find dafür verantwortlih, daß den 
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Nechten der Landſchaft, fo wie ben Verpflichtungen ges 
gen die Agnaten Genuͤge geleiftet werde. Sollten den: 
ſelben und dem Intereſſe des Landes entgegen, Dispo: 
fitionen über das Domainenvermögen getroffen werden; 
fo follen dieſe auf bloße Einfprache der Landfchaft als 
von Nechtswegen ungültig und ſelbſt für den Landes 
herrn unverbindlich erfannt werden. - 


$. 52. | 
g) In Anfehung des Rechts der Vefhmwerdeführung. 


Beſchwerden Über die Verwaltung überhaupt und die 
Kandlungsweife der Staatsdiener müffen (mit Ausnahme 
des $. 30. 2, c. beftimmten Falles vor ihrer. Anbrins 
gung, auf dem. Landtage in Berathung und zur Abftims 
mung gebracht worden ſeyn. -Den einzelnen Staatsbuͤr⸗ 
gern ift es geftattet, bemerkte Gebrechen oder Mißbraͤu— 
he, deren Abftellung das allgemeine Befte zu erfordern 
fcheint, der Landfchaft oder dem Landfchaftsdirertor zur 
Anzeige zu bringen,’ | | 

i $. 53. 


. 5) In Anfehung des Rechts der Beſchwerde und 
| Klage. gegen Siaatsdiener insbefondere. 


Das Recht der Befchwerde und Klage gegen Staats“ 
diener wird vorzüglich dadurch gefihert, daß alle Werfüs 
gungen des Regenten von denjenigen, welche Ihn dabei 
berathen haben, nah Maaßgabe des Edicts über. bie 
Drganifation des geheimen Rathscollegiums, contrafigz 
niet werden muͤſſen, und jeder Diener für die auf ſei— 
nen Vortrag gefaßten Beihläfe dem Regenten und dem 
Lande verantwortlich iſt. Das Recht förmliher Klage 
von Seite: der Landfchaft findet nur gegen höhere Staats⸗ 
diener in dem. Falle Statt, wenn die befhwerende Hand; 
fung ein Vergehen in fi ‚enchält, welches die Entſchei⸗ 
dung eines Gerichtshofes erfordert, In allen andeın 
Fällen tried, blos Beſchwerde beim Landesheren ein, wos 
bei es von den Umftänden abhängt, ob eine Unterfuz 
hung oder cin blos verantwortlihes Verfahren Plag 
greift. In jedem Falle mird. der Landtag von dem Er⸗ 
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. folg feiner Befhwerde in Kenntniß gefeßt werben. Die 
förmliche Klage wird ebenfalls bei dem Landesheren übers 
geben, ſoll aber, vorausgefegt, daß fie hinlänglich bes 
gränder und Durch die Angabe der Beweismittel gehörig 
unterſtuͤtzt iſt, an das gemeinfchaftlihe Ober: Appellas 
tionsgericht in Jena zur Einleitung des geeigneten Vers 
fahrens und rechtlicher Entfcheidung abgegeben werden. 
Der Landesherr begiebt fih für dergleihen Fälle des 
Abplitionsrehts, des Begnadigungsrechts aber nur in 
fofern, daß ein Diener, auf deffen Remotion rechtlich 
erkanng iſt, nicht im Staatsdienffe gelaffen werden kann. 


| Sechſter Zitel, 
Gewähr der Berfaffung., 


+6. 54, Unabänderlichkeit der Iandfchaftlihen Verfaſ⸗ 
fung, Gegenwärtiges Grundgefeg kann nur durch Uebers 
einftimmung des Regenten und des Landtags abgeändert 
werden. — 

6. 55. Verpflichtung ber Staatsdiener auf dieſelbe. 
Alle Staatsdiener find auf den Inhalt und die genaue 
Beobachtung diefes Verfaſſungsgeſetzes zu verpflichten, 
Abſichtliche Verletzungen deffelben werden als Berbres 
chen beſtraft. 
56. Fuͤrſtlicher Revers bei Kegierungsveränderung 
gen. Bei Regierungsveränderungen erfolgt die Huldis 
. gung des Landes erft dann,’ wenn der neue Regent die 

Beobachtung, Aufrechthaltung und Handhabung der lands 
ſchaftlichen Berfaffung, wie fie durch gegenwärtige Ur— 
kunde beftimmt worden, bei feinen färftlihen Worten 
und Ehren fchriftlich zugefihert hat. Zu welchem Ende 
in einem ſolchen Falle immer ein außerordentlicher Lands 
tag zu berufen ift. Iſt der Regent noch unmündig; ſo 
ertheilt der Obervormund und Landegregent diele Vers 
fiherung für die Zeit feiner Verwaltung. 

$. 57. Garantie durch den teutſchen Bund. Ends 
lich ſoll diefe MWerfaffung unter die befondere Garantie - 
des teutfchen Bundes geftellt, und zu dem Ende bei dem 
Bundestage übergeben werden, | 


#s 
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Auflöfung, der bisherigen landſchaftlichen 
| Verfaffung. 


$. 58. Beftimmung, wie weit die Auflöfung gefchieht, 
Die ältere landſchaftliche Verfaſſung wird, foweit fie mie 
den Srundfägen und dem Geifte Def gegenwärtigen nicht 
mehr vereinbar ift, aufgehoben. Sie behält aber, wo 
jene feine Auskunft geben, fubfidiarifche Guͤltigkeit. 
. Gr. nn) fr. N 
\ $. 59. Zeit der Aufldfung. Die: bisherige landſchaft⸗ 
liche Verbindung iſt nicht eher als aufgelöft zu betrach⸗ 
sen; bis die neue durch ‚Eröffnung eines algemeinen 
Landtags in Wirkſamkeit treten wird. ee —— 
* 


ai 
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— 7 Lippe-Shaumburg. 


Das ‚Heine Fürftenthum Schaumburg erhielt, mit Be⸗ 
ziehung auf die Verhandlungen auf dem Wiener Con⸗ 
greffe und auf die teutfche Bundesacte, durch Refeript 
des Fürften Georg Wilhelm vom 15. Ian. 1816 
eine landftändifche Verfaffung wenigftend nad ben 
allgemeinften Umriffen; denn im Ganzen ifl 
dieſe fürftliche Verordnung nur die Skizze zu den wich⸗ 
tigen Beftimmungen, welche in ein Landesgrundgeſetz 
gehören. Doc war e3 zeitgemäß, daß der Bauern; 
ftand durch diefes Refcript zur Vertretung aus feiner 
Mitte gelangte, und daß den Ständen, außer dem 
Rechte, die verlangten Steuern zu bewilligen, aud das 
Recht ertheilt ward, Über zu erlaffende allgemeine Lanz 


desgeſetze Gutachten zu geben; von der Verwendung 


der Landeöfteuern Kenntniß zu nehmen; über Gegen: 
fände der allgemeinen Wohlfahrt Vorfchläge thun zu 
dürfen, und Beſchwerde zu führen über Mißs 
bräuche oder Unregelmäßigfeiten in der Verwaltung. 


Verordnung vom 15. Januar 1816. 


Bon Gottes Snaden Wir Georg Wilhelm ir. ' 
Mahdem Wir, in volltommener Veberzeugung des. Nutz 
zens und der Vortheile, welche aus einer landftändifchen 
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Verfaſſung für: Unfer Fuͤrſtenthum erinsäfen "werden, 
bereits durch Unfern bevollmaͤchtigten Gefandten am Con: 
greſſe in Wien, gemeinschaftlich mit andern verbändeten 
teutſchen Fuͤrſten, durch eine Note vom 16; November 
4814 Unſere Abfiht Haben- erklären laffen, da, wo eine 


Sandftändifhe Verfaſſung nicht ‚bereits. beftehe, folhe eins ' 


treten laffen zu wollen,. aud demnaͤchſt in dem unterm 
-8. Junius v. J. abgefchloffenen teutfhen Bundesver⸗ 
trage den Grundfag aufgeftele und angenommen haben, 
daß landitändifhe Werfaffungen in allen. Bundesftagtem. 
Statt finden follen ; fo verordnen Wir wie folgt: 


6. 4. Zur Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt 
ale ſchaumburgiſchen Lande, zur Berathung uber die, 
u dieſem Zwecke dienfamften Mittel und zur Ausübung 
der landftändifchen Gerechtſame follen in Zukunft in folz 


senden Verhältniffen, Landftände in Unfern ſchaumbur⸗ 


giſchen Landen beſtehen. 


6. 2. Die Landſtaͤnde Unſerer ſchaumburgiſchen Lande 

ſollen folgende Rechte auszuuͤben haben: »! 
4) Das Recht, die zur Staatsverwaltung nothwen⸗ 
digen Ausgaben nah den ihnen vorzulegenden Bes 
rechnungen zu prüfen, mit Uns über das Maaß 
und die Art der Befteuerung fih zu vereinigen 


und die darnach erforderlihen Steuern zu verwil⸗ 


gen, in .. Hinſicht Wir den Landesvergleich 
vom. 3. Dee. 179% hierdurch ausdrücklich beftätis 
gen, und wollen, daß derfelbe jederzeit befolgt und 
in Anwendung gebracht, werden foll. 


| 2) Das Recht, über die. zu erlaffenden allgemeinen 
Landesgefeke ihr Gutachten zu geben und, wenn 
fie auf die Landesverfaffung einen weſentlichen 


Einfluß haben, ihre Einwilligung zu denjels 


ben zu ertheilen. 


: 3) Das Recht, von der Verwendung: der Bandesfeuerit 


zu den Landesbedärfniffen Kenntniß zu nehmen, 


und Uns ihre Bemerkungen vorzulegen, zu wel⸗ 


chem Ende ihnen die Rechnungen der Landeoſteuer⸗ 
kaſſe jaͤhrlich mitgetheilt werden ſollen. 
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4) Das Recht, uͤber Segenftände' der allgemeinen 
Wohlfahrt Uns Vorſchlaͤge zu machen und ihre 
Beſchwerden über etwaige Mißbraͤuche oder Unre⸗ 
gelmaͤßigkeiten im oͤffentlichen Dienfte, mit den 
‚ „erforderlihen Beweiſen belegt, ' bei Uns anzubrinz 
gen, wie denn foiches aud bisher Tiedem Unſerer 
: — und getreuen Unterthanen verſtattet gewes 
ſen iſt. — — 
8.3. Wir behalten Uns vor, Aber die Art und 
Weife der Ausübung diefer Nechte eine ausführlichere 
Anmweifung zu ertheilen und ſolche den verfammelten 
Landftänden demnähft zugehen zu Taffen. - 


6. 4. Alle Unfere lieben und getreuen Unterthanen 

Unferer ſchaumburgiſchen Lande, find zu der. Landftands 

(haft berechtiget, dergejtalt, daß; . 
a) die wirklihen Befiger adeliher Güter, 

.:b), Deputigte ‚der Städte und Flecken, 

c) Deputirte der Amts, Unterthanen, ji 
auf dem Landtage zu erfcheinen befugt feyn ſollen. 
6. 5. Die Landftände von der Ritterſchaft müffen 
in dem mwirflihen Befise eines adelidy freien Gutes ſich 
befinden. Vereinzelte adelih freie Grundſtuͤcke oder ade: 
lich freie Wohnhaͤuſer, berechtigen nicht zur Landftand; 
fhaft. Jedem Landſtande “von der Ritterſchaft, ſelbſt 
auch demjenigen, welcher ſich in dem Beſitze mehrerer 
adelicy freien Güter befindet, ſtehet auf dem Landtage 
nur eine Stimme zu, Sie können nur zugelaffen wer⸗ 
den, went fie das 2öfte Jahr ihres Alters zuruͤckgelegt 
haben.: Sie find gehalten, ih Perſon zu erfcheinen, wos 
bei ihnen zwar erlaubt iſt, durch einen Bevollmaͤchtig⸗ 
ten ihres Standes ſich vertreten zu laſſen; jedoch foll 
ein Landftand von der Nitterfchaft die Vollmacht nur 
ps Einem feiner Mitftände zu übernehmen, befugt 
ſeyn. | Ä 

6. 6. Die Städte Buͤckeburg und Stadthagen, ims- 
gleichen. die: Flecken Steinhude und Hagenburg, follen, 
jeder Ort cinen Deputirten zum Landtage ſchicken. 


% 


x 


Verordnung v. 15: Jan. 1816. 413 


—Es wird dem Magiſtrate der Städte und der Flecken 
nadıgelaffen, den Landtagsdeputirten aus ihrer Mitte 
‚oder aus der Hürgerfchaft zu beftellen. - _ 

$. 7. Unfere Yemter follen zum Landtage Deputirte 
in folgender Zahl ſchicken: 

Buͤckeburg zwei, Stadthagen zwei, Hagenburg einer, 
und Avensburg einen, MR? 

Sie follen aus den wirklihen Befigern von Bancıns 
guͤtern gewähle werden. 

$. 8: Keiner Unferer Unterthanen vorm, Bauernftande 
fann zum Landtagsdeputirten gewählt werden, wenn er 
nicht das drelßigſte Jahr zurückgelegt, der Militaͤrpflicht 
Genuͤge gerhan und allezeit einen unbefcholeenen Lebens— 
wandel geführt hat. x 

$. 9, Die Wahl der Deputirten ift unter der Reis 
tung der ordentlichen Obrigkeit vorzunchmen. 

In dem Amte Büceburg ‘ follen 17, in dem Amte 
Stadthagen 49, in dem Amte Hagenburg 11, in dem 
Amte Arensburg 5 Wahlmänner ernannt, und von dies 
fen die Deputirten zum Landtage aus ihrer Mitte ers 
wähle werden. 

‚Die Stimmen für die Wahlmänner find zu Protocol 
zu geben, die Stimmen für die Deputirten follen von 
. den Wahlmännern auf Zettel gefchrieben, verichloffen Übers 
schen, von der Obrigkeit in Beiſeyn aller Wahlmänner 
eröffnet, und die Wahlen nad der. Mehrheit der Stims 
men ausgefprochen und befannt gemacht werden. 

$. 410. Nur folhe Amtsunterthanen, welche Grunds 
eigenthum befigen, follen befugt feyn, an der Wahl der 
Depurirten Theil zu nehnten. 

$. 11. Es ſoll jährlih ein Landtag gehalten, und 
von Unferer Regierung ausgefchrichen werden. | 

Gegeben Bückeburg den 15. Januar 1816: 


Georg Wilhelm 
(L. S.) 
vet. Spring. 
ansgerfeldt. 
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8) Lippe⸗Detmold. 


Das Fuͤrſtenthum Lippe: Detmold, das ber vormund⸗ 
ſchaftlichen Negierung der Fürftin Pauline bereits To 
viel verdanfte, folte aus den Händen biefer ausgezeichs 
neten Fürftin auch noch, vor der Niederlegimg ber 
vormundfchäftlichen Regierung, eine nette landſtaͤn— 
diſche Verfaffung erhalten. Nach einem über diefe 
Verfaſſung ausgefprochenen öffentlichen fehr gegründes 
tem Urtheile in der Hallefhen 8. 3. 1820 Nro. 40, 
ift fie aus der Feder der Fürftin felbft geflofs 
fen; ſchon deshalb würde fie allgemeine Auſmerkſam⸗ 
keit verdienen. Allein noch mehr wird diefe durch dem 
trefflichen Geift erregt, der in diefer Urkunde herrfcht. 
An ihre bewahrt fih ein milder Sinn, welcher das 
Recht und die Wohlfahrt aller Staatsbürger bezwedt, 
und eine weife Berhdfichtigung der Beitverhältniffe und 
Zeitbebürfniffe, ohne doch die neue Verfaffung ganz 
von den vormaligen landfländifchen Werhältnifien im. 
Fürftenthume Lippe zu trennen, und fie, nach der Kunft: 
fprache, ohne Hiftorifche Bafis aufzuführen. Beſondere 
Auszeichnung verdient es, daß dieſe Verfaffung dadurch 
der trefflihen Weimarifchen fich nähert, daß fie die 
geſammten Landftände in Eine Kammer vereinigt, 
was — abgefehen von Allem, was fih für. und wis 
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der die Errihtung zweier Kammern fagen laͤßt — 
wenigftend für Sleine Staaten ein Gegenftand des 
Beduͤrfniſſes und der Klugheit ift. 


| Demungeachtet iſt dieſe treffliche Verfaſſung noch 
nicht ins wirkliche Leben getreten. 


Denn es iſt erfolgt, was man faum befürchten: konn⸗ 
te; es erklaͤrten ſich gegen dieſe Verfaſſung theils die 
alten Landſtaͤnde von Ritterſchaft und Staͤdten, theils 
(den 2. Aug. 1819) der Lippefche Agnat, der Fürft von 
Schaumburgs2ippe, bei der Bundeöverfainmlung 
zu Srankfurt, worauf ‘aber bie Fuͤrſtin⸗Vormuͤnderin 
zu Srankfurt die Erklärung thun ließ: „daß der Fürft 
von Schaumburg=Lippe weder aus feinen agnatifden 
Berhältniffen, noch aus dem beftehenden Interimiſti⸗ 
tum, ein Einwilligungs= oder Widerfpruchsrecht ‚ableis 
ten koͤnne.“ 


Der $remde kann freilich diefen feltfamen Wider: 
fpruch ſich nicht erklären, weil ihm die innern Bers 
haͤltniſſe zwiſchen ben beiden fürftlichen. Häufern Lippe 
unbekannt find; allein von ber Weisheit ber Bundes: 

verfammlung fleht zu erwarten, daß fie die Wohlthat 
einer folchen Berfaffung dem lippeſchen Staate bald 
zuerkennen, und diefes Grundgeſetz ins Leben treten 
laſſen werde. Selbſt aber, wenn dies nicht gejchehen 
ſollte; fo verdient doch die treffliche Verfaſſung ſelbſt, 
als ein geſchichtliches Denkmal, einen ehrenvollen 
Platz in der Reihe der vielen Verfaſſungsurkunden, 
welche theils als ſchon wieder erloſchene, theils als 
noch beſtehende, theils als blos entworfene und nicht 
zur Beſtaͤtigung gekommene, in dieſer Sammlung fuͤr 
die Zukunft aufbewahrt werden. 
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a) Sandftändifhe Verfaffungsurfunde 
- des Fuͤrſtenthums Lippe vom 8. Juny 
1819. ö | “ 


Bon Gottes Gnaden Pauline Chriſtine Wil; 
Helmine ꝛc. Wir wurden bisher auf mehr als cine 
Weiſe an der Erfüllung des dreizehnten Artikels ver 
teutſchen Bundesacte gehindert, geben aber nunmehr, 
mit voller Beiftimmung. des fünftigen vegierenden Fuͤr⸗ 
fen, Unfers Heren Sohns Paul Alexander Leos 
pold Liehden, dem Fuͤrſtenthum Lippe nachftehende land⸗ 
ftändifche Verfaffungsurtunde. Möge fie dem gelichten 
Rande, dem’ fiebenzehn Jahre Unfre treue, mütterliche 
Fürforge gewidmet war, bei dem nahen Ende Uffrer 
vormundfchaftlihen Regierung ein theures Vermaͤchtniß 
‚and die Grundlage nngeftörter Einigkeit zwiſchen Haupt 
und Gliedern werden. Es bedarf feiner neuen Landesz, 
eonftitution; es war unndthig, Nechte zu verſichern, die 
. zu entziehen nie Unſre Abſicht war, Pflichten einzuſchaͤr⸗ 
- fen, die fi von felbft verfichen. Wir wollten nur die 
Hauptzuge der landftändiihen Verhältniffe nach den Ber 
dürfniffen des Uns anvertraueten Landes bezeidinen, und 
überlaffen es gern der Zukunft, im fegensreihen Eins 
verftändniß der künftigen Negenten und ber Fünftigen 
Stände, die Landeseinrichtungen, fortſchreitend mit den 
Bedaͤrfniſſen der Zeit, zu vervollkommnen und auszubils 
den. Es tft das ſchoͤne Vorrecht hoher Menfchenwärde, 
niemals ftil zu ftehen, nie am Ziele fih zu glaubenz 
denn was die Väter beglückte, paßt nicht mehr ganz für 
die Söhne, was diefe bedürfen, würde ſchwerlich mehr 
den Enkeln genügen; aber ‚dagegen ſteht es unerſchuͤtter⸗ 
lich feft, daß wo es dem allgemeinen Wohle gilt, dem 
perfönlihen Wortheil, den hergebrahten Gewohnheiten 
entfagt werden muß, und das Gluͤck der Geſammtheit 
allein Richtſchnur feyn und bleiben darf. | 


Die Wahlen follen ohne Aufenthalt angefegt, und 


ſobald fie vollender find, die Abgeordneten zum Landtage 
berufen werden. Dieſe Werordnung wird abgedruckt, 


® 


. 
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werrheile, angeſchlagen und ohne dis Werfaſſungeurkunde 
von den Kanzeln verleſen. 3 a re 3 J 
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7 Berfaffungsurfünde, 


re Erſter Titel | 
eſtimmung der Landftände, der Anzahl ihrer 

— Abgeordnetenz' und’ deren. Rehte und 

Pflichten. * ray | 


“8,4, Die bishetigen Stände. von Ritterſchaft und 
Städten, im Fuͤrſtenthum ‚Lippe werden aufgehoben und 
durch eine Vertretung aller Landeseinwohner erfegt. : ., 
- 8.2. Diefe Vollsvertretung me ‚auf Brundeigeny 
thum and bilder ſich aus ‚den. drei Klaffen der fchrifefäfs 
figen Gutshefiger, des Bürgerftandes und des Bauernz 
ſtandes. dr | 


he Ir Jede dieſer drei Klaſſen wähle Aus. ihrer Mitte 
fieben Abgeordnete, dien fih auf Ausfchreiben: der: Lamr 
desregierung, verſammelns und dann den Landtag bilden. 

$. 4, Diefe ein Und Imanzig Abgeordneten vertreten 
bir: Gefammtheit ‚des; lippeſchen Bandes; nicht blos die 
fie gemähle habende Klaſſe; Das Intereffe des ganzen 
Vaterlandes iſt ihre heilige Pflihts. 1; m 2.äimm, 
. 5. Die Wahl Heftimme jedem Abgeotdneten "eihen. 
Steilvertreter für. den- Fall, wenn Dr’ TodL deriWen 
luft der erforderlichen : Eigenfchaften, der Die<-mit. lan⸗ 
desherrlicher Genehmigung. erfolgte. Niederlogung ſeiner 
5. 6. Die Abgeordneten: und ihre Stellvertreter gu) 
koben vermöge koͤrperlichen Eides: dem Landesherru 'uny 
verbrädjliche Treue, den-iSefegen Gehorfam, der Vers 
faffung - Aufrechigaltung, dem. Gemeinwohl des Waters 
landes unabläßige Aufmerkſamkeit und Fürforge, 1... 
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5: 7: Bei EWfähtungioneuer : ei 
her Sandesgefeke follen die Landesabgeordneten mmitwirr 
ten, ihr Gutachten geben, und wird, wenn jene Ver— 
‚ordnungen auf die Landesverfäffung‘ wefentlichen Einfluß 
haben, ihrg Zuftimmung, exforderlich fps „ 
$. 8. Ohne vorhergegangene Berathuͤng und aus— 
drückliche Beiſtimmung der Landesabgeordneten kann feine _ 
neue Steuer, ‚fie, bepr auch Name en fie wolle, 
ſey direct oder” in irett, —S— Anleihe auf 
den Kredit landſchaftlicher Kaſſen gemacht werden, Bei 
hoͤchſt dringenden Faͤllen und Thtanffchieblicher Eile ſollen 
jedesmal; die Depwirten des, ſtaͤndiſchen Ausfchuffes; zük 
üeberlegung ‚under: Repartition zugezogen werden. Von 
Nebenbedingungen bei Steuerbewilligung darf niemals 
Rede ſeyn, nur von richtiger und gpeiniger, Beripendung 
gu den angegebenen Zwecken 
. 9. ‚Die sata am langſt beſte — Sieuern 
rieg und, u 


—* 36 

5. 40. Die Regierung — wie Bißher Er —— 
Landtage, einen Etat. der nörhig erachteten Berbilligun: 
Yen: bisi zum naͤchſten vor, Ten: genau zu ‚prüfen und 
was des Landes Wohlfahrt fordert dabei⸗ zu rinnen) 
der. Landesabgeordneten beſondre Pflicht, iſt. 2 

$ 142Auch ſteht den Vertretern ides Landes Yad 
3 des Vorſchlagẽ, der Anzeige, der Erinnerung bei 
Gegenſtaͤnden zu, weldhe: die Wohlfahrt des Landes, Ver; 
vpollkommnung der. Gefeßgebung, Mißbraͤuche der Ver— 
waltung, Verbrechen einzelner Staatsdiener umfaſſen 
6. 42 Außer dem Landtagsdirector, welcher‘ nur 
während: des Landtags fein: Amt. verwaltet, und einenf 
Landfyndieus, der im Lande: wohnt und: wohl im Stande 
ift, feinen Verpflichtungen: zu genuͤgen, wählt noch jeder 
Stand, zu, leichreyer und. ſchnellerer Beforgung der lauda 
ſtaͤndiſchen Augelegenheiten ‚auch außer , dem; Landtage⸗ 
“einen baunenden Deontirten. Dieſe bildenn dem, 
Fusfäuf, wre are Jen lin Buounl 

ae — 41t116 
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8. 13. Alle Biefe Wahlen — der Beſtctzuns 
des Landesherrn. 


* Zweiter ritel. — 


mahere Angäbe der zu jedem Stand gehöris 
— ı. gen Stantsbärger. 


6. 14. Der erſte Stand oder der Stand der Guts— 
befiger im Fürftenehum Lippe befteht aus den’ Stifteun 
Eappel und Lemgo, aus allen Eigenthuͤmern ſchriftſaͤßi⸗ 
Her, Weder der ſtaͤdtiſchen Contribution noch der Gründs 
euer" des platten Landes unterworfenen Gfiter. Diefe 
Güter mögen in einer Stadt oder auf dem Lande liegen, 
bishericdem . vitterfchaftlichen: Kataſter einverlribt geweſen 
feyn oder Nicht, der Eigenthuͤmer mag adlichen oder: buͤr⸗ 
gerlichen Standes feyn, sfehlt-ihme: hur feine der Eigen⸗ 
ſchaften zur Ausübung des’ Stimmrechts; ſo ſteht ihm 
bei der Wahl der ſieben Abgeordneten des erſten Stans 
des eine Stimme zu. Zeriplitterte: Grunditäcde. 3 
Wohnhaus berechtigen hierzu nicht. 

9. 15. Den zweiten oder den Buͤrgerſtand vertreten 
die Abgeordneten der Staͤdte Lippſtadt, Lemgo, Horn, 
‚Blomberg, Salzufeln, Detmold, Barntrup und des 
Fleckens Lage. Die ſechs erſten Städte ‚wählen jeder: 
einen Abgeordneten ; Barntrup und Lage den fichenten 
gemeinſchaftlich. 

$. 16. Den dritten oder den Gaãuernſtand bilden alle 
erbliche Gigerbejik ißer des platten Landes, welche unter 
der erften Inſtanz der Aemter ſtehen, fie mögen der 
Eontribution oder Srundfteuer unterworfen feun oder 
nicht, ohne Ruͤckſicht auf die Größe ihrer Beſitzungen; 
die Flecken Schwalenberg, Alverdiffen, Böfingfeld, Va— 
renholz, und INTERNE rt ohne Unerfchie det 
Exemtion. 


Dritter Titel. 
Von den Wahlen, | 
6. 17. Die Regierung ſchreibt die von dem Landes: 
herrn verordneten Wahlen aus, die nach ihrer Vollzie— 


hung deſſen Genehmigung — 24 
Be 
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$. 48. Die Behörden, denen die Leitung der Baht 
anrertrauet wird, enthalten ſich aller Vorfchläge, jeder 
Einmifhung, forgen für Ordnung, Ruhe; verftändigen 
die Erſchienenen mit großer Sorgfalt und ermahnen fie, 
gewiffenhaft und ruͤckſichtslos ihre Stimme nur Matt? 
nern von bekannter Einfiche und Rechtſchaffenheit zu 
geben. 
$. 19. Die Wahlen: der Landesabgeordneten des er⸗ 
ſten Standes geſchehen in einer und derſelben Hands 
lung unmittelbar, die Wahlen der Abgeordneten de& 
zweiten und des dritten Standes mittelbar durch bie 
dazu beftiimmten Wahlmänner, 

6. 20. Wer zu Lippftadt, Lemgo, — Blomberg, 
Salzufeln, Detmold oder in Barntrup und Lage ein 
Wohnhaus, in den Aemtern und Vogteien' ein dev Amts⸗ 
gerichtsbarkeit unterworfenes Gut, Wohnhaus oder Stätte 
wirklich befigt, und der nachher anzuführenden Eigenz 
fchaften diefer Klaffen nicht ermangelt, iſt ein Wähler 

des zweiten oder dritten Standes. 

6. 21. Für funfzig bürgerliche Wohnhauſer in den 
Staͤdten und dem Flecken Lage, und für funfzig amts⸗ 

ſaͤßige Guͤter, Colonate oder Staͤtten auf dem Lande 

wird immer ein Wahlmann erkohren. 

6, 22. Wer als Wähler Theil nehmen. will, muß 
fein Vermögen felbft verwalten, weder in Concurs noch 
Etocation ftehen, im Lande wohnen und 25 Jahre zus 
rücgelegt haben. Wer fih eine entehrende Strafe zus 
808, ift von jeder Wahl ausgefchloffen. 


6. 23. Der Wahlmann bedarf, außer denen vom 
. Wähler begehrten Eigenfhaften, ein dreißigjähriges Als 
ter, Bekenntniß der hriftlihen Religion, Antadelhaften 
Wandel, den Ruf eines verftändigen vechtfchaffenen 
Mannes und cin Grundvermögen von 1000 Tpalern, 
um wählbar zu feyn. 
- $. 24. Ein Landedabgeordneter muß die Eigenfchafs 
ten des Waͤhlers und Wahlmanns befiken, feine Ges 
danken fchriftlich verftändlich auszudrücken vermögen, und 
ein Öfundvermögen von 3000 Thalern haben. Die 


sandft, Berfaffungsurf. v.8. Jun. 1819. 424 


nehmlichen Vorzüge muß der Stellvertreter eines Abs 
geordneten vereinigen, | 
. 25. Niemand kann in mehr als einem Stande 
wählen, mehr als ein? Stimme führen; doch haͤngt es 
von einem jeden ab, der in mehr als ciner Klaffe Srunds 
‚eigenthum: befist, das Gut zu beſtimmen, von dem er 
feine Rechte ausüben will. | 

6. 26. Die Stifter_Cappel und Lemgo werden jedes 
buch feinen Syndicus vertreten. Andre Wahlftimmen- 
muͤſſen perfönlich erfcheinen und ruhen demnah, währ 
rend eine Frau fie beſitzt, ein Vormund oder Curator 
fie verwaltet, 

$. 77. Großvaͤter, Väter, Brüder können nicht mit 
ihren Enkeln, Söhnen und Geſchwiſtern zugleich Wahl⸗ 
maͤnner, noch weniger Landesabgeordnete ſeyn. Werden 
ſie demnach gleichzeitig gewaͤhlt; ſo tritt der juͤngere an 
Jahren zuruͤck und fein Stellvertreter cin. 

. 3. Die Mitglieder der Negierung, der Nentzs 
fammer, des Konfiftoriums, der obern Suftizhöfe, dies 
jenigen, welche Hofdargen oder Meilitairdienfte beklei— 
den, können Feine Landesabgeordnete feyn. Andre dazu 
gewählte herrfchaftlihe Diener muͤſſen erſt die Erlaub; 
niß des Regenten ‚zur Annahme nahjuchen, 

9 29. Wer an einer Wahl Theil nehmen darf, hat 
auch die Pflihe, dem an ihn ergehenden chrenvollen 
Ruf zu folgen, wenn nicht Krankheit, Abwefenheit und 
anauffchichlihe Geſchaͤfte ihn entihuldigen. 
$. 30. Die Gegenwart von drei Viertheilen der Ber 
rechtigten ift bei jeder Wahl nothwendig; eriheinen ſie 
wicht zahlreich genug, muß. deshalb ein neuer Termin 
‚ angefegt werden; jo geſchieht es auf Koften derer, die 
a geſetzliche Urſache ausblieben. 
| $. 31. Bei jeder Wahl, mo Stimmengleichheit ein⸗ 
tritt, und nicht einer der Gewaͤhlten freiwillig entſagt, | 
entjcheider das Loos, 
$. 32. Wer die Wahl ablehnen will, muß es. fo: 
gleich zu Protocol erklären, oder binnen drei Tagen der 
Regierung zureichende Gruͤnde — 


l 
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6. 33. Wenn bei den Wahlen die vorgeſchriebenen 
Formen nicht beachtet wurden, oder den Gewaͤhlten die 
geſetzlichen Eigenſchaften fehlen, Raͤnke, Einfloͤßungen, 
Verabredungen oder Kabalen eintraten; ſo ſind ſie un— 
guͤltig und nichtig; die vergeblichen Koſten fallen dem 
zur Laſt, der dieſe Maͤngel verſchuldete, und es kann 
ihn nach Befinden auch Strafe treffen. 


$. 34. Die mit der Beitung der Wahl beanfteageen 
Behörden berichten die Vollziehung, mit Beifuͤgung eis 
nes Gutachtens über: die Gültigkeit, der Regierung, 
welche dann die Entſchließung des —“ — 
macht. 


$. 35. Sobald eine Mahl die landesherrliche eneh— 
migung erhalten hat, loͤſen ſich alle Verhaͤltniſſe der 
Wahlmaͤnner auf, und fie duͤrfen ſich nicht weiter eigens 
mächtig verfammeln. 


6: 36. Die Landesabgepröneten, die drei Deputicten 
des Ausihuffes und der Landfyndicus werden auf ſechz 
Jahre gewählt, können es aber auch nad) dieſem Zeit⸗ 
raum bleiben, wenn ihre Wahl ſich erneuert. 


$. 37. Geht während des ſechsjaͤhrigen Zeitraums 
ein: für einen Landesabgeordneten eingetretener Stellyerz 
* ab; ſo wird die Regierung eine neue Wahl des 
bgeordneten und des Stellvertreters veranlaſſen. | 


5. 38. Die diefer Verfaſſungsurkunde  beigefchloffene 
Wahlvorſchrift beſtimmt das Betragen eings jeden Stans 
des bei der ihm opliegenden Wahl, 


Bierter Zitel, 
Bon den Landtagen. 


6. 39. Eine landesherrliche Verordnung im Intelli— 
— beruft den Landtag der Regel nach in die Re— 
idenz Detmold. Eigenmaͤchtige landſtaͤndiſche Verſamm—⸗ 
lungen find geſetzwidrig und nichtig; doch kann ſich jeder 
Stand, hat er die landesherrliche Erlaubniß dazu exbe⸗ 
fen, in ſeinen — vereinigen. 
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8. 40: Alle zwei‘ Jahre fol ein Landtag gehalten | 


nn doch kann, wern cd der Landesherr. früher nd; 
thig erachtet, die. Zufammenberufung : der Stände auch 
nach kuͤrzerem Zeitraum geſchehen. 

6. 41. Nach des Regenten Ableben werden binnen 
drei Wochen die Landesahgeordneten einberufen, um die 


Huldigung zu leiſten, oder im Fall eine MEERE | 


anzuordnen iſt, dazu mitzuwirken. 


$. 42. So oft eine neue Wahl von —— 
neten eingetreten iſt, begiebt ſich eine fuͤrſtliche Commiſ⸗ 


ſion noch vor Eröffnung. des Landtags in bie‘ eerſame⸗ 


lung und beeidigt die Gewaͤhlten. 


6. 43. Dann waͤhlen ſaͤmmtliche Landesabgeordnete 
den Director des Landtags, den aus drei: Deputivten bes 
fiehenden: Ausfhuß, und den Landfyndicas, zeigen den 
Erfolg der fürftlihen Kommifjion an, welche die landes— 
berrlihe Genehmigung’ einholt,- die Belanntmachung der 
- Wahlen bejorgt, den Landtagsdirector und den Ausſchuß 
auf die Schon geleifteten Gelobungen verweiſet, und den 
Landſyndicus beeidigt. 

6.44. Wenn die Staͤndeverſammlung auf dieſe Weiſe 
ihre. innere Einrichtung erhalten hat; fo erfolgt ihre 
feierliche Eröffnung auf dem Reſidenzſchloß in auch fonft 
gewohnter Weiſe. 


.$. 45. Die Suppelabgperineten berathſchlagen in ei⸗ 


ner Kammer und exhalten eine weitere Geſchaͤftsordnung. 
6. 46. Die Berathſchlagungen des Landtags geſche— 
F oͤffentlich; doch kann die Kammer das Abtreten der 

uhoͤrer in dazu geeigneten Faͤllen verlangen. Die Re— 
jultate des Landtags ſollen in paßlicher Form und Kürze 
durch den Druck bekannt gemacht werden. 


6. 47. Zu einem guͤltigen Beſchluß bedarf es der 
Anweſenheit von wenigſtens zwei Drittheilen der San: 
desabgeordneten. . Der Landtagsdireetor, welcher jeden 
Gegenftand zur Berathung vortraͤgt, fucht denſelben in 
vollſtaͤndiger Klarheit darzulegen und "nach "Möglichkeit 
auf..einfache Fragen zuruͤckzubringen. Am Fall enefchie: 
denet Stimmenmehrheit iſt der Befhluß gefaßt; Stim⸗ 


% 


— — — — 


— 


— 


424 | Sippe: Detmolbi A 


mengleichheit veranlaßt die Wiederbofung des Gegenſtan⸗ 
des in einer zweiten Sitzung; und dauert ſie auch dan 
noch fort, die Entſcheidung des Landesherrn. — 


$. 48. Alle Abgeordneten haben gleiche Rechte und 
gleiche Verpflichtungen, fie vertreten alle Landesbewohr 
ner und find daher an Feine Anftruction ihrer Wahlbes 
börden gebunden. Sie mäffen diefe in Kopf und Herz; 
in beſter Einfiht und Meberzeugung finden. Proteftatios 
nen gegen die Befchläffe des Landtags find gefegwidrig; 
doch ſteht es jedem Abgeordneten frei, feine abweichende 
Meinung ın ‚einem bejondern Aufſatz zur Kennenif des 
Regenten zu bringen, . jr 7 


$, 49. Die Landesabgeordneten find wegen ihrer 
Heußerungen in der Ständevcrfammlung nicht verants 
wortlih. Verletzungen des allgemeinen Anftandes, Vers 
unglimpfungen, Schmähungen find ihnen nicht zuzu— 
trauen; der Landtagsdireetor koͤnnte fonft, da ihm - die 
Erhaltung der Ruhe und Schidlichteit in den Verfamms ' 
lungen obliegt, zur Drdnung rufen, und geſchehe c# 
vergebens, Entfernung und Ahndung durch Anzeige bes 
fördern, Jeder Abgeordnete ift während, dev, Dauer des 
Landtags für feine Perfon unverletzlich; nur die Bege— 
hung eines Verbrechens koͤnnte Verhaft ihm zuziehen. 


$. 50. Wenn es wegen der landesherrlichen Propo— 
fitionen und Megierungsanträge mändliher Entwicelung 
gen and ausführlicher Nachweifungen bedarf; fo ernennt 
der Landesherr eine Kommiffion, die den einzelnen Siz— 
jungen, welche diefen Gegenftänden ‚beftimmt find, beis 
zumohnen hat. . Ä 
6. 51. Der Landtag muß auf die landesherrlihen 
Meopofitionen ein auf alle Puncte gerichtetes, nah Moͤg⸗ 
lichkeit erfchöpfendes, wohlerwogenes Gutachten cerftats 
ten, worauf dann weitere Entfchließung erfolgt. In 
Anfehung unerfüllter Wuͤnſche und nit genchmigter 
Vorfchläge det Abgeordneten jteht es denfelben frei, fie 
am näciten Sandtag zu wiederholen, 


$. 52, Der Landtagsſchluß gefchieht mit gleichen 
Foͤrmlichkeiten, als die Eröffnung, 


Landſt. Verfaſſungsutk. v. 8. Kun. 1819, 425 
6. 53; Die gewöhnliche Daner des Landtae iſt drei 


Wochen; der Landesherr hat die Befugniß der Verlaͤn- 


- gerung oder Abkürzung, auch in. außerordentlihen hofs 
fenelih nie eintretenden Fällen, der Auflöfung. ohne 
förmlihen Sandtagsfhluß. Dann werden binnen drei 
Monaten neue Wahlen ausgefchrieben, oder geichiehet 


® 


es nicht; fo iſt es ftilichweigende Anerkennung der forte 


daurenden Guͤltigkeit der alten. Wahl. 

‚9. 54. Nach gefchloffenem ober aufgehobenem Lands 
ag ift jede «weitere förmliche Berathſchlagung oder Hands 

lung der. Landesabgeordneten geſetzwidrig und daher nichtig. 
| $. 55. Alle Abgeordneten erhalten täglich drei Rthlr. 
Diäten mie  Einfhluß des Tages ihrer Ankunft und 
Abreiſe, der Landtagsdirertor das Doppelte aus einer 
van den drei Ständen gemeinſchaftlich zu bildenden Kaffe, 


| Fünfter Titel. 


Beſchaͤftskreis des Landtagsdirectors, des 


Ausſchuſſes und des Landſyndicus. 


$. 56. Der Landtagsdirector, jedesmal nur fuͤr die 
Dancer des Landtags gewählt, mit dem feine Amesführ 
rung beginnt, Dauert und endigt, laͤßt fih mit dem Dis 
sector jedes höhern Collegii vergleihen. Ihm werden 


die. landesherrlihen: Erlaſſe behändigt, er legt fie dem 


Landtag zur Berathung und Beantwortung vor, und 
unterzeichnet mit den drei Ausfchußdeputirten alle Aus; 


fertigungen des Landtags. An ihn find alle Eingaben 


überfchrieben, er wacht darüber, daß nichts vorfalle, was 
dem Landtag die allgemeine Achtung entziehen Könnte, 
und feine Stelle ift in jedem Betracht ein Ehrenamt, 


$. 57. Die drei Ausjchußdeputirten vertreten die 
Geſammtheit der Landesabgeerdneten. Überall, wo diefe 
ſelbſt nicht wirtfam feyn können. In eiligen die Rechte 
der Stände betreffenden Fällen, wenn dem Lande Ge; 
fahren drohen, wo jeder Verzug, jede Bekanntwerdung 
ſchaden wuͤrde, find fie ed, mit denen die Megierung 
Rath pflegen wird, Sie können indeffen feine bleibende 


r * 
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Berbindlichkeiten für das Land eingehen, —* a denen 
Landesabgeordneten verantwortlid. 


$: 58. Die drei Ausſchußdeputirten bilden unter dem 
Directorio des jedesmaligen Regierungschefs das Land: 
Faffen : Adminiftrationg ; Collegium. Dieſer Behörde liegt 
e8 0b, jährlih" alle landſchaftlichen Kaſſenrechnungen, 
wozu auch die Miljeie s Kaffenvehnyng ‚gehört, durchzu⸗ 
fehen und abzunchmen. “ Die Ausfhußderutirten, welche 
dem Landtag Nehenfchaft von dem Zuftand der Kaffen, 
mit ihren Vorfchlägen: und Bemerkungen ablegen, erhals 
ten Abfchrife der Rechnungen .und des‘ —— —5 
tocolls. 


§. 59. Der Syndicus fügen, als Sekretär des Land 
tags über alle eingehende Sachen und darauf gefaß⸗ 
te. Beſchluͤſſe ein vollſtaͤndiges tabellariſches Verzeichniß 
und in den Verſammlungen das Protocoll. Er verfers 
tige die Gutachten und alle andre Auffäge in ftändifhen 
Angelegenheiten, ohne felbft dabey ein Votum zu has 
ben, er muß die Regiſtratur wohl verwahren und zur 
ſchnellen Auffindung der benöthigten: Acten in —— 
Prönung erhalten, 


9. 60. Ueber den zu beſtimmenden Gehalt und. die 
Emolumente der. Ausſchußdeputirten und des Landſyndi—⸗ 
cus aus der zu bildenden allgemeinen Kaſſe werden die 
Landesabgeordneten Vorſchlaͤge zur — Ge⸗ 
Le zu — be 


b) Beitvortact für das Siotentgum 
fippe, | 


Eıfier Titel. 


Von der Wahl der — — des erſten 
Standes. 


* 1. Die Regierung wird einen Termin beſtimmen 
und eine Kommiſſion ernennen. Letztere ladet die Sr; 


— ——— ein, verſonlich ‚und: auf u Koften in Lemgo 


) ’ ’ - 
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zu erſcheinen, wenn es ihnen og — Hinderniß 
verbietet. " 


$. 2. ober das E ſqeinen diefer Wäflei des erſten 
Standes wird von der Kommilfion, nad)’ namentlicem 


Aufruf derfelben, ein Protocoll abgefaßt, und einem je⸗ 
den folgender Waͤhlereid abgenommen ; 


AIch ſchmoͤre zu Gott, daß ich meine Stimme aus 


wahrer innerer Ueberzjeugung, ohne fremden Eins 
flug und. Nebenruͤckſichten, nur fo. abgeben . will, 
wie ich es dem allgemeinen — am zutraͤglich⸗ 
ſten halte.“ 


Die Verſammlung ernennt zwei Wahler aus cheer Mitte 
zum Beiftand der Kommijjion. 


| $. 3. Jeder Wähler\empfängt einen im Voraus ger 

hei ‚ in Briefform zujammengelegten, ‚mit fortlaug 

enden Nummern bezeichneten Wahlzettel, auf den er 

die Namen der fieben Gutsbeſitzer feines Standes ſchreibt 

(mögen fie gegenwärtig feyn oder nichf), die er zu kan⸗ 
desabgeordneten ernannt wuͤnſcht. 


.4. Wenn die Zettel von den Schreibenden wieder 
gefaltet und in das da on beftimmte Gefäß geworfen find; 
fo werden fie nun gezählt, nah der Neihe geöffner und 

laut verlefen. Iſt ein Mißverſtaͤndniß durch Undeutlichs 

keit der Handfchrift entftanden; fo kann die Berichtiz 
gung geräufchlos und ohne Störung befördert werden. 


$. 5. Auf einen in fieben Columnen abgetheilten 
Bogen wird der Inhalt jedes einzelnen Wahlzettels mit 
des legten Nummer gefhrichen, der Erfolg der Wahl; 
verfammlung bekannt gemacht, und, mit Beilegung, der 
Wahlzettel und Wahldogen, zu Protocolf genommen. 


$..6. Wer von den ficben Gewählten zwei Drittheile 
der Stimmen der Anwefenden erhielt, bedarf nur noch 
der Iandesherrlihen Genchmigung, um Abgeordneter feis 
nes — zu ſeyn. 


$. Wenn bei der erften Wahl nicht für ſieben | 


Gfterbeiger. entfchisdene EN vorhanden 


* 


* 


— 
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üts fo wird für die noch Sehlenden der Act wiederholt, 
und giebt das dritte Mal die Mehrheit der für jeden 
Einzelnen abgegebenen Stimme, den. Ausſchlag. 

$. 8. Die fieben Gutsbefiper, die nach den gewähls 
gen fieben Abgeordneten die, meiſten Stimmen erhalten, 
“werden dadurch Stellvertreter,- und. beſtimmt das Loos, 
wer es jedem Abgeordneten iſt. 

F. 9. Das beendigte vollſtaͤndige Protocoll der Wahl 
unterzeichnen‘ die Kommiffion und die beiden Gehuͤlfen, 
und erſtere entläßt die Wahlverfammlung. Sobald der 
Landesherr die Wahl beftätige hat, wird fie im Sntellis 
genzblatt bekannt gemacht, und jedem Abgeordneten und 
jedem —— ein Wahletieſt augeler fh. 


„weiter Zitel. 


" Bon der Wahl der Abgeordneten des sweiten 
Standes, 


. $ 410. Die Negierung fegt den Termin feft, wann 
in den Staͤdten Lippftadt, Lemgo, Korn, Blomberg, 
Salzufeln, Detmold, Barntrup und im Fleden Lage 
die Wahlmänner des VBürgerftandes beſtimmt werden 
folfen. Das Wahlprotocoll führen die Magifträte, wozu 
fih in Detmold der Neuftädter Kommiffarius gefellt. 
$. 44, Die Zahl der Wahlmänner beftimmt das Vers 
haͤltniß der bärgerfichen Haͤuſer nach Vorſchrift der lands 
ftändifhen Verfaſſungsurkunde. z 
$. 12. Die leichtefte und bequemfte Art, ihre Buͤr⸗ 
gerſchaft zu verfammeln und abftimmen zu laſſen, wird 
der Weberlegung und dem Gutfinden der Meagifträte 
überlaffen, wenn nur eine ruhige Wahl und leichte 
Ueberſicht dadurch befoͤrdert wird. " 
$. 413. Nur flimmfähige Einwohner werden zum 
Termin eingeladen. Der Masgiftrat unterrichtet durch) 
eine kurze Anrede die Wahlverfammlung von dem Zweck 
der Handlung mit Vorleſung der nöthigen Paragraphen 
aus der landftändifhen Verfaſſungsurkunde und aus die: 
fer Wahlvorſchrift; er beruft dann jeden Wähler eins ⸗ 


— 
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- zjein, um ihn die: Namen derjenigen feiner Micbärgee 
zu Protocol angeben zu: laffen, die er: zu. Wahlmaͤnnern 
zu ernennen wänjcht. 1. 7 
8,44. Sobald die Stimmen ſaͤmmtlicher erſchiene⸗ 
nen Wähler zu Protocoll genommen find, und das Ner 
fultat “der Abſtimmungen gezogen iſt, ernennt die Wers 
fammlung vier. mit. dem. Magiftvar in Peiner Beziehung 
ſtehende Männer, denen beides vorzulegen ift. 

$. 15. Die Stimmenmehrheit bezeichnet die Wahls 
männer; find deren eine größere Zahl vorgeſchlagen, als 
ber‘ Stadt zufteht; fo beftimme das Loos die Zuruͤcktre⸗ 
tenden un u Te —1 u : * 

$. 16. Der Erfolg wird der Wahlverſammlung bes 
kannt gemacht, das-Protocol 'gefhloffen, von fämmtliz 
heit gegenwärtig gewelenen Magiftratsgliedern ‘und deit 
dier gewählten Gehälfen (Siehe $. 14.) unterzeichnet, 
und das Wahlprotocoll mit Berichtserſtattung der Res 
gierung eingereicht.‘ Br 


$. 17. Sobald den Magifträten die landeshertliche 


Genehmigung der’ Wählmänner zugefommeh ift,- geben 
erfiere dieſen eine Legitimationsurtunde 

S. 18. Nun beraumf die Kegierung einen weiter 
Termin zur Wahl der Abgeordneten des Birgerftandes 
an, wobei ein fürftliher Kommiſſarius den Vorſitz führt, 


der Magiſtrat die nähere Anordnung und das Protocol 


beforgt. : ä u 
v6 49 Die Wahlmaͤnuer ſchworen den- 8.2. vorges 
fhriebenen Wählereid. Wenn einer derfelben fehlt: fo 
zuft der Magiſtrat denjenigen Bürger zur Stellvertres 
tung auf, der nah dem Fehlenden die ‚meiften Stims 
men zählt. : ' ! 


$. 20. Die Wahl der ſtaͤdtiſchen Abgeordneten iſt 


vollkommen frei, auf keine Weiſe an die Glieder des 
Magiſtrats gebunden, oder auf dieſe beſchraͤnkt. Bar 
ſitzen ſie die geſetzlichen Eigenſchaften; ſo kann die Wahl 
ſie eben ſowohl treffen, als vorübergehen. 7 

$. 24. Jeder Wahlmann erhält: einen Wahlzettel 


(wie oben bei der Wahl des erften Standes) und ſchreibt 


* 
* 


— 
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darauf Namen und Standesbezeichnung des Mitbuͤrgers, 
den er nach ſeinem Gewiſſen fuͤr den‘ paßlichſten Lanz 
desabgeordneten hält. Sobald alle. Zettel wirder gefal— 
tet, ‚in das Gefäß. gelegt, durch einander gemengt, dann 
gezählt, geöffnet und verlefen find; ſo werden fie nad) 
ihrer Nummerfolge-in das. Protocol verzeichnet. 

$. 22. Die: Regel verlangt für, den: Abgeordneten 
einer Stadt zwei Drittheile der Wahlftimmen ; vereinigk 
fih diefe Mehrheit weder in der zweiten noch dritten 
Wahl für alle Erkohrnen; fo find es. diejenigen dennoch, 
welhe die Mehrheit für fi) haben, -umd die ihnen in 
derfelben unmittelbar folgenden werden ihie Stellyers 
trete. — ch Az 
. 23. Der. Erfolg wird der Verſammlung bekannt 
gemacht, das vom Kommiſſarius, dem Magiſtrat and 
zwei Wahlmännern unterzeichnete Protocoll ‚mir Bericht 
eingeſendet und nach erhaltener landesherrlicher Ges 
nehmigung die Verſicherungsurkunde dem Gewaͤhlten 
eriheiit. - — | — 
6. 24. Da Barntrup und. Lage vereint nur durch 
einen Abgeordneten vertreten werden; ſo läßt die, Res 
ierung beider Orte Gewaͤhlten vorfordern,. damit das 
—* entſcheide, welcher Abgeordneter und welcher Stell⸗ 
vertreter wird. e Dee er See 


4 —— ed. *L lies 3 
Dritter Titel. PER 
Bon der Wahl, der Abgeordneten des dritten 
| ne Standeb. ey. — 


. 25. Die Tabellen uͤber die Eintheilung des Lanz 
des in Wahldiſtriete und die Zahl der von dieſen, den 
Aemtern und Vogteien zu ernennenden Wahlmaͤnner, 
enmpfangen die Aemter auf das baldigſte. 

$. 26. Die Regierung ſchreibt die Wahlen aus, und 
wird die erſte Handlung zur Ernennung der Wahlmaͤn⸗ 
ner von den Wahlern des Bauernſtandes einzeln voll— 
zogen. Der Wohnſitz des Juſtizbeamten iſt dazu be⸗ 
ſtimmt, und führt dieſer, mit Beihuͤlfe des übrigen 
I 3 


Amtsperfonals, die Direction. 


Woftvorfcsifefird. Finſtenth. Sippe. 32. . 


$: 27. Die Buͤrger der Flecken Schwalenberg, Alı 
verdiffen ;eBöfingfeld und: Varenholz unter dem‘ Vortritt 
ihrer. Bürgermeifber ‚i die Eingeſeſſenen der Bauerſchaf⸗ 
sen. mit Bmuexrrichtern und Vorſtehern begeben ſich den 
vorgeſchriebenen Morgen. an, das Amt, mit ihnen die in 
ihrem Amtreiſe wohnenden „der Contribution nicht uns 
texmorfenen amtsſaͤßigen Gutsbeſitzer und die ſaͤmmtli⸗ 
den Erbkötter. — —W — 

6. W. Die Pledenbärgeimeifter, Bauerrichter und 
Vorſteher ſorgen dafuͤr/ daß nur diejenigen, die “nach 
ber ländftintbifchen Verfaſſungsurkunde eine Wahlftimme 
haben, ſich nan. das Amenbegebnzin <| ten "u an cl 


$. 29. Der Juſtizbeamte fucht das ſchicklichſte Local 
zur Vereinigung der Waͤhlberſammlung aus, eröffnet 
dieſe Bir Vorleſen der noͤthigen uns fer Ahr 


landſtaͤndiſchtn Verfaſſungsurkunde und dieſer 
ſchrift⸗ and durch eine zweckgemaͤße Anrede. Bann 
— er . nn einzeltien Flecken 
d Bayerishaften. zur gemaiuſchaftlichen Abgabe. ihrer 
elle fi v jo vide Sahlnänne, ats ang * 
die Vogtey zu ernennen hat, nad Möglichkeit zu‘ verz 
6. 30. Die Flecken und Bauerſchaften geben ihre 
Stimmen muͤndlich zu Protochll, auch jeder Einzelne, 
wenn es nicht gelungen’ iſt, eine gemeinfchaftlihe Wahl 
zu ande. bringen. -Die, Stimmen werden aufger 
zähle, der, Erfolg der Wahl der Verſammlung befannt 
gematgt 5 und der Juſtizbeamte ſendet Bas von ihm, den 
Fleckenbuͤrgermeiſtern, Bauerrichtern up, Vorſehern un⸗ 
terzeichnete Protoroll der Regierung ein. 
5. 31. Das Amt ertheilt, nach erfolgter landesherr⸗ 
licher Genehmigung, den Wahlmaͤnnern eine Urkunde 
ihrer beſtaͤtigten Wahl. | 
$. 32. Nun folge, von Seiten der Regierung An: 
fegung eines Termins zur Diftrietswahl der Abgeordne—⸗ 
ten des Banernftandes. | 
.$. 33. Saͤmmtliche Yuftizbeamte des Diſtricts verei— 
nigen fih am Wahlort und berufen die Wahlmänner 


ENIE 
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und noͤthigenfalls auch ihre Stellvertreter, Det am. 
Dienſtjahren Altefte Beamte führe das Directorium und 
inſtruirt mit Huͤlfe der Übrigen das Wahlprotocoll. 
". 8. 34. Die Wahlmänner zeigen: ihre Beſcheinigun ⸗ 
gen vor, legen den ge ab, und geben der Reihe 
fach jeder einzeln feine Wahlftimme zu Protsroll, im 
erften und. zweiten Wahldiftrice für ⸗ in sen Me 
gen für einen Abgeordneten, 
$. 35. Zwei Drittheile der anweſenden Stimmen 
eutfceiben die Wahl eines Abgeordneten des Bauern⸗ 
ndes; iſt aber eine. zweite und dritte Wahl noͤthig3 

o wird es eben fo gehalten, wie $. 22. :füridie. Wahr 
* des Buͤrgerſtandes vorgeſchrieben iſt. 

9. 36. Der, Erfolg wird, der Kahlverfammfung ber 
| kanm gemacht, das Protocoll von ſaͤmmlichen Beamter 
unterſchrieben, zur landesherrlichen Bertärigung.:einges 
fendet,, and ift diefe erfolgt, den Abgeordneten die Vers 
ſherupa BIP auf fie. gefallenen Wahl. ertheilt, 


"Gegeben in  Unferer — Detmold den .% 


Yun 1819.. ein ahen 
— ER Benzin —— — 


Votteinmen beiſtinmend | 
Leopold ———— aur Sin 


v: Funk. Helwing. Petri, v. Meien. 
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29). Sürfbenshum Liecht enſtein. 
Wii ia 7 1 0 
Denn es gleich za ſich zu ben politiſchen Fragen ges 

hören dürfte, ob. für einen Efeinen Staat. von unge: 
fähr: 3. :Quadratmeilen, smit. 5400 Einwohnetn, eine 
befondere Berfaffungsurfünde Beduͤrfniß fey, und wenn 

\ gleich ihrem Inhalte nach bie eher, dem. Bun: 
destage vorgelegte, Verfaſſung des. Fuͤrſtenthums Liech⸗ 

tenſtein manche Bemerkungen, bei ihrer Vergleichung 
mit andern neuen teutſchen Verfaſſungen, zuließ; fo. 
darf fie doch, ſchon ihrer Eigenthlmlichkeit wegen, 

nicht in der Reihe: der neuen" DVerfaffungen im Staa: 

tenſyſteme des teutfchen Bund eß fehlen. 


Verfaſſung des Fuͤrſtenthums Liechten— 
fein vom, 9, Nov. 1818. 


“ 


4 
Di 


Wir Johann Joſeph, von Gottes Gnaden fon 
verainer Fuͤrſt und Regierer des Hauſes von und zu 
Liechtenſteln von Nikolsburg ꝛc., erfüllen den 48ten Ar— 
tikel der teutſchen Bundesacte folgendermaßen; _ 


4. Nachdem Wir, feit Auflöfung des teutfchen 
Reichsverbandes, die Öftreichiihen bürgerlichen und pein⸗ 
lichen Geſetze und Gerichtsordnung ih Unferem fouverais 
nen Fuͤrſtenthume Liechtenftein eingeführe, und Uns bei 
Conſtituirung einer dritten und oberſten Gerichtsſtelle 
Dritter Banb. 28 


‘4b 
« 
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an die diesfällige oſtrelchiſche Geſetzgebung Auch Fiir Die - 
Zukunft anäefchloffen haben; fo nehmen Wir num gleich: 
falls die ın den k.k. oͤſtreichiſchen teutſchen Staaten ber 
ſtehende landſtaͤndiſche Verfaſſung in ihrer Wefenheit 
zum Muſter fuͤr gedacht Unſer Fuͤrſtenthum an. 

$. 2. Die Landſtaͤnde ſollen beſtehen: 

a) aus der Geiſtlichkeit, 

b) aus der Landmannſchaft. 

$. 3. Unten der Geiſtlichkeit werden alle EBeſitzer 
geiſtlicher Beneficien, und alle geiſtliche Communitaͤten 
begriffen. Dieſelben erwaͤhlen dur aplolurs Mehrhei 
der Stimmen aus ihrem Mittel uf! engyeit dERL 
Deputirte, und zwär zwei für die Geiſtlich⸗ 
keit der Sraffhaft Vaduz, undueinen für jehe 
der Grafſchaft Schellenberg, und fteffen- fie. Uns 
ferm fürftlihen DOberamte zu Vaduz zur Beſtatigung 
vor. Neöſt dieſen hat ein jeder Beſitzer einer geiftliz 
hen Pfruͤnde, der mwenigftens ein liegendes, oder der 
Verſteuerung umterworfenes Vermögen von fl. 2500, 
nach der gegenwärtigen Steuerſchaͤtzung angenommen; 
beſitzt, oder von einem ſolchen Kapitalbetrage zu den jalla 
gemeinen Landesbeduͤrfniſſen beitraͤgt, ein Recht auf die 
Landſtandſchaft. 3% * 

$: 4. Die Landmannſchaft wird durch die zeitlichen 
Vorſteher oder Richter, und durch die Altgefchwornen 
oder Säcelmeifter einer jeden Gemeinde vorgeftelle., Das 
Recht der Landftandfchaft haben aber auch alle Unfere 
übrigen Unterthanen, die für ihre Perfon an liegenden 
Gründen einen Steuerfaß von fl. 2000 nad, bermali- 
gem. Steuermaafftabe ausweifen, 30 Jahre alt, vom; 
unbefcholtenen und uneigennäßigen Rufe, und verträgz, 
liher Gemuͤthsart ind. — Mas 

$. 5: Bei Unferem fürftlihen Oberamte zu Vaduz 
foll ein landſtaͤndiſches Katafter errichter, und: in daſſelbe 
die in 60. 3. und 4. bezeichneten Landftände: nach gehdr 
rigem Ausweife unentgeldlich eingerragen werden. 7 

$. 6. Finder Unfer fuͤrſtliches Oberamt für gut, eis 
nem der vorgefchlagenen, oder fich! answeifenden Land; 


« 


Verf. d. Fuͤrſt. liechtenſt, p9. Nov. 1818. ;435 


ndſchafteberechtigten die, verlangte Inkataſtrirung „zu 
ea 0 hat eh ne, Grunde dazu, Als ‚unters 
thänigit vorzulegen; und, luſere hoͤchſte Ensfshliehung, zu 
REMÄrHBeH. ayskall nocn CI zGmdl Wil 2227 
09.7 Den inkataſtrirten geiſtlichen Landſtaͤnden ſoll 
din allem ameliben 3 ſchrift lichen odenumändlichen Anreden 
das Prädirat Herr gegeben, und im Falle der perſoͤn⸗ 
lichen Erſcheinung von. DER SUnDAENeOLSDEN Die Autgeicr. 
nung eines Anäiträgenden Gigs .zu Theil merpen., 
8.. Nichtunterthaͤnige Güterbefigen,o oder eigentlich 
deren Repraͤſentanten/ wenn fie nach vonheriger Inka⸗ 
taſtrirung ven, ſtaͤndiſchen Verſammlungen⸗beimohnen 
wollen. haben auf die dem geiſtlichen Stande ziterkannte 
Ausgeichiuins Anſpruch and mit, dieſem gleichen Rang. 

$. 9. Zur ordentlicher "Verfammlmg' dad’ Stände 
wenden ir vor dem Dchluſſe ei n ess jaden ahres 
ein en Lamdt ag ransſchreihen/ wobei Unſer geit licher 
Landvogt in Wadnz auls Unſer laudesfuͤrſt licher Commiſ⸗ 
ſarius „den; i die Leitung der Geſchaͤfte zu 
führen; die) NUR zum xrffnen und zu ſchlieden hat. 







Dieſer Landtag ists in)ofhiveirihis-zur naͤchſten Ausſchrei⸗ 
bung ſir de berrachbenyscald Wir gedacht 
Unſerm d an fugniß ertheilen an nuhodm 


Laufe des Jahrs, wenn es nöthig ſeyn Tolle, Unfienge 


getgeuen Stände ‚zur, außgrordentlichen Berfeminlung zus 
fatnmen zii Gyr A ; a7, 4 r IR It chi 
Sen, Landſtant AK, Fage vocday TAHTRRP Fityutaden, .,., 


S. 40., Bäbr eisenmächtige Ferſammlung der Stände 
ohne vorheigegangene” Eimladungz'fo wie jeden eigenmaͤch⸗ 
tige. Verlaͤngerung der Sitzung mird, außer der, Ungui— 
tigkeit der Beſchluͤſſemit Verluſt der Landſtandſchaft, 
und nach U känden noch ſtrenger, ſo wie tumultuari⸗ 
ſches und ac) g8 DR ae Rieianen, Na Woriänifk, her 
bejtchenden. jene, Beitvafe wenden, uno r- 4 ua 

9 14. Unſenen auf. dem Landtage.veufan 
melten gettzeuen Ständen; werden wir durch 
Poſtulate don Bedarf jedesmal vorlegen, und 
da, Wir davon michts ‚für. Uns, behalten, ſon— 

Br 


—10 


36 ort? O Cechtenſtein. BB Pit 
er ledis lich jene Aus gabekn varunter begren 
fen" werden, welche3 — 55 
und rackſcht lich der ern Verhaͤltnifſe 
forderlich ſind; ſo haben Unſere Hetrenek 
Stände fich n urtäber vie Einsrin glicht eite der 
poſtulieten Summen: ve a - 
Ne zu ae GB. 
4 es Unfer feſte le da afle PM 
— — ohne a 9 Nam 
nach einem gheidyen Maaßſtabe in die Steug * 
zogen werden folleun; mithin einenvo weiche 
heit in Tragung ber; allgemeinen Laſten einen jeden eins’ 
genen Unterthan vor Meberhaltung: fihree; ſo Toll auch 
/ die Aufrechthaltung dieſer Gleichheit ein — der 
laudſtandiſchen Obſorge fepn“,. 1.4.0 "uR .. 
78 48. Nur das allgeineine Beſte des Bhdes Darf 
2 ae ee — 7 — keit oder 
en ner Perſonen oder n iſt zu vert 
meiden.‘ Dahes Wir eden Landſtande die Befugniß 
einräumen ,.'auf dem gandrage Aurfgläge zu ma 
hen), die auf das allgemeine Wo 8 nz über deih 
darüber erfolgenden Landtagsſchl ' Wir ins 
— dag“ Ned: der ————— Lerwerfuns 


—WW A 


ar dalfen ser Höre gegen, 








Er ine entweder, geihäß —3 oder. 
— Unfere tigentlihen Dominical⸗ 
Gefalle, oder Unſere Privatrenten betreffen, weil fie, 
wenn fie ‚gleich den Namen von Landesregalien fuͤhren⸗ 
gleichwohl unſer· Privatrigenthum ſudede⸗ — * 
Wirkungstreiſe fändifcher: Befugniſſen liegt. 


‚415. Dagegen geben Wit aber Hrferen getreuen 
AUhttthanen Unftte gnadigſte Verſſhehnne dap Wir 
bei Einführung neirer alfgemeiner Abdaben, 
im wie weit ſte nur aus der Landeshoheit gerechtfertiget 
werden koͤnnen/ denſelben alſo fein? Dominical⸗ Titel 
zum Grunde liegt, die ſtaͤn diſche Beralhung vor⸗ 
ausgehen laſſen, und ihnen ingerechten und 


y 


Verf. d. Zürft, Liechtenſt. v. 9. Nov. 1818: 437, 
bil ligen Fallen Unfere hoͤchſte Gene hmigung 


nicht verfagen werden. 

$. 16, Vorfhläge im bärgerlihen, politi: 
[hen und peinlihden Fache können Bir aus 
dem im $..4. f[hon vorgefommenen Grunde, 
und Borfchläge, die Außern Staarsverhältniffe betref: 
fend, dürfen Wir, wegen dem nöthigen Miteinverftänds 
niß mit andern mächtigern teutfchen Staaten, Unferen 
getreuen Ständen nit erlauben. 

$. 47. Die, apfolyre Mehrheit der Stimmen der am 
Landtage geaenwärtigen Stände bilder einen Landtagsber 
ſchluß, welcher Sefegkraft erhält, fobald Wir ihm Uns 
ſere hochſte Genehmigung ' werden. ertheile haben. Zu 
diefem Behufer hat Unfer landesfuͤrſtlicher Commiflair, 
nach vorheriger deutlicher Erklärung des, zu berathenden 

enjtandes, die. Umfrage durch abwechſelndes Aufru⸗ 
m. eines geiſtlichen und Lines weltlichen Standes, "bet 
jenem anfangend,; zu — jede‘ einzelne Aeußerung, 
nebft den anzugebenden Beweggränden, durch den Amtss 
ſchreiber zu Protocol nehmen, das Reſultat demfelben 
kurz beifügen, zu laffen, und die ſo injtruirten Landtags⸗ 
beispläffe an Uns zu befördern. | — 


Gegeben zu Eisgrub, am 9. Nov. 1818, 
| Johann Iofeph, 
Faͤrſt und Regierer des Haufes von und zu Liechtenfteiu. 
j CL 
Theobald v. Walberg, 
erfter Hofrath des regierenden Herrn Fuͤrſten 
. von Liechtenſtein Durchlaucht. 
Johann Albert Ritter v. Oſtheim, 
V. fuͤrſtlicher Hofrath. 
Nach Sr. hochfuͤrſtlichen Durchlaucht Hoͤchſteigenem 
Se N Befehle: 
Zoſeph Freiherr v, Buſchmann, 
| fuͤrſt. Sekretaͤr. 
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40) Die übrigen teutfchen: Staaten. _ 
ur 732. 2 nat tr —— — 


7% % 
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Noch gehoͤren diejenigen teutfchen Staaten hieher, in 
welchen entweder Veraͤmd erungen in der beftehens 
den älteren Verfaſſung erfolgt; oder neue Verfafr 
fungen angefündigt und perſprochen, ober 
wirklich eingefuͤhrt worben find, doch ohne daß 
bie Urkunde derſelben hereits Öffentlich. erſchienen waͤre. 
In Hinſicht der ſtaͤndiſchen Verfaſſung in ben bei⸗ 
den Staaten der Großherzoge von Medlenburgs 
Schwerin und von Mecklenburg-Strelitz ward 
eine Modiftcation derſelben officiell durch folgende 


Bekanntmachung des Großherzogs von. Medien 
‚burg: Schwerin vom 23. Nov. 1817. 
angekündigt; i 


„Sriedrich Franz, bon Gottes Gnaden Großher— 
309 von Mecklenburg zc. Wir find in Uebereinftimmung 
mit Unferd Herrn Vetters, des regierenden —— 
von Mecklenburg⸗Strelitz koͤnigl. Hoheit und Lieb— 
den, nach Unſrer ſeit der Aufloͤſung der vormaligen 
teutſchen Reichsverfaſſung ſtets gehegten Abſicht, des 
landesvaͤterlichen Entſchluſſes geworden, ſchon jetzt, und 
bis dahin, daß von Seiten det teutſchen Bun— 
desverſammtung folcherhalb allgemein gülz 
tige Einrichtungen pereinbart und getroffen 


Bekanntmachung v. 23:MNov. 1817. 439 


werdet möchten, Unfern gerrewen Landftäns 
den befriedigende Mittel und Wege zu cröff: 
nen, um bei ftreitigen Faͤllen in Angelegen: 
heiten, welche die Landesverfaffung betref— 
fen, zur rechtlichen Entſcheidung zu gelangen. 
MNNachdem Wir nun zu ſolchem Ende durch Unſer 
Miniſterium mit. dem auf Unſern ‚Befehl abgeordneten 
Deputirten Unſerer getreuen Ritters und Landſchaft ges 
nugſame Unterhandlungen pflegen laſſen, ertheilen Wir 
darüber folgende endliche Beſtimmungen: 
) Sollte zwiſchen Uns und Unſern getreuen Lands 
= ftänden , ſey es die geſammte Ritter⸗ und Lands 
ſchaft, oder mit: einer: von beiden allein, entweder 
unmittelbar, oder bei einer ihmen landesverfaffungss 
mäßig zuftchenden Vertretung, Aber Landesverfaſ⸗ 
fung, Landesgrundgefege, ſonſtige öffentliche Vers . 
träge, die Auslegung und Anwendung derfelben, 
fo wie überhaupt beider Ausübung der landes; 
us sherslihen Gewaͤlt, eine'-WVerfchiedenheit der Ans 
i  fihten entſtehen und ein ſtreitiger Fall ſich erge: 
“benz fofoll zwar, nach wie vor, der Weg der 
Beſeitigung durch unmittelbare gärliche Unterhand⸗ 
Jungen aufrichtig, redlich und ernſthaft verfucht, 
2 am: Entftehungsfalle: aber, und ſobald ‚Unfre 
Londftände darauf antragen werden, der 
— Gegenſtand ayfı.compromilfarifhem Wege 
— zur rechtlichen Entfheivung: gebracht 
werden. sit 1 8 — 
) Die rompromiſſariſche Behoͤrde ſoll ſeyn: 

a) entweder in den Fällen, wo Wir mit Unſern Stäns 
den uͤber die Wahl diefer Gattung von Compro: 
nmiß und des Gerichts Uns vereinigen, ein eins 
> heimiſches oder: ausmwärtiges Gericht, 

welches Gericht alsdann die Sache nicht in ger 

* woͤhnlicher Prozeßform, ſondern nah Ans 

leitung der unten folgenden Beſtimmungen zu ver⸗ 

Handeln hat, jedoch mit: Beobachtung des bei Pas 

riräe der Stimmen gewöhnlichen gefeblicen Vers 
Fe fahrens; * J 

J \ 
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b) oder in dem Falle, wo Wir mit unſern Staͤnden 
Uns lieber über die Wahl der folgenden !Coms 
promißgattung vereinigen, zwei teutfhe Bun⸗ 
desfürften vefpective von Uns und Unſern 
gandfiänden erwaͤhlt, an welche Wir, dems 
nächft den Antrag richten wollen, ihren Bundess 
tagsgefandten, oder zwei. der Rechte und Staats⸗ 
fachen. kundige Männer, zur Verhandlung und 

rechtlichen Enticheidung ‚der Sache zu beftellen ; 
oder endlich 0 

e) jedesmal dann, wenn eine Vereinigung zur Wahl 
der einen ‚gder andern vorerwaͤhnten Gattung von 
Eompromiffen nicht zu ‚erreichen fehlt, nothwen⸗ 

dig ein Zufammentritt von zwei oder vier 
einheimifchen,oder auswärtigen Mäns 
nern, ohne alle Beſchraͤnkung durch Standes s 
. oder Dienfiverhältniffe derfelben, von jedem Theile 
zur Hälfte gewählt, fo, daß es von Uns niche 
nur, fondern. auh von Ynfern Landftänden in 
‚ jedem befondern Falle abhängt, die größere Ans 
zahl zu fordern , ja. auch auf der Benennung der 
doppelten Anzahl, zur Auswahl aus den gegenz 
ſeitig benannten, zu beftehen.. 
3) Die Compromißbehörde foll ftets binnen zwei Mos 
naten nah dem Dato des darauf gerichteten Ans 
trages erwaͤhlt und angeordnet ſeyn, und dic Aufs 
rechthaltung diefer Beſtimmung joll, wie es im 
Entftehungsfalle erforderlid werden möchte, auf 
desfalfigen ‚Antrag dem teutſchen Bundestage ans 
vertraue werden, — MET: 
Wenn. der eine pder der andere Theil dem ſchieds⸗ 
sichterlichen Ausipruche wider ale Erwartung nicht 
Folge leiften möge; fo foll von Seite Unſrer Landftände, 
zur Manutenenz deffelben, der Recurs an den Bundess 
tag frei bleiben, welcher Nerurs aber durch die Schiedss 
richter dafelbit angebracht werden muß, Wir Unſrer 
Seits Bringen, Kraft. Iandesherrjiher Macht, das Urs 
theil zur Vollziehung, wie Wir Uns denn überhaupt an 
‚Unfern jonftigen fürftlihen und landesherrlichen Rech— 


Bebanntmachung v. 23. Nov. 1817, 441 


ven, auch inſonderheit der im $. 527. des Landesver⸗ 


Yleiches Uns ausdiuͤcklich vorbehaltenem Zugeftändniß, 


durch vorſtehende Erklärung durchaus nichts vergeben 
haben wollen. Sollte indeffen die von Uns landesherr⸗ 
lich; angeordnet werdende Vollſtreckung, wegen Mißdeus 
tung oder Dunkelheit des Erkenntniffes, von Unfern 
Sandftänden für zu weitgreifend erachtet werden; 
fo ſoll ihnen vorbehalten bleiben, bei eben der Bw 
hHörde, die das Urtheil gefprohen hat, Da 
elaration oder Nemedur nachzuſuchen. Wie 
nun fämmtliche vorftchende Beftimmungen in  Betre 

des: gu: beobachtenden Kompromißverfahrens fo lange ih⸗ 
ven: Werth. und ihre. Wirkung behalten follen, als nicht, 
in Bezug auf die Aufrehthaltung. der Landesverfafuns 
gen ‚ allgemiein guͤltige Beftimmungen: auf dem teutſchen 
Bundestage. verdinbart und gertoffen- feyn werden; fo 


‚ wollen wir Unfre: Erklärung und Anordnung bei dem 


Bundestage durch Unſern accreditirten Geſandten ein⸗ 


reichen, und durch denſelbon darauf“ antragen laſſen, daß 


9 


der teutfche: Bund durch die Bundesverſamm— 
lung den Inhalt diefer Unſrer Erklärung das 
hin garantire, daß er alle Beſtimmungen derfelben, 
in welhen auf den Bundestag Bezug genommen wor— 
ben, allezeit aufrecht erhalten wolle” = 

Gegeben Schwerin,.den 23. Nob, 1817, 


J 





Nach Öffentlichen Nachrichten (Allgem. Zeit. 1819, 
Nr.--141) fol- auch Didenburg eine. landftändifche 
Berfaffung erhalten. Ad er. Zur 

Daffelbe verfprah bis zum Mai 1820 der Großs 
berzog von Heffen-Darmftadt in folgendem Paz 
tente vom 18, Febr. 1319, welches ber damalige 
Staatöminifter, Freiherr yon Lichtenberg, contrafignirt 
hatte: — re | 

„Ludwig, von Gottes Gnaden, Großherzog von 
Heffen und bei Rhein ꝛc. thun kund und zu wiffen; 
Die befonderen Verhältniffe Unfers Großherzogthums 


> 
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und.feiner einzelnen Theile haben es biaher nicht er 
übt, zur Erfüllung des 18ten Artikels der teutſchen 
undesacte, Unſern Wünfchen gemaͤß, vorzuſchreiten. 
Auch jetzt ſind mehrere Anordnungen noch nicht gehoͤrig 
vorbereitet, ‚welche, nach Unſrer reiflichen Pruͤfung, zum 


allgemeinen Wohle, theils vor einer landſtaͤndiſchen Vers 


faffung, theils gleichzeitig - eintreten, muͤſſen, und welche 
yon Uns zum Gegenſtande befondrer Vorarbeiten bereitg 
gemacht wurden. Indeſſen find dieſe Vorbereitungen ſo 
weit gediehen, um, in Uebereinſtimmung mit ihnen, nun⸗ 
mehr -ununterhrochene: Berathungen über das ‚Ganze und 
Einzelne der künftigen Verfaſſung anzuordnen, welchen 
Wir Unſern getreuen Unterthanen landesvaͤterlich zu vers 
leihen gnaͤdigſt Willens find: Wir. haben demnach an 
Ynier Staatsminifterium die noͤthigen Befehle. heute vers 
kaffen, indem Wir: gugleih verordnet: haben, daß.die 
erfte: Ständeverfammlung im Maimonate des 
tommenden Jahres 1820 in Unſerer Reſidenz 
einberufen werde, und daß eine umfaſſende 
Conſtitutionsurkunde v or dieſem Zeitpuncte 


bekannt gemacht werden ſoll wi 
Daſſelbe ward, bei dem im Großherzogthume im 
mer lauter gewordenen Verlangen nach einer Verfaſ⸗ 
ſungsurkunde, in einer officiellen Bekanntmachung des 
Staatsminiſteriums vom 17. Sept. 1819 (©. Aug, 
Zeit. 1819, Nr. 274 ©. 1095 f.) mit den Worten 
wieberhohlt: En, a 
Daß Se. Koͤnigl. Hoheit Ahr fuͤrſtliches Wort 
zwar nicht vor dem von Allerhaͤchſtdenſelben fe ſt⸗ 
geſetzten Zeitpunete, dann aber unfehlbar zu 
Jöfen wiſſen wuͤrden, und daß die Bekanntma« 
hung der Verfaſſugsurkunde, durch welche Sc, 
tönigl. Hoheit das Band der Liebe und des Vextrauens 
zwilchen Ihnen und Ihren getreuen Unterthanen auf 
‘ewige Zeiten noch fefter zu Enüpfen hofften, eine an 
semefiene Zeit vorher, und fobald es nur Ihre 
Verhältniffe zu dem teutſcheu Bunde ‚erlaubten, erfol⸗ 
gen werde - | | * u 


J 


* — 


Die uͤbrigen teutſchen Staaten. 248 
— · — — — — — 
Dagegen warb, im Nürnberger Gorrefponbenten 


4819, Nr. 81, in. Hinfiht der Befigungen des (feit 


dem am 21. Jan. 1820 verftorbenen) Landgrafen 
Friedrih Ludwig Wilhelm Chriftian von Heffens 
Homburg, die Nachricht gegeben, „der Landgraf 
habe, weil es noch Niemanden eingefallen wäre, Land⸗ 
ftände nachzufuchen, der Einführung berfelben, noch 
zur Zeit Anſtand, ‚gegeben, bis. die, benachbarten 
Länder vorangingen. Die Bond ölferung feiner Bes 
figungen, welche durch den, Wiener Gongreß vergrößert 
Wurden, umſchliett 17,200 2.200 inwenden, & 


Ir: r 7— 


Das Segrhin "Sfaunjd chweig— Wölfenbfit 
* it welchem det damalige —— von Groß⸗ 
brifaimien. (am Köni Georg 4), als Obervormund 
des minderjährigen Herzogs, um 12. Ditober 41849 
die Siande huſammientief hat, nad) Öffentlichen Nach 
richten, am 19. Januar 4820 "eine neue Verfaſ— 
f ung erhalten, bie Aber vor ihrer Bekannimachun 
nad London I und dorf ralificirt werden "mußte, 
SE ie Wird, nad) ihtem Erſcheinen, in dieſe Samm; 
Pa: aufgenömmeit werden.) Den Yarkurı der neuen 
—— hatte ber‘ Graͤf von Muͤnſter den verſam⸗ 
—— vorgelegt. Diefe! erbaͤten ſich "eine 
En zur Berathfchlagung, und. ernannten 18 Mitglie⸗ 
zur Prüfung, des Entwurfes und, zur Unterhand⸗ 
mit n ‚Regierling i wegen zu machender ‚Nbänbe: 
* and 3ilfäg & "Die Arbeitet Bauerten bis zum 
23. Dee. 18195 "die. untexzeichnung der heuen 
Urfinde geſchah ain’19. Ian, 1820. . Befannt ift von 
derſelben worden, daß fortan der bien: und meiet: 
freie Landmann 19 Deputirte zur — — 
wählen und ſenden werde, 





.. 


40 Rönigreih Galtizien 
Nach ver erften Theilung des Königreiches Polen im 
Jahre 1772 war, der damals an Deftreich gefommiene 
Theil unter dem Namen; Königreih Gallizien 


und Lodomerien in der Öfkreichifchen Staatögeogra: 
Hhie aufgeführt worden. Im ber dritten Theilung 
Polens vom Jahre 4795 erwarb, zwar Deftreich noch 
Beftgallizienz ‚allein dieſes warb im Miener Fries 
ben vom Jahre 1809 an das damalige Herzogthum 
Warſchau abgefreten, und Fam, als Beftandtheil dies 
ſes Herzogthums, nach, den. Entſcheidungen des Wie- 
ner Congreſſes im Jahre 1816, an Rußland, welches 
dem Herzogthume Warſchau ben Namen; Königreich 
‚ Polen beilegte, und biefem am 27. Nov. 1815 eine 
neue Derfaflung gab, welche ſich Th. 2. S. 48 fi, 
— RA Re: 


Dem zu dem Umfange der oͤſtreichlſchen Monardie 
gehörenden Königreihe Gallizien und Lodome—⸗ 
rien, gab ber Kaifer Franz 1. am 43. Apr. 1817 
eine neue fiändifhe Verfaſſung, worüber zwar 
Feine befondere. förmliche Urkunde, aber in der Lember⸗ 
ee Zeitung ein Actenſtuͤck mit, aiferlicher Unterfchrift 

bien, nach weldem „bei der ‚neuen Organifirung 


u 5 


der ſtaͤnwiſchen Vetfaffung it 
ge Lodomietien, der Bo 





Präfidenten: des Guberniums in: beiden Banden, dem 
 Bröipeten don Hauer, überfrdgen’ ward. "In’ dem 
Prijerihen Referipte an penfenen. BEht eb: .. 


Nachdem Wir, Uns huldreichſt ¶ bewogen ¶ geftinden 
haben, in Unſern Peer an und Lodome⸗ 
tien eine ſtaͤndiſche Verfaffuh zufolge desſen⸗ 
gen, was von“-Sr. Majeſtat d indie Jeſeph 2. im 

Sabre 1782 Gensiligt, worden HR, mie bhn fi dh 
als nothwendig darſtelltenden Ahdnderungen 
in die Wirtfambelt Tieren ‘zii laſſen: ſo haben Wit die⸗ 
ſen Unſern allergnaͤdigſten Entſchluß und die nahern 
Beſtimmungen der ſtaͤndiſchen Verfaffung Unſern getreuen 
Staͤnden mittelſt eines eigenen Reſcripts eroͤffnet, und. 
darin unter Anderm feſtgeſetzt daß eine Verſamm— 
lung der Stände in dieſen Königreidhen in 
der Regel jährlich einmal, oder, nah Erforders 
niß der Umftände, auch öfters gehalten, dann daß 
für die eurrenten fiändifhen Gefchaͤfte ein 
aus Mitgliedern aller vier Stände beſtehen— 
der Landesausſchuß errichtet werden ſoll.“ 


Das zweite, daruͤber bekannt gewordene, Actens 
ſtuͤck erſchien im Namen des Präfidenten des Guber: 
niums, Lemberg am 5. Mai 1817, und enthielt fol⸗ 
gende Beflimmungen : I | | 


„Bei dem bevorftehenden Landtage werden von den 
verfammelten Ständen die Deputirten des Landausſchuſ⸗ 
ſes gewählt, und wird auch das Amt eines Setretir⸗ 
und eines Acchivars bei jenem Ausjchuffe vergehen wer— 
den. Aus jedem der drei erfien Stände, nämlich 
dem geiftlihen, dem Herrens und Ritteritande 
werden zwei Deputirte, aus dem Stande der Städte 
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zwei De utirten der + erften ge ein 
94 ſechs, der andere auf drei Sa der D fr 
ver! Städte‘ aber anf ſtchs Sahre gewahlt werden! 
Deputirten werden folgende Gehalte genießen? "Jeder 
der zwei geiſtlichen Em 4000. fl. jährlich Jeder 
der Deputirten ae errn⸗ und Ritterſtande 2000: 
jährlich. Der fi 0 eputirte 900 fl. Jahrlich. 
den Depütittch "8 ed erſten Stände können nur" fo 
* gewählt. werden, welche zu einem dieſer drei Stände 
ven, Die ‚Candidaten um. diefe ehrenvollen Platzr 
en. bis 10. Jun. d. J. deshalb eigene: Gefuche 
n Sr. — den Deren. Praſidenten 
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12) Köntereih Boten 


Vase Deränßertingen Polen ft dem ah a 
erfuhr, wo diefes Reich, von. welchem die erſte Thei⸗ 
lung im Jahre 1772 bereits betraͤchtliche Laͤnder ge⸗ 
treunt hatte, vermittelſt der neuen Verfaſſung vom 3. 
Mai. zu einem vorjimgten politiſchen Daſeyn ſich er⸗ 
heben wollte; das iſt, mit Aufnahme der drei Eonſti⸗ 
tutionen vom Mai 1791, vom 22. Sul. 1807 und 
vom 77. Nov 4815. Th. B S.1 ff. gezeigt worden 

In Beziehung auf die neueſte, dert. Koͤnigreiche 
—* am 27. Nov, 1815, nad. deffen Einverleibung 
in Rußland vom Kaiſer Alexander gegebene, Conſtitu⸗ 
tion, berief derfelbe zum: 17. Gebr. 1847 den! erften 
polnifhen: Reihstag zuſammen. Es iſt für die 
Geſchichte der neuen Conftitutionen wichtig, einige ein⸗ 
zelne Stellen aus dem Schreiben des Kaiſers zur 
Zufammenberufung. der. polniſchen Stände, : und sau 
feiner Rede bei. Sa — ER aufzü⸗ 
nehmen. 


In dem Bufammenberufungeicheiben beißt. BEER 


„Indem Wir uUnſern Unterthanen des —— 
Polen die Conſtitution ertheilten, war es Unfre 
Hauptabſicht, ihnen die Wohlthar einer Mas 
tionalrepraͤſtutation zu ſichern; jetzt iſt es dir 
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erfte Wunſch Unſers Herzens, ihnen den Genuß der 
Freiheiten zukommen zu laſſen, die dieſe Vers. 
faffung verbuͤrgt. — — Senatoren, Landboten und 
Deputirte! Langmwieriges Ungluͤck Iaftete auf Polen; 
ſchreckliche Miederlagen haben euer Vaterland verheertz 
aber eure Vereinigung mit einem brüderlihen Volke, 
eine Vereinigung, die für die Zukunft Buͤrge eurer Eris 
ftenz ift, hat das Gewebe diejes widrigen Schickfals 
bereits zerriffen, und eine duthaus nationale Con— 
fitution, wohlthaͤtige Geſetze, eine | gemäßigte 
Sreiheit, werden endlich Die Spuren dieſer nur zu lans 
gen Stürme vertilgen. Euch, der Weisheit eurer Rath— 
k Läge,, ‚vertraut. die Conſtitutionsurkunde dieſes väterz 
—— an, in euern Schoos legt fie. dieſe aufs 
richtende Kraft nieder u c 3 
In der Rede, womit der Kaiſer am 27. Apr. 1817 
ben Reichstag der Polen eroͤffnete, heißt es 


3Repraͤſentanten des Koͤnigreichs Polen Eure Hoff 
nungen und Meine Wuͤnſche werden erfuͤllt. Das Volt; 
u deſſen Repraͤſentation ihr berufen ſeyd, er— 
— ſich endlich einer ‚nationalen Exiſtenz, verbuͤrgt 
durch Infitufionen, welche bie Zeit, reifte und ſanctio⸗ 
nirte. — — Durch die in euerm Lade vorher beſtan⸗ 
dene Organiſation iſt es moͤglich geworden, unmittelbar 
diejenige ee die ich euch gegeben Habe, in? 
dem ich die Srundfäge jener kiberalen Infbie 
eutionen in Wirkſamkeit fegte,. welde mir 
unabläßig am Herzen gelegen haben, und des 
ven Heilfamen Einfluß ich, "mit dem Beiftande 
Gottes, über all? Länder, welche die Vorſehung 
Meiner Sorgfalt anvertraute, zu verbreiten 
hoffe. Soldergefale Habe ihr Mir die Mit— 
bel dargelegt, Meinem Vaterlande zu zeigen, 
was Ich ihm Jelt-Ianger Zeit bereite, und was 
es erhalten wird, ſobald die Elemente eines fo wich— 
tigen Werkes die noͤthige Entwidelung erreicht haben 
werden. — — Die conftiturionelle Regierungs/ 
form wird nad und nah auf alle Theile der 
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Berwaltung angewendet. Die Berichtsverfaffung 
wird organifirt werden. Geſetzentwuͤrfe im Fade der 
Kivitz ſowohl, als Kriminalgeſetzgebung werden zu eurer 
Kenneniß gebracht werden. Ich hege das Vertrauen, 
daß ihr fie mie anbaltender Aufmerkfamfeit prüfen, und 
Geſetze ſchaffen werdet, beftimme, die koſtbarſten Güter 
zu verbürgen: die Sicherheit eurer Perfonen, 
die eures Eigenthums, und die Freiheit eurer 
Meinungen. — — Repräferktanten des Königreichg 
Polen! Erhebt euch zu der Höhe eurer Beftimmung. 
hr feyd berufen, Europa, das feine Blide auf euch 
heftet, ein großes Beifpiel zu schen. Beweiſet euern 
‚Brirgenoffen,;, daß die liberalen Inſtitutionen, 
deren auf immer geheiligte Grundfäße man 
mit den umſtuürzenden Lehren, die in unſern 
Tagen die gefellfchaftlide Ordnung mit eir 
wer fürdterlihen Kataſtrophe bedrohten, zu, 
verwechfeln droht, fein gefährlihes Blend 
wert ſind, fondern daß fie, mie Redlichkeit 
ins Werk gefest und vor allem mit reiner 
Abſicht nah einem erhaltenden und für die 
Menſchheit nüslihen Ziele geleitet, ſich 
vollfommen mit der Ordnung vertragen, und 
in Gemeinfchaft mit diefer die wahre Wohl 
fahre der Nationen bewirken.” 


Sritlee Pant. 29 


45) Jtalien 


Naͤchſt Teutſchland erfuhr kein Land in Europa ſeit 
ben legten dreißig Jahren eine fo völlige Umbildung 
feined ganzen älteren politifhen Syftems, als Ita= 
lien, das überhaupt, nach der Menge feiner einzel 
nen größern und kleinern Staaten, feit den Zeiten des 
Mittelalterd viel Aehnlichkeit mit Zeutfchland hatte. . 

Der Hauptflurm, welcher Italiens vormalige polis 
tifche Geftaltung traf; begann mit Bonaparte’3 fiegrei- 
chem Feldzuge im Jahre 1796. Mehrere italienifche 
Fürften mußten ihre Oppofition gegen Frankreich mit 
beträchtlihen Opfern erkaufen; fo der König von Sar: 
dinien. und der Papft. Andere Fürften verloren ihre 
gefammten italifhen Länder; fo die Häufer Eſte in 
Modena, Bourbon in Parma und Habsburg »Lothrin- 
gen in Zoffana. Der teutfche Kaifer verzichtete auf 
Mailand und Mantuaz die Republif Venedig verſchwand 
auf immer aus dem europäifchen Staatenfufteme; die 
Republifen Genua und Lucca wurden vielfach umges 
ftaltetz; der Kirchenftaat und felbft das Königreich Nea— 
pel wurden eine Zeitlang republißfanifirt. 

Allein nirgends in Europa wechfelten die innern 
und Außern politifchen Berhaltniffe, fo wie die Farben 
der verjchiebenartigen politifhen Syſteme, mehr, als 


— 
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in Italien feit dem Jahre 1796. Darauf wirkte theils 
der Wechfel des politifchen Syſtems in dem, Yıber 
Stalien mächtig gebietenden, Frankreich, theils ber 
mehrmals in und über Stalien erneuerte Kampf, bes 
fonders aber feit dern Jahre 1814 die Vernichtung der 
Weltherrſchaft Napoleons bedeutend ein. Denn feit 
diefer Zeit kehrten nicht nur die von ihm vertriebenen 
Fürften zu ihren Stammbefigungen zurüdz es wurden 
auch, bei vielen wichtigen geögraphifchen Beftimmungen 
in Hinfiht Italiens auf dem Wirner Congreffe, durch: 
gehends die feit dem Jahre 1797 in Italien eingeführs 
ten und mehrmals veranderten, neuen Gonftitutios 
nen völlig wieder äbgefchafft. 

An die Stelle derſelben traten nur im einigen ita⸗ 
lienifhen Staaten andere neue 'Yolitifche "Formen; in 
‘den meiften Staaten der Halbinfel ward durchgehend 
bas alte, vor dem Jahre 1796 -beftehende, Syſtem 
im Innern hergefteßt. 

Demungeachtet haben die in Italiens einzelnen 
Staaten eine laͤngere oder kuͤrzere Zeit hindurch beſte⸗ 
henden neuen Verfaſſungen, als Denfmäler der 
Geſchichte und der Politik, kim, zu Eu Ins 
tereffe, .ald daß fie in einer vollftändigen Sammlung 
det neueutopaͤiſchen Conſtitutionen fehlen duͤrften. 


1) Savoyen, Piemont, Sardinien. 


Der Koͤnig von Sardinien, Victor Amadeus 3, 
mußte (15. Mai 1796) im Frieden ‚mit Frankreich 
Savoyen und Nizza an die Republik Sranfreich 
Abtreten, und fein Sohn, Karl Emantel 4. (9. Der. 
4798) fogar auf Piemont eine Verzichtleiftungsur: 
kunde ausftellen, worauf ihm blos die Inſel Sard i⸗ 

gr 
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nien verblieb. Er legte am 4. Jun. 4802. die koͤnig⸗ 
liche Würde nieder, welche auf feinen Bruder, Victor 
Emanuel, überging, ‚der im Jahre 1814 von Garbi: 
nien zuruͤckkehrte, und nicht nur von den Ländern feis 
nes Haufed in Oberitalien wieder Befig nahm, fons 
dern auch, nah den-Beichlüffen des Wiener Gongrefs 
feö, den Freiſtaat Genua mit benfelben verband. 

In Savoyen, Piemont und Nizza galten, 
nach deren Einverleibung in Frankreich felbfi, die für 
Frankreich gegebenen Eonftitutionen bis zum 
Sahre 1814. — Nah der Ruͤckkehr des Königs Vic⸗ 
tor Emanuel nady Zurin, warb aber die franzöfifche 
Verfaſſung aufgehoben, und ber König regiert jeit dies 
fer Zeit ohne repräjentative Staatsformen. 


2) Genua, 


Die Republik Genua hatte bis zum Sahte 1797 
ihre ariftoßfratifhe Staatöform behauptet. Als 
aber der zwifchen Buonaparte und Deftreich zu Leoben 
(16. Apr. 1797) abgefchloffener Waffenftillftand bereits 
über das Schidfal der von Buonaparte in Oberitalien 
proclamirten neuen cisalpinifhen Republik entfchievden 
hatte; da brach auch in Genua (21. Mai 1797) die 
Gährung der bemokratifchen Parthei gegen die ariftos 
Pratifhe aus. Der franzöfifche Gefandte Faypoult 
erklärte fich für die Anfprüche ber Demokraten, und 
der Doge fah fich genöthigt, eine Deputation in dad 
Hauptquartier bed Generals Buonaparte zu fenben. 

Sp kam am 6. Juny 1797 zu Montebello bei 


Mailand eine Convention zu Stande, einerfeits vom’ 


Buonaparte und Faypoult, andrerfeit3 von den 
genuefifhen Deputirten Gambiofo, Carbonara und 
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Serra abgefhloffen, in welder die ariftofratifche 
Form des Freiftaats in eine bemofratifche "umge: 
‚wandelt, und. die Grundlage der künftigen Verfaſſung 
deſſelben feſtgeſetzt, ſo wie gleichzeitig von Buonaparte 
dem Doge ein Verzeichniß von 22 Genueſern zuge⸗ 
ſandt ward, welche die Et Resierung 
von — bilden — | iu 


D) —— der Corwenhn von Montebello 
vom 6 . Juny 1797. 


5. 4. Die Regierung der Republik Genua erklärt, 
daß die Souperginetaͤt ayf der Geſammtheit 
aller Buͤrger des genueſiſchen Gebietes beruht. 


$. 2. Die gefengebende Gewalt ſoll zweien 
—S— Raͤthen anvertraut werden, wo— 
von einer aus 300, der andere aus 150 Mitgliedern 
beſtehen wird. Die vollziehende Gewalt ſoll ei— 
"nem Senate von 12 Mitgliedern, unter dem Vorſitze 
vreined Doge,.zuftehen. Der. Doge und die Senatsren 
Aollen von deu, zwei Räthen ernannt werden. 


$.3. Jede Gemeinde fol eine Dunicipalität, 
und jeder Diftriet eine Verwaltung haben. 


. 4. Die Wahlacten zu allen obrigkeitlihen Stel— 
gen, die Abtheillung des Landes im Diftriete, der jeder 
Amts ſtelle anzuvertrauende Antheil von. Staatsgewalt, 
«die Organiſation der richterlichen Gewalt und der bewaff: 
Smeten Macht, follen von einer geſetzgebenden Koms 
miſ [ion beftimme, werden, welche den Auftrag erhals 
ten fol, die Conſtitution und alle Gefege, die jur 
Organiſi irung der Regierung gehören; zu entwerfen, wo— 
bei fie dafuͤr zu forgen hat, daß nichts gegen die 
- Satholifche. Religion verfüge, daß die von dem 
Staate verbürgten Schulden geſichert, der Freiha— 
fen der Stade Genua und die St. Georgsbank gr: 
halten, und Mansregeln getroffen werden, um, fo weit 


es die Mittel. verlassen, für den unter alt der —— 
‚Ion vorhandenen armen Edelleute zu ſorgen. Diele 
Kommilfton fol ihre Arbeit innerhalb eines Monats von - 
dem Tage ihrer erften Sitzung an endigen; 

$. 5: Da das Volt ſich wieder in feine Rechte eins 
sefegt befindet; fo it jede ‘Art von Privilegium 


und von befondrer Einrichtung, welche die. Einheit. des 
Staates unterbricht, hiermit nothwendig vernichtet. 


„= $ 6. Die. einftweili e, Regierung fol einer 
Regierungskommiſſion von 2Mitgliedern, unrer di 


Vorſitze des gegenwärtigen Doge; ennererant und den 
44. Jun. eingeſetzt werden. 


Die übrigen Artikel Sinti ben wilungelruis 
dieſer einſtweiligen Rehierumgskommifſi ion, womit ‘Im 
“eilffen und Testen" Artikel das Verſprechen verbunden 
ward, daß bie. fränfifche Republik der Repüblik Genua 
ihren Schutz, und ſelbſt den Beiſtanb ihrer Armeen 
bewilligen werde, um, falls es nothwendig ſeyn ſollte, 
die Vollziehung dieſer Artikel zu erleichtern, und das 
Gebiet der Repubfif Genua in: —— at 
zu erhalten, — 





Ob nun gleich die —8 Regierungskommiſſion 
fih mit Vorſicht und. Feſtigkeit betrug, die Abgaben 
‚verminderte, den Innungszwang und bie brüdenden 
Monopole mit Lebensmitteln aufhob; ſo erhielt ſie doch 
eine bedeutende ariſtokratiſche Parthei, zu welcher be⸗ 
ſonders die Geiſtlichkeit gehoͤrte. 

Am 14. Sept. ſollte der Entwurf der neuen Con⸗ 
ſtitution dem Volke vorgelegt werden. Ob es num 
gleich darin ausdruͤcklich hieß, daß der Staat die oͤf⸗ 
fentliche Ausuͤbung der katholiſchen Religion in ſeinen 
Schutz nehme; fo verbreiteten Doch Die _ baß 
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F die neue Conſtitution die Religion zu Grunde richte, 


und ließen deshalb einen verfaͤlſchten Entwurf derſelben 
drucken, worin es unter andern hieß: die katholiſche 


Religion wird. in der liguriſchen Republik abgeſchafft. 


‚Dies bewirkte (4. und 5. Sept.) einen Aufftand 


von 16— 17000 bewaffneten Randleuten, die vor Genua 


r 


rüdten, die Feſtungswerke befegten, und Anfangs blos 


‚bie katholiſche Religion, dann die Wiederkehr des aus⸗ 


gewanderten Adeld, und zulegt die, Wiederherftellung 


der alten Regierungsverfaffung verlangten. Diefe Mafs 
„fen, wurden aber vom. General Duphot mit den Nas 
‚»tionalgarden und 1800 Mann Linientruppen, nad) eis 


nem blutigen Gefechte, zerfprengtz; allein die neue 
Verfaffung warb erfi am 2. — 1797 dent 


Volke vorgelegt und von dieſem angenommen. Der 


Staat erhielt darin den Namen: liguriſche Repus 
blik, welcher Frankreich die innerhalb ihres Gebietes 
gelegenen Faiferlichem Lehen überließ. 


u (Diefe auf die Beftimmungen der Konvention von Mons 


tebello gegruͤndete Verfaſſung vom 2. Dee. 1797 
iſt noch nicht in extenso auszümitteln geweſen. 
Sie wird nachgeliefert werden.) 


Bei der Erneuerung bes Krieges im ‚Sabre 1799 


‚litt befonderö Das , Gebiet der liguriſchen Republik; 
denn hier behauptete ſich der, Reſt des von den Ruſſen 


und Deſtreichern aus ganz Oberitalien verdraͤngten fran⸗ 


\ zöfifchen Heeres, und, Mafjena übergab erft am 4. Juny 


1800 das ausgehungerte Genua an die Deſtreicher. 
Ob nun gleich die, Schlacht von Marengo (14. Juny 
1800) von neuem uͤber Italiens Schickſal entſchied; 
fo wogte doch der Partheienkampf mächtig in der ligu— 
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riſchen Republiß, welche im Luneviller Frieben (9. Febr, 
4801) von neuem anerkannt ward, 


Im September 1801 warb ber Republik proviforifch 
ein neuer Gonftitutionsentwurf von Paris aus mitges 
theilt, der aber nicht ind Leben trat. Vielmehr gingen 
figurifche Deputivte im Januar 1802 nah yon, wo 
ber damalige erite Conful Frankreichs Buonaparte die 
Conſulta der cisalpinifchen Republik ſprach, und ders 
felben am 26. Ian. 1802 eine neue Verfaſſung gab, 
in welcher er ald Prafident diefes Freiftaates erſchien. 
Die Jigurifchen Deputirten Eonnten nicht den erſten 
Conſul fprechenz nur der Minifter Zalleyrand verhane 
beilte mit ihnen. Wahrſcheinlich wollten fie nicht in 
bie ihnen vorgefchlagne Vereinigung ihres Staates mit 
der ci8alpinifchen Republik einwiligen, _ 


Darauf überreichte am 26, Yuny 1802 ber frangds- 
fifche Gefandte Salicetti zu Genua eine neue Con—⸗ 
flitytion, welche Buonaparte und Yalleyrand unters 
‚zeichnet hatten, und welche fich der der cisalpiniſchen 
Republik vom Jahre 1802 fehr näherte. Ob glei) 
im Moniteur jene Unterfchriften fehlten, und es darin 


hieß, Ligurien habe ſich felbft die neue Verfaſſung ges 


geben; fo fhrieb doch in Genua die Regierungskom⸗ 
miffion an das Volk; „Dem, ber Europa den Frie⸗ 
ben gab, Fam es zu, auch unferer Republif eine neue 
Geſtalt zu geben.” Doc nahm der vom erfien Eon⸗ 
ful zum Doge der ligurifchen Republik beftimmte Cats ' 
taneo (Figurifcher Gefandte zu Mailand) diefe Würde 


nicht an, am befien Stelle Girolamo Durazze 
trat. 
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Erſter Titel. 
Srundgefeg | 
4. Freiheit, Gleichheit und — — 


- find die drei großen Srundlagen der Eonftitution der ” 
zutiſchen Republik. 


2. Die Eonſtitution beſtimmt die Drganifation er 
verfchiedenen Sewalten, und die Principien der orgas 


niſchen Gefege. 


Die organifchen Gefeke können nicht verändert. wer⸗ 
den, als fünf Jahre, nachdem fie gegeben wurden. Die 
- Mopdificationen derfelben, welche man alsdann in Vor: 
« flag bringt, mülfen nach den bei der Geleggebung ger 

braͤuchlichen Formen erfalgen. 


. 3. Die Gefege beftimmen die Gegenftände, welche 
fih auf die Civil; Kriminals. und Handelsgeſetzbuͤcher 
beziehen, die Abgaben; den: Verkauf der Nationalgäter, 
die Aushebung der Lands und Marinetruppen, und die 
Dragung der Münzen; fie werden yon dem Senate der 
. Beftätigung des Volkes unterworfen, weldes repräfens 
tirt wird durch die Nationalconſulta. 


4. Die allgemeinen, auf die Geſetze gegrändeten und 
die Vollziehung derfelben bezmweckenden , Anordnungen : 


. werden duch Derrete des Senats cerlaffen. 


An dringenden und nicht vorhergefehenen Fällen, ber 
fonders wenn die öffentlihe Ruhe in Gefahr ift, kann 
der Senat, dutch zwei Drittheile der Stimmen, provi⸗ 
ſoriſch die Geſetzesvorſchlaͤge in Vollziehung bringen, - 
Die Auflagen ſind allein von diejer Verfügung ausges 
nommen. 


5. Die Anordnungen und Befehle in Angemeflens 
heit zu den Geſetzen und Decreten, die Oberaufficht über 
die Agenten, die Leistung der bewaffneten Macht, werden 
von einge Hächften Magiſtratur bil welche der Senat 
aus feiner Mitte ernannt, | 


t . 
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6. Die, Anwendung: des Geſetzes auf die Verärechen 
gegen den Staat, fo wie auf die Streitigkeiten der Buͤr— 
ger unter einander, ‚oder des Bürgers mit dem Staate, 
gehören für die, gerichtlichen Behörden, 


Zmeiter Zitel. 


Von den Corporationen, welche bei ber Ent: 
werfung und Bollziehung der Gelege cons 
curriren. 


7. Der Senat beſteht aus 30 Mitgliedern, die we— 
nigſtens ein Alter von 80 Jahren erreicht haben. 

Den Worſitz im Senate führt ein. Doge, der wenige 
ftens 40 Jahre alt ſeyn muß. 

Er theilt ſich in fünf Sectionen: die Regierung (la 
magistrature supreme); die der Juſtiz und Geſetzge⸗ 
bung; die des Innern; die des Krieges und der Ma: 
rine; die der Finanzen. 

Die Präfidenten der vier beſondern Sectionen vers 
treten zugleich die Functionen der Minifter. 

Die Regierung beftcht aus neun Mitgliedern, mit 
Inbegriff des Doge, welcher präfidive, und den Praͤſi⸗ 
denten der vier andern Sectionen. Unter den vier 
Übrigen Mitgliedern gibt es wenigſtens zwei Deputirte 
aus dem Collegium der Grundbeſitzer. 
Der Senat ernennt die Praͤſidenten und die. Mits 
< glieder jeder Sertion, Er kann fie auf den Antrag des 
Doge verändern. | 

Die Dayer der Functionen eines Doge iſt ſ * 
Jahre. 

Der Senat erneuert ſich aller zwei Jahre zum deike, 
ten Theile. 

Der. Gehalt des Doge ift 50,000 genuefilche Lire, 
der der "Mitglieder. der Regierung 9000 Lire, und der 
der uͤbrigen Senatoren 6000 Lire. 

Dieſer Artikel dient zur Grundlage fuͤr das — 
ſche Geſetz in Betreff der Regierung. 
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| s. Es ſind in der Reyublik dreh große Collegia: 


a) das Collegium der Gr undbefiger, deffen. Mit; 
= glieder -wenigftens an liegenden, in dem Kataſter 
„verzeichneten, ‚Gründen 420,000 Lire befigen mäfs 

fen. Der vierte Theil diefer Summe kann in 
Ä Snferiptionen bei der Georgenbank beſtehen; 
... b)-das Collegium der Kaufleuses « 
€) das Collegium. der Gelehr ten, gewählt aus den 
Rechtsgelehrten und aus denen, welche ſich mit 
den Wiſſenſchaften und freien Kuͤnſten 
— beſchaͤfftigen. — Die beiden erſten Collegia beſte⸗ 
u. ben jedes aus 200, das ‚Kollegium der Gelehrten 
nur aus A100) Mitgliedern, Die Mitglieder diefer 
Collegia müffen wenigitens 30 Jahre alt ſeyn. 
Geſetzlichy treten ſie aller ziei - Jahre zulammen ; 
5,3. „boch koͤnnen fie auch von dem Senate außergrdents 
lich zuſammenberufen werden, 


Ihre Sitzungen duͤrfen nicht uͤber zehn Tage dauern, 
“und Die Orte, wo ſich verſammeln, znäfjen wenigen 
swei Lieues von einander. liegen, . 

Sie: wählten die: Senatoren. Sie — drei 
—— — aus welchen der Schar: den Doge ernennt. 
Die Mitglieder. des Collegiums findi es auf Lebenszeit. 

© Aller ſechs Sahre werden diejenigen erſetzt, welche. geftors 
ben, .oder als Unwuͤrdige ausgeſchloſſen worden: find.,,; 

Ein organifhes'?&efeg Hrdnet dien Art / der 2Wahl, 
und die Eisenfgaften; welche eur‘ Wohlfahigteit etfor⸗ 

dert werden. ne‘ 

9. In jedem "Gerichtsbezirke‘,ernennen die Bather 

vage. drei Jahre eine Eonfulra; die hoͤchſtens —* 

| "Mitgliedern beftehen kann. 

E Um wahlfähig. zu feyn, muß main entweder ein Srunds 
eigenthum, oder ein bürgerliches Gewerbe beſitzen, 
wenigſtens 1000 Lire eintraͤgt, oder ein Amt mit 
Lire Einkuͤnften, oder man muß fünf Jahre Tan "Schiffer 
fapitgin gewefen feyn, ohne ſich eines Vergehens ſe ul⸗ 

dig gemacht zu haben. 


— 


den Etat ihrer 
Regierung. 
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‚ Diefe —— entwerfen ein Verzeichniß uͤber 
erichtsbarkeit, und uͤbergeben ihn der 


Sie werden, nach einem feſtgeſetzten Verhaͤltniſſe, 
Depneirte zur Mationaleonfulta, welche wenigſtens 3000 


Lire Einkünfte haben. 


Diefe Confulta fol beſtehen aus 60 bis 72 Mitglies 
dern; fie wird vom Senate zufammenberufen und vers 


tagt. Sie muß ſich jährlich werigftens einmal verfams 


mein, um das Budget anzunehmen, und die ihr vorges 
legten , Sefeßesentwürfe zu prüfen. Dieſe Entwürfe 


werden von neun! PDrocuratoren discutirt, welche die 


Eonfulta aus ihrer Mitte ernennt;. Den Vorfis führe 


an. Sprecher, welchen man für die ‚ganze Dauer der 
Sitzung wählt. | If? : 


Die Mitglieder bekommen keinen Gehalt, 

Diefer Arrifel ift die Grundlage des organifchen 
Geſetzes über die Konfulten. MET 

10. Die Eollegia ernennen aller zwei Fahre ein Syns 
dicat ans 7 Mitgliedern, welche 40 Jahre alt ſeyn, 
und wenigſtens 40,000 Lird: Eintünfte haben niäffen.: 

Diefes Syndicate kann aus wichtigen Gründen die 
Cenſur verhängen über zwei Mitglieder. des Senats, 


zwei Mitglieder der Nationalconſulta, zwei Mitglieder 


jeder mit der Gerichtsbarkeit beauftragten‘ Confulta, und 

Aber zwei Mitglieder jeder einzelnen Gerichtsſtelle. 
Die Sigung kann nicht uͤber zehn Tage dauern, 

Das Protocol ihrer Verhandlungen wird gedruckt. 
Die Eonfulta kann im Nothfalle verordnen, daß aus 


ßerordentliche Syndicate fih mit der Nechtspflege bes 
» Ihäftigen. Das Protocol ihrer. Verhandlungen wird 


gedruckt. 
Das Urtheil der Kenfur kann nur einffimmig 


ausgeſprochen· werden. Wird fie blos von der Mehrheit 


der Stimmen befchloffen; fo ift diefeg Urcheil, was die 


hoͤhern Behörden betrifft, der Nationalconſulta, mas 


die niedern anlangt, den mit der Rechtspflege beauftrag⸗ 


sen Eonfulten unterworfen. 
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Diefer Artikel it die Grundlage des organifchen 

Geſetzes Über die Cenfur. | | 
41. Das Territorium ift eingerheilt in fehs Ger 

richtsbezirke, und theilt fid) wierer in Cäntone. 

Es gibt in jedem Gerichtsbezirke einen Proveditor, 
(provediteur) welcher von der Regierung ernannt wird, 
und eine Berwaltungsjunta. : 

Dieſer Artikel dient zur Grundlage für das organis 
fhe Geſetz über die Verwaltung. 

42. Die Richter werden auf Lebenszeit ernannt. 

Es gibt für die ganze Republik einen hoͤchſten Ges 
richtshof, welcher in letzter Inſtanz Über alle Appellas 
tionen der Revifionstribunale entſcheidet. 

Diefes Tribunal nimmt alle Eaffationsgefuhe an. 

Es gibt drei Reviſionstribunale und ſechs Gerichts 
tribunale, und Cantonsrichter für die erſte Inſtanz. 

Es gibt Handelsgerichte, welche ſummariſch verfahren. 

Es gibt ein Sperialtribunal zur Entſcheidung der 
Prozeſſe, bei welchen die Nation urſpruͤnglich und direct 
intereſſirt ift' J | 

Es gibt Specialtribunale fiir militärifche Vergehungen. 

Das Geſetz kennt keine andern Tribunale an, als 

welche durch die gegenwärtige Conſtitution eingeſetzt find. 
Diefer Artikel diene zum organifchen Gefege über 
bie Rechtspflege, — 


Dritter Titel 
Allgemeine Befimmungem - 
13. Die Eatholifhe apoftolifch zrdmifche Religion. iſt 
Staatsreligion. Ä 
Die Güter, welde gegenwärtig Erzbifchöffe, Biſchoͤffe, 
Dioͤceſancapitel, Seminarien, Pfarreien und Vicgrien 
befigen, duͤrfen nicht veräußert werden. 
‚14. Das ligurifche Volk ehrt und fchäßt den’ Dans 


del. Es fol zu Genua eine Schiffswerfte feyn, und 
die Republik wird eine Marine unterhalten, welche we⸗ 


462. J Genua. 
nigftend aus 2 Schiffen von 74. Kanonen, 2 Fregatten 


und 4 Corretten beſteht. Drei Millionen find jährlich 
für die Unterhaltung der Marine beftimmt. 

Es wird eine Allgemeine Klafjifieation der Seeleute 
gemacht werden. 7 
15. Die Republik deckt ihre Ausgaben durch directe 
und indirecte Steuern, feſtgeſetzt und vertheilt durch das 
Gefeg. Der reine Ertrag aller Ausgaben muß 9 Mill. 

Lire betragen. | Ä 

Eine NRehnungstommilfion, gewählt aus der Natidr 
nalconſulta, verifieire in: — Jahre die Rechnung der 
Einnahmen und Ausgaben des Staates. | 
“ Die Regierung wird, ſobald als möglich, die Auss 
zahlung der Intereſſen der confolidirten Nationalſchuld 
ficher‘ ftellen, mit. Einfchluß der Sinferiptioneh bei der 
&t. Georgenbank. Sie lege der Conſulta einen Plan 
zur Deckung des noch nicht liquidirten Theils der. öffents, 
lichen. Schuld vor. 

416. Die Conſtitution garantiert. die buͤrgerliche 
— Ein organiſches Geſetz wird die. Form bes 
immen, wie man fich der Boͤrger verfihern und fie 
den Gerichten Übergeben kann, welche ſich eines Verbres 
chend verdächtig gemacht haben, | u 
47. Es gibt ein Nationalinftitut. in organifches 
Geſetz beftimmt feine Bildung und feine Wirkſamkeit. 

18. Die Eonftirution garantire denen, welche Natio⸗ 
nalguͤter erworben haben, den Beſitz der Güter, die am 
fie verkauft worden find. 

49. Die organifhen Gefege, welche durch gegenmwärs 
tige Conftitution feftgefegt worden find, entwirft der Se— 
mar, und werden binnen Zahresfrift befannt gemacht. 


Alein auch diefe Eonftitution ward bereits am 4: 
Dec. 1802 von neuem verändert, und zwar mit Bes 
ſtimmungen, durch welche fie fich der alten Verfaſſung 
noch mehr, alö die vom 26. Juny näherte, Nach ber: 


\ 
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jelben praͤſidirte ein auf 6 Jahre erwaͤhlter Doge in 


dem regierenden Senate von 30 Perfonen. 


Huch diefe Conſtitution vom 4. Der. 180% foll nach⸗ 
geliefert werden.) 


Was fhon laͤngſt Buonapartes Abficht geweſen 
war, ward endlich im Mai 1805 ausgeführt, wo er. 
zu Mailand ſich befand, um fib die italienifche: 
Königstrone aufzufeßen. Bei diefer Feierlichkeit 
erfhien aud der Doge Durazzo mit einer Ligurifchen 
Deputation. Allein noch ‚vor der Krönung reiſete ee 
mit drei Senatoren nach Genua zuruͤck, worauf der 
liguriſche Senat (25. Mai 1805) die Einverlei: 
bung des ligurifhen Staates in Frankreich 
beiretirte, und Napoleon am 4. Juny bdiefes Decret 
mit der Erklärung beftätigte, daß Ligurien einen ins. 
tegrirenden Theil Frankreichs bilden follte. Es 
warb in drei Departements (Genua, Montebello und 
der Apenninen) getheilt. 

In diefer Verbindung mig Frankreich blieb Ligurien 
bis nad Napoleons Verzichtleiſtung auf den franzöfis 
ſchen Thron im April 1814. Da erfchien der Lord 
Bentind am 19. Apr. 1814 in dem von den Frans 
zofen verlafienen Genua, ftelte im Namen Große 
britanniens daſelbſt die frühere erepublikanifche Vers 
faffung, wie vor ‚dem Sabre 1797, ber, und er= 


nannte zwei Drittheile des großen und Eleinen Rathes. 


Alein, während die Genuefer, geftügt auf dieſes Vers 
fprechen, der Anerkennung ihrer Wiederherftellung ent= 
gen fahen, wurde, nach den Befchlüffen des Wiener 
Congreſſes, der Freiftaat Genua, unter dem Namen 
eines Herzogthums, fo wie die vormaligen Eaifers ı 
lihen Lehen in demfelben und die Inſel Gapraja, 
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dem Koͤnige von Sardinien zugetheilt. Doch watd 
dieſe Einverleibung durch gewiffe, der Congreßacte ans 
gehängte, „Bedingungen“ gemildert, „welche als - 
Baſis der Vereinigung dei Staaten von 
Genua mit denen von Sardinien dienen fol: 
len.’ — Mit diefer Vereinigung erlofch, wie im ganz 
zen fatdinifchen Reiche, auch in Genua die repräfenta« 
tive Staatsform. 
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3) Cisalpiniſche Republik 4797); Italieniſche 
Republik (1802); Königreich Italien (1805); 
lombardiſch⸗venetianiſches Koͤnigreich (1815). 


Die Hetzogthuͤner Malland und Mantug was 
ren, als Beſtandtheile det ſpaniſchen Erbſchaft, am 
Ende des ſpaniſchen Erbfolgekrieges an Deſtreich ges 
fommen, und blieben ih deſſen Händen, bis Buonas 
"parte, hady feinen Siegen in Oberitalien im Jahre 
4796, am 20. Mai 1796 die Freiheit der Lom— 
barbei ausfptach, und Anfangs aus der Lombardei 
Die tranfpabänifche, und -aus den vom Papfte . 
eroberten Legationet, Bologna und Yerrära,- die 
cisal piniſche Republik bildete, zu welcher legten er, 
nach Aufhebung bes Waffenftillftandes mit dem Ser: 
zoge von Modena (8. Oct. 1796), Modena und 
Keggio flug. Der Papft mußte, im Frieden zu 
Zölentino (10, Febr. 1797) die drei Legationen, Bos 
logna, Ferrara und Romagna, an die neue Republik 
in der Lombardei abtreten, und der Kaijer Franz er« 
kannte in den Präliminarien zu Leoben (16. Apr. 1797) 
diefelbe als tranfpadanifche, und — nachdem fie am 
29. Suny 1797 von Buonaparte ihre erſte Verfafz 
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fung erhalten hatte — im Frieden zu Campo For⸗ 
mio (17: Oct. 1797): ald ci s alpiniſche Republik 
an; Diefe Republik ward aus den Provinzen Mailand, 
Mantua, Modena, Reggio, Maſſa, Carrara, Bologna, 
Serrara, Romagna, Bergamo, Breſcia, Crema, Velt⸗ 
lin, Cleven und Bormio gebildet. Die erſte Gone 
ſtitution derſelben *) war ein Nachbild der frangoͤſi⸗ 
ſchen vom Jahre 1797, und in berfelben das demo⸗ 
kratiſche Prinzip, wie in jener, vorherrſchend. An 
ber Spiße derſelben ſtand die Erklärung der: Rechte, 
und Pflichten. des Menfhen und Bürgers. di ‚> 

Es ward! für «die vollziehende Gewalt ein tDirea 
torium :von,fünf Mitgliedern; und fuͤr die geſetzge⸗ 
bende Gewalt ein Rath der Alten von 40 bis 60 
und ein großer Rath von 80 bis 120 Mitgliedern 
eingefetzt — Allein kaum warsber Stiftvr dieſes Freis 
ftnates. nach Xegypten abgegangenyisatsder franzöfis‘ 
ſche Geſandte Troudée am: 30,” Aug. 1798:. weſentiiche 
Veraͤnderungen in der Verfaſſung deſſelben vornahm, 
und einen neuen Conſtitutionsentwurf vorlegte. Ex 
erfläite in feinem, Schreiben au beide Räthe: ‚Eisalpis 
niens ABergl::Poffelts allgem; Seit. 1798, bie - 
Nummer:, vom 19.1Sept.): „Eine: Gofiftitution, bie zu’ 
oft: verlegt‘ ward, um noch ‚einige: Kraftiszu' behaupten 
und um: bie Rechte ber: Bürger zu fihern, eine Regie: 
rung ohne Mittel; gleich ohnmädtig das Gute zu 
thun, und das Böfe zu verhindern; eine verderbliche 
und übel verftandene Verwaltung; ein fir nichts zu 
rechnender und aͤußerſt Boftfpieliger Militaͤrſtand; die 
Finanzen in einem‘fchauderhaftenWerfallez'teine repu⸗ 
blifanifchen Satzungen, kein Öffentlicher Unterricht, kein 
Zuſammenhang, keine Einfoͤrmigkeit in den Civilge⸗ 


*) ſoll nachgeliefert werden. 
Dritter Baͤnd. 30 


r 
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ſetzen; ; allerwaͤrts Mangel an Subordination, Sorglo⸗ 


ſigkeit, unbeſtrafte Vergeudungen: kurz, die voll⸗ 


ſtaͤndigſte und entſetzlichſte Anarchie.“ So ſchilderte 
Trouvé den Zuſtand Cisalpiniens. ‚Frankreich, ſagte 
er, habe dies mit Schrecken geſehen, dabei aber ge⸗ 
wuͤnſcht, daß die geſetzgebenden Raͤthe Cisalpiniens 
ſelbſt die Mittel der Rettung anwenden moͤchten. Des⸗ 
halb habe er (Trouvé) dieſe bei ſich verſammelt, und. 
fi begnügt, ihnen Rath: zu ertheilen. Weil fie. aber: 
fich nicht: hinlaͤnglich bevollmädhtigt.:geglaubt , und biei 
Ehre, ihr Vaterland zu retten, : von ſich gewiefen Hits: 
ten; ſo? wolle er nun. mit. ‚ber cisalpiniſchen Tonftitus | 
tion, Regierung, Geſetzgebung und — — 


er ee 


: Diefe —— va: Beminberung der Deintien 
ten und der Departemente, in ber . Drganifirumg und 
innetn Polizeb der geſetzgebenden Räthe; in der Orgds' 
niſirung der Gerichtshoͤfe, in der Zahlung einer Bei⸗ 
ſteuer als Bedingung des Buͤrgerrechts, in ſtrengeren 
Bedingungen bei Ertheilung des Buͤrgerrechts an Aus— 
laͤnder, in weniger haͤufigen Wahlen, Und in ber Bex: 
ſchraͤnkung der Wolksgeſellſchaften und der Tagesblaͤt⸗ 
ter. Er erklärte; die bisherige Conſtitution Lvom 29. 
Jun. 1797) ſey nur eine Art:won.milttärifcher: 


Anordnung, und von der Nation! auf keine Weiſe, 


weder durch unmittelbane Annahme, noch durch Ernen⸗ 
nung zu; den öffentlichen. Aemtern, fanctionirt gemwea! 
fen. — Der Rath der Juͤngern zu Mailand. machte: 
daher, in einem Schreiben an ben Rath der Alten, 


. biefe Veraͤnderungen bekannt und erklaͤrte die neue 


Conſtitution fuͤr das Grundgeſetz der Republik. ie 


die re Zeit: am ang. Orte.) 
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Allein nach wenigen Wochen veränderte ber franz 
zoͤſiſche Obergeneral der italienifchen Armee, Brune, 
am 19. Oct. 1798 von neuem bie Einrichtungen des 
Trouvé, indem er verfchiedene Mitglieder der gefegges 
benden Räthe und des Vollziehungsdirectoriums abſetzte, 
und andere an beren Stelle ernannte. Doc) diefen 
Schritt Brune's deſavourte das franzoͤſiſche Directo⸗ 
rium officiell, nit des Directors Treilhard Unter: 


ſchrift. (Vergl. Allg. Zeit: 4 1758, vom 26. Dec.) 


Der frangoͤſiſche Regierungskommiſſair Rivand erließ 
beöhalb (S. ebendaſelbſt) eine Protlamation an daß” 
clsalpiniſche Bolk, in welcher es heißt: „daß bie franz 
zoͤſiſche Regierung zwar die Maͤngel der erſten cisalpi⸗ 
niſchen Conſtitution eingefehen und gewuͤnſcht habe, daß 
dieſe Maͤngel ohne Erſchuͤtterungen und Unruhen haͤte 
ten abgeaͤndert werden moͤgen; daß fie aber die Bes 
rechnungen einiger Maͤnner nicht billige, welche mit 
weniger Eifer nach der Vervollkommnung der cisalpi⸗ 
niſchen Regierung, als darnach, ſelbſt zu regieren, 
getrachtet/ und die Gewalt der Kriegsmacht dabei ges 
mißbraucht Hätten. "Darauf fuhr er fort: „Ihr ſollt 
wnabhängtg und feet ſeyn; das iſt der Wunſch der 
Natur; das iſt der Wunſch des franzoͤſiſchen Volkes. 
Ihr ſollt in Ruͤckſicht auf die Grundgefeke eurer Re⸗ 
publif das Recht ausüben, welches a eure Souve⸗ 
rainetaͤt ertheilt 0. 0 

Die neue Geftaltung Gisälginiend ward aher durch 


den im Fruͤhjahre 1799 zwiſchen Oeſtreich und Frank⸗ 
reich beginnenden Krieg verhindert. Die cisalpiniſche 


Republik ward bei den Siegen der Oeſtreicher und 

Ruſſen in Oberitalien bid-zum Siege Buonaparte's 

bei Marengo (14. Jun. 1800) aufgehoben. Nach 

biefem Siege gab der damalige erfte Conſul Frank 
80 * 


4 
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reichs der erneuerten Republik (18. Jun.) eine provi⸗ 
ſoriſche Regierung. Sie ward (9. Febr. 1801) im Luͤ⸗. 
neviller Frieden von neuem anerkannt von Deftreich, 
und der Thalweg ber Etfch ihre Grenze gegen bie 
Grenzen Deſtreichs in Stalien. | 


Darauf verfammelte der — Conſul eine PER 
confulta derfelben von. 450. Perfonen (29 Biſchoͤffe, 
33 Pfarrer, 46 Rechtögelehrte, 31 Gelehrte, 31 Kaufs; 
- Teute, 12 Departementsadminiftratoren, 40 Städtedes 
putirte, 48 von der Nationalgarbe, 27 von den Linien⸗ 
truppen, 150 Notabeln, 6 von dem Regierungsaus⸗ 
fchuffe, und 34 von ber bisherigen proyiſoriſchen Con⸗ 
fulta) im December 1801 zu Lyon, wo am 28. Jan. 
41802 die neue Conflitution der nunmehrigen itas 
lienifhen Republif ausgefprochen, - und der erſte 
Eonful zu ihrem Präfidenten ernannt ward. :, Ent: 
ſchieden behauptete. diefe Conftitution in ihren drei 
Bahlcollegien: der Grundeigenthümer, ber, 
Gelehrten, und ber Kauflemte..eine weſentliche 
Verfchiedenheit und einen bebeutenben - Vorzug vor ber 
franzöfifchen Conftitution vom Jahre: 1799, und nicht 
ohne Grund war die Meinung, daß. man in dieſer 
italienifchen Conftitution einen Verſuch ‚machen wollte, 
ber, wenn er gelänge, auch auf. Frankreich uͤbergetra⸗ 
gen werden Eönnte. Entfchieden gehört: dieſe Conſti⸗ 
tution im Ganzen zu ben beflen. ber neuern Zeit, 
wenn gleich ihr politifcher Charakter theild aus der da⸗ 
maligen Stellung Cisalpiniens zu Franfreih, theils, 
aus der individuellen Denkart des damaligen RER. 
.. zunächft. erklärt werden muß. 
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Erſter Zitel. 

7 Bon ber italienifhen Republik. 

1. Die roͤmiſch-katholiſche apoftolifhe Re 
ligion iſt die Staatsreligion. | 

2. Die Souverainerät beruht auf der Geſammtheit 
der Bürger. er BE 

3. Das Gebiet der Republik wird in Departemente, 
Diſtricte und Gemeinden eingetheilt. 


Zweiter Titel. 
Bon dem Bürgerredt. 


4. Jeder von einem cisdlpinifhen Vater geborne, und 
auf dem Gebiete der Republik wohnhafte Mann mird 
bei feiner Volljährigkeie der Bürgerrechte theilhaftig. 

5. Des nämlihen Rechts wird jeder Fremde theils 
haftig, der, im Befige eines Grundeigenthums, oder, eis 
nes Snduftries oder eines Handelsetabliffements auf dem 


- Gebiete der -Republit, 7 Jahre nach einander fid in 


derfelben aufschalten, und erklärt hat, daß er cisalpis 
nifher Bürger feyn will. ‚ 
6. Unabhängig von der Bedingung des Aufenthalts, 
bewillige das Geſetz die Naturalifation auch denjenigen, 
die fih über ein beträchtliches Eigenchum auf dem Ges 
biete der Republik, oder über- cine Ausgezeichnete Ges’ 
ſchicklichkeit in den Wiffenfhaften und Känjten, die blos 
mechanischen Künfte mit eingefchloffen, oder über- der 
Republik geleiftere wichtige Dienfte gehörig ausmweifen 
koͤnnen. | 
...7. Die älteren Naturalifationen find erft dann guͤl⸗ 
tig, wenn fie mit vorftchenden Bedingungen uͤbereinſtim⸗ 
mend befunden worden find. J 
8 . Das Geſetz beſtimmt die Zeit der Minderjaͤhrig⸗ 
keit, den Betrag des Eigenthums, das jeder haben muß, 
um des Namens nnd der Rechte eines Bürgers theit 


% 
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haftig zu ſeyn, und endlich die — burch welche 
die buͤrgerlichen Rechte ſuspendirt werden, oder —— 
gehen. 

9. Es beſtimmt gleichfalls die Verfertigung eines buͤr⸗ 
gerlichen Regiſters. Blos die darin eingeſchriebenen Baͤr⸗ 
ger ſind zu conſtitutionellen Stellen waͤhlbar. 


Dritter Titel 
Bon den Collegien 


10. Drei Wahleollegien, nämlih das Collegium der 
Srundeigenthämer, das der Gelehrten, und das 
der Handelsieute, find das erſte Organ der Natios 
nalfoıverainetät. 


14, Auf die Einladung der Regierung verfammein 
ſich die Collegien wenigftens einmal alle zwei Jahre, um 
ihre Zahl zu ergänzen, und um die Mitglieder der 
Staats:Confulta, des gefeßgehenden Körpers, der Revi— 
fions: und Gaffationsgerichte, und die Rechnungs, Koms 
‚ miffarien zu ernennen, Ihre Sitzung kann nicht über 

vierzehn Tage dauern. 

12. Sie berathſchlagen ohne Discuffion, und durch 
geheime Stimmenablegung. 

13. Die Sitzung eines Collegiums iſt nur in ſofern 
guͤltig, als. ein Drittheil aller Mitglieder anweſend iſt. 
44. Bei jeder ordentlichen Sigung der Collegien übers ' 
weicht die Regierung einem jeden derfelben das Verzeich⸗ 
niß der erledigten Stellen, und Nachweiſungen in Bes 
tief der zu machenden Ernennungen. Die Collegien 
konnen die ſchriftlichen Anfuhungen derjenigen, welde 
beſtimmte Anfprüce um aufgenommen zu werden ans 
führen, geradezu annehmen, 

15. Sie beftätigen oder verwerfen bie Denunclatler 
nen, welche nad den Artiteln 109, 144 und 114, au 
fie gelangen. 

16. Sie entſcheiden uͤber die Conſtitutionsartikel, wel⸗ 
che ihnen von dem Staatsrathe vorgeſchlagen werden. 
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47. Die "Mitglieder eines. jeden Collegiums muͤſſen 
wenigitend dreißig Jahre or feyn: fie werden‘ af les 
benslang gewählt. 

48. Jedoch Höre man auf, Mitglied eines ſolchen 

Collegiums zu feyn: 
4) durch gefeklih ertwiefenen betruͤgeriſchen Bankerot: 
9) durch eine ohne vechtmäßige Urfache verlängerte, 
und während drei auf einander folgender Siguns 
gen des Collegiums, wovon man Mitglied iſt, 
| dauernde Abweienheit; 

3) durch eine, ohne Genehmigung ber Regierung ges 
ſchehene, Annahme eines Dienſtes bei einer frem— 
den Macht; -» 

4) durch die Fortdaner der Abweſenheit aus der Re⸗ 

publik, ſechs Monate nachdem man auf geſebliche 
Weiſe zuruͤckberufen worden iſt; 

8) durch alle die Urſachen, welche das Buͤrgerrecht 

verlieren machen. 

19. Jedes Collegium uͤbergibt, ehe es ſich trennt, 

das Protocoll ſeiner Sitzung der naͤchſtfolgenden Sr: 

n: 

Vierter Titel. - 

Vom Eollegium der Grundeigenthamer. 


20. Das Collegium der Grundeigenthuͤmer (Possi- 
ae) beficht aus 300 Bürgern, welche: aus allen. Eis 
‚genthümern in der Republik auserwählt werden, die, am 
Jiegenden Gründen, cin. jährlihes Einfommen von mes 
nigftens 6000. (Mailänder) Lire *) haben, Ihr Vers 
‚fammlungsort, während, der erſten - zehn Jahre, iſt 
Mailand. 

21. Jedes Departement hat das Recht, in dem Col⸗ 
legium der Grundelgenthuͤmer wenigſtens eben fo viele 
Mitglieder zu haben, als die Bevoͤlkerungszahl angdt: 
Eines auf dreißigtaufend Menſchen gerechnet. 


2) Ein Mailänder Lire betragt ehngefäbr zı ıf2 Kreuzer 
| RERREN 


⸗ 
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22. Wenn ſich in einem Departement keine hinrei⸗ 
hend große Anzahl von Bürgern beſindet, welche das 
nach dem 20. Artikel erfgrdeilihe Vermögen befisen : fo 
wird Diefe Zahl aus -einem viermal fo großen Verzeich⸗ 

niß der größten Eigenthümer des Departements ergänzt. 
.» 23. Bei jeder - Sigung ergänzt fich "dies Collegium 
felöft, nach dem Verzeichniß des Grundeigenthums, wels 
ches es das Recht hat von der Regierung zu verlangen. 
2AA. Es wählt. aus feiner Mitte 9 Mitglieder, aus 

welchen die Kenfur beftehen foll, e j 
. 25. Es macht, nach der Stimmenmehrheit, ein dreis 
Faches Verzeihniß zur Wahl derjenigen Staatsbeainten, 
welche im 11. Artikel bemerkt find, und überreicht fols 
ches der -Eenfur. - 0.0... I 


N, 


Fuͤnfter Zitel 
0 Wom Kollegium der Gelehrten. 


26. Das Kollegium der Gelehrten MDotti) beftcht 
aus 200 Buͤrgern, die unter den beruͤhmteſten Maͤnnern 
aus allen Arten von Wiſſenſchaften und freien oder mer ' 
chaniſchen Künften, oder aus den durch, ihre Lehre im 

Kircchenfahen, oder durch ihre Kenntniffe in der Moral, 
in ‚der Gefeßgebung, in der Staatstunft und in der 
Staatsverwaltung ausgezeihnetften Männern erwaͤhlt 
werden. Ihr Verfammlungsort, in den erſten zehn Jah— 
von, iſt Bologna. | —— | 

27. Bei jeder Sitzung übergibt dies Collegium der 
Cenſur ein. dreifaches Verzeichniß von Bürgern, welche 
die im vorigen Artikel benaͤnnten Eigenfshaften haben, 


und nah welchem die Cenfur zu den erledigten Stellen 
ernennt. \ 


28. Es wählt aus feiner Mitte 6 Bürger, welche 
zugleich Mitglieder der Cenfur find. 

29. Es feßt, nad) relativer Stimmenmehiheit, ein 
doppeltes Verzeichniß von Männern zu. der Wahl der 


im 14. Artikel gedachten Staatsbeamten auf, und übers 
reicht e8 der "Eenfur. * 
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Sechster Titel.‘ 
Won dein Coltegium der Kaufleute, 


30. Das Eollegiim der Kaufleute (Commercianti) 
Keſteht aus 200 Bürgern, die unter den: im beſten Kre— 
bit fichenden Kaufleuten und durch die Wichtigkeit ihres 
Gewerbes ausgezeichnetften Fabrikanten gewaͤhlt werden. 
Ihr Sig iſt, während der erſten zehn Jahre, zu Brescia. 


© 31. Bei jeder Sigtung ergaͤnzt ſich dies Collegium 
ſelbſt, mit Huͤlfe der Nachweiſungen, welche es von der 
Regierung zu fordern das Recht hat. 

32. Der 28. und 29. Artikel gelten auch fuͤr dies 
Collegiunmnmn. Ja; mt | 
; Siebenter Titel: 

Von der Cenfuar 

33. Die Eenfur ift eine Commiſſion von 21 Mits 
gliedern, welhe durch die Collegien ernannt find, anf 
die Art und in den. Berhältniffen, die in den Artifeln 


24.,und 28. angegeben find. Ihr Sig if, in den ers 
fien zchn Jahren, zu Cremona, 1 32 


34. Sie verſammelt ſich nothwendiger Weife fünf 
Tage nach der Sikung der drei Eollegien. | 


. 35. Sie iſt nicht länger als zchn Tage verfammelt, 
und ihre Sigungen find nur in foferm gültig, als 17 
- Mitglieder anmwefend find. er g 


36. Nach den von den Collegien eingeſchickten Vers 
eichniffen ernennt fie zu den conftitutionsmäßigen, im 
Artikel 41. angezeigten, Staatsämtern, nach der abſo— 
Iuten Stimmenmehrheit. 


37. Sie macht die Wahl der Staatsbeamten fund, 
welche nad) dar abfoluten Stimmenmehrheit durch die 
drei Kollegien ernannt worden find. _ | > 


38. Sie ernennt zu den erledigten Stellen in dem 
Collegium der ‚Gelehrten, dem 27. Artikel gemäß. 


4 


AM: mn allen. „7... 


39. Sie muß. die Ernennungen, welche ihr durd die 
Eonftitution anvertraut find, in dem für ihre Sitzungen 
feftgefegten Zeittaum vollenden. | 
40. Sie übe die Verrihtungen aus, welche ihe durch 
die Conftitution, nach den Artikeln 4109, 411 und 114, | 
übertragen find. | 

41. Die Eenfur wird bei jeder ordentlichen oder außer⸗ 
ordentlichen Sitzung der Waͤhlercollegien erneuert: 
42. Die Acten der Cenſur muͤſſen den Collegien in 
ihrer naͤchſtfolgenden Sitzung vorgelegt werden. 


Achter Titel. 
Von der Regierung. 


43. Die Regierung ift einem Praͤſ Idente n, einem 
Vicepräfidentenm, “einem Staatsrath, Minis 
fern und einem Geſetzgebungsrath, nach den einer 
jeden Stelle zuäetheilten DBefugniffen, anvertraut. 
"44. Der Präfident bleibt zehn Jahre im Amt, 
und kann unbeſtimmt wieder gewählt werden. 

44. Der- Präfidene: gibt die erfte Anregung zu allen 
Geſetzen, gemäß dem Artikel 76. 

46. Er bat ebenfalls die Initiative aller dipfomatis 
Shen Unterhandlungen. 

47. Ihm iſt ausſchließlich die Vollziehungegewalt auf⸗ 
getragen, welche er mittelſt der Miniſter ausuͤbt. 

48. Er ernennt die Miniſter, die Eivils und dipfos 

matifhen Agenten, die Oberbefehlshaber der Armee umd 
die Generale. Das Geſetz beftimme die Befoͤrderungs— 
weiſe der Dffiriere von niederm Grad, 
409. Er ernennt den Birepräfidenten, welcher, 
in feiner Abweſenheit, feinen Plag im Staatsrath eins 
nimmt, und ihn in allen Theilen, welche er ihm anverz 
trauen will, verräfentirt. Iſt cr einmal ernannt; ſo 
Tann ihm während der Präfidentfchaft deifen, der ihn - 
ernannt hat, die Stelle nicht genommen werden. 

50. In alfen Fällen, da die Präfidentenftölle erle— 
digt wird, iſt folhe in allen ihren Befugniffen von dem 
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Bleepraͤſidenten fo lange zu verfehen, bis ein neuer weis 
ſident gewählt ſeyn wird. 

51. Die Staatsfiegel find dem Mräfidenten * 
traut. Ein Staatsſekretaͤr, den er waͤhlt, und welcher 
Rang eines Raths hat, muß, bei ſeiner perſoͤnlichen 
Verantwortung, ihm innerhalb:drei Tagen die von dem 
Geſetzgebungscorps fanctionirten Geſetze vorlegen, das 
Staatsjiegel darauf drüäden, und fie fund maden... 
52%. Eben diefer Staatsfekretär contrafignirt die Uns : 
terzeichnung des Praͤſidenten, und * * ——— 
Regiſter uͤber ſeine Erlaſſe. 


53. Der Gehalt “des Präfidenten if 500,000 Mair 


länder. Lire; des. des Virepräfidenten iſt 100,000 gedads 
ver Lire. 


—— Litel. — 
Bom Staartsrarth. 


54. Der Regierungss oder Staatsrath ( Consulta 
-di Governo) beſteht aus 8 Bürgern, die wenigſtens 
‚40 Jahre alt, von den. Collegien auf Lebenslang gewaͤ y 
und durch wichtige Dienfte, die fie zuvor fchon dem 
‚terlande. geleiftet haben, ausgezeichnet ſeyn mäffen. 
55. Der Präfidene führe in dein Staatsrath den 
| Korfis. Ein Mitglied diefes Raths, den der Präfident 
aus demfelben erwählt, ift Minifter der auswärtigen An⸗ 
‚gelegenheiten. Diefer führt, -in Abweſenheit des Drift is 
denten, den Vorfig im Staatsragh. 

56. Der Sfratsrath hat befonders: den Auftrag, die 
diplomatiſchen Verträge, und Alles, was auf auswaͤr— 
tige Staatsangelegenheiten Bezug hat, zu prüfen. 

57. Alle Verhaltungsbefehle in Bezug. auf Unterhands 
lungen mit auswärtigen Mächten werden in dem Staats⸗ 
varh erörtert; und die Verträge find nicht eher gültig, 
als nahdem fie von der Stimmenmehrheit des Staates 
raths bewilligt worden find. 


| 58. Wenn die Regierung, aus Gründen der Sicher⸗ 
heit für die Republik, die — irgend einer ver⸗ | 


4 


daͤchtigen Perſon anbefohlen hat; fo muß der Praͤſtdent, 

innerhalb zehn Tagen, diefelbe vor die gehörigen Ger 
richte ftellen, oder, in Betracht der befondern Umftände, 
worin fi: der Staat befindet, von dem Staatsrath ein 
Decret zu Verlängerung diefer Friſt cıhalten, welches 
von dem Präfidenten und von der Mehrheit der Miss 
‘glieder des Staatsraths unterzeichnet feyn muß. 


59. Ein gleiches Decret ift ebenfalls nothwendig, 
‘wenn es darum zu thum ift, aus der Hanpefiadt der - 
Republik irgend einen Bürger, welcher die Ruhe ders 

felben ftört, zu entfernen. i | 


60. Alle befondre Maasregeln, wozu die Befugniß 
"nicht aus dem Tert eines allgemeinen Gefeges erhellt, 
und wozu man die Gründe von der Sorge für die Sir 
cherheit des Staats hernimint, erfordern nothwendig ein 
befonders Decret des Staatsrathe. Bu 


61. Wenn die Sicherheit des Staats erfordert, daß 
‚ein Departement außerhalb, der Eonftitution gefeßt wer⸗ 
de, oder wenn bar Aufftand irgend eines bewaffneten 
Corps, oder das Betragen irgend eines hohen Staates 
Beamten, ‚eine außerordentlihe Maasregel zum Wohl des 
Staats erforderte; fo muß die Vollmacht dazu zuvor 
durch ein Decret des, Staatsrachs ertheilt worden feyn. 
62. Jedes Decret des Staatsraths gilt immer nur 
allein von dem, hefondern Fall, der cd veranlaßt hat. 
63. Der Praͤſident gibt ausſchließlich die erfte Anz 
regung zu allen Gefchäften, die im Staatsrath vorge 
tragen werden; und feine Stimme giebt den Ausſchlag 
in allen Berathſchlagungen. | 


64. In dem Fall, daß die Präfidentenftelle durch 


Ablauf der gefeglichen Zeit, oder durch freiwillige Nies. 


derlegung, oder duch Tod erledige mird, erwaͤhlt der 
Staatsrath wieder einen Präfidenten durch abfolute Stim⸗ 
menmehrheit, und zwar innerhalb acht und vierzig Stun— 
den, fo daß er nicht auseinander gehen darf, ohne die . 
Wahl vollender zu haben, Der Vicepraͤſident führe bei 
dieſer Sitzung den Vorſitz Rate des Präfidenten. 


— 


’ . 
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6. Der Gehalt der Mitglieder des Staatsraths iſt 
30,000. Lire. : N “458% > 3. TI TE EN 7 
| BSehnter Titel. 0 
Von den Miniſtern. “ii 
66. Die Minifter werden von dem Präflpentenlärzs - 
wählt, welcher ‚fie auch wieder entlaffen tan. . -: .: 
- 67. Die Regierung kann einen Dberrichter dee 
Nation ernennen, welcher von Rechtswegen Fuftizmis 
nifter iſt. Er wird von dem ‚Präfidenten ernannk“ 
kann aber feine Stelle nur. durch freiwillige Niederle 
gung derſelben, ‚oder duch DVerurtheilung ‚verlieren. a 
6s. Dem Oberrihter kommt befonders zit - 
4) über die Art des Gefchäftsgangs in den Geri 
höfen .befondre Anordnungen zu. treffen; 


2) einen, Richter, dev nachlaͤßig it, oder der ſich nice, 
r t, auf ein 


halbes Jahr lang ‚von. der ; Ausübung des Amts 


178 


f 


der Würde feines Amts gemäß beträg 


fufpendiren zu koͤnnen; 
3) das Recht, den VBorfig Mn’ dem Kaſſationsgerichte 
mit einer Äberwiegenden Stimme; zu führen, wenn 
‚Ihn die Regierung\dagu auffordert. ee Wog 
69. Wenn die Regierung es dienlich findet, - einen 
Staatsfckrerär ‚für die Juſtiz zu ernennen, und ihm; dies 
Fach anzuvertrauen; fo behält. zwar der Oberrichter fei, 
nen Titel, Hört aber auf, die Amtsverrichtungen zu ver⸗ 
‚walten. Der Staatsfetretär für die Juſtiz verwaltet 
alsdann die Berrichtungen des Zuftigminifters,; ohne: der 
Vorzüge des DOberrichters zu genießen. 
‚ .u.70. Der ‚Minifter der auswärtigen Verhälts, 
niſſe wird nochwendig aus den Mitgliedern des Staats 
8 genommen, nad) der Wahl des Präfidenten, wel; 
er ihn ernennt, und .nac feinem Gutduͤnken wieder 
abſetzt. | | | 
71. Ein Minifter ift befonders mit der Verwaltung 
des Öffentlihen Schages beauftragt. Er wacht 
über die Einnahmen, verordnet die Geldverfendungen _ 


\ 


Keen . 2% 


und die Bezahlungen, welche durch das Geſetz gehchr 
migt find. Aber er kann keine Bezahlung gefasten,al® 
4) kraft eines Geſetzes, und nicht uͤber die zu einem 
beſtimmten Gegenſtand der Ausgabe beſonders ans 
gewieſenen Fonds hinaus, 26 — 
MDauf elnen Beſchluß der Regierung, und 
3) laut einer Anweiſung eines Minifterg; >" him 
wu. V F me 8 „re i 44 vs C 23 
72. Er muß, unter feiner eignen Veraßtwwortlichtkeit, 
von jedem Jahre, die Generalrechnung des oͤffentlichen 
Schatzes den Commiſſarlen der Oberrechenkammer, in 
SE — 
73. Sehr Minifter muß in jedem a re, die fpezis“ 
fetsen , von IM iitergehneten, "Bttuingn feiner 
age Ar, nahe gen Jer 
4, Keine Acte der Regierung kalin Gültigkeit has 


sin, wenn · ſe nicht, don’ einem Miniſter unterzeichnet ft. 
Bulle Bid.enr. Eilfter Titel: | 2 n 
F Vom Geſetgebungsrath. 
v5, Der Geſetzgebungsrath kann aus nicht weniger 
als 10 Bürgern beſtehen, die wenigſtens dreißig Jahr 
alt ſind, von dem Praͤſidenten erwaͤhlt werden, und die 
nach. drei Jahren von ihm wieder entlaffen, werden. koͤnnen) 
76. Die. Mitglieder diefes Raths haben eine: beranhs 
ſchlagende Stimme: über die Geſetzesentivuͤrfe, die von dem" 
Praͤſidenten vorgeſchlagen worden find, And die nur durch 
abſoiute Stimmenmehrheit gutgeheißen werden: koͤnnen. 
77. Sie haben: eine rathgebende Stimme in allen 
andern Angelegenheiten, wenn der Praͤſident es für 
dienlich finder, fie um Rath zu fragemmidin or hr 
78. Ihnen ift befonders aufgetragen 2 bie Verfaſſng 
der Geſetzesentwuͤrfe; die Auseinanderlegung det Beweg⸗ 
gründe, welche die Weranlaffung dazu gegeben haben; 
die Eonferenzen mit. den Sprechern des Geſetzgebungs⸗ 
corps; und die darauf Bezug habenden Erdrterungen,“ 
den Artikeln 87 und. 88 gemäß! ua hd — 
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99, Die Miniſter· könnenwenn es der Präftdene 
verlangt; dem Geſetzgebungsrath beiwohnen. 
80. Dir Gehalt eines jeden Rathe it 20,000 Lie. 


Bwölfter Titel. J 
Vom geſetzgebenden Körper. Br 39 
% 84. Der gefengchende Körper beſteht aus: 75: Mit ⸗ 
gliedern, die wenigftens‘ dreißig Jahre akt find. Das 
Geſetz beftimmt die Zahl der Mitglieder, welche: dazu 
aus jedem : Departement gewählt werden ſollen, nach 
Verhaͤltniß der, Bevoͤlterung. Die Hälfte: gum . wenigr 
ſten muß; außgrhalb, des. Kollesiums genommen, werden. 
82. Er erneuert ſich alle zwei Jahrs zum dritten; 
Theil. Dev Abgang. 3255 ‚zweiten, Drit⸗ 
eils wird durch ‚das ‚Long beſtimmt dachher wird 
ge durch IE — —— sid .. 
83. Die Regierung beruft den geſetzgebenden Koͤrper 
zuſammen, und vwertagt vdeſſen "Stänngen; dieſe dürfen 
Ar nicht „wenigen alg zwei Monate in,jedem Jahre 
währen. au, 
a Bee Kölper Faun nicht berathſhla 
geh, wenn Micht a Ah : 
zugegen iſt, die Sprecher ungerechnet. 
sDieWieglieder der Collegieh, Krd' Othätstarhe, 
des Geſettgebuh getachs und die Minifter haben das * Dr, 
den Sitzungen des gef ergebenden Koͤrpors —9 
beſonders beſtimniten Tribune beizuwehnen. 2 
86. Der geſetzgebende Körber erneſnt dus Jeiner 
Mitte eine Kammer von Sprechern, deren Zahf Kiäpe 
weniger als 15 feyn darf. Seder von der Reglerung 
überfchiefte Geſetzesentwurf wird gedachter Sptechercoms 
aniffion: mitgetheilt. re f 
87. Diefe Eommiffion präft den Entwurf, befpriche 
ſich darüber in .der Stille mit den Raͤthen der Negies 
rung, und. legt dann dem gefeßgebenden Körper ihr Vor 
tum zur Gonchmigung oder Werwerfung des Geſetzesvor / 
Ichlags vor. nd een, 


Vbe -h$ 


9 
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88. Hierauf wird der Entwurf vor ‚dem verfammels 
ten geſetzgebenden Koͤrper von zwei Sprechern deſſelben⸗ 
und. von zwei Rathen der ‚Regierung, debattirt. 

89. Der geſetzgebende Körper berathfchlagt ohne Des 
batten mit geheimer. Abſtimmung, und nad abfolater 
Seimmenmehrpeit.;. ‚bie Sprecher en dabei feine 
Stimme, 24 

90. Die —— des Geſetzes — durch 
die Regierung, drei. Tage. * der — des se 
ſetzgebenden Körperd. «3° 1do= * 

91. Waͤhrend dieſer ne fan das —* 
al⸗ conſtitutionswidrig, klagweiſe denuncirt · werden · \? 

92. Die Denunciation hemmt einftweilch'die Kund⸗ 
machung und bie, Wirkung des Geſetzes. —— 

08, Der Gehalt der" Mitglieder des "gertägebchbäk 
Korpers iſt Moitähber, 3 ire; ener der Sprechet 
iſt 9,000 Die, | _ 
öl * aafar mus ah.” 2310 


' " — — Titel . net 
ner Ya han 


94. Die —— rn eu Hfularen Finnen 
ne Sciesst Kira abeihan welden von ihrem Urs, 
* tkann ma — en⸗ noch —2 — ſuchen. 

Auge einaüber — n-Urtbeilsfprüs 
ol ein man qe ippeil m. RT 
allein in dem Fall, wenn dtoch "Spilde einander. entge⸗ 
gen find, Statt,, 2 
86. Das ealfacian sgericht vernichtet | 
»D die Urtheilsſpruͤche ohne Appellation in denen die 
Formen verlegt find, und die cin offenbares Der, 
....fahren ‚wider. das Geſetz enthalten; a 
9) erkennt es üßer die Geſuche um Verweiſung vom 
einer Gerichtsſtelle zur andern wegen xechtmaͤßigen 
Verdachts gegen. bie oͤffentliche Sicherheit;. . 
3 enticheideg es „über die Frage der Incompetenz in 
ECEriminalfachen/ und über die ‚gegen: ein —— 
vorgebrachten Antlagacten; vv 
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4) gibt es dem Kallegien ‚die Aeten des Geſetzgebungs⸗ 
eprps oder der Regierung an, welde Anmaßung 
der richterlichen Gewalt mit fih führen, oder die 

freie Ausübung derfelben hindern. 

97. In Verbrechensfachen find peinlihe Gerichte 
Horhanden; mas die Verbrechen, welche Strafen an Leib 
oder Ehre nach ſich ziehen, betrifft, ſo läßt ein: erſtes 
Geſchwornengericht die Anklage zu, oder" verwirft fie 
wird fie zugelaffen, fo erkenne ein zweites Geſchwornen⸗ 
gericht das Verbrehen an, und bewährt es, und die 
Richter wenden ſofort das Geſetz an; von ihrem Spruche 
‚Bann man nicht appellisen. ( 

“+ 98. Das Geſetz beftimmt die Organifation, die Eoms 
petenz, die Territorials Zurisdietion, die Verrichtungen 


“ 


der Gerichtshoͤfe, und: den Gehalt der Richter. 

x ..99. Das Geſetz fegt die Organifation der Geſchwor—⸗ 
nengerichte und den Zeitpunct ihrer wirflihen Eins 
führung feſt, der nicht Über zehn Jahre verfchobenwers 
den darf. _ * ee 

400. Die Fragen, welche die Staatsverwaltung ;bes 
Preffen, find von der befondern Competenz des gefekges 
benden Raths. | 

101. Die Handlungskamm ern. ſprechen ſumma⸗ 
riſch in Handelsſachen. ee 
402, Ueber militärifche Verbrechen wird von Krieg 
säthen, dem Militaͤrgeſetzbuche gemäß,. gerichtet. - 

103. Die Mitglieder des Laffations s und dog Revi— 
fionsgevichts werden von den Eollegien ernannt; die Mits 
glieder der Appellavionsgerichte, die ordentlichen Richter 
und die Friedensrichter werden von dem Geſetzgebungs⸗ 
rath ernannt, nad den Liſten, die ihnen von den: Eaſ— 
fationss, Revifiond s und Appellationsgerichten vorgelegt 
worden find. Das Sefeg beftimmt die Verfertigung dies 
fer. Liften. . — 

104. Die Richter werden auf Lebenslang ernannt; 
fie werden nur wegen Fehler, die auf ihr Amt Bezus 
haben, und in den Gällen, wo man: das Bürgerrecht 
verliert, abgeſetzt. — SE re a 

Dritter Band. 31 


-Bierzehnter Titel. 
Kon der Verbindlichkeit der Staatsbeamten. 


4105. Die Amtsverrichtungen der Mitglieder der Cols 
Jegien und der Cenſur, des Präfidenten und des Vice—⸗ 
präjidenten der Regierung, der Meitglieder des Staates 
raths, des Geſetzgebungsraths, des Gefeggebungscorps, 
der Kammer der Sprecher, der Revifionss und Kalfas 
sionsgerichte, find Feiner, Verantwortlichkeit unterworfen. 

4106. Was perfönlihe und ſolche Verbrechen betrifft, 
die ſich nicht von.der Ausübung beſagter Aemter Herleis 
ten; fo werden die Bejchuldigten von den Verfammluns 
‚gen, zu denen fie. gehören, den dazu  befugten Amtsſtel⸗ 
den zugewieſen. Ä Ä 

4107. Die Minifter find verantwortlich: 

4) für die von ihnen unterzeichnete Arten der Res 

sierung; ze 
:. 9) für die Nichtvollziehung der Geſetze und der die 
| Staatsverwaltung betreffenden Verordnungen ; 

'8) für ertheilte ‚Hefondere Befehle, die der Conftitus 
tion und den fie handhabenden Verordnungen zus 

wider find; 
4) für Veruntrenung. der Staatseitkünfte. 

408. Die Regierung, die Kammer der Sprecher, 
das: Eaffationsgericht, ‚geben, jedes. in den ihm, zuftehens 
den Gegenftänden, die verfaffungswidrigen Handlungen 
and die Vergeuder des Staatsvermösgens den Gerichts 
höfen an. Wenn zwei Collegien erklären, daß die Ans 
gabe in Betracht gezogen zu werden verdient; jo wird 
fie der Cenſur zugewieſen. | | 
409. Nach der Erklärung der zwei: Collegien unters 
fucht die Cenſur die Klagen, verhöre die Zeugen, ladet 
die Angeklagten vor, und ſchickt ſolche, wenn fie die 
Anklage gegründet glaubt, dem Revifionsgericht zu, das 
ohne Appellation und ohne Anſpruch an Urtheils, Caffas 
tion fpricht. | | 

110. Wie audy das Urtheil ausfallen mag; fo vers 
Jiers der Beamte durch das Decret, mittelft deffen die 
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Cenſur die Anklage zulaͤßt, feine Stelle, und wird auf 
vier Sahre zu jedem ‚Öffentlihen Amt untuͤchtig. | 
411. Außer den in dem 108. und dem 109. Artikel 
vorhergeſehenen Klagefaͤllen, kann die Cenſur unmittel⸗ 
bar der Regierung zu erkennen geben, daß ein Beamter 
das Zutrauen der Nation verloren, und daß er dag 
Staarsvermögen verſchleudert habe. Diefe Mittheilung: 
iſt gehein. -..% | 

112. Die Regierung feßt entweder. den: angegebenen 
Beamten ab, oder erdffner durch eine Botſchaft an: die 
Collegien die Gründe, warum fie mit der— Cenſur nicht 
— Meinung iſt. 

443. Stimmen die Collegien der Meinung der Res 
gierung bei, fo fchreiten fie Über die Klage zur. Tagess 
ordnung; find. fie.der Meinung der Cenfur, fo. weiſen 
fie die Botſchaft der Regierung der naͤchſten Cenſur a“ 
Unterfuchung zu. 

414. Die zweite Cenſur unterſucht, nach dem Votum 
der beiden Collegien, den Grund der Anklage, verhoͤrt 
den Angeklagten und die Zeugen, und wenn fie die, Anz 
‚Mage gegränder glaubt, fo weiſt fie den Befchuldigten 
bem Revifionsgeriht zu. Diefe Zuweiſung hat die in 
dem Art. 110 angezeigten Wirkungen. 3 

115. Die Eivils und Kriminalvichter werden wegen 
Bergehungen, die ihr Amt angehen, von dem Caſſations⸗ 
gericht gleichfalls dem Revifionsgeriht zugewielen, 


Funfzehnter Titel. 
Allgemeine Verfügungen. - 


446. Die Conſtitution erkenne Beinen andern bürgers, 
lichen Unterfchied unter den Bürgern, als der von der 
Verwaltung der Öffentlichen Aemter herruͤhrt. " 

417. Kein Einwohner des cisalpinischen Gebiets darf 
in der freien Ausübung feines befonderen Gottesdienftes 
gehindert werden. 

148. Verhaftung, Er einen vorgängigen Befehl 
einer ohrigkeitlihen Stelle, die das — dazu hat, iſt 


— Italien. 


unguͤltig; es waͤre denn, daß der Delinquent auf der 
That ergriffen würde. Aber auch in dieſem Falle kann 
die Verhaftung erſt durch einen nachherigen, auf hinrei⸗ 
chende Anzeigen gegründeten, Beſchluß einer dazu bes 
fugeen Amtsftelle gültig gemacht werden. 

. 419. Die Republik erkennt ‚keine Privilegien oder 
andre Einfchränfungen des Kunftfleißes und des innern 
und aͤußern Handels, als folge, welche auf das Geſetz 
gegruͤndet find. 

120. In der ganzen Republit iſt einerlei Gewicht, 
Maas, Muͤnze, peinliches und buͤrgerliches Geſetz. Eben 
ſo muß auch Einfoͤrmigkeit in dem Grundſteueranſatz und 
in dem Syſtem des erſten oͤffentlichen Unterrichts ſeyn. 

421. Ein allgemeines Nationalinſtitut iſt beauftragt, 
Entdeefungen zu jammeln, und Künfte und Wiffenfchafs 
ten zu vervollfommnen. 

122. Eine National: Oberrechenfammer beftimme und 
bewährt die Rechnungen über die Einnahmen und -Auss 
gaben der Republit. Diefe obrigkeitliche Stelle befteht 
aus 5, durch die Collegien ernannten, Männern. Sie 
erneuert fid) dadurch, daß alle zwei Jahre ein Mitglied 
austritt; die Mitglieder find ohne Einfchränfung wieder 
erwählbar. 

123. , Das: befoldete Heer ift den. Verfügungen der 
Staatsverwaltung untergeordnet; die Nationalgarde iſt 
nur den Geſetzen untergeordnet. 

124. Die Öffentliche Gewalt ift mefentlich gehors 
chend; kein bewaffnetes Corps kann berachfchlagen. 

125. Alle Schulden und Forderungen der chemali: 
gen, Provinzen, die jetzt zur eisalpinifhen Republik ger 
hören, find von der Republik anerkannt. Das Geſetz 

beſtimmt diejenigen Anorönungen, welche die Schulden 
einzelner Gemeinden erfordern koͤnnten. 

126. Der Kaͤufer von Nationalguͤtern, wo dieſelben 
ſſch auch herſchreiben mögen, kann, fo wie er einmal 
nah einem geſetzlich getroffenen Kauf in deren Beſitz if, 
unter feinem Vorwand mehr in dem ruhigen Genuß gez 
ftört: werden; ces bleibe jedoch dem dritten reclamirenden 


\ 
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Theile unbenommen, ſich um, Entfhädigung an den oͤf⸗ 
fentlichen Schatz zu wenden. 

127. Das Geſetz weißt auf die noch nicht verkauf⸗ 
‚scn Nationalgüter die Einkünfte an, welche für die Bi: 
ſchoͤffe, ihre Kapitel, die geiftlihen. Seminarien, die 
Dfarrer und das. Baumwefen der Hauptkirchen erforders 
lich feyn mögen. Man kann die Beftimmung derfelben 
‚nicht abändern. , | 


$, N 


128, Wen nach einem Zwiſchenraum von drei Jah⸗ 


ren der Staatsrath die Verbeſſerung irgend eines Konz 


ſtitutionsartikels fuͤr noͤthig finder; fo Tchläge er folhe 


den Eollegien vor, welde darüber entfcheiden. 


Odsaniſches Gefeg über bie Geiftlichfeit 


Erſter Titel. | | 
Bon den katholiſchen Seiftliden. 
41. Die Bifhöffe der cisalpiniſchen Republik werben 


‚von ‚der Kegierung ernannt, und vom heiligen Stuhl ı 


eingefegt, mit welhem fie frei über. die geiftlichen An; 
gelegenheiten verkehren. 


2. Die Pfarrer werden, unter’ Genehmigung der 


Regierung, vom Biſchoff erwählt und eingefegt. 

Der Bifchoff kann, nahdem es das Beduͤrfniß der 
Didees erfordert, die .erledigten Pfarreien mit Coadjus 
„toren verfehen. | 

3. Der Bifcheff kann die für die geiftlihen Beduͤrf⸗ 
niffe der Völker nöthige Zahl von Geiftlihen, als Pfruͤnd⸗ 
ner, Kapellane, Legaten, anftellen. 


Zweiter Titel. 


| Geiſtliche Stiftungen, ...;. 
4. Die Grängen der Didcefen find Feiner Neuerung 
"unterworfen. Allenthalben wo fie. etwa verändert wor: 
den find, foll Aber ihre Wicderheritellung Abrede mit 
dem heiligen Stuhl getroffen werden. | | 


44 


— 
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2. Jede Didees hat ihr: Kapital, das zu einer. Mer 


tropolitans oder .... — uud, dem zufolge 
ausgeſteuert iſt. — 


— 


3. Der Beſt der — und andrer nicht ver⸗ 


kaufter geiſtlicher Pfruͤnden, welche ganz, oder zum Theil 
in Beſchlag genommen oder beſetzt worden ſind, verbleibt 
den Biſchoͤffen, Kapiteln und Pfarrern; man gibt ihnen 
die Archive und die Papiere, welche ihre gegenwaͤrtigen 
Güter und rejpectiven Aemter betreffen, zuruͤck. 


4. Jede Kathedralkirche genießt, unter der Rubrik, 
als Bauten, einen, Fond zu den nöthigen Ausbefferunz 


gen, und der — des darin zu haltenden Got⸗ 
tesdienſtes. 


5. Jede Dices hat ihr biſchofliches Sie, 

bas gehörig ausgeftenert, und zur, Erziehung der Seifts 
lichkeit beftimme it, welche, den kanoniſchen Gebraͤuchen 
gemäß, der. Gewalt des Bifchoffs anvertraut ift. 


6. Die Güter und Ausfteuern für die Bisthämer; 
Kapitel, Seminarien und Kirchenbauten,, ſollen inner⸗ 
halb drei Monaten feſtgeſetzt werden. 


7. Die Conſervatorien, Hoſpitaͤler, milde und andre 


fromme Stiftungen, werden von einem verwaltenden 


Rath der oͤffentlichen Wohlthaͤtigkeit dirigirt, von wel: 
chem der Biſchoff jedesmaliger Praͤſident iſt, wenn ſolche 
von Seiten der Biſchoͤffe eingeſetzt waren; an Orten, 
wo es keine ſolche Stiftungen gibt, ſoll der an 
immer Mitglied. der Verwaltung ſeyn. | 


8. Die Veräußerung und Sequeſtrirung der vom 
Geſetz zur Ausſteuer der Bischämer, Kapitel, Seminas 
rien und SKirchenbauten angewiejenen Güter foll nicht 
_ mehr Start finden. Die gegenwärtig von diefen Ges 
ſammtheiten und ‘von den Pfarrern befeffenen Güter fol: 
len nicht verfauft werden koͤnnen; den Individuen vor 
aufgehobenen Gefammtheiten werden durch wirk ſame Mit: 
tel die Auszahlungen der —— ae augen 
fihere werden. 


4 
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ODritter Titel. 
Kirchenzucht⸗Einrichtung. 

1. Die Kanzleien der Biſchoͤffe und ihre reſpectiven 

Archive werden beibehalten. Die noͤthigen Beamten zur 

Aufrechthaltung der Regeln ihrer Einrichtung, und der 

Disciplinar/Vorſchriften, welche eingeführt worden find, 


um die Geiftlichkeit den Zuͤchtigungen und Tanonifchen 
Strafen zu unterwerfen, werden, ihre Aemter verwalten. 


+, 2%. Der Biſchoff kann den geiftlihen Delinguenten 
zur Pönitenz in ein Seminarium oder Kloſter verweis 
fen. Iſt das Verbrechen wichtig, fo unterfagt er Pr 
die Ausäbung feines Amts, und Hält die Einfünfte feis 
ner Pfruͤnde zuräd, um die Befoldung desjenigen, wel⸗ 
cher. fie: einſtweilen verſieht, und die mit der Pfründe 
verbundenen Dienfte beforgen muß; dadınkk zu fichern. 
Wenn der Schuldige den Gehorſam verſagt; fo wendet 
fih der Bifhoff an den weltliben Arm. .  .  ..- 


3. Wenn ein Geiftlicher in der Führung feines Amts 
die Öffentlihe Ruhe, Hört; fo wird der Bilchoff requirirt, 
ihm diefelde zu unterſagen, und falls diefer nicht will; 
Fährt; fo- wendet m 
Gewalt. ” 
4: Wenn das Verbrehen eines Geiftlichen eine infa⸗ 
mirchde oder Lörperliche Strafe mit ſich bringt; fo be; 
nachrichtigt man. den. Bifchof von dem Urtheil; dieſer 
kann alsdann vor der Vollziehung des Urtheils alles thun, 
wag die, kanoniſchen Gefege in ſolchen Fällen vorſchreiben,/ 

- 5. Die Geiſtlichkeit ift aller Kriegsdienfte uͤberhoben. 
6. Alle, was zur Öffentlichen‘ Verderbniß der auten 
Sitten, zur. Kerabwärdigung des Gottesdienſtes und 
Geiſtlichen abzweckt, if verboten... 


7. Ein Pfarrer kann von keiner Gewalt gezwungen _ 
werden, in irgend einem’ Falle, wo ein kanoniſches Im⸗ 
pediment vorhanden wäre, das Sacrament der: Ehe zu 
ertheilen. un ofuche ze 


« a4 — — — —F 


ſich an die ordentliche buͤrgerliche 
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Als aber, nach der Einfhhrung der Faiferlichen Wuͤr⸗ 
de in Frankreich, auch, die italieniſche Republik in das 
Königreih Italien verwandelt, und'der m Na: 
poleon am 16. Mär 1805 von der. zu Parid verſam⸗ 
melten italieniſchen onſulta als nie von; Ita⸗ 
lien proclamirt worden. war; da beſtimmte ein * 
ſtitutionelles Statut vom 46. Maͤrz 1805: „bie 
italieniſche Krone iſt erblich in Napoleons directet 
und ehelicher, natürlicher oder adoptirter m aͤnnlicher 
Nacht ommenfchaft doch darf bios ein Buͤrger Frauk⸗ 
reichs oder des Khn reichs Italien adoptirt werden, 
Napoleon: übergibt, fi bald .die ‚fremden. Truppen Neas 
pel, die jonifchen Infeln und Malta: ‚geräumt haben, 
die erbliche Krone Italiens einem ſeiner erblichen ‚oder 
 aboptirten Söhne, von welcher Zeit‘. an die Kronen 
Frankreichs und en nie wieder auf Einem Haupte 
vereiniget werden: di Der’ König von Italien 
wird” volljährig, mit — des ‚agptjehnten Jah⸗ 
tes „Der. Code. Rapolcon wird nom; 4.,In. 1806 
an dad Geſetzbuch des Königreichs. a 

», No. wichtiger. für die Veränderung. der Berfaffung 
vom. Jahre 1802, waren. aber das zweit e ‚und befon- 
berö das: dritte ee tun 


# Erz 
* s 39% m — 


u Eonfttutiieis ©ta tu vom 2. Sitz is0s 


‚Die Staatscanfulta, er Anſicht. des conftitutionel⸗ 
Ten ‚Staus vom 16. März sale. 1 ap: 

| Erſter Titel — 
BVon der ——*— 


Die Groffährigkeit der. Könige won Stalien, HE 
auf das achtzehnte vollendete Jahr feftgefekt;: während 
der Minderjaͤhrigkeit perwaltet ein Regent die Geſchaͤfte. 


d 7 N 
R f 


er san an 


* 
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“9, Der Regent 'muß wenigſtens 25 Jahr“ alt ſeyn, 
Und in dem’ Königreich Italien refidiren. Die Frauen 
find von der Regentſchaft ausgefchloffen. en 

3. Der, König. kann unter den Prinzen des Eöniglis 
Shen Hauſes, welhe das 25ſte Jahr zurückgelegt Haben, 
den Regenten auswählen, fo wie, bei dem Mangel ders’ 
Telben, unter den Großbeatmten der Krone. | 
4. Im Fall dieſe Beftimmung. des Regenten von 
Seiten des Königs unterbliebe, wird die Regentfhaft 
dem Prinzen des Löniglihen Hauſes Übertragen, wels 
her im Grad und nach der Drdnung der Erblichkeit der 
naͤchſte ift und 25 Jahre zurüd gelegt hat. 
+5. Wenn der König keinen Megenten beftimme und 
Sein Prinz; von, dem föniglihen Haufe. 25 Jahre zuruͤck 
- gelegt hat; ſo waͤhlt der Senat (oder die Konjulta) den 
Regenten unter den Großbaamten der Krone. : 
6. Wenn, wegen der Minderjaͤhrigkeit des zur Re 
gentſchaft in der Ordnung der Erblichkeit berufenen Prin⸗ 
zen, einem entfernteren oder einem Großbeamten der 
Krone die Regentſchaft uͤbertragen wuͤrde; ſo ſetzt dieſer, 
einmal in Uebung ſtehende, ſeine Functionen ſo lange 
fort, bis der König majorenn iſt. j 

3. Die Regentſchaft übt bis zur Majorennitat des 
Königs und im Namen des minderjährigen Königs alle 
Attribute der Föniglihen Würde aus. Michts defto wer 
Niger kann der Regent zu den großen Aemtern des Reichs 
nicht ernennen, \und feine Ernennungen zu Stellen, de; 
ren’ Amtsführung auf Lebenszeit ift, find nur proviſo— 
rifh, und werden nur durch die vom Könige ein Jahr 
wach der: Majorennitaͤt ertheilte Beftätigung definitw. 

8. Der Regent ift über die Acten feiner Adminiſtra⸗ 
wion nicht perfönlich verantwortlich. — 

9. Die Regentſchaft gibt kein Recht auf die Perſon 
bes minderjährigen Königs. Ä \ 

40. Die Aufficht uͤber den minderjährigen König wird 
deffen Mutter anvertraut, und, wenn diefe nicht mehr 
lebt, dem Prinzen, der hiezu durch den Vorgänger des 
‚minderjährigen Könige beſtimmt wurde. Im Fall beide. 


| 2 | 
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fehlen follten, wird bie Aufſicht über ben minderjährigen 
König dem Großbeamten der Krone Übertragen, welcher 
der erſte iſt, in der unten im 17. Artikel beſtimmeen 
Drdnung, und die erforderten Eigenſchaften befißt. Zur 
Aufſicht über den minderjährigen König können weder 
der Regent noch deffen Descendenten erwähle werden. _ 

11. Wenn der König entweder ‚einen Regenten für 
die Minderjährigkeit, oder einen Prinzen. für die Auf 
fiht über den minderjährigen König beftimmt: "fo wird 
die in Gegenwart der Sroßbeamten der Krone gemachte 
Defignationsacte in Empfang genommen, und fogleich 
von dem Staatsfekretär dem "Senat (oder der Conſulta) 
Uberſchickt, damit fie in deren Regifter eingetragen und 
in deren Archiven niedergelegt, oder, wenn fie verfiegelt 
ift, blos nicdergelege werde. Die Defignationsacten find 
in- beiden Fällen durch den Willen des Koͤnigs widerrufr 
lid. Jede Arte der Defignation oder- der: Widerrufung 
derſelben, welche nicht in die Regiſter des Senats eins 
getragen, oder in deſſen Archiven vor dem Tode des Kö 
nigs niedergelegt wird, ift null und nichtig, 1; 


weiter Titel, j 
Bon den Großbeamten des Koͤnigreichs. 
42. Die Großbeamten des Koͤnigreichs find; 
4) Die Großbeamten der Krone naͤmlich: der Kan;z⸗ 
ler⸗Siegelbewahrer der Krone; der Groß: 
almofenier; der Oberhofmeifter; der Obers 
fämmerer; der Dberftallmeifter. i 
2) Die Minifter; aber nur fo lange als fie im 
Anmte find, un a 
8) Die Erzbifhöffe von Mailand, Ravenna, Bas 
logna und Ferrara. 
H Die Marfhälle des Reichs, die aus der 
ausgezeichnetſten Generalen gewählt werden; (ihre 
Zahl darf nie die von vier. Äberfteigen, und ce 
dürfen deren feine vor dem Fahr 1810 ernannt 
2. werden) der erſte Kapitän der koͤniglichen 
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Leibwache; der Generalinſpector der Artil⸗ 

lerie; der Generalinſpector des Genie. | 
» Schs Mitglieder des Kollegiums der 

Gäterbeſitzer, welche der König aus dehjenis 

gen 50 -derfelben wählt, die die. meiften Abgaben 

u bezahlen und Überdies fich am meiften =. Wer 
dienſte auszeichnen. 

43. Durch ein Statut, des erfien Königs von a; 
-fien, die Organifation des Pallaftes betreffend, werden, 
für den Glanz der verichiedenen Dienfte des Pallaftes, 
—— Kronbeamten ernannt, die Nachfolger des des 

Koͤnigs ſind an dieſes Statut gebunden. 

14. Die Großbeamten des Koͤnigreichs behalten, mie 
Aumat der Minifter, ihre Würden lebenslaͤnglich. 
‚Diefe Würde kann. nur Unterthanen des Koͤnigreichs 
verliehen werden. 

45. Die Großbeamren der Krone haben den Rang 
unmittelbar nach den Prinzen; fie find, vermöge ihrer 
Würde, Mitglieder des Staatsraths; fie bilden das Con⸗ 
feil des Königs, wenn dieſer fie dazu berufen will; fe 
find Mitglieder des geheimen Raths. 

16. Bier Commanderien von 36,000. mailandiſchen 
Liren jaͤhrlicher Einkuͤnfte, naͤmlich die erſte, zwiſchen 
der Seſia und der Adda, die zweite, zwiſchen der Adda 
amd der Erich, die deiste auf dem rechten Ufer des De, 
> und. die vierte zwifchen. dem Santereo und dem Rubi— 
con, find debenslänglich mit der Würde des Kanzlers 
Siegelbewahrers der Krone, des  Dberhoftmeifters, des 
Dberfämmerers und des Dberftallmeifters verbunden. 
‚Dem Großalmofenier wird ‚eine geiftlihe Pfruͤnde ver; 
lichen. Die Großbeamten der Krone genießen. nebſt dem 

4) eines auf den Schatz der Kıone, nad dem Ber: 

haͤltniſſe ihrer Antsvertichtungen in dem Palläfte, | 
angemwiefenen Gehalts: 
2) des Gehalts eines Staatsraths und eines ðenators. | 

17. Wenn durch eine Verfügung des Königs, oder 
durch irgend eine andere Urſache, ein Großbeamter. der 
Krone außer Dienſtthaͤtigkeit kommt; fo behält er * 
nen Titel, feinen Rang und, ſeine Vorrechte. 
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Dritter Titel, 
Von den Eidfhwären. 


48. In denizwei Jahren, welche feiner. Erhebung 
zum Thron oder, feiner Majorennitaͤt folgen, ſchwoͤrt 
wer. König, begleitet ‚von den ‚Großbeamten. des Reichs, 
vor Sort einen Eid auf das Evangelium; und zwar in 
Begenwart des Senats, des Staatsraths, des geſetzge⸗ 
benden Körpers, der drei Präfidenten ‚der. Wahlcollegien, 
der Erzbiſchoͤffe und Bilhöffe, des Caffationstribunals, 
des National» Rechnungsamtes und der Präfidenten der 
Reviſions- und Appellationstribunale. - / | 
49. Der Eid des Königs lauter alfo: u 
Ich ſchwoͤre, die Integrität, des Reiche. zu erhalten, 
die Staatsreligion zu reſpectiren und. vefpectiven zu 
machen; fo wie die Gleichheit dei Nechte, die pos 
litiſche und bürgerliche Freiheit, die. Unwiederrüflichs 
keit der Verkäufe der Nationalguͤter; Eeine Auflage 
gzu machen, keine Taren zu beftimmen, als in Kraft 
des Gefenes, und mit dem einzigen Wunfche.des 
Intereſſes, des Gluͤcks und des Ruhmes des itas 
lienifhen Volks zu regieren.“ 
20. Ehe der Regent: die Ausübung feiner Functios 
nen beginnt, fchwört er, begleitet von den Großbeam; 
sen. des: Reichs und in Gegenwart des Senats, des _ 
Staatsraths und ded Präfidenten des Caffationstribunals, 
vor Gott einen Eid auf das Evangelium; : Der Staats; 
fekretär nimmt über die Eidesfeiftung ein Protocoll auf. 
A. Der Eid des Regenten ift in folgenden Aus: 
druͤcken abgefaft: 3.175 0. on 
„AIch ſchwoͤre, die Staatsgeſchaͤfte nach den Conftitus 
tionen des Reihe, nach den Decreten des Senats 
und nad den Geſetzen zu verwalten, das Gebiet 
- des Königreichs in feiner Integrität, die Nechte der 
Nation umd die der. Föniglichen: Würde zu handhaz 
ben, und dem Könige im Augenblick feiner Majo: 
.ı ‚wennität getreulich die:Macht zuruͤckzugeben, deren 


Ausübung: mir- anvertraut iſt. 


/ 
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22. Die Reichs⸗Großbeamten, der Staatsſekretaͤr, 
die, Mitglieder des Senats, des Staatsraths, des ges 
feggebenden Körpers, der Wahlcollegien, alle öffentliche 
Beamten und die Dfficiere und Soldaten ‚der, Armee 
Iegen nachſtehenden Eid ab; * 

„Ich ſchwoͤre Gehorſam den Eoniruionen des Beide 

‚amd Treue dem König “ 


unterzeichnet: : Napoleon. 


"meh, Marescalchi, Caprara, Paradifl, Genareli, 
Eoftabili, Luoſi, Guicciardi. | 


D 2 Eonftitutioneles Statut. vom 5. Juny 1805. 


* Erſter Abfhnitt, ur 
Bon den Krongärern 


4. Das Kroneigenthum beficeht: ' 

4) aus dem koͤniglichen Pallafte in Mailand und der. 

| Billa Bonaparte; 

9) aus dem Pallafte von Monza und feinen Zubehös 

0, ungen; . 

3) aus dem Pallafte zu Mantua, dem Pallaſte von 
The und dem ehemaligen herzoglihen Pallafte zu 
Modena; 

4) aus einem Pallafte. in "der Nähe von Brescia und 
einem, der in der Nähe von Bologna gelegen feyn 
fol. Diefe Paläfte find. nebft den fchielichen Bus 
; Gehörungen: ungefämt zu beſtimmen. 

5) Aus dem Walde von Tieie. u 

Em Kapital von 10 Millionen Lire in Nationalguͤ⸗ 
gern wird befonders angewiefen, ſowohl zum Ankauf der 
zwei Palläfte in den Gegenden von Brescia und Bolog- 
na, als der’ erforderlihen Grundftüde zur — 
der Parke von Monza und des Ticiner Waldes. 

2. Unabhaͤngig von obigen Verfuͤgungen und ‚am 


den Glanz. des Thrones zu erhalten, liefert der dffent⸗ 


1 1:7 u 7°" 1? 


liche Schatz jährlih indie Hände des Kronſchatzmeiſters 
ichs Millionen Mailänder Lire, nämlich monatlich. eine 
halbe Million. - RE FOR u 
3. Eben fo liefert der öffentliche Schatz jährlich zwei 
Millionen, monatlid ein Zwölftheil, zum Söfde für die 
Garde des Könige, ‚welche deshalb bei dem jährlichen 
Verzeihniffe der Erforderniffe des: Kriegsminifteriums 
nicht mit in Rechnung gebracht werden darf... 
Außer diefer Leibwache wird noch cine. befondere ger 
blidet, in ‚welcher allein die Brüder, Söhne und Enkel, 
Neffen und Söhne der Neffen, und die Gefhtwifterkins 
der der Mitglieder der Kollegien, oder dieje Mitglieder 
ſelbſt, das Recht haben, aufgenommen zu werden. 

4: Die Güter und Eintünfte, welche durch obige 
Artikel der Krone angewieſen find, werden von einem 
‚Seneralintendanten verwaltet, nach den nämlicheu. Ges . 
fegen und Formen, wie die Güter und Einkünfte der 
Krone Frankreich. | 

5. Der König kann, wenn die Umftände es erfor: 
dern, der Königin auf die Eivillifte einen Wittwengehalt 
anweiſen, der in feinem Falle die Jährliche Summe von 
300,000 Lire überfteigen darf. ° a 

Die Urkunde, welche diefes Witthum beftimmt, muß 
vom Kanzler Kronfiegelbewahrer abgefaße ſeyn. 


 Bweiter Abſchnitt. 
Vom Bicefdönige _ 
G. Während der Zeit, da der Kaifer und König Na: 
poleon die italienifche Krone behält, kann er ſich durch 
einen Vicekönig vepräfentiren laffen. 
. 7. Ein Derret und, befondere Inſtructionen beſtimmen 
die Eigenichaft und Ausdehnung der Befugniffe des Wis 
cekoͤnigs. — — 
8. Ehe der Vicekoͤnig die Ausuͤbung feines Amtes bes 
ginnt, legt er dem Kaiſer und Könige folgenden Eid ab: 
Ich ſchwoͤre der Eonftitution getreu zu feyn, und 
denm Könige. zu. gehorchen, meine Amtsverrichtungen 


N 
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in der Stumde, wo ich dazu vom Könige Befehl 
erhalten ‚werde, niederzulegen, und fogleidy die mir 
anvektraute Gewalt in die Hände desjenigen zu 
übergeben, der dazu vom Könige beauftragt ſeyn 
wird.“ | eure 2° 
9. Der Vicekoͤnig muß in dem Umfang des König; 
reichs Italien wohnen. 


.: 40: "Die Kronbeamten und. die. Pallaftbeamten haben 
bei ihm eben die Verrichtungen, wie bei dem Kaifer 
und Könige, .. 


| Dritter Abſchnitt. 
Von den Eollegien '» 


44. Die Collegien der Landeigenthämer, der Gelehr⸗ 
un, der Handelsleute, verfammeln ſich abgefondert und 
auf eine Einladung des Königs, worin der Ort ihrer 
Zufammentunft bezeichnet ift, um ſich zu vervoliitändie 
gen und die Mitglieder des geſetzgebenden Raths zu ers 
nennen. 2 


12. Der Präfidene der Cenſur und die Präfidenten 
ber drei Kollegien werden vom Könige ernannt. 


13. Diejenigen Mitglieder der drei Eoflegien, welde 
im nämlicheg Departement wohnen, verfammeln fich. eins 
mal in jedem Jahre auf Zufammenberufung des Königs 
im Hauptorte zu einem Departementscollegium. 


14. Sie bilden nur eine einzige Verſammlung, worin 
die Landeigensthämer zur Rechten, die Handelsleute zur 
Linken, die Gelehrten dem Bureau gegenüber. figen, 


15. Der Präfidene wird vom Könige ernannt. 


16. Jedes Departementscollegium präfentirt die Tan; 
didaten zu den Seneralconfeils der. Departemente und 
zu ben Sriedensrichtern. Die Zahl der präfeftirten Can⸗ 
didaten iſt dreimal fo groß, als die der -Iedigen Stel: 
Ien. Die für jedes Departement ſtatt gehabten Präfen: 
sationen werden oͤffentlich bekannt gemach. 


Bierter Abſchnitt. 
Bondem Staarsrath. 


47. Der Staatsrath beſtehet: 
4) aus dem Eonfeil der Confultoren; 
2) aus dem gefeßgebenden Conſeil; 
3) aus dem der Auditoren. | ' 


- 48. Die Mitglieder Diöfer © drei 1 Coufeilh werden vom 
Könige. ernannt. 


$. 1- 
Bon dem Eonfeil der Eonfultoren. 


49. Der Eonfeil der Eonfultsren befteht aus acht 
eonfultirenden Staatsrärhen. Die Großbeamten der 
Krone haben darin Sig und Stimme, . 

20. Der Eonfeil der Confultoren erkennt auf die 
ihm von einem Minifter fraft eines Föniglihen Befehls 
gemachte Mittheilung , 

a) über Alles, was, fi entweder auf die Auslegung 
eines oder mehrerer Artikel der conftitutionelien 
Statuten, oder auf Mopdificationen bezieht, die 
mit diefen Statuten vorgenommen werden fullen ; 

b) über Friedens s, Handels: und Supbfidienverträge, 
die ihm vor der Bekanntmachung mitgetheilt werden. 

24. Der Eonfeil der Confultoren erwählt, in dem 

durch den 5. Artıfel des zweiten conftitutionellen Sta: 

tuts vorhergefehenen Falle, den Regenten unter den 

Großbeamten der .Krone. 

22. In dem durch den 41. Artikel des nämlichen 
sonftitueionellen Statuts verhergefehenen Falle wird die 
Ernennungsarte,, entweder eines Regenten für die Min: 
derjährigkeit, oder eines Prinzen zur Bewadhung eines 
minderjährigen Königs, an den Eonfeil der Conjultoren 
geſchickt, der nad Vorſchrift des beſagten Artikels ver⸗ 
faͤhrt. 

. 23. Sm Conſeil der Conſultoren führt eines ugs 

Mirglieder, das der König ernennt, den Vorſitz. 


— 


| I. 2. 
Bon 'dem gefeßgebenden Conſeil. 


24. Der Geſetzgebungsrath beſteht aus hoͤchſtens 
zwoͤlf Staatsraͤthen. 

25. Er erkennt, auf die vermoͤge eines koniglichen 
Befehls an ihn verwieſenen Berichte und Vorſchlaͤge der 
Miniſter: 

a) über alle Geſetzesvorſchlaͤge, welches auch der Ger 
genftand derfelben jeyn mag. ‘ 

: by über alle Entwürfe: von Verordnungen, die Öffents 
fihe Verwaltung, oder die Erklärung, Erlaͤu— 
terung und Auslegung diefer Werordnungen bes 
treffend. 

266. Keine Verordnung über die äffentliche Verwal⸗ 

sung kann höhere Strafen, als die der niederen Kris 

minalgerichtsbarkeit oder correctionellen Zuftiz find, feſt⸗ 
feßen. 

9. Im Gefeßgebungsrathe führt eins der Diglie 

ber deffelben, das der König: ernennt, den Bas 


$. 3. 
Bon dem Eonfeil der Auditoren. 


28. Dieſer Confeil beficht aus hoͤchſtens achtzehn 
Staatsraͤthen. 
29. Er erkennt, auf die vermoͤge koͤniglichen Befehls 
an ihn verwieſenen Vorſchlaͤge und Berichte der PN 
a) über alle ftreitige Angelegenheiten ; 
h) über alle Zurisdictionsconflicte wegen —— 
Acten, wenn der Gegenſtand wegen ſeines Zuſam⸗ 
menhanges entweder mit dem unmittelbaren In; 
tereſſe des Staatsvermögens oder mit Streitfras 
. gen in Betreff der Öffentlihen Verwaltung, außer 
der Competenz der ordentlihen Gerichtshöfe liegt; 
e) über die gegen unmittelbare Agenten der Hffentlis 
chen Verwaltung # lie zer. Unter⸗ 
ſuchuug;: 
* Eant. 6: * 32 


! 
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d) über die Appellationen von Entſcheidungen der Praͤ⸗ 

ı ferturräthe; , | — 

e) über Conceſſionsgeſuche von Berg⸗ oder Waſſer⸗ 
werken, auf ſchiffbaren Fluͤſſen und Kanaͤlen; 

f) über Autoriſationsbewilligungen an Gemeinden, Hoſ⸗ 
pitaͤler, oder andere oͤffentliche Wohlthätigkeitsans 
ftakten, ingleihen -an gottesdienftlihe Inſtitute, 
wegen Annahme von Schenkungen und Legaten, 
wegen Berkäufe, Taufchungen, Vergleiche und Lo: 
ealfteuern; 

g) über angetragene Retraites Penfionen zu Gunften 
von Officieren und Soldaten, oder Eivilbearhten. 

30. Im Rathe der Auditoren führt eines feiner Mitz 
glieder, das der König ernennt, den Vorfig. 

31. Die Streichändel zwifhen dem Staat und Prir 
vatperfonen, und die Appellationen von Entfcheidungen 
der Präferturräthe, werden in ein Verzeichniß cingetras 
gen, das im Gencraljetretariat des Raths angefchlagen 
‚bleibt, damit die Parteien Nachricht erhalten, und ihre 
fhriftlihen Deductionen in Zeit von -längftens einem 
Monat einreichen können. 


$. 4. e A ‚ ⸗ 

Abtheilung in den ordentlichen und in den 
| auferordentlihen Dienft, und-in Sectio— 
nen. Ordnung der Arbeiten. er 


' 32. Die Mitglieder des Staatsraths vertheilen fi 
‘in den ordentlichen und außerordentlihen Dienft. D 
Verzeihniß darüber wird alle ſechs Monate von dem 
Könige gegeben. Ä 
33. Der Gefeßgebungsrath und der Rath der Audis 
toren theilt fi in drei Sertionen, nämlid die Section 
der Geſetzgebung und des Gottesdienftes; die Section 
des Innern und der Finanzen, und die Section des 
Kriegess und des Seeweſens. | 
34. Die an den Geſetzgebungsrath und den Rath der 
Auditoren überfandten Sachen werden in den Sectionen 
vertheile und in Berathung gezogen; ein Mitglied dee 
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Section ‚hat. jedesmal den Vortrag. Der Rath; der Con⸗ 
fultoren, der: Gefeggebungsrath und der Rath der Aus 
ditoren entwerfen. in beſonderen Sitzungen, in der Form 
son Vorſchlaͤgen zu Grfegen, Reglements, Decreten; 
oder Entfcheidungen, ihr Gutachten über. jede der ihnen 
zugewiefenen Sachen. Diefe Entwürfe werden von dem 
Präfidenten „dem; Könige. vorgelegt, der, ‚ehe er fie ges. 
nehmigt, diejelben- dem ganzen Staatsrathe zufertigen 
laͤßt. er — 


35; In, dieſem hat. der König ſelbſt den Vorſitz/ und 
in feiner Abwefenheit entweder ein . Großbeamter: der 
Krone, oder. ein. sonfultivender Staatsrath, den der 
Kaiſer dazu beſtimmt. ni 

36. Der Staatsrath hat. nur eine berathende Stimme. 
37. Wenn er: über Gefegvorfchläge, oder Verord⸗ 
nungen in Hinſicht der öffentlihen Verwaltung berath⸗ 
ſchlagt; jo muͤſſen zwei Drittheile der für den ordentlis 
hen Dienft beftimmten Mitglieder auweſend feyn. Bet 
anderen Gegenftänden iſt die Gegenwart von 18 Mitz 
gliedern erforderlich, _ * *. 

38. Dei Staatsrath har einen Generalſekretaͤr, wel⸗ 
her noch fo viele Gehuͤlfen hat, als der Dienſt noth⸗ 
wendig macht. — 8* 


Ba ee 9,9 
Allgemeine Vorſchriften. 

39. Nach der, erften Bildung; des Staatsraths kann 
kuͤnftig Feiner mehr ‚Mitglied des Geſettgebungsraths 
werden, der nicht zuvor Mitglied des Raths der Audi⸗ 
toren war, und keiner Mitglied des Raths der Conſul⸗ 
toren, der nicht in dem Geſetzgebungsrathe geweſen. 

40. Der Gehalt der Mitglieder des Raths der Aus 
ditoren ift auf 6000 Mailändifhe Lire beſtimmt; jener 
der Mitglieder des Geſetzgebungsrathes auf 15,000, und 
der des Raths der Eonjultoren auf 25,000. .- © . 

41. Die Mitglieder des Conſultorenraths find lebens⸗ 
längliche Staatsräche. Sie können felbft von.dem Ko— 
nige nicht. ensfegt ‚wenden, uno wenn ſie auch, entweder 


auf Befehl: des Evdnige, oder aus irgend einer andern 
Urſache, ihre Amtsverrichtungen niederlegen muͤſſen, ſo 
behalten fie doch, nad) wie vor, Titel, Rang, Vorzüge 
und Gehalt, Dieſe können fie nur aus denſelben Urfas 
hen verlieren, - welche den Verluſt des Vaͤrgerrechtes 
nach ſich ziehen. 
42. Die Miniſter find geborne Mitglieder des Staats⸗ 
raths, ſo lange ſie ihr Amt verwalten. Sie koͤnnen bei 
den Berathſchlagungen aller Abtheilungen deſſelben zuge⸗ 
gen ſeyn, wenn Sachen verhandelt. werden, weldye in 
ihr: Departement einfchlagen. 

43. Der König kann, wenn er es für gut befindet, 
den Mitgliedern des Staatsraths einzelne Theile der 
Öffentlichen Verwaltung, oder Geſchaͤfte im Minifterium 
oder Verſendungen im Innern, und: u dem Auslande 
anvertrauen. 


| —5 — Abſchnitt. 

Von der geſetzgebenden Verſammlung— 

44. Der Koͤnig eroͤffnet die Sihungen der geſetzge⸗ 

benden Berfi ammlung. 

As. Die Kammer der Redner iſt aufgehoben. Die 
Geſcheevorſchlage werden einer Commiſſion übergeben, 
welche die gefeßgebende Verfammlung je aus ihrer Mitte 
wählt, und die ihr hierauf den Vortrag macht. 

46. Die gefeßgebende Verſammlung hat einen Präs 
fidenten und zwei Quäftoren, welche vom Könige ernannt 
werden. Ihr Amt dauert zwei Jahre. 

47. Sie befchäftige ſich: 

a) mit. dev jährlichen Rechnung über die Staatsein; 
nahme und Ausgabe; 

H) mit der Militaͤr⸗Conſcription; — J 
c) mit der Veräußerung: der Narionalgüter;; * 
d) mit dem Muͤnzweſen; | 

e) mit den Veränderungen in den öffentlichen Abga⸗ 

ben, entweder durch neue Anlagen, oder neue 
Formen in Anfehung der ſchon befiehenden; 
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£) mir Abänderung der Gefepe in bürgerlichen, pein: 
lihen und KHandlungsfachen, 
Ale übrigen Gegenftände gehören vor die öffentliche 
Staatsverwältung. 


48. Jedes Jahr werden in den Staatsſchatz 300,000 
Lire zu den Ausgaben der gejeßgebenden Verfammlung 
geworfen, für die Unterhaltung des Baues und der Er: 
forderniffe ihres Pallaftes, für die Bezahlung ihrer 
Kanzleien und die Entfhädigung ihrer Mitglieder. : Dies 
fer Fond wird von dem Präfidenten und. den Rubber 
verwaltet und zwar in Gemäßheit eines Befchluffes, der 
alle zwei Jahre in einem geheimen Committe genommen 
werden muß, um die genauere Verwendung, der Summe 
zu beftimmen. . Voraus wird von derfelben- der jährliche 
Gehalt des Praͤſidenten und der Quaͤſtoren abgezogen, 
der für jenen in 25,000: fire, und für einen jeden von 
diefen in 10,000 befteht. 

49. Der König kann die gefehgebende Berfammlung 
auflöfen. Innerhalb ſechs Monaten von der Auflöfung 
derfelben an, werden die. Collegien zuſammen berufen, 
nm die neuen Wahlen vorzunehmen. 


= a Pe Schäfer Abfgnitt. 
‘Bon ber‘ Berigreordnung. 


50. Die Richter. werden vom. Könige ernannt. Ihre 
Amtsverrichtungen find lebenslänglidy. tn 

54. Alle Gerichte ne den Srichemäattiiten ha⸗ 
ben mehrere Richter, die nach der Stimmenmehrheit 
entſcheiden. 

52. Die peinlichen Urtheile muͤſſen immer von dens - 
felben ‚Richtern gefällt: werden, welche die Zeugen: felbft 
— —— Die Richter male in gleicher Zahl 
75 ‚Die Sigungen aller buͤrger lichen und peinficjen 
Gericheshöfe find. Öffenelih. Die Zeugen, fo wie bie 
Vertheidiger der Angeklagten muͤſſen immer in — 
cher Sitzung angehoͤrt werden. 


"E02 Hinten 6 Kalten,‘ ‚menimit.: I 
— 


54. So oft das Caſſationsgericht bemerkt, daß der 
Sinn eines Geſetzes, oder eines Artikels eines Geſetzes, 
von: den Gerichtshoͤfen falſch ausgelegt wind ;. ſo hatıdafs 
felbe dem Großrichter darüber zu berichten, umd der Ber 
von diefem wird dem Staatsrathe vorgelegt. Als: 
ann entſcheidet der "König, was für ein Sitin dem in 
Frage ſtehenden Geſetze beigelegt werden imäfle. * 


665. Fur das ganze Konigreich ‚Htalien. wird aus € 
bürgerliches Gefetzbuch eingeführt werden: — 


56. Der Napoleon'ſche Coder wird zu dieſem Ende 
Geſetzeskraft erhalten und von dem fen des kuͤnftigen 
Monats Januar gültig feyn. Zu diefem Behufe wird 
der Sreßrichter eine aus ſechs Rechtsgelehrten beſtehende 
Commiſſion ernennen, um eine lateiniſche und italieni⸗ 
ſche Ueberſetzung deſſelben zu beſorgen. Laͤngſtens bie 
zum 1. Nov. muß die Ueberfetzung dem Könige zur Ger 
nehmigung vorgelegt werden. Alsdann 'wird das Geſetz⸗ 
buch in lateinifcherttalienifcher und. franzöfiicher Sprache 
gedruckt und“ befannt gemacht werden. Nur die Worte 
der italienifchen: Ueberſetzung können. in den Gerihtshös 
fen angeführt werden, und Geſetzeskraft haben. — 


57. Fuͤnf Jahre lang kann keine Veraͤnderung in dem 
Geſetzbuche gemaͤcht werden; nachher aber wird ſich das 
Kaſſationsgericht mit ‚den übrigen! Gerichtshoͤfem zu einer 
Berathung vereinigen, ein Gutachten erſtatten, und der 
Staatsrach ein Geſetz über die nothig erfindenen Aban⸗ 
derungen in Ber bringen. ER 

Ne 
‚Giebenter Abfniek! —— 


Von dem Begnadaigungsrecht e 


58. Der König hat das Recht zu begnadigen J 
übe daſſelbe aus, nachdem er einen geheimen Rath; ver 
aus dem Großrichter, einem bürgerlichen Großbeamten 
‚der. Krone, einem‘ Militär -Großbeameert, einnem Mit 
gliede des Conſultorenraths und. einem Mitgliede des 
— — des Reichs uͤber — Fall 
gehoͤrt hat. 


3 
r@ 


Conſtitution. Stat. v;. 5. Jun. 1805: 503 


Achter Abſchnitt. 
Von dem Orden; der eifernen Krone. 
| ME SE Papas) ) DE 
Errichtung und Organifation des Ordens. 
"59. Um durch Ehrenbezeugungen die Verdienſte um 
die Krone in den Fächern des Milicär :, Kivils und obrigs 
Eritlihen Standes, der Künfte und Gelehrſamkeit wärs 
dig zu belohnen, fol ein Orden, unter der Benennung : 
des Drdens von der eifernen Krone errichtet 
werden. \ Tu 4 15. 3 
60. Diefer Orden wird aus: 500 Rittern, 100 Koms 
mandeuren. und 20 Großbeamten oder Großkreuzen (Dig⸗ 
nitarien) beſtehen . gen or 
61. Die Könige von: Stalien - find die. Großmeifter 
diefes Ordens; doch. wird. der. Kaiſer und. König Napo⸗ 
leon, als Stifter des Ordens, fein ganzes. Leben hins 
duch den Titel und die Amstsverrichtungen haben. Erſt 
die auf ihn folgenden Könige erhalten diefelben. 
62. Zweihundert Ritter und 25 Rommandeursftellen, 
. dann 5 Großkreuze werden bei der erften Stiftung an 
fo viele franzöfifhe Offieiere und Soldaten verlichen, 
die einen ruͤhmlichen Antheil an, den Schlachten haben, 
deren Erfolg vorzäglih die Stiftung des Koͤnigreichs 
veranfaßt hat. BETT 
| 2 re EN. 
Ehrenzeihen des Drdene. 
1.63. Die Ehrenzeichen des Otdens beftchen in der 
Abbildung der Tombardifhen Krone, um welche her die 
Worte ‘gefehrieben fiehen: Gott hat fie mir gege> 
ben; wehe dem, der fie antaftet. Diefes Zeis 
chen wird an einem Bande von: Orangenfarbe mit einer 
grünen Einfaſſung getragen. ee 7 
64. Die Ritter: tragen folhes an der linken Seite 
in - Silber ;- die :Rommandeuts in Gold “auf dieſelbe Art; 
‚die Großkreuze um den Hals und ald Stern. 


504° 5 Italien. | I 
8. | 
Ernennung, Aufnahme und Eid. - -- 


65. Der Großmeifter vergipt alle Stellen des Ordens. 


‚66. Die Kommandeurs werden aus den Rittern ge⸗ 
nommen, und. die. Großfreuze aus den Kommendeurs. 
Diefem zufolge werden ‚bei der erften Stiftung alle Mit; 
glieder nur. als Ritter aufgenommen. ’ 


‚1.67. Jedes Jahr. werden die erledigten Stellen: am 
Himmelfahrtstage vergeben... — 


68. Alle Ritter und Kommandeure und Großkreuze 
verſamimeln ſich an dieſem Tage zu. einem. Kapitel in 
der Metropolitankicche zu Mailand; keiner kann abmwes 
fend feyn, wenn die Bewegungsgrände feiner Abweſen⸗ 
heit nicht von dem Großrathe des Ordens genehmigt ſind. 


69. Die neuen Ritter legen den Eid im General: 
kapitel ab, und für ihre Aufnahme wird ein eigenes Ers 
temoniel vorgefchricben werden. 


79. Bei diefer Feierlichkeit werden Lobreden auf die 
im letzten Jahre verftorbenen Mitglieder gehalten. Der 
Redner wird dabei befonders der Verdien e erwähnen, 
die fie fi feit ihrer Aufnahme erworben haben. Er 
wird die Grundfäge, auf welchen der- Orden beruht und 
die Umſtaͤnde, welche feine Stiftung veranlaße haben, 
ins Gedächtniß zurüdrufen. - ee 

741. Der Eid, welchen die Ritter ſchwoͤren müffen, 
lauter alfo: | | 


„Ich ſchwoͤre, mich dei Vertheidigung des Könige, 
der ‚Krone, der ungertiennten Erhaltung des Kö— 
nigreichs Jtalien und dem Ruhme feines Stifters 
zu widmen.” n Ä 


22. Die Prinzen von dem Kaufe des Großmeifters, 
die Fürften von fremden Käufern, und andere Fremde, 
denen der Orden bewillige wird, find in der gewöhnlis 
* Anzahl der Mitglieder in dem Artikel 62. nicht 

egriffen. a a a 
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———— ei: * 
Bon der Ausſtattung und Verwaltung bes 
—A PT — Ordens. me 


leone angewiefen werden. . 3 
74. Die Mitglieder des Ordens werden folgenden 
jährlichen Gehalt genießen; :die Ritter 300 Lire,.. die 
Koͤmmandeurs 700 und die Großkreuze 3000. ar 
75. Eine Summe von 100,000 fire wird von der 
erften jährlich zuruͤckbehalten werden, um die außeror⸗ 
dentlihen Penfionen zu bezahlen, die der Großmeifter 
für ‚gut finden wird, einzelnen Rittern,. Kommandeurg 
ud Großkreuzen zu bewilligen. Diefe Penſtonen wer? 
den alsdann lebenslänglicdh feyn.: 2. | 
76. Die Großkreuze machen den großen Verwaltungs: 
tath des Ordens aus. Aus diefem wird auch ein Kanz⸗ 
fer und ein Schagmeifter erwählt; ein Eererhonienmer 
ffer hingegen aus der Zahl der Kommandenrs, und feine 
‚zwei Gehülfen aus der Zahf der Ritter. | 


Letzter und neunter Abſchnitt. 


ri Die Anordnungen der. Conftitutionen von Lyon ' 
‚ werden ‚beibehalten und beftätigt, in fofern fie den, ons 
flitutionsftatuten nicht. entgegen find. 





Diefe conflitutionellen Statute galten im König: 
reihe Italien bis zu Napoleons Berzichtleiftung auf 
die Krone von Trankreih und Italien am 11. April 
1814. — Der Wiener Congreß brachte Mailand 
(doch gegen die fardinifchen Staaten mit der Grenze 
vom 1. Ian. 1792), Mantua und Venedig an 
Deftreid... Am.7. April 1815 ſprach der. Kaifer 
Franz die Begründung. des neuen lombardifch=v e⸗ 
netianiſchen Königreiches aus, welches ungefaͤhr 4 


— 


— 
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Millionen Menſchen umſchließt und in bie beiden Gu⸗ 
bernia von Mailand und. Venedig. getheilt warb. 
Zu dem erften gehoͤren die Provinzen: Mailand, Mans 
ta, Gremona, Sondrio (oder Beltlin), Como ,: Ber: 
gamo, Breſcia, Pavia und Lodi; zu bem zweiten bie 
Provinzen: Venedig, Verona, Padua, Vicenza, Ro⸗ 
vigo, Treviſo, Belluno und Udine. | 

Am 24. Apr: 1815 unterzeichnete der Kaifer Franz 
bie neue Verfaſſung dieſes Königreiches, welche 
am 17. Bei au Mailand befannt gemacht warb. 


d). Eonflitution des ombardiſch⸗ venetianthhen 
Koͤnigreiches vom 24. April 1815. 


„De es Unſre Abſicht iſt, Collegien von Mannern 
aus. den verſchiedenen Kiaſſen der Nation zu bilden, um 
bie Wuͤnſche und Beduͤrfniſſe der Nation auf regelmaͤßi⸗ 
gem Wege kennen zu lernen; jo haben Wir das Königs 
‚reich in das Territorio Milanese und das Territorio 
Veneto eingetheilt, und für jedes cine ‚Congrega- 
zione centrale aufgeftellt, wovon die eine in Mais 
land, die atidre in Venedig ihren Sig haben foll. Ueberz 
dies wird in dem Kauptorte jeder Provinz, wo fi ch eine 
koͤnigliche Delegation befindet, eine Congregazione 
provinciale angeordnet. Zur Vollziehung diefes 
Unfers Willens haben Wir verordnet: 


J Erſter Theil. 
Von den BEnttalcängregutiuwen. 


4. Sie werden 
a) aus adelichen, 
“ b) aus nidtadelihen Güterbefigern, und 


0) aus den Nepräfentanten der £öniglichen Städte ber 
ftehen, und den Gouverneur des Territoriums oder 
feinen Stellvertreter zum Präfidenten haben. 


Conſtituticn vom; 24. April 1815. 507 


ED erde: Provinz mdes ertitoriums wird einen ade⸗ 
lichen und einen — — zur Congre⸗ 
gation ſenden. am meingil. Ei 590: % 
"3: 4. Um indie Songeegarion. eintreten w tönen, 
muͤſſen die Guͤterbeſitzery .i.'.1% 

a) das — — Burgertecht Cund se 
*AAdelichen Äberdies einen) von — —— Adele⸗ 
A⸗cbrief) ee 
‚7 "by ein Hegendes Rörötbanes: at ven wentöftene Bo 

Scüdi Werth rih, Feten Wohnſitz “un Kari oder we⸗ 
nigſtens in Seſtrich und. ..' 

2 dreißig. volle’ Alterejahre haben. | —— * nan *2 


Per * Auegeſchloſſen fin:, ne mie nu Sluis 
X a) alle Staatsbeamten. und Geiſtlichen 
"b) der Verſchwendung und ihrer eignen Bermbgens: 
NY Hderwaltung unfähig Erkläurd; u nsnnbı W 
— alle, die nicht eine in dem — 
ſchen Re aewatütte —— — — 
—* kennen; dt ©" fl s 
„® — eine KiminafunteFfugung Seftanden. aue ine 
voͤllig un chuldig ectlat wotden te; 
310 2 


6 Br rin die Ko gregation nitelen Eonnen a 
Ten die Repräfentanten” iR kr gu Br ik 
„ a) das lombardiſch⸗ venctianifche Bürgerrecht, F 

D)» 4000 Scudi in-liegenden Guͤtern, Fabriken oder 
‚Handel; feiten, Wohnſitz in ber Grote die fie wu 
2 Fretan; und a.” tnaındi, Kin 

1,0), deeifig volle Zahre haben. . 
7. Ausgeſchloſſen ſind die Bankerottirer, und die Ge⸗ 
meindebeamten, fo lange fie im: Dienſt fichen. 41 
Wir werden: die Glieder ber Centealcohateganioh 
je ah: dreien, uns von den hierzu mes Cor⸗ 
porationen vorgeſchlagenen Perſonen ernennen, — 
9. Das Verfahren der Eorporationen iſt *8 
Die Gemeinderaͤthe werden, nach Vorſchrift des Geſetzes 
vom 8. Jun, 1805, einen adelichen und einen unadeli⸗ 
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chen Beſitzer aus ihrem Bezirke (Cdie toͤniglichen Spädte 
aber drei Buͤrger aus ihrer Mitte) wählen, und das 
Protocoll daruͤber der Provinzialverwaltung einſenden. bi 

. 40. In den Proterollen muß, ausdruͤcklich erwähnt 
werden, daß den Vorgefchlagenen keines der ee 
eo u Sinternißie im Wege ſtehe. 

‚+41. Die Provinzvermaltung ——e— Namen der 

orgefchlagenen, nach den drei Klaffen, in Babellen 
“ en, mit Bemerkungen begleiten, und dem Gouver⸗ 
neur der Provinz, aufiellen, der dann an uns berichtet. — 

12. In Zukunft, wenn. Glieder in der Centralcon⸗ 
gregation zu erſetzen kommen, werden die. Gcmeinden 
‚ihre Wahlprotocolle an die vovinzialsCongregationen rich⸗ 
ten; dieſe werden drei daraus: der Central: Congregation 
vorfchlagen, und letztere wird uns ihre antarhende Wahl 
zur wirklichen. Ernennang vorlegen. Die königlichen 
Städte ſchicken ihre — gerade an die Eentrel⸗ 
congregation. 
413. Die Dauer. der Ampöwerrihtung. Der: — 
tionsglieder iſt ſechs Jahre; ve find ſogleich wieder 
wählbar. _-, 

14. Um, wicht die, Kongregation Auf einmal, Aufiulßs 
fen, werden nad) den erſten — die Haͤlfte der 
adelichen und die Hälfte der, nicht adelichen CA ger befi iger 
austreten. 

15. Sene, die aufhbren obige Vehecreeniſt zu be; 
ſitzen/ oder welche in die-$-5. angefuͤhrten Hinderniſſe 
fallen, treten ſogleich aus, und zwar die Einen auf 
Einladung des — Jene aber; die in die Hin⸗ 
derniſſe b. und d . fallen. auf — der 
Congregatiin. mc N 

16. Kein: — Maar) — ‚ohne 
yon und die Erlaubniß begehrt und enhalten zu haben. 

‘47.. Wir behalten une vor, jene: Glieder ausz u⸗ 
Chließen, die fih des in fie gejegten: Zu: 
trauens unwürdig bezeugen würden. " 

- 48: Bei beunrftehenden Erneuerungen: der eputix⸗ 
ten koͤnnen die Gemeinderaͤthe, nach cerchau⸗ ewil⸗ 


* 


v 
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ligung der Regierung, zu neuen Wahlen ſchreiten, fol 
len e8 aber fo einrichten, daß ſie fih damit nicht außer | 
iheen gewöhnlihen Dienftzufammentinften zu befchäftis 
gen brauchen, es wuͤrde denn anders verordnet. 

19. Die. Eentral » Congregationsglieder heißen: Des 
putirte zur CentralsCongregation, und werde 
2000 fl. jährlich Befoldung, zu Laften des Territorio, . 
bezichen. 

* 21. Die Deputirten zur Centrals Eongregation 
werden den (beigefuͤgten) Eid leiſten, während ihrer 
Amtsführung. den Rang als Faiferl. Fönigliche Regie⸗ 
tungsräche haben, bei. Feierlichkeiten unmittelbar diefen 
folgen, und gleiche Uniform wie fie tragen, nur daß die 
Aufichläge orangenfarb ftätt purpurroth find, 4 

22. Die Central⸗Congregation wird ſich befchäftigen: 
a) mir Vertheilung und Einregiftrirung der ‚von ung 
| ausgefchriebenen außerordentlichen Steuern (wor: 

über noch nähere Anweifung folgen wird) ; 

b) mit Fortſetzung des noch nicht beendigten Steuer; 
anfchlags der Diftriete; u 
0) mit Unterfuchung der Gemeindeausgaben und La; 

en, und mit. der Erörterung, welche Laften die 

Staͤdte und „Gemeinden, welche die Provinzen, 

welche das ganze Territorium tragen foll; - - 

d) mir Vertheilung der Meilitärleiftungen auf das 
3 ganze Land, im Kriege wie im Frieden; | 
ey’ mic Oberauffiht auf Brüden, Damme, Straßen, 

die nicht unmittelbar vom Staat verwaltet werden; 

f) mit jener auf Wohlthaͤtigkeitsanſtalten und. die 
WVerwaltung ihrer Einkünfte. ' 

23. In allen diefen Fällen wird jedoch die Central⸗ 
Eongregation nur die Oberauffiht und nur eine conful- 
sative Stimme in Hinſicht auf Grändung und Modalifis 


zung hoch miche ſyſtematiſirter Ausgaben haben; nlle® : - 


was fchon ſanctionirte Entfcheidungen und fuftematifirte 
Ausgaben in obigen Werwaltungszweigen betrifft, unters 
liegt den Provinzials Congregationen unter den im zwei⸗ 
ten Theil angegebenen Befchräntungen: : Zu 
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24. Wir: erlauben der Central: Eongregation, uns 
die Bedürfniffe, : Wünfche und Bitten der Nation, vors 


zutragen, und behalten. uns vor, fie.um Rath zu fir 


gen, wenn ed ung gut dünfen wird. 

25. Die , Eentral: Congregation . kann weder Verord⸗ 
nungen erlaſſen, noch Contributionen und Auflagen auss 
fhreiben,. noch in, eignem Namen eine gefegliche,  vichs 


terliche oder vollzichende Gewalt ausüben; über alle ihre 


anvertrauten Gegenftände, fo wie bei Auslegung beſtehen⸗ 
der. Verordnungen, muß fie das Reſultat ‚ihrer Berath⸗ 
fchlagungen dem Gubernium- vorlegen und diefes wieder 
beftätigen, oder, wo es. dazu nicht berechtigt iſt, Unſre 
hoͤchſte Beſtaͤtigung einholen. Die Central Congregas 
tion kann in.dem Falle, wenn das Gubernium die Bez 
ftätigung abſchlaͤgt, ſich gerade an Uns wenden. 

26. Die Berathſchlagungen werden nur nach erhal⸗ 
tener Beſtaͤtigung und nur in Unſerm Namen Öffentlich 
bekannt gemacht. 

27. Bei der, Central: Congregation wird das noͤthige 
Protocolls⸗, Regiſtraturs / Expeditions⸗ und Rechnungs⸗ 
perſonale angeſtellt und aüf Koſten gie rovinzen des 
Territoriums beſoldet werden. 

28. Die Arbeiten vertheilt der Praſtdent unter die 
Glieder der Central -Congregatien. 

29. Die gewoͤhnlichen Geſchaͤfte werden in den vom 
Präfidenten; zu beſtimmenden Sigungen vorgetragen, und 


fogleich abgehandelt, die wichtigern einer Commiſſi ion. zur 


Berichterſtattung uͤbergeben. 

30. Der Praͤſident ſammelt die Stimmen, und die 
abfolute Mehrheit entſcheidet das Concluſum; ‚bet Gleiche 
heit der Stimmen giebt die des Präfidenten den Auss 
ſchlag; alle Stimmen für oder wider werden protocollirt. 


34. Rangorduung in den Sigungen. Zuoberft 
fisen die adelihen, dann die nichtadelihen Eigenthuͤmer, 
dann die Deputirten von Mailaud (oder Venedig), dann 
jene der übrigen Städte; und zwar, nad dem Alter, 


und ‚in der Folge nach der. Aneiennität der N 


Alle "Stimmen haben gleihe Kraft. . 


x 
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32. Die Vorſchlaͤge, welche Praͤſident und Glieder 
machen wollen, werden zuerſt in ein Protocol einge; 
zeichnet, ſodann zur Berathſchlagung vorgetragen. 


33 Ueber die Form des Berathſchlagungsprotocolls, 


der Regiftvatur, Expedition und Verrechnung wird die 
Central; Eongregation Uns einen Entwurf zur hoͤchſten 


Deftätigung vorlegen. 

34. Die Mittheilungen der Central :Congregation 
an“ die königlichen Stellen geſchieht mittelſt Noten; an 
den Hof mittelſt Bitefchriften. EN 

35. Die ProvinzialsCongregationen koͤnnen von der 
Central » Congregation infpieirt und controllirt werden, 
und muͤſſen ihnen in Verwaltungsſachen, die nicht. der 
Regierung vorbehalten find, Gehorſam ieiſten; fie. ers 
ftasten Berichte an die GentralsCongregation und erz 
halten von derjelgen Decrete. 

36. Die Central: Congregationen müffen bimnen 44 
Tagen nad) den Sigungen ihr Berathſchlagungsprotocoll 
dem Gubernium einſenden, welches daffelbe, mit Ber 
merkungen begleitet, dem Hof uͤberſchickt. | 


Zweiter Theil. 
Von den Provinzial; Congregationen. “ 
37. Eine Provinzial s Eongregation wird: in. jedem 
Hauptort einer Provinz. eingefekt; der dafelbft refidirende 


Delegato reggio oder fein Stellvertreter wird ihr Praͤ⸗ 


ſident· ſeyn. 

38. 39. Die Provinzial⸗Congregationen werden, nady 
Größe der Provinz, aus. 8 — 6 — 4 Gliedern, zur 
Hälfte aus adelichen, zur Hälfte aus nichtadelichen Eis 
genthuͤmern beſtehen; ferner aus einem Repräfentanten 
für jede fönigliche in der Provinz gelegene Stadt. ‚Die 


Eintheilung der ‚Provinzen. nad) ihrer Groͤße in drei 


Klaffen wird naͤchſtens befannt gemacht. u 

' 40. 41. Um in die Provinzial sCongregationen auf: 
genommen zu werden, muͤſſen die Eigenthämer das lom⸗ 
bardiſch / venetianiſche Bürgerrecht (oder. einen. Adels⸗ 


“ 
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$rief), 2000 Seudi in liegenden Gütern, Wohnſitz in 
der Provinz, und volle dreißig Jahre haben. 

42. Die im F. 5. angeführten Hinderniſſe fchließen 
aud hier aus. | - 

43. 44. Die Städterepräfentanten müffen Bürger: 
recht und Wohnfis in ihrer Stadt, 2000 Scudi in Grün: 
den, Kandel oder Fabriken und dreißig Jahre haben ; 
die $. 7. angeführten Hinderniffe gelten auch hier. 
45. Das erfiemal ernennen wir die Glieder der Eon: 
gregationen auf die $. 9., 10., 14. angezeigte Weife. 

46. Bei fpätern Erfegungen reichen die Gemeinden 
ihre Vorſchlaͤge an die Provinzial s Congregation ein, 
welche daraus drei Namen (eine Terna) der Central: 
Congregation vorſchlaͤgt. Hat die Central; Kongregation 
keine Einwendung zu machen, fo ift der zuerft Geſchrie⸗ 
bene ernannt, und das Gubernium beftätige ihn; har 
diejes eine Einwendung zu machen, fo wird Bericht 
nad Hofe erflattet. | 37% | 
47. In Hinſicht der Dauer, Erneuerung, Ausſchlie⸗ 
ßung oder Entlaſſung der Glieder der Provinzial⸗Con⸗ 
gregation gelten auch hier die $. 13., 14., 15., 16., 
nur kann leßtere au vom Gubernium bewilligt werden. 

48. Die königlichen Delegati leiten die Wahlen bei 
- Erneucrungen nach obigen Grundfägen. | 
49. Die Glieder der Provinzial-Eongregation heißen 
Deputirte zur Provinzial s Congregation, leiften in die 
Hände des Delegato den (beigefügten) Eid, beziehen kei⸗ 
nen Gehalt; haben während ihres Amtes den Rang von 
£. 8. Räthen,- folgen bei Feierlichkeiten unmittelbar denn 
Vice: Delegato, und haben eine Uniform wie diefer mie 
orangefarben Auffchlägen. . — 
50. Ihre Amtsverrichtungen betreffen nach der Baſis 

des $. 23. \ 

a) die Steuergefhäfte der Provinz; 

b) die „ötonomifche Verwaltung ‘der Städte und Ger 
meinden (zu welchem Ende die Gemeinderäthe der 
ProvinzialsCongregation ihre Budgets jährlich ein⸗ 
reichen mäflen);. - - NER 2 
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‘e) Waſſerbauten und Straßen, in fofern fie der Pros 


vinz und nicht dem Staate obliegen; 
qh die Öffentlichen Wohlchätigkeitsanftalten. 

54. Weber diefe und andre Gegenftände der äffentlis 
Gen Verwaltung können die Provinzial; Congregarionen 
motivirte Borftellungen an die EentralsCongregation eins 
fenden, und dieje ‚entweder‘ Gebrauch davon machen, 


oder als unbegründet zuruͤckſenden. 


52. Die von den Provinzial »Congregationen in ihs 
rem Gefchäftskreife an die gar a oder Municipalitaͤ⸗ 
ten zu erlaſſenden Befehle muͤſſen dom Delegirten (der 
für ihre Comperenzmäßigkeie haftet), einem Deputirten 


und dem’ Referenten unterzeichnet feyn.“ - 
53. 54. 55. Die. Provinzial» Congregationen haben 
einen Referenten (mit blos confultativer Stimme), einen 
Kaffier, Controleur und Revifor; dieſe vier- Beamten 
werden Befoldungen, zu Laften der ganzen Provinz, bez 
"ziehen; der, Delegaro, und mit ihm der Referent, wers 
den.die Arbeiten vertheilen; Protocol, Regiftratur und * 
Erpedition werden die Provinzial s Congregationen mit 
den Delegationen gemeinſchaftlich haben; der Gefchäfts: 
gang wird: daher jenen mit dicfen gemein feyn.. Die 
Stimmen fammelt der' Delegato als Präfident, wie $. 

30 — 32. gejagt. worden. be Er 
. 56. Die Provinzial Congregationen muͤſſen ihr Pros 
tocoll alle. 14 Tage mittelft der Central: Congregation an 
das Gubernium einfenden, welches daſſelbe, auf dems 
ſelben Wege mit oder ohne Bemerkungen, zuruͤckſtellt. 


So gegeben Wien, den 24. April 1815, Alnftee 


Regierung im vier und zwanzigſten. 
I $tany 
Ugarte, oberfter Kanzler. Lazanzsky, Kanzler. 


Franz Graf Guieciar di, 


Dritter Banb. | 33 
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| Eidesformel für die, Deputirten der, Central; und 
Provinzial s Congregationen : J 

„Ich ſchwoͤre Treue und Gehorſam Sr; Ma. dem. 
Kailer von Deftreih, König von Ungarn, Böhmen, . 
gombardie, Venedig, und verfpredhe auf meine Ehre 

und mein Gewiſſen, dafi ich das mir. ‚anverfraufe 
Amt eines Deputirten zu dev (Central⸗ oder Pros 
vinzials) Congregation den allerhoͤchſten Geſetzen 
gemäß ausüben werde, und daß meine Vorſchlaͤge 
und Meinungen einzig auf das allgemeine Wohl, 
ohne Privatruͤckſichten, gerichtet und nur. von der 

Wahrheit und der Pflicht geleitet. feyn werden: 
So fhwöre ih, fo wahr mir Gott helfe 1” | 


4) Luce 


„. Pe kleine Freiſtaat Lucca entging den politischer, 
Stürmen bis zum Jahre 1799, wo der General Ser: 
wir im. Februar dad Gebiet derfelben befegte, und 
ie, nad einer kurzen proviforifhen Regierung, eine 
Gonftitution gab, welde im Kleinen der franzöfls 
fen Conftitution vom Jahre 4795 nächgebildet war: 
Ser Kleine Freiſtaat erhielt ein Directorium von 5 
Mitgliedern, und zwei Räthe von 4B und 24 Repraͤ⸗ 
ſentanten. | , Ä Zu 

Allein die Siege der Deftreiher und Kuffen im . 
Sominer 4799 bewirkten aud in Lucca bie Herftelung 
der alten Ordnung der Dinge, bis bier gleichfalls bie 

Schlacht von Marengo (14. Zum 4800) das politifhe 

Schickſal des Fleinen Staates entfihied. Eine vom 

erſten Conſul eingefeßte proviſoriſche Regierung lei⸗ 

tete den Staat, bis eine Eonſtitutions⸗ Commiffion am 

23. Dec: 1801 die neue Conftitution vollendete, welche 

am 26. Der. ald Staatsgrundgeſetz auögefprochen warb. 


Seo 
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Erfter Titel. 
Örganifirung der Regierung, 


1, Die Regierung der Republik Lucca befteht aus 
einem großen Rath, einer Vollziehungs⸗ und einer Verz 
waltungsbehörde. 


2. Im großen Rath (oder Collegium) führt 
ein Mitglied den Vorfig; er macht die Gefege, ernennt 
die Mitglieder der Wollziehungsbehörde, des Verwal⸗ 
tungsraths und der Gerichtshöfe. 


3. Das Collegium beftcht aus 300 Buͤrgern, von 
denen 200 unter den reichten Eigenthümern, und 100 
unter den angefehenften Kaufleuten, Gelehrten und Kuͤnſt⸗ 
lern erwählt find. Die Deirglieder des Collegiums zie⸗ 
ben keinerlei Gehalt. 

4. Die Mitglieder des Collegiums, wie auch die ber 
Vollziehungsbehoͤrde und des Verwaltungsraths, werden 
zum erſtenmal durch die conſtituirende Behörde ernannt. 

5. Die Mitglieder, aus denen der große Rath be— 
ſteht, werden * dritten Theil alle fuͤnf Jahre erneuert. 
Es wird zur Wahl des beſagten Drittheils nach der vom 
Geſetz vorgeſchriebenen Weiſe und Form geſchritten wer: 


den. Die heraustretenden Mitglieder werden wieder ers 
wählt werden dürfen. . 


6. Diejenigen, welde peinlich vor Berichte verklagt 
iverden, oder einen beträgerifhen Bankerott machen, 
oeder uͤber welche ein infamirendes Strafurtheil ergeht, 
oder denen durch einen Rechtsſpruch die Verwaltung ih⸗ 
ter Güter unterfagt — ſollen ſofort aufhoͤren, Mir 
glieder des Raths zu feyn.. 

7. Die Mitglieder des Collegiums koͤnnen nur dutch 
das Kollegium ſelbſt ausgefchloffen werden, Kraft eines 
Derrets, welches die Motive befagen wird, und dag 
durch zwei Drittheile der Votirenden, mit Ausſchuß des 
rer, die fih in zinem der von dem Art. 6. vorhergejes 
benen Sale befinden, erlaffen ſeyn muß. z 
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8. Die Vollziehungsbehörde beſteht aus 12 
Aelteſten (Anziani). Dieſe erwaͤhlen alle zwei Mos 
nate aus ihrer. Mitte einen Präfidenien, welcher wähs 
vend feiner Amtsführung den Titel Sonfaloniere hat. 
Seder von den Aeltefien wird in feiner Reihe zum Präs 
fiventen ernannt. _ — 

9. Der Gonfaloniere ſtellt in dem Verkehr mit 
den fremden Maͤchten die’ Regierung vor, unterzeichnet 
alle Urkunden. zu Promulgivung der Gefege, und alle 
von der Geſammtheit der Aelteſten herrührenden. 

410. Die Competenz der Vollziehungsbehörde beftehe 
darin: dem Kollegium die Geſetzesentwuͤrfe vorzuſchla⸗ 
gen, die auswärtigen Verhältniffe des Staats zu leiten, 
die Vertheidigungsmittel zu ‚organifiren, alle Theile der 
innern Verwaltung zu reguliren. 

441. Seder der Aelteften bleibt vier Sahre im Amt; 
das Eollegium erneuert jährlih diefe Behörde um den 
sicrten Theil. | Ä F 

12. Zwei Buͤrger, welche im erſten oder zweiten 
Grad einſchließlich, nach den gegenwaͤrtigen Geſetzen zu 
rechnen, verwandt ſind, duͤrfen nicht zu gleicher Zeit 
Mitglieder der Vollzichungsbehörde feyn. 

13. Der Verwaltungsrarh beſteht aus den Aels 
teften und vier Obrigkeiten, welche die Aufjicht über die 
innern Angelegenheiten, die Rechtspflege, die Polizei, 
das Militär, die auswärtigen Verhaͤltniſſe, die Leitung 
des Waffers und Straßenbaues, der Öffentlihen Arbeis 
ten, und der Finanzen führen werden. Die Vollzie⸗ 
Hungsbehörde weiße einer jeden diefer Magiftraturen die 
Vertheilung der obgedachten Fächer an; eine jede derfels 
ben befteht aus drei Mitgliedern. | 

14. Im Verwaltungsrath werden die dem Kollegium 
vorzufchlagenden' Geſetzesentwuͤrfe, und alle Arten, mwels 
he von der Vollzicehungsbehörde ausgehen follen, debat⸗ 
fire: in einem wie in dem andern Falle haben aber die 
Mitglieder der vier Magiftraturen nur confultative Stim⸗ 
men.. Die Aelteften berathſchlagen, und bei Gleichheit 
der Stimmen zähle die des Sonfaloniere für zwei. 
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15. Die Mitglieder der vier Magiftraturen bleiben 
vier Jahre im Amt; jedes von ihnen kann ſofort wieder 


erwaͤhit / und kann auch waͤhrend ſeiner Amtsfuͤhrung 


durch die Vollziehungsbehoͤrde proviſoriſch ſuſpendirt wer: 

den. Damit aber eine definitive Ernennung eines Nach— 

bene Statt haben dürfe, bedarf c8 eines Decrets vom 
llegium, auf den motivirten Antrag der Aelteften. 


Zweiter Titel. 


Weife der Promulgirung der Gefege. 


16. Das Collegium erwählt aus feiner Mitte eine 
Eommiffion von 20 Mitgliedern, die jedes Jahr 


‚erneuert wird, und die von der BVollziehungsbehörde vor; 


gefchlagenen Geſetzesentwuͤrfe zu unterfuhen hat. 

47. Die Mitglieder der Commiſſion vereinigen fid 
alle Jahre am 4. November; ihre Seſſion kann zwei 
Monate dauern, 

418. Das Collegium muß ſich von Rechtswegen jedes 
Jahr am 1. Januar verſammeln, um die ihm obliegen⸗ 
den Wahlen zu verrichten, und die von ihm eroͤrterten 
Geſetzesentwuͤrfe zu genehmigen oder zu verwerfen. 

19. Wenn ein Geſetzesentwurf durch die Commiſſion 
unterfucht worden iſt, wird die Discuſſion dem Colle⸗ 
gium durch zwei Berichtserſtattet vorgelegt, von denen 
der eine von der Commiſſion, der andre von der Voll—⸗ 
ziehungsbehoͤrde aus einer von den vier Magiſtraturen, 
welche den Verwaltungsrath ausmachen, ernannt wird. 
Der Zeitpunet und die Dauer der Discuſſion eines 
jeden Geſetzes wird durch die Vollziehungsbehoͤrde be⸗ 


ſtimmt, die Dauer kann aber nicht weniger als drei 


Tage betragen. 
20. Die Dauer der Seſſionen des Collegiums wird 


jedes Jahr durch die Vollziehungsbehoͤrde beſtimmt; fie 
kann nicht. über zwei. — noch weniger als vier⸗ 


zehn Tage betragen. 
21. In den Zeiträumen wiſchen den Sitzungen des 


Collegiums kann die BEN 6108 im 


— 


518 J Lucca. 


Dringlichkeitsfall, wo es der oͤffentliche Nutzen gebietet, 
Verordnungen machen, welche proviſoriſch Geſetzeskraft 
haben, | SE 


Dritter Zitel, 
Loralverwaltungen und Gerichrshäfe, 


22. Das gegenwärtige Gebiet der Republik Lucca iſt 
in drei Verwaltungsbezirke getheilt: den Canton von 
Sarchio, den vom Littorale, und den Canton der 
Apenninen. Lucca if der Hauptort des erften, 


Viareggio des zweiten, il Borga a Mozzano des 
dritten. | 


23. An jedem Canton befindet fih ein Negierungss 
commiffair, Er mird von den Xelteften ernannt, 
und communicirt mit jeder der vier Magiſtraturen, wels 
che bei der Vollziehungsbehärde eingefegt find. 


24. Die Bürger jedes Cantons, welche das 21. Jahr 
-erreiht haben, ernennen nah der vom Geſetz vorges 
ſchriebenen Weife die Friedensrichter, 2 auf jeden 

der Cantone vom Littprale und von den Apenninen, 3 
auf den von Sardio, Einer diefer letztern wird. in 
Lucca feinen Sig haben; einem jeden der, andern. wird 
fein Aufenthalt von der Vollziehungsbehörde angewieſen 
werden, | 

25, Die Friedensrichter erkennen in legter Inſtanz 
über alle Sachen, die den Werth von 8 Scudi nicht 
überfteigen; auch erkennen fie in Sachen, deren Werth 
mehr ald 8 Scudi. beträgt, aber die Summe von 20 
Scudi nicht uͤberſteigt; nur kann in diefen Fällen an 
den Richter der erſten Inſtanz in jedem beſondern Gans 
ton appellirt werden, 

26. In den Sachen, welhe nicht Aber 20 Scudi 
betragen, kann der Friedensrichter, wenn die Parteien 
— einen ſchiedsrichterlichen, guͤtlichen Ausſpruch 
thun. 

27. Das Collegium ernennt auf jeden Bezirk einen 
Richter erſter Inſtanz, und für die ganze Republik 
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ein bärgerlihes Appellationsgericht und einen 
peinlihen Gerichtshof; jede-diefer Stellen befteht 
aus 3 Mitgliedern. | 

28. Die Richter erfter Inftanz halten fih im 
Sauptort jedes Cantons, die bürgerlihen Appellationgs 
und peinlihen Gerichte in der Stadt Lucca auf. 


29. Die Competenz der Richter erfier Inſtanz ber 
fteht darin: die Sachen, welche von den Friedensrich— 
tern an fie gelangen, appellationsweife zu richten, und 
alle andern Sachen, welche die’ im 25. Art., die Ger 
richtsbarkeit der Friedensrichter betreffend, bejtimmte 
Summe überfteigen, in erfter Inſtanz zu entſcheiden; 
auch über die peinlihen Sachen erkennen fie in erſter 
Sinftanz. | | 

30. Das bürgerlihe Appellationsgericht ers 


kenm in den Sachen, die von der Stelle erfter Inſtanz 


jedes Cantons an daflelbe gelangen; es erkennt auch Caſ⸗ 
fatiop oder Nullität in peinlichen. Sachen. 
31. Der peinlihe Gerichtshof entfheidet ap⸗ 
pellationsweife alle peinlihen Sachen, und erfennt Caſe 
fation oder Nullitaͤt in Civilfachen. | 
32. Alle: ſechs Jahre fchreiter das Collegium zur Bes 
— der Civil⸗ und peinlichen Richter nach der Mehr⸗ 
eit der Stimmen der Verſammlungen. — 
33. Die-Vollziehungskehörde ernennt zwei Commiſ⸗ 
farien bei den beiden, oberften Serichtshäfen, dem buͤr⸗ 
gerlichen und dem peinlichen, ET 
| Allgemeine Verfügungen, 
34. Kein peinliches oder buͤrgerliches Geſetz kann 
eine ruͤckwirkende Kraft haben. J 
35. Der naͤchtliche Aufenthalt jedes Bürgers iſt uns 
verleglih, und es kann Feiner vor gezogen, vers 


haftet und gefangen gehalten werden, außer in den vom 
Geſetz beftimmten Fällen, und nach den von demfelben 


vorgeſchriebenen Formen, 
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36. Die Öffentlihen Auflagen werden jährlich, auf 
Antrag der Vollziehungsbehörde, im Verhältnig mit den 
Bedärfniffen des Staats, vom Collegium feftgefeßt. | 

37. Da die Auflagen nur zum Öffenslihen Nugen 
verordnet werden fönnen; fo mäffen fie fid auf ale Buͤr⸗ 
ger im Verhältniß zu ihrem Vermögen vertheilen. 

: 38. Man erkennt Leine andre Autorität in der Res 
publik, als die vom Geſetz eingeführte. 

So gefhthen zu Lucca, am 23. Dec. 1804, 
durch die Mitglieder der Conſtitutions⸗Com— 
miffion. | 


(Hier folgen die Unterfchriften. ) 


Gefes. | 
Auszug des Protocolls. der. proviſoriſchen 


Regierung, vom 6. Dec. 1801. 


Die proviforiiche Regierung der Republik deeretirt : 
Die oben ftehende Conſtitution iſt angenommen; fie foll 
‚ gedruckt, und im ganzen Umfang der Republit bekannt 
gemacht werden. | | 


Gegeben zu Lucca, im Nationalpallaft, am 
obgedachten Tage, Monat und Jahr. | 
| "Der Präfident der provijorifhen Regierung, 
|  Piari 
Der Generalfekretär, Boſſi. 


Doc während Rapoleon zu feiner Koͤnigskroͤnung 
in Mailand ſich befand, berief. am 4. Suny 1805 der 
Gonfaloniere Belluomini ben Rath der Alten 
ber Republif Lucca zufammen, und diefe befchloß in 
einer außerordentlichen Sigung, „den Kaifer zu bitten, 
daß er geruhen wolle, dem Staate von Lucca eine | 
neue. Verfaſſung zu geben, und, die Regierung: deffel= 
ben einem Prinzen aus feiner Familie und deſſen nax 
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türlihen Nachkommen anzuvertrauen.” Am 44. Yun. 
beftätigte der große Rath biefen Befchluß, worauf 
Napoleon feinen Schwager, den Fürften Bacciodhi, 
den Gemahl der Prinzeffin Elifa, dem er fchon am 
48. März 1805 das Fürftenthbum Piombino ertheilt 
batte, zum Fürften von Lucca ernannte. Am 23. 
Sun. 1805 erfolgte dad neue Conftitutiondftatut des 
nunmehrigen Fürftentbums Lucca. 2 


| b) Eonftitutionsftatut vom 23: Juny 1805. 


Erfter Abſchnitt. 
Vom Fürften. 


1. Die Regierung der Republik it Sr. Durchlaucht 
dem Fürften ven Piombino Pasquale Bacriodi,. 
anvertraut, und im Hal er früher ſtuͤrbe, Ihrer kaiſer⸗ 
lichen Hoheit der Prinzeffin Elifa, feiner Gemahlin, 
und alddann deren männlihen Nachkommen, immer nad 
‚der Ordnung: der. Erſtgeburt. ; 


Der Fürft wird den Titel: Fürft von Lucca und 
Piombino annehmen und fürftlihe Durchlaucht 
genannt werden. .. 


2. Der Fürft regulirt alle Theile der innern Ver⸗ 
waltung des Staats und leitet deffen Verhältniffe mit 
den auswärtigen Mächten. Er beftimmt in jedem Jahre 
das Tableau der Staatsausgaben für das folgende, nebſt 
den Mitteln zu deren Deckung, und legt fie der Geneh— 
migung des Senats vor. Er Hat die Ernennung der 
Minifter, der Staatsräthe und andern äffentlihen, for . 
wohl bürgerlihen als Militätbeamten, deren Wahl dem 
Senate nicht ausdrücklich uͤberlaſſen ift, ferner die Ers 
nennung zum Erzbißthum und zu allen. geiftlihen. Wuͤr⸗ 
den, Sanonicaten und Pfarreien, deren Patronat : fonft 
durchs Geſetz, durch Teftamente oder päpftliche Bullen _ 
in den Händen des Gonfaloniere oder großen Raths lag. 
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3. Der Fuͤrſt hat eine Leibwache von vier Compags 
nien, jede von 100 Mann, die er nach feiner Wahl. aus 
den · Juͤnglingen der vornehmſten Familien ernennt. Jede 
Compagnie tritt nach der Reihe in Thaͤtigkeit, und zur 
Zeit des activen Dienſtes erhaͤlt jeder Einzelne fuͤr Sold, 
Kleidung und Nahrung die Summe von 20 Franken 
monatlich. Mac fuͤnfjaͤhrigem Dienſte in dieſer Leibwache 
bekommen bie jungen Leute den Rang eines Unterlieuter 
nants in den Miliz; Mationalgarden, die Kapitän der 
vier Compagnien erhalten Obriftenrang, die Lieutenants 
Bataillonschefsrang und die Sergeanten Capitänsrang. 
Die Befoldungen mäffen jo eingerichtet werden, daß die 
fämmtlihen Koften für den Staat nicht über 100,000 
Franken betragen. Niemand kann in die Leibwache tres ._ 
ten, der nicht aus dem Gebiet von Lucca ift, und nicht 
aus liegenden Gütern oder durch Zufhuß feiner Familie 
ein Eintommen vom 30 Franken monatlich befist. Ueber 
die Vollzichung diefes Artikels wird ein befonderes Res 
glement abgefaßt werden. 

4. Die Givillifte des Fürften beſteht aus einer jaͤhr⸗ 
lihen Summe von 300,000 Franken, welhe der öffents 
liche Schatz in luccheſiſche Münze reducirt und von Mos 
nat zu Monat in die Kaffe des Fürften zahle, aus eis 
nem Pallafte in der Stadt Lucca und aus einem Pallafte 
auf einem benachbarten Landgut, nebft den dazu gehöris 
gen Grundftäden, welche jährlih 100,000 Franken eins 
gragen, Ale Koften des Pallaftes, alle, welche auf die 
Repräfentation und auf den Dienft des Fuͤrſten und feis 
nes Hofes Bezug haben, werden von der Civillifte ges 
nommen. Ge. Maj. der Kailer Napoleon I. wird eins 
mal für allemal die Drganifation der Hofhaltung des 
Fürften und der Färftin in einer ihrem Range angemel; 
fenen Art reguliren. 


5. Ehe der Fürft die Staatsverwaltung Äbernimmt, 
und in Folge des feſtzuſetzenden weltlihen und reiigidfen 
Ceremoniels, leiftet ee Gott auf das heil. Evangelinm, - 
und in Gegenwart ded Senats, der Minifter, der Staats 
räthe, des Erzbifchoffs und der bürgerlichen und peinlis 
hen Richter, in folgenden Ausdräden feinen. Eidſchwur ab; 
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3b ſchwoͤre die Integrität und Unabhängigfeit der 
| Republitk aufrecht zu erhalten, die roͤmiſch-katholi⸗ 
ſche, apofoliihe Religion zu achten und achten zu 
machen, weder Steuern zu fordern, noch irgend 

eine Abgabe aufzulegen, als in Kraft eines Geſetzes, 

und bei meiner Regierung blos. den Nutzen und dag 
Gluͤck des Volks von Lucca vor Augen zu haben, * 

Der außerordentliche Borfchafter Sr. Maj. des Kais 
ferd der Franzofen zu Lucca wird während der Ceremos 
nie der Sinftallation die Garantie, welche der Kaifer der 
Berfaffung und der Unabhängigkeit des Staats gewährt, 
verlefen. Er wird den Degen zur Ceremonie mitbrins 


. ‘gen, womit Se. Majeftät der Kaifer dem Frften von 


‚Lucca ‚und Piombino, zum Zeihen des Schuges, den Se, 
Majeftät der Nepublit Lucca zugefihert, ein Geſchenk 
macht. - Der Staatsjetretär nimmt. über die SInftallation 
des. Fürften und über die Eidesleiftung einen Verbal⸗ 
prozeß auf. | 

6. Die Großjährigkeit des Fürften wird auf das zus 
rückgelegte zwanzigfte Jahr feſtgeſetzt. in organiſches 
Geſetz beftimmt die Regierungsart des. Staats während 
der Minderjährigkeie des Fürften, | 


Smweiter Abfchnitt, | 
Bon dem Minifterium und dem Staatsrathe, 


7. Es find zwei Skaatsminifter, nämlih ein Minis 
fter für die Juſtiz, für das Innere und für die aus: 
mwärtigen Angelegenheiten, und einer fuͤr die Finanzen, 
den Gottesdienſt, die Polizei und die bewaffnete Macht, 
ingleihen für Kandle, Straßen und Öffentliche Gebäude. 
8. Es werden Staatsräthe feyn, welche, vereint mit 
den Miniftern, das onfeil des Fuͤrſtenthums bilden, 
Sn diefem Eonfeil führt der Fürft, oder eine von ihm 
bevollmaͤchtigte Perfon, den Vorſitz und beftimme ‘die 
Berrichtungen: deffelben. 

9. Es gibt ferner einen Staatsfetretär, der alle, 
vom Fürften ausgehenden Acten unterzeichnet, und an 
die Minifter, oder die mir ihrer Vollziehung beauftrag⸗ 
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ten Beamten, uͤbermacht, auch daruͤber ein Verzeichniß 
haͤlt. Ueberdies liegt ihm ob, die allgemeine Staatds 
Banzlei zu dirigiren und zu bewahren, und ſonſt fih jes 
der Verrichtung zu unterziehen, die ihm der Fuͤrſt an⸗ 
vertrauen wird. —— 

10. Das Gehalt der Miniſter iſt auf 5250 Lire, das 
der Näthe auf 3000 2. und das des Staatsſekretaͤrs 
auf 4000 jährlich feftgefegt. | 


Dritter Abſchnitt. 
Vom Senate. 


44. Es gibt einen Senat von ſechs und dreißig Mit⸗ 
gliedern, deren jedes wenigftens dreißig Jahre zuruͤckge⸗ 
Icgt haben muß. Zwei Drietheile davon werden aus den 
Landeigenthämern, die ein jährlihes Einkommen von 
wenigftend 1000 8. nad dem Katafter der Grundfteuer 
befigen, und ein Drittheil aus den Gelehrten und vors 
nehmften Kandelsieuten des Staates genommen. - Die 
Befoldung eines. jeden Mitgliedes beträgt 1000 L. jährs 
lich. Der Senat erneuert ſich alle vier Jahre zum drit⸗ 
ten Theil. Das Loos entjcheider über den Austritt der 
eriten zwei Drittheile und deffen erfte Ziehung geſchieht 
in vier Jahren. Der Senat hat einen aus feinem Mits 
‚tel gewählten Präfidenten, der ein Jahr lang im Amte 
Hleibt, und vom Fürften ernannt wird. - 

Diefer Präfident hat neben ſich «einen Sekretär, der 
ebenfalls ein Jahr im Amte bleibt und alle Acte des 
Senats contraſignirt. 

12. Die Amtsverrichtungen des Senats ſind: | 

a) die Beftätigung der jährlihen Rechnung über Ein: 
nahme und ‚Ausgabe des Staats und aller ihm 
vom Fuͤrſten vorgefchlagenen Gefeke; 
b) die Wahl der bürgerlihen. und peinlihen Richter; 
c) die Beftätigung aller wichtigeren Acten, der Ber: 
- auf der Nationalgäter, und die Veränderungen, . 
‚welche im Spftem der oͤffentlichen Auflagen, zum 
Behuf der Einführung neuer Abgaben, oder neuer _ 
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nöthig werden könnten; | Ä 
' d) die Genehmigung der Reformen oder Abänderung 
gen in Bezug auf bürgerliche, peinlihe oder Han⸗ 
delsgefengebung. Jeder andere Gegenftand gehört 
zur Competenz der inneren Verwaltung. 


43. Die vom Fürften dem Senate vorgelegten Ges 

fegesentwärfe werden an eine Commiffion von 5 Mitz 
gliedern überwiefen, die der Senat aus feiner Mitte 
ernennt, und: die darüber Bericht erftatter. 
— 44. Zwei Bürger, die im erſten oder zweiten Grade 
der Blutsfreundſchaft inclufive, oder im erfien Grade 
ber Schwägerjchaft, nach Berechnungsart der gegenwärd 
tigen Geſetze, mit einander verwandt. find, koͤnnen nicht 
zugleich Mitglieder des Senats feyn. 

15. Der Senat berarhichlage nah Mehrheit der 
Stimmen; er it gefeßmäßig verfammelt und kann güls 
tig berathſchlagen, wenn fih in der Sitzung 24 Mits 
glieder anweſend befinden. | 

. 16. Diejenigen Mitglieder des Senats, welche fid) 
vieleicht in dem Stande gerichtliher Kriminalankflage, 
oder betrüglihen Bankerotts befinden, oder zu einer ins 
fanivenden. Strafe verurtheilt find, oder denen die Vers 
waltung ihres Vermögens von Gerichtswegen unterſagt 
iſt, oder welche endlih ihre Bürgerrechte verloren 
— hoͤren unverzuͤglich auf Mitglieder des Senats 
zu ſeyn. e ; 

17. Der Senat vervollftändigt umd erſetzt fih ſelbſt 
auf dreifache Präfentation des Fürften. Der Fuͤrſt 
wählt die dem Senate vorgefchlagenen Bürger aus den? 
jenigen Namen, welche Jih auf dem in jedem Canton 
anzufertigenden WBerzeichniffe befinden. Ein organifches 
Geſetz befiimmt die Art und die Formen, welche von 
den Cantonen bei Anfertigung ihrer Verzeichniffe zu bes 
obachten find. \ 

168. Der Fürft eröffner flets den Senat und Fan 
dies hicht anders, als in Perſon thun. Er muß fich 
jedesmal, wenn verfelbe verfammelt ift, in der Stade 
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befinden, wo die Sitzung gehalten wird. In jedem 
Jahre bleibt der Senat wenigſtens einen Monat vers 
fammelt. Der, Fürft vuft ihn zufammen, oder löfer ihn 
auf, wenn er es für angemefien hält. Die Minifter, 
Senatoren und übrigen Behörden leiften einen Eid der 
Ergebenheit für die Verfaſſung der Republik und der 


4 


Treue für den Fürften, 


Vierter Kbfhnitt. 
Bon der Gerihtsverfaffung. 


. 49 Ein organifches Geſetz wird das gegenwärtige 
Syſtem der Tribunals und Gerichtsverfaffung abändern 
können. Die Rechtsſpruͤche werden im Namen des Fürs 
fen gethan werden. | 


Fünfter Abfchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 
20. Der Fürft promulgirt die Gefege; über allen 
don ihm auögehenden Arten ſteht das alte Wappen von 
Lucca, und fie fangeh mit der Formel ah: 

„Bir AN. don Gottes Önaden und durd die Vers 
. fang Fuͤrſt von Lucca und Piombine, 

214. Der Fürft hat das Recht, die peinlich Verur⸗ 
theilten zu begnadigen; aber er kann es nicht ausüben, 
bevor er nicht das Gutachten feiner Minifter und Staates 
raͤthe, ingleihen eines Mitgliedes des Dbergerichtshofg 
angehört hat. — | 

22. Es bleibt für immer feſtgeſetzt, daß die Geſetze 
wegen Abſchaffung der Fideicommiffe und Primogeniims 
ven, auch Ausſchließung aller und jeder Titel und Vor—⸗ 
rechte, welche einen Unterfchied der Geburt vorausſeben, 
blos mit Ausnahme der regierenden Samilie, unwiders 
ruflich ſind. wo. | 

23. Die öffentlihen Aemter ſollen nur. Bärgern von 
Lucca ertheilt werden, ausgenommen die bürgerlichen und 


peinlihen Richterftellen, welche auch Ausländern anverk 
traut werden koͤnnen. | ——— 


«. 
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24. Det Fürft wendet alle in feiner Macht liegende 
Mittel an, um die Staatsſchuld fo ſchnell als möglich 
abzuführen. * | 

25. Es können Feine Zölle und Taren erhoben, .oder 
neue eingeführt werden, ald in Kraft eines Geſetzes. 
26. Im Staate Lucca wird es Feine Militär s Con’ 
feriptton geben. Alte Bürger werden in eine Miliz or⸗ 
ganifirt werden, und im Tall der Noth die Waffen zu 
Vertheidigung des Fürften. und des Landes zu ergreifen 
Sehalten feyn. Der Fürft, als Oberbefehlshaber der 
Miliz ernenns alle Hauptleute, und kann die nöthigen 
Requifitionen zur Vertheidigung des Landes ausfchreiben. 

27. Se. Majeftät der Kaifer und König Napoleon J. 
wird gebeten werden, daß er geruhen wolle, die erfte 
Ernennung der Minifter, der Staatsräthe, des Staates 
fetvetärd und der Senatoren zu Übernehmen. 

28. Die beftehenden Gefeße des Staats, welche ges 
genwaͤrtigem Eonftitutionsftatut nicht zumiderlaufend find, 
bleiben in voller Kraft, bis fie. durch andere Gefege wis 
deriufen oder abgeändert werden. Bun 

So geſchehen zu Bologna, den 23. Jun, 1805, 


(Folgen die Unterfcheiften der zwölf Abgeordneten, 
den Sonfaloniere Bellüomini an der Spige.) 


Die Beftätigung des franzöfifchen ‚Kaifers lautete fols 
gendermaßen ; 


„Bir Napoleon, von Gottes Gnaden und durch 
die Verfaſſungen Kaifer der Franzofen und König vor 
Stalien, gatantiren die Unabhängigkeit und gegenwärtige 
Berfaffung der Republik: Lucca. - Wir willigen ein, daß 
‚unfere fehr gefchägten und fehr geliebten Schwager und 
Schwefter, der Fuͤrſt und die Färftin von Piombino und. 
ihre Nachkommenſchaft das Fürftenehum Lucca in Befig 
nehmen, und fich dafelbft nieverlaffen, indem wig zu⸗ 

gleich verſprechen, und uns vorbehalten, bei jedem Fuͤr⸗ 
ſtenwechſel die naͤmliche Garantie zu erneuern. Glei⸗ 
chergeſtalt behalten wir uns in Kraft des uͤber unſere 
ganze Familie erworbenen Rechts vor, daß weder der 
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Fuͤrſt, noch die Fuͤrſtin, noch irgend eines ihrer Kinder 
fih anders, als mit unferer Einwilligung vermaͤhlen 
tönnen, und verfprehen uns mit Gottes Hülfe, duch 
unfern. Schuß alles zu ‚entfernen, was dem Wohlfiand 
und der Unabhängigkeit des luccheſiſchen Volks, jo wie 
derfii Gluͤck unferer fehr gefhägten und fehr geliebten 
Schwager und Schweiter und ihrer Nachkommenſchaft 
fchädfich feyn könne. , — 


So geſchehen zu Bologna den 5. Meſſidor Jahres 13. 


Unterzeihnee Napoleon. 


Durch den Kaifer und König der- Minifter Staatsſekretaͤr 
H. B. Maret. F 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten — 
C. M. Talleyrand. | 


Dieſe Verfaffung galt in Lucca bis zu Napoleons 
Berzichtleiſtung im Jahre 1814, worauf ber Wiener . 
Congreß dieſes Fuͤrſtenthum ber vormaligen Königin 
von Etrurien. (einer fpanifchen Prinzeffin) und deren 
Sohne zutheilte. — Seit diefer Zeit wird Lucca ohne 
befondere Verfaffung regiert. — 


5) Tosfana, Parma, Modena. 


Beim Ausbruche des Krieges in Italien im Jahre 
1799 mußte der Großherzog Ferdinand von Toskana 
feinen Staat verlaffen. Der Lüneviller Friede (1801) 
verwandelte denfelben, für den Erbprinzen Ludwig vor 
Parma, in dad Königreih Etrurien. Ludwig 1. 
farb am 27. Mai 1803. Seine Wittwe führte bie 
Regierung für ihren minderjährigen Sohn Ludwig 2. 
Allein ihr Vater, der König Karl 4, von Spanien, 
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überließ. in einem Vertrage mit Napoleon vom 27. Oct. * e 
4807, nach welchem der junge König von Hetrurien als 
Köyig ind nördliche Lufitanien verfegt werden follte, 
Hetrurien an Frankreich, worauf ed am 30. Mai 1808 
mit Franfreid vereinigt ward, und deflen Vers 
faffung daſelbſt in. Gültigkeit trat. — Im Sahre 
4814 kehrte der Großherzog Ferdinand dahin zurud, 
und regierte dafelbft ohne eine neue Verfaſſung. 

Das Herzogthum Parma ward, in einem Ver: 
trage zwifchen Spanien und Frankreich vom 24. März 
4801, in welchem der Erbprinz von Parma als König 
von Hetrurien anerfannt ward, Frankreich überlaffen, 
und 1808 Franfreid ſelbſi einverleibt. — Im 
Jahre 4814 erhielt die Gemahlin Napoleons, die Her⸗ 
zogin Marie Louiſe von Deſtreich, dieſes Herzogthum, 
in welchem Feine befondere Verfaſſung eingeführt ward. 

Die Länder Modena und Reggio, kamen im 
Jahre 1796 zur cisalpinifchen Republif, und ſtanden 
unter den wechfelnden Berfaffungen dieſes Staates, bis 
im Jahre 1814 das Haus Deftreih:Ejfte in demfel- 
ben bergeftellt, und bafjelbe ‚feit der Zeit ohne neue 
Verſaſſung regiert ward. 


6) Der Kirchenſtaat. 


‚Der Papſt Pius 6. war genoͤthigt, nach Buona⸗ 
parte's Siegen in Oberitalien, in dem Frieden mit 
Frankreich zu Tolentino (19. Febr. 1797) Avignon 
und VBenaiffin an Frankreich felbft, und die drei Les 
gationen, Bologna, Ferrara und Romagna, an 
- bie neue cisalpinifche Republik abzutreten. 

Doch ward in diefem Frieden bie politifche Griflenz 
bes Kirchenftaates felbft gerettet. \ 

Dritter Band. | 34 
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Als aber (28. Dec. 1797) bei einem Auflauf des 
römifchen Pöbels der franzöfifche General Duphot 
vor dem Pallafte des franzöfifchen Gefandten in Rom 
ermordet worden war, ging, beauftragt von dem das 
maligen Directorium Frankreichs, der General Ber: 
thier nah Rom, und fliftete dafelbft (15. Febr. 1798) 
eine roͤmiſche Republik. Der hochbejahrte Pius 6. 
warb (19. Febr.) als Gefangener nad Siena, und von 
da nach Frankreich abgeführt, wo er (29. Aug. 1799 
zu Balence fein Leben endigte. * 

Am 20. Maͤrz 1798 erhielt der neue Freiſtaat eine, 
von Daunou entworfene, Verfaſſung in 372 Xrtis 
fein, welche felbft der Moniteur (l’an 6 N. 206 p. 826) 
nicht vollftändig *), fondern nur nach, folgenden 
Srundzügen berfelben mittheilte: | 


4. Die römifche Republik ift eine und untheilbar. 

2. Sie ift geheilt in acht Departements. 

3. Das Bürgerrcht wird unter denfelben Bedinguns 
gen erworben und verloren, wie nad der franzöfiichen 
(dritten) Conſtitution. 

4. Alte, welche fih auf der franzöfifchen Emigrans 
tenlifte befinden, find ausgefchloffen von dem franzöfis 
fhen Bürgerrechte und verbannt von dem Gchiete der 
römifchen Republik. 

5. Die Urverfammlungen heißen Comitia, die 
Wahlverfammlungen Tribus. 

6. Um Wähler zu ſeyn, find diefelben Bedingungen, 
wie in der franzdjiihen Conftitution, feftgefegt. 

7. Das gefeßgebende Korps beficht aus zwei 
Märchen. Geder Rath hat feine eigene Garde und 
fein eigenes Coftum. 

8. Der, Senat, welcher diejenigen Functionen, wie 
in Frankreich der Rath der Alten, übe, befteht aus 32 


*) Sie fol nachgeliefert werden. 
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gewählten Individuen. Um Mitglied des Senats zu 
werden, muß man das fünf und dreißigſte Lebensjahr 
erreicht haben. Der vierte Theil des Senats wird aller 
zwei Jahre erneuert. 


9: Das Tribunat (gleih dem Rathe der 500 in 
Frankreich) beftcht aus 72 Yndividuen, welche das fünf 
und ziwanzigfte Lebensjahr zuräcdgelegt "haben muͤſſen. 
Es wird aller zwei Jahre zu einem Deittheile erneuert. 
Es kann feinen Beſchluß fallen, als nad vorhergegan: 
gener Propofition der vollziehenden Gewalt. 


40. Die vollzgiehende Gewalt ift fünf Som ' 
fuln anvertwaut. Sie miüffen das fünf -und dreißigfte 
Lebensjahr zurückgelegt haben. 


14. Die Zahl der Miniſter kann nicht Über ſechẽ 
feigen. | | — 
12. Die Centraladmiuiſtragtionen der Departements 
beftehen aus drei Mitgliedern. Die Commiffaire der 
vollziehenden Gewalt bei den Tribunalen und adminiftrar 
tiven Behörden führen den Namen; Conſular⸗Praͤ— 
feete. | Ä | 0? 
13. Die Friedensrichter führen den Namen: Präs 
toren. | 
44. Die Polizeitribune heißen: Tribune der 
Cenfur. - r 
15. Bei Kriminalfällen treten Geſchworne ein. 
16. Das Kaffationsgericht heißt; tribunal de hau- 
te - preture. | 
17. Ein Hoher Gerichtshof entfcheidee Über die Anz 
Plagen gegen die Mitglieder des gefeßgebenden Körpers 
und des Eonfulats. . 2 
48. Ein Nationalinftiene iſt beftimmt, die Entdek⸗ 
tungen und die Foreichritte in den Wiffenfchaften und 
Kuͤnſten zu. leiten. | 
19. Der Nationalſchatz ſteht unter drei Quaͤſtoren, 


welche von den Conſuln ernannt und entlaſſen werden 
koͤnnen. 
34 * 
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20. Maaß, Gewicht und Zeitrechnung ſi — wie in 
der franzoͤſiſchen Republik. 
21. Die verſchiedenen Ernennungen — das ev; 
ſtemal der franzöfifche General in Rom. 
. 22. Es foll zwiſchen der franzöfiihen und roͤmiſchen 
Republik cin Alltanzvertrag abgeſchloſſen werden. 


23. Bis zur Ratification diefes Vertrages können 
alle, von dem gefekgebenden Körper ausgehende, Bes 
fhläffe nur nach vorbergegangener Beftätigung des franz 
zoͤſiſchen Generald bekannt gemacht und vollzogen wers 
den, der aud) in dringenden Fällen, nad feinem Ermeſ⸗ 
fen, Gefege erlaffen kann, in Angemeffenheit zu den von 
dem franzöfifhen Divertorium erhaltenen Vollmachten. 


Die römifhe Republik warb aber im Jahre 1799, 
“ bei den Siegen der Ruffen und Deftreiher in Italien, 
aufgelöfet, die weltlihe Macht des Papftes herge- 
flellt, und (14. März 1800) von den zu Venedig vers 
fammelten Kardinälen der Kardinal Chiaramonti 
zum Papfte gewählt, der den Namen Pius 7. annahm. 

Diefem entriß Napoleon (2. Apr. 1808) die Pros 
dinzen Urbino, Ancona, Macerata und Game 
rino, welhe mit dem Königreidhe Italien vers 
bunden, und alfo unter beffen Eonftitution ges 
ftellt wurden. | 

Sm folgenden Jahre (17. Mai 1809) hob Napo- 
deon die weltliche Macht des Papftes völlig auf, wors 
auf der Neft des Kirhenftaates mit Franfreich 
felbft vereinigt und unter deſſen Conſtitu⸗ 
tion gebracht ward. 

Nach Napoleons Reſignation kehrte aber Pius 7. 
(24. Mai 1814) nach Rom zuruͤck, und erhielt im 
Art. 103. der Wiener Congreßacte die gefammten vor— 
maligen Befigungen bes Kirchenftaates,. felbft mit den 


Kirchenftaat. 533 


Sürftenthlimern: Benevent und Ponte Corvo, nur mit 
Ausnehme des am linken Poufer gelegenen Xheiles 
von Ferrara, und bes bei Franfreich bleibenden Avig⸗ 
nons, zurüd. 

Da aber die einzelnen Provinzen des Kirchenftaas, 
* tes längere Zeit hindurch unter Conftitutionen geflans 
ben hatten, und bad Lehnsſyſtem im denfelben völlig 
abgefhafft gewefen war; fo erließ der Papft für die _ 
befjere Geftaltung des Innern am 6. July 1816 zwar 
Feine neue Conftitution, aber doch ein zivedmäßiges: 
organifched Decret, worauf der Gonnetable Cos 
lonna der erfle Baron des Landes war, der, nad 
ben Abfichten des Papftes, dad Beifpiel gab, ‘auf alle 
Baronalrechte feiner Lehen, deren er fieben und zwan⸗ 
zig im Kirchenftaate befaß, zu verzichten. — Das Ge: 
biet des Staates warb darin: in 47 Delegationen ein* 
getheilt, und eine Commiſſion aus roͤmiſchen Rechts⸗ 
gelehrten zum Entwerfen eines ‚neuen Geſetzbuches, ſo 
wie eine Commiſſion aus drei Cardinaͤlen zur Abfaſ⸗ 
ſung eines neuen Studienplanes ernannt. 





Der kleine, im Kirchenſtaate gelegene, Freiſtaat 
©. Marino, der nur aus einer Stadt und vier Doͤr—⸗ 
fern, mit ungefähr 6000 Einwohnern befteht, behielt 
feldft unter den Stürmen der Revolutionszeit feine 
Selbſtſtaͤndigkeit und ſeine alte Verfaſſung. 


7) Neapel und Gieitien | 


Der König Ferdinand 4. von Neapel und Si⸗ 
cilien hatte am 40; Oct. 1796 einen Frieden mit Franka 
reich geſchloſſen, ohne Abtretung irgend eines Landes⸗ 
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firiches. — Nachdem aber die Zranzofen Rom in eine 
Republik verwandelt hatten, und von Nelfon bei. Abu= 
fir befiegt worden waren, drangen bie Neapolitaner 
(23. Nov. 1798) für die Herftellung des Papftes 
in den Kirchenftaat ein. Sie wurden aber von dem 
Generale Championet befiegt, der fich darauf gegen 
Neapel wandte, und, nach der Abreife Ferdinands 4. 
nach Palermo, das Königreich Neapel (25. Jan. 1799) 
als parthenopeiſche Republik proclamirte, und 
daſelbſt eine proviforifche Regierung einfegte. — Allein 
die Niederlagen ber Franzofen in Oberitalien im Jahre 
4799 nöthigten fie, Neapel zu verlaffen, wohin ers 
dinand 4. (Zul. 1799) durch Nelfon zurüdgeführt 
ward, Er fchloß (28. März 1801) zu Florenz einen 
Frieden mit Frankreich, in weldhem er auf Piombino 
und den Stato degli Prefidi verzichtete; auch unters 
zeichnete er, bei dem neuen Gontinentalfriege im Herbfte 
1805, mit Napoleon einen Neutralitätövertrag für die 
Zeit dieſes Krieges. 

Kurz darauf erfhien aber eine ruffifch = englifche 
Flotte mit Landungstruppen. vor Neapel, welche dem 
franzöfifchen Heere in Oberitalien in den Rüden fallen 
follten. Dies erbitterte Napoleon, fo daß er, nach bem 
mit Deftreich zu Preßburg (26. Dec. 1805) abgefchlof: 
fenem Zrieden, in einer Proclamation an fein Heer (27. 
Dec. 1805) erflärte: die Dynaftie Bourbon habe aufs 
gehört, in Neapel zu regieren. — Sein Bruder Jos 
ſeph fand an ber Spike des Heered, das in Neapel 
einzog, und Napoleon ernannte Joſeph (30. März 
1806) zum Könige beider Sicilien, ohne bag 
doch Sicilien erobert ward. Wie aber Napoleon fei= 
nen Bruder Joſeph (6. Yun. 1808) zum Könige 
don Spanien, und feinen Schwager, den biöheris 
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gen Großherzog von Berg, Joachim Murat,. (15. 
Jul. 1808) zum Könige von Neapel ernannte; fo 
gab noch Iofeph, während feines . Aufenthalts zu 
Bayonne bei dem Kaifer, dem Königreiche Neapel am 
‘20. Juny 1808 eine ‚neue Conftitution, melde 
Napoleon zu Bayonne beftätigte. 


a) Conſtitution des Königreiches Neapel 
vom 20. Suny 1808. _ 


Sofeph Napoleon, König von Neapel und ©i; 
eilien, franzöfifher Prinz, Großwahlherr des Reichs. 
Da Wir durh ein conftitutionelles Statut die Grund 
fäße, welche die Monarchie regieren follen, zu heiligen 
— ſo haben wir beſchloſſen und en was 
olgt: 


Erfter Titel. 
Von der Religion. 
Die katholiſche apoſtoliſche und Religion ” 
die Religion des Staats. 
Zweiter Titel. 
Bon der Krone. 


Die Krone von Neapel foll in der directen, recht: 
mäßigen, männliden Nahfommenfchaft nad) dem Rechte 
der Erfigeburt erblich feyn. 


Dritter Fftel, 
Bon der Regentſchaft. 

. Der ‚König ift bis nach zuruͤckgelegtem achtzehn⸗ 
ten Sohn minderjährig. 


2. m Fall der Minderjaͤhrigkeit gehoͤrt die Krone 
von Rechtswegen der Koͤnigin, und im Fall, daß keine 
exiſtirt, demjenigen Prinzen des koͤniglichen Hauſes, wels 
her von dem Kailer der Zranzofen, als dem Oberhaupt 
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der kaiſerlichen Familie, erwählt werden wird; in Er: 
mangelung eines Prinzen von ‚der töniglihen Familie 
fälle die Wahl auf einen Eingebohrnen. — 
3. Der Gehalt der Regenten beſteht in dem vierten 
Theile der Dotgtion der Krone. 
4. Die Vormundſchaft des minderjährigen Königs 
gebähre feiner Mutter und in deren Ermangelung dem 
vom legten Könige ernannten Prinzen. 


Bierter Titel 


Von der Doration der königliben Familie 
und der Krone. 


1. Der. erftgeborne Sohn des Königs führt den Tir 
tel Kronprinz. | 

2. Die Mitglieder der koͤniglichen Familie find den 
Staruten der kaiſerlichen Familie perfönlich unterworfen. 

3. Die Einnahme der Krone befteht 

a) aus dem Ertrage der koͤniglichen Domainen im ihs 
vem gegenwärtigen Zuftande; 

b) aus einer jährlichen Summe von 41,320,000 Du⸗ 
caten, welche monaflih zum zwölften Theil aus. 
dem Öffentlihen Schage in den föniglihen Schatz 

‚ gezahlt werden. 

j 4. Das Witthum der Königin wird auf 120,000 

Ducaten jährlich feftgefegt. 

5. Die Kinder des Könige, welche 18 Jahr alt find, 
erhalten ald Appanage eine jährlihe Summe, nämlich 
der Kronprinz 100,000 Ducaten, die andern Prinzen, 
feine Bruͤder, 60,000, und die Pringeffinnen, feine- 
Schweftern, 30.000 Ducaten. Eine Prinzeffir, welche 
fih verheirathet, erhält einmal für allemal eine Mits 
‚gabe von‘ 120,000 Ducaten. 


Fünfter Fitel.- 
Bon den Kronbeamten. 


1. Die Großbeamten der Krone find: cin Großal⸗ 
mofenier, ein Oberkammerherr, ein Obermarſchall, ein 
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Dberjägermeifter, ein Oberceremonienmeifter; fie behalten 
ihre Aemter Lebenslang. 
2. Die Kammerherren, Stallmeifter und Pallaſtpraͤ⸗ 
— find Kronbeamte. 
Der Staat unterhaͤlt als Garde fuͤr den Koͤnig 
ein Corps von 4000 Mann. 


Sechster Titel / 
Boom Minifterium, 


1. &3 find ſieben Minifter; ein Minifter der Juſtiz 
und des Cultus; cin Minifter der auswärtigen Angeles 
genheiten; cin Minifter des Innern; ein Finanzminijter; 
ein Kriegs: und Seeminifter; ein Minifter der allges 
meinen Polizei. 

2. Ein Staatsfekrerär, mit Minifterrang, contrafi ig⸗ 
nirt alle Acten. 


3. Jeder Miniſter iſt in ſeinem Fache verantwortlich 
fuͤr die Beobachtung der Geſetze und Befehle des Koͤnigs. 


Siebenter Titel. 
Vom Staatsrath. 


1. Es iſt ein Staatsrath, der wenigſtens aus 26 
und nn aus 36 Mitgliedern zuſammengeſetzt ift. 
Ä . Er ift in vier Sectionen gerheile: der Zuftiz und " 
des urn. des Innern und der Polizei, der Finanzen, 
de Krieges und der Marine. (Die übrigen Anordnuns 
gen find ‚denen in Frankreih aͤhnlich. Der Prafident 
des Caſſationshofes iſt befiändiges Mitglied des Staats; 
raths. Die Verordnungen des Königs Über Gegenjtände, 
die für's Narionalparlement gehören, haben bis zu defs 
fen naͤchſter Verfammlung Selekestraft, ſobald fie im 
Staarsrath discutirt worden find.) 


Achter Zitel. 
Vom Nationalparlement. 


1. Es wird ein Nationalparlement von 100 Mitr 
gliedern beſtehen, welche in 5 Klaffen oder Bänke (Se- 
dili) gerheile find, nämlich die Bank der Geiftlichkeir, 
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die Bank des Adels, die Bank der ‚Grundbefiger, die 
Bank der Gelehrten, die Bank der Kaufleute. 


2. Die Bank der Geiftlihen wird aus 20 Erzbis 
(höffen, Biſchoͤffen und anderen durch Frömmigkeit und 
nn ausgezeichneten Geiftlichen beftehen. 


. Die adelihe Bank beftcht aus 20 Perfonen mit 
Ziteln. 

4. Die Bank der Gutsbefiger Coonsident) beftcht 
aus 20 Sutsbefigern. Die Banf der Gelehrten wird 
aus Mitgliedern der Univerfitäten und Tribunale gebilz 
det, welhe um Wiffenfehaften und Künjte ſich Verdienſte 
erworben haben, und befteht aus 20 Perfonen. Die 
Bank der Kaufleute wird aus 20 Mitgliedern aus dem 
Kaufz und Handelsitande beftehen, 

— 5. Die Mitglieder der geiftlihen Bank find es auf 
„Lebenslang, und können nur durch den Urtheilsfpruch 
eines competenten Tribunals von ihren vSerrichungen 
entfernt werden. 

6. Die Adelichen muͤſſen, wenn ſie Mitglleder des 
Parlements ſeyn wollen, wenigſtens 10,000 Ducaten 
Einkuͤnfte jaͤhrlich haben; ihre Ernennung iſt auf Le—⸗ 
benszeit. 

7. Die Grundeigenthuͤmer werden von ben Wahlcol⸗ 

legien ernannt. 
- 8. Es wird ein Collegium der Srundbefiger in jedem 
Diftrict feyn, deffen Bevölkerung nicht unter 200,000 
Einwohner, und nicht Über 300,000 beträgt. 
9. Die Mitglieder diefes Tollegiums werden aus den 
20 am hoͤchſten befteuerten Grundbeſitzern des Diftricts 
genommen, und auf Lebenszeit ernannt. 

10. Die Gutsbeſitzer, Mitglieder des Parlements, 
werden bei jeder Sitzung neu ernannt. 

14. Die Mitglieder der gelehrten Bank werden von 
dem Koͤnige aus der Ihm von den Akademieen, der Uni— 
verſitaͤt, dem Caſſationsgerichtshofe und den Appellations⸗ 
gerichtshoͤfen — dreifachen Liſte auf Lebenszeit 

ernannt. 
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42. Die Mitglieder der Bank der Kaufleute werden 
von dem Könige aus den Ihm von den Eollegien der 
Kaufleute übergebenen Liften. ernannt. 

43. Es wird zu Neapel und in jeder der zehn vors 
nehmften Städte des Reichs ein. Collegium der Kaufs 
leute feyn, welche durchs Serutin, nah Mehrheit der 
Stimmen, wählen. Die Mitglieder der Bank der Kaufs 
leute werden bei jeder Sitzung neu gewählt. 

14. Das Nationalparlement verfammelt fi ch auf die 
Zufammenberufung des Königs; cd kann auf einen Bes 

fehl deſſelben prorogirt oder aufgelöft werden; es vers 
ſammelt fih aber alle drei Jahre wenigftens einmal. 
Den Präfidenten ernennt der König. 
Die Sigungen find geheim. 
Die Meinungen können weder gedtuckt noch ſonſt 
verbreitet werden. 

Jede Bekanntmachung oder Mittheilung, welche durch 
das Parlament oder eines ſeiner Glieder geſchaͤhe, wird 
als eine aufruͤhreriſche Handlung betrachtet. 

Die Vertheilung der Contributionen, wichtige Ver⸗ 
änderungen im bürgerlichen oder peinlichen Geſetzbuche, 
im Auflagen- und Muͤnzſyſtem,“ ſollen den Berathfchlas 
gungen des Parlements unterworfen werden. 


Neunter Titel. | 

Bon der Gerichtsverfaſſung. 

Die Gerechtigkeit wird im Namen des Koͤnigs durch 
die von ihm eingeſetzten Gerichtshöfe und. Tribunale 

verwaltet. 

Es gibt Friedensrichter, die ein Verſohnungstribunal 

bilden, Sicherheitsobrigkeiten, Tribunale erſter Inftanz, 

Appellationsgerichte und einen Kaffationshof für das ganze 

Königreich. 

Dem Könige allein fteht das Begnadigungorecht zu. 


Zehnter Titel. 
Allgemeine Verfuͤgungen. 


Jeder auf dem Gebiete des Khnigreihe gehorne Menfch 
it Bürger. 
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Zum Genuß der Buͤrgerrechte werden zugelaſſen: die 
Fremden, welche dem Staate wichtige Dienſte geleiſtet 
haben, oder leiſten werden, welche demſelben nuͤtzliche 
Talente oder Erfindungen zubringen, welche große An— 
ſtalten darin bilden, oder welche Eigenthum darin erwer⸗ 
ben, wovon ſie wenigſtens 100 Ducaten Abgabe bezahlen. 

Niemand kann buͤrgerliche Aemter verwalten, der 
nicht im Schooße des Koͤnigreichs geboren iſt, oder, dem 
vorigen Artikel gemaͤß, das Buͤrgerrecht darin erworben 

at. 
Die Staatsſchuld wird garantirt; die Amortifationse 
renten und Schulden find unverletzlich. 

Der öffentlihe Schag ift von dem Kronfhage vers 
fhieden und getrennt. 

Den Direstor des Öffentlihen Schatzes ernennt der 
König; er fhwört in deffen Hände, feine ungerechte 
Verwendung der Öffentlihen Gelder zu dulden, und keine 
Auszahlung, die nicht dem, für die verfchiedenen Staats; 
ausgaben eröffneten Kredit gemäß ift, zu autorifiren. 

Alles, was auf die Verwaltung von Sicilien Bezug 
Hat, ſoll durch ein beſonderes Statut angeordnet werden. 


So gegeben zu Bayonne den 20. Jun. 1808. 
(Unterzeichnet)y: Joſeph. 
‚Wir Napoleon, von Gottes Gnaden Kaiſer der Frans 


ofen, König von Italien, Befchäser des Rheinbundes 
u.f. w. Da Unſer theurer und geliebter Bruder,‘ der 


Prinz Joſeph Napoleon, König vom Neapel und Sicis 


lien, das conftitutionelle Statut, welches der politifchen ' 
Sefeßgebung des Königreihs beider Sicilien zur Grund« 
lage dienen foll, Uns zur Sun vorgelegt hat; 
jo genehmigen Wir gedachtes Statut, und gatantiren 
deffen Bollziehung dem Seuverain und den. Völkern dier 
for Reihe. So gegeben in Unferem kaiſerlich — 
Pallaſte zu Bayonne, den 20. Jun. 1808. 

(Unterzeichnety: Napoleon. 

Im Namen des Kaiſers | 
C(unterzeichnet): der Staatsfekretär 
H. B. Marer. 
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Obgleich diefe Verfaffung, nach Napoleons Willen, 
für Soahim Murat bindend feyn follte; fo trat: fie 
doch unter ihm nie ins» wirkliche Xeben. Died bezeugte, 
nach feiner Hinrichtung, fein vormaliger Minifter Agar 
(Graf v. Mosburg), der im aus dem Großherzog. 
thume Berg nad) Neapel gefolgt war. (Berg. Alls 
gem. Zeit. 1817, N. 2236, ©. 903.) Agar be 


muͤhte fich, nach feiner Ankunft dafelbft, zuerft die vom | 


Könige Joſeph und deflen Minifter Röderer in 
großer Verwirrung gelaffenen Finanzen in Ordnung zu 
bringen. Darauf fchlug er eine neue Conſtitution vor, 


und erhielt vom Könige den Auftrag, den Plan dazu 


audzuarbeiten. Allein die Veraͤnderlichkeit des Könis 
ges, der jeben Tag eine neue Einrihtung und ein 


neues Gefeg, im Ganzen aber, nach den Einflüfteruns 
gen feiner Schmeidyler, roi absolu feyn wollte, der 


in der Meinung fland, eine Gonftitution befchränke 
feine Macht, „und nicht einfah, daß eine Erbmonar- 
hie nur dadurch ıbeitehen kann, daß fie fi nach feften 
Gefegen bewegt;" fo wie die Abneigung ber übrigen 
Minifter dagegen, bewirkten, daß Mie Einführung der 
Berfaffung immer aufgefchoben" ward. — Erſt, nachdem 
Joachim Murat im Jahre 1815 von den Deflseichern 
befiegt worden war, rief er Agar und fagte: Mon 
cher Comte Mosburg, faites une constitution. Die 
andern Minifter, geborne Neapolitaner, drangen gleich: 
falls in. Agar, den Befehl des Königs zu erfüllen. 
„Es ift die legte Wohlthat, fagten fie, die Sie dem 


Lande erzeugen können. Iſt die Verfaffung da; fo find 
wir vielleicht fo glüdlid, den neuen Herrfcher zu vers. 


mögen, daß er fie annimmt. — Go arbeitete Agar 
auf dem Rüdzuge aus Mittelitalien nah Neapel bie 
neue Sonftitution aus, und als fie nach Neapel, 


> 
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famen, unterzeichnete der König einen weißen Bogen 
Dapier, und. verließ die Stadt, um fich' einzufchiffen. 
Im verfammelten Staatsrathe ward der von Agar 
gemachte Entwurf der Gonftitution, mit einigen kleinen 
Abänderungen, angenommen; fie warb auf ben 
fhon unterfchriebenen Bogen gefchrieben, und in die 
Druderei gefandt. Nach ihrem Abdrude ward fie-über- 
al in der Stabt angefchlagen. — In 24 Stunden 
hielten die Deflreicher ihren Einzug, und das Volf 
von Neapel riß die Publication herunter— 
und traf fie mit‘ Süßen. — Diefe neapolitanifche 
Eonftitution von Agar ift — ——— 
erſchienen. 


Während Joachim Napoleon in Neapel res 
gierte, blieb Sicilien bei der Dynaftie Bourbon, 
doch unter brittifhem Schutze, ber aber der. fünigli- 
chen: Familie fo drüdend ward, daß die Königin Ca— 
roline im Jahre 1811 die Raumung. der Inſel von 
ben Britten verlmgte. Dies veranlaßte den Lord 
Bentinck nah London zu. reifen, worauf er, nad 
feiner Wiederkehr, in Sicilien im Sahre 1812 eine, 
der brittifhen nadgebildete, Conftitution pro— 
mulgirte, 

In diefer Eonftitution wurden bie gef engebenbe, 
sihterlihe und vollziehende Gewalt. forgfältig 
von einander getrennt. Die gefesgebende Gewalt 
ward ausſchließlich dem Parlamente, die vollziehende 
dem Könige, und die richterliche den’ Richtern und 
Magiftraten, mit völliger Unabhängigkeit von. dem 
beiden andern Gewalten, ‚beigelegt. Das Parlament 
folte allein das Recht haben, Steuern Aufzulegen, 


- 
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Die zffentuͤchen Beamten waren dem Parlamente vers 
antwortlich, und Tonnten pon den beiden Kammern 


gerichtet werden. Kein Sicilianer durfte verhaftet und 
beſtraft werben, ald nur auf dem Wege des gewöhnlis 
chen Rechtes und durch die richterlihe Gewalt. Alle 


Parlamentsfhlüffe mußten, zu ihrer. Gültigkeit, die 
Sanction des Königs erhalten, deſſen Perfon zwar; heis 
lig und unverletzlich war, deſſen Miniſter aber vom 


Parlament zur Rechenſchaft gezogen, gerichtet und be⸗ 


firaft werden Eonnten. — Das neue Parlament follte 


"aus zwei Kammern beftehen, der Pairs und ver 


Gemeinen. Die Parlamentöglieder aber in der Kam⸗ 
mer der Pairs follten nur jedes eine Stimme, nicht 
mehrere, nad der Menge der Beftgungen, haben. Dem: 
Könige ftand das Recht zu, ein Parlament zufammen 
zu rufen, zu prorogiren und aufzuheben; doch mußte er 
jedes Jahr eins verfammeln. — Die Feudalver: 
faffung hörte völlig auf, fo wie die Baronials 


gerichtsbarkeiten, und deshalb auch alle Vortheile, 
Pflichten und Laften, die mit dem Lehnöfyfleme zufam- 
menhingen; nur blieb den Familien vergönnt, die 
Feudaltitel beizubehalten. — Jeder Steuervor- 
ſchlag ſollte allein von der Kammer der Gemeinen aust 


gehen, und konnte von der Kammer der Pair nur 
angenommen und verworfen, nicht aber verändert wer⸗ 


ben. Ale übrige Vorfchläge aber Eonnten von einer 


der beiden Kammern gemacht werden; die andere hatte 
dann das Verwerfungsrecht. 


b) Grundzuͤge der Sicilianiſchen Ver aſſung vom 
Sabre 1812. 

Die Kammer der Pairs ward gebildet aus den 

geiſtlichen und weltlichen Pairs, die bis dahin das 


— 
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Recht Hatten, im Parlamente zu figen, ‘Die Würde 
‘der weltlihen Pairs konnte nur durh Erfolge auf 
einen andern übergetrageh werden, war alſo ara⸗ 


ſerlich. 
Die Zahl der geiftlihen Pairs (umſchließend die 


3 Erzbiſchoͤffe, die 7 Bilhöffe, den Archimandrit von 
Melfina, den Großprior des Sohanniterördens zu Meſ—⸗ 
fina, die Achte 20.) beftand aus 61 Perfonen; die Zahl 
der weltlihen Pairs (die Fürften, Herzoge Marquis 
und Barone des Königreiches umlchließend) betrug 124° 
Perſonen. Es waren alfo in allem in der Kämmer 
der Pair 185 Stimmen, Doch fand dem Könige frei, 
fo viele neue weltliche Pairs zu ernennen, als er wollte, . 
daferne fie nur einen jener Titel und ein reines Ein⸗ 
tommen von jährlihen 6000 Unzen (ungefähr fo viel 
‚als Ducaten) befigen. Würden in Sicilien neue Biss 
thamer errichtet; fo ſollten ihre Beil itzer gleichfalls sur 
Dairfchaft gelangen. 


* 


Die Kammer der Gemeinen beſtand 
a) aus den Repräfentanten der Bezirke, d.h, 


des Landes und der Dreichaften, fie" mochten vors 
her dominial oder. baronial gewefen. feyn. Die 
ganze Inſel ward in 23 Bezirke getheilt, deren 
jeder zwei Repräfentanten fendet; die Inſel Lis 
pari jedoch nur einen. 


) aus den Repräfentanten der Ste. Dier 


jenigen Städte und Drtfchaften, welche wenigſtens 
18,000 Einwohner haben, fenden zwei; Palermo 
fehs; Meffina und Cadania drei; alle übrige - 
Städte und Ortfchaften zwifchen 6000-— 18,000 
Einwohner fenden einen Repräfentanten. Die 
Städte, welhe unter 6000 Einwohner haben, 
find in den Bezirken begriffen; nod ward 
"aber den Städten, welche bis dahin das Stimmenz 
recht hatten, daffelbe nicht genommen, ſobald fie 
über 2000 Einwohner zählen. (Bei der 
Beftimmung der Volksmenge ward die Schaͤtung 
von 1798 sum, Grunde gelegt. ) 
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: 0) aus. ben Repräfentanten der Univerfitäds 

ten. Die Univerfität von Palermo fendete zwei, 
wegen verlornen Stimmenrechts in der Pairstams 

! mer, das an ihren Abteien baftete, und die von 
Eatanien einen. 


Nah diefem Maasftabe gehörten 154 Individuen 
zur Kammer der Gemeinen. 

Als Repräfentanten der Bezirke waren alle diejenis. 
gen in die Kammer der Gemeinen zuläßig, welde ein 
lebenslänglihes Einkommen von jährlich 48 Unzen 
wenigftens, in demfelben Bezirke haben; für die Repraͤ⸗ 
fentanten von Palermo aber wurden 50 Unzen jährlis. 
des Einfommen erfordert. Die Repräfentanten aller 
übrigen Städte bedurften nur 48 Unzen folhes Einkom⸗ 
mens in derfelben Stadt oder Ortſchaft. Auch Eonnten 
alle diejenigen zu Repräfentanten erwählt werden, die 
in der Drefchaft ein Amt von jährlih 50 Unzen Eins 
fünften befaßen, oder Zunfts und Gemwerbsmeifter mie 
jährlih 9 Unzen Einkünften waren. Seder gebohrne 
&icilianer, der diefen Bedingungen Gnuͤge leifter, war 
zu der Kammer der Gemeinen zuläßig. 

Dagegen konnten in derfelben feinen Zutritt haben: 

4) Alle Fremde, welcher Nation fie aud wären; 

2) wer unter 20 Jahren ift; B 

3) die in einer Kriminalunterſuchung verwickelten; 

4) kein Mitglied der richterlihen Gewalt ; u 
5) alle Subalternbeamte, und die, welche Eönigliche 

Penſionen haben; Di 

6) * Staatsſchuldner, was auch von den Pairs 
gilt. F 
. D Wer ein Amt vom Könige annimmt, verliert da: 

duch feine Stelle in der Kammer der Gemeinen; 
es muͤßte denn ein Militdramt feyn. 

Die Repräfentation der Kammer der Gemeinen kann 
Höchftens vier Jahre dauern; dann Iöfer fie ſich von ſelbſt 
auf, umd die. Wähler muͤſſen zufammenberufen werden. 
Der König eroͤffnet das Parlament durch eine Rede, 
Dritter Band. > 35 
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und ſchließt oder prorogirt es perſoͤnlich. In feiner 
Kammer findet eine Verſchiedenheit des Ran— 
ges Statt. Die Stimmen werden dadurch gegeben, 
daß fih die bejahenden rechts, die verneinenden links 
fiellen. Der König erwählt einen Präfidenten der Kam⸗ 
mer der Pairs; die Kammer der Gemeinen er— 
wählt ihren Präfidenten ſelbſt. Der Präfidene 
fpriht im Namen der Kammer, läßt delibiriren und vos 
tiven, proclamirt das Rejultat der Stimmen, hält die 
gute Ordnung aufrecht, hat aber nur im Falle der Stims 
mengleihheit ein Votum. 

Kein Mitglied der richterlihen Gewalt darf gegen 
irgend ein Mitglied der Kammern wegen deffen, was 
es im Parlamente gefagt oder gethan hat, gerichtlich 
verfahren, bei Verluf feines Amtes, zehnjaͤh— 
tige Verbannung auf eine Snfel, und taus 
fend Unzen Geldfirafe, — und der König 
kann folden niemals Gnade fo wie 
fie fih nie mit Befehlen des Königs entſchuldigen koͤn⸗ 
nen. Die Kammern find deshalb ihre, eigenen Richter. 


Perfonen, die nicht zum Parlamente ‚gehören, ers 
halten Zutritt duch Billette. — Jedes Mitglied kann 
im Parlamente nad Belieben Vorfchläge machen. Ehe 
indeffen über einen folhen Vorſchlag geftimme wird, muß 
über ihn in drei Sigungen berathſchlagt worden ſeyn; 
auch kann die Kammer ſich in eine geheime. Comite ums 
bilden, und Berbefferungen am Vorſchlage anbringen. 
Bird ein Vorſchlag von einer Kammer verworfen; fo 
kann er nur in einer Sißung des folgenden Jahres wies 
der aufgenommen werden. Steuer: und Abgabenvors 
Schläge dürfen nur von der Kammer der Gemeinen anss 
sehen; fo wie alle Vorfchläge, die der Pairfchaft nahe 
theilig werden könnten, blos von der Kammer her Pairs. 
In beiden Fällen kann die andere Kammer nichts Ans 
dern, fondern. nur zuffimmen, oder verwerfen. Der 
König darf von ſchwebenden Vorfchlägen Feine Kennt⸗ 
niß nehmen, noch fich in Parlamentsverhandlungen mis 
ſchen, fondern diefen erft dann, wenn über fie geftimme 
ift, fein Places oder Veto ertheilen. Eben fo wes 
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nig darf ſich eine Kammer ‚in die Vorſchlaͤge mifchen, . 
die, in der andern ſchweben; doc koͤnnen fich beide durch 
Ausſchuͤſſe über ſtreitige Puncte in Verhaͤltniß fegen. 
Zur Vollzaͤhligkeit der Pairskammer muͤſſen wenigſtens 
30, und zür Vollzaͤhligkeit der Kammer der Gemeinen 
wenigſtens 60 Mitglieder gegenwaͤrtig ſeyn. Beide Kam⸗ 
mern haben das Recht, jedeny der ſie beleidigt, zu verz 
haften, und muß der Schuldige,.vor Abſchließung des 
Parlaments der, rihterlihen Gewalt, übergeben werden, 


Mahl der Gemeinen. Der Eapitän d'arme jedes 
Bezirkes und der Capitano Giuſtiziere jeder Stadt oder 
tepräfentationsfähigen Drefchaft fordern durch Anſchlaͤge 
alle dieſfenigen auf, welche dem Capitan der Commune 
und drei Mitgliedern des Conſiglio civico das. jährliche 
Einkommen von 18 Unzen beweifen. können, fich zur 
Wahl ihrer Repraͤſentanten zu vereinigen. Dieſe drei 
Mitglieder, ein Ausfhuß des Eonfiglio civico, heißen 
Squittinatoren. Auch die Curati und Arcipreti-- fordern 
. mändlid die Wähler ihrer Parohien auf. Diefelben 
Perfonen machen von ihren Wählern eine Lifte, und 
übergeben fie dem Capitan und den drei Squittinatoren 
ihres Ortes, welche hierauf unterfuchen, ob die Waͤhler 
wirklich die zum Wahlrechte erforderlichen Eigenſchaften 
beſitzen, und ſtellen dieſen hieruͤber ein Certificat aus, 
Nachdem hierauf der Capitan der Ortſchaft den Befehi 
zur Wahl vom Protonotar des Reiches erhalten, läßt 
er duch einen Öffentlichen Ausrufer die Wahl ankündi: 
gen, und die Wähler mäffen ſich binnen drei Tagen 
wieder vor dem Capitan und den Squittinatoren einfin⸗ 
ben, umd ihr Wahlrecht aufs neue anerkennen laffın; 
auch werden Liften der Kandidaten oder Prätendenten 
zur Repräfentation öffentlich angefchlagen. Im Augen: 
blicke der Wahl rechtfertigen die. Wähler durch zwei Cer⸗ 
tificate ihr Wahlrecht vor dem Capitan und den Squit⸗ 
tinatoren. Nachdem die Deputirten der Commune 90; 
wählt find, begeben ſich die Wähler nach dem Haupt⸗ 
orte des Bezirkes, um die Repraͤſentanten des Bezirkes 
u waͤhlen, welche beide Wahlen unter der Aufſicht des 
apitan d'Arme und Capitano Giuſtiziere und der drei 
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Squittinatoren gefhehen. Sie geben F auf die Stim⸗ 
menfammlung, ‘welche der“ Masſtro⸗Notaro veranſtaltet· 
Dieſe haben das Verzeichniß der Wähler vor fi, und 
ift das ‚Zeihen zur Stimmengebung ertheilt; ſo treten 
die Wähler, einer nach dem andern, zur Tribune, auf 
weldyer die Aufſeher der Wahl fisen, heran, ühd fage 

mit lauter, Stimme den’ Namen ihres Erwählten. "Die 
Wahl darf hoͤchſtens drei Tage dauern,‘ hierauf werden 
die Stimmen-der Kandidaten gezählt, und die Erwähls 
sen, erhalten ‚vom. Tapitan . den ‚Suuittinatoren, dem 
ganzen Conſiglio civico..und ‚dem ‚Maeftro Notaro ein 
Sertificat. Ob die erwählten Kandidaten zur Kaminer 
der Gemeinen zuläßig: feyen, wird nicht von- dem 
Capitan und den Squittinatoren, fondern von dem Pros 
tonotar des Neiches und, der. Kammer der Gemeinen 
felbft unterfucht. Uebrigens aber müffen die Wähler 
alle diejenigen Eigenjchaften,. mit Ausnahme, der jährlis 
hen Einnahme, beſitzen, welde von den zur Kammer 
der Gemeinen Zuläßigen gefordert werden. ,, In diefe 
Wahl der Gemeinen darf fih kein Pair, kein Beamter, 
oder wer fonft von der Krone abhängig iſt, mifchen, 
bei Strafe der Caffation und 200 Unzen Geldftvafe, 
Die Kandidaten dürfen. den Wählern feine Fefte oder 
fonftige Emolumente geben, bei 200 Unzen Strafe und 
Ausflug von der Wahl, , Sn dem Dre, wo gewählt 
wird, dürfen feine Truppen liegen. - Die 9 
wöhnliche Garnifon entferne fih, nur fo viel zuruͤcklaſ⸗ 
fend, als der tägliche Dienft. nöthig macht, zwei Tage 
vor Anfange der Wahl zwei Millien weit. von dem Wahls 
orte, und kehrt erſt 2 Tage nach beendigeer Wahl das 
hin zuruͤck. ; | 2 2 


Einzelne organiſche Geſetze des Parlaments. 


4. Einheit, Rechte und Pflichten des ficis 
lianifhen Bürgers. Nur geborne Sicilianer und 
deren Söhne fünnen als ſicilianiſche Bürger betrachtet 
werden. Seder fieilianifche Bürger hat unumfchräntte 
Erlaubniß, über jeden politifhen Gegenftand 
zu veden, fih über ihm geſchehene Ungerech⸗ 
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tigkeiten zu beklagen, ohne die richterliche 
Gewalt, Angeberei, Spione, oder irgend eine 
Rechenſchaft zu fürchten. Wer indeß aufrühreriz 
Ihe Complotte gebildet zu haben überführt wird, foll der 
Strenge der Gefeke unterworfen feyn. Jeder Sicilia— 
ner hat ferner das Recht, ſich jeglicher Gewalt, die 
nicht von den Geſetzen anerkannt ift, zu wis 
derſetzen; desgleihen kann er nicht beftraft werden, 
als nur Eraft eines vorher promulgirten Geſetzes. — 
Jeder Sirilianer iſt durchaus Herr feines Landeigenthums, 
und darf in demjelben feine fremden Borbehalte und 
Rechte, weder des Königs, noch anderer Herren, als 
z. B. Jagden, leiden; und weder das Acrarium, noch 
Kirhen und Communitäten, oder fonjiige Corporationcn 
können irgend ein Privilegium oder cine Prärogative 
befisen, fondern alles und jedes wird nad denfelben 
Geſetzen verhandelt und gerichtet, und hören alle x :fons 
dere Unterfchiede hiermit auf. Jeder fieifianifhe Buͤr— 
ger wird als Mitglied der geſetzgebenden Ge— 
walt betrachtet, muß aber die Verfaſſung anerkens 
nen, und, wenn er Einfluß auf die Geſetzgebung haben 
will, lefen und Schreiben können, und wird hierzu 
ein Zeitraum von 18 Sahren verftattet, fo dab 1&30 
kein Sieilianer, der nicht leſen und fchreiben kann, Wäh: 
ler feyn darf. Eben fo ſoll kein Sicilianer, der nicht 
dafür forget, daß feine Kinder vaccinirt werden, An⸗⸗ 
theil an der gefeßgebenden Gewalt haben *). Kein Si— 
eilianer kann, ohue Erlaubniß des Königs, in auswaͤr— 
tige Kriegsdienfte gehen, und erhält er fie, fo darf er 
gleichwohl niemals die Waffen gegen fein Waterland 
führen. SKeinesweges kann der König einen Sicilianer 
nöthigen, in der £öniglichen. Land oder Seemacht zu 


dienen. 


2 Bon der Feudalvcerfaffung. . Da diefelbe 
völlig aufhört, fo find ſich alle ficilianifche 
Bürger an Rede und Stand gleid, und einer— 
lei Geſetzen unterworfen. Alle Baronialgerichts: 


*) Diefem Gefege ertheilte der König bad Beto, 
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barfeiten Hören‘ von diefem Augenblide, ohne alfe 
Entſchaͤdigung, auf; dagegen aber find auch die Ba; 
rone aller Laften der Privarjurisdietionen entbunden, als 
der Verantwortlichfeit für Diebftahl, der Inſtandhaltung 
der Sefängniffe d. f: w. Nur die, durch das Geſetz 
beftimmte, neue richterlihe Gewalt gilt fortan. Alles, 
was am Feudalwefen haftet, als der Kriegsdtenft, In⸗ 
veftitur, Relais, Devolutionen an den Fiſcus und ders 
gleichen, hört auf, und die früheren Feuda find 
nun Allodien jeglihen Befisers geworden. 
Nur die Titel können, um des Anftandes willen, den 
Baronialfamilien verbleiben. — Die Frohndienfte, 
die blos von den herrſchaftlichen Prärogativen abhingen, 
als die Verpflichtungen, die Produrte des Barond zu 
verfahren, und alle perfönlihe Dienitleiftungen hören 
hiermit, ohne Enefhädigung, auf. Desgleihen 
alle Prohibitiv⸗ und Privativechte der Barone; 5. B. 
daß die Bürger fich keiner andern Keltern, Badöfen, 
Mühlen, Schenten, Wirthshäufer, Läden und Kaufs 
pläße als nur der der Barone bedienen, Efwaaren und 
Setränte nur in der Taverne des Barons verkaufen 
durften, hören ohne Entfchädigung auf. Solche herrs 
ſchaftliche Rechte hingegen, welche von einem Vers 
srage herruͤhren, follen bei ihrer Abſchaffung ents 
ſchaͤdigt werden. Alles dies gilt auch von den herrz 
Ichaftlihen Rechten der Föniglihen Segrezieen und Unis 
verfitäten; und alle ſolche Rechte, im Falle fie der Ents 
Schädigung unterworfen find, Finnen von der Kommune 


oder den. Individuen, gegen die fie ausgeübt wurden, ' 


abgelöfert werden. Dagegen bleiben alle Rechte der 
Barone, die auf ihrem Boden haften. Eben fo 
aber hören alle bürgerlihe Worrechte gegen - die Länder 
reien der Barone: als das Horzfällen, Weiden, Eicheln: 
Sammeln, Saͤen und dergleihen, ohne alle Entſchaͤdi⸗ 
sung auf, fo wie gleichfalls die bürgerlichen Vorrechte, 
die am Eigenthume oder Vertrag haften, entfchädige 
werden, auf alle Fälle aber ablösbar find. 


3. Bon den Sideicommiffen. Alle Fideicom⸗ 


wiffe und Subſtitutionen, fie mögen fepn, welde fie 
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wollen, hören auf, und jeder Tann frei über feine Bes 
ſitzungen fehalten und walten. Indeß leider diefe Freir 
beit bei den Pairs folgende Beſchraͤnkung: 


Die gegenwärtigen Pairs mäffen den vierten Theil 
‚aller ihrer Güter als Dotation für die Pairfchaft, wel; 
che als unveräußerlih erkläre wird, aufbewahren, und 
diefes WViertheil gehöre nicht als Eigenthum den Fami—⸗ 
lien, fondern ift das Erbtheil der Pairſchaft, die durch 
Succeſſion forterbt, nad Art eines Majorats *). 


4. Ueber die Preßfreiheit. Jeder har das 
Recht, ohne Cenſur zu fchreiben und zu druden, 
was er irgend will; nur bleiben die Schriften, weldye 
von der Religiom handeln, einer vorläufigen Cenſur 
der Geiftlichkeit unterworfen. Ferner fol es ein Vers 
brechen feyn, Schriften zu publiciven, welde etwas ger 
gen die roͤmiſch-katholiſch-apoſtoliſche Religion, gegen 
den König, welcher für unverleglih erklärt ift, gegen 
ein Individuum der königlichen Familie, gegen die Grund; 
lage der Verfaffung, d. 5. gegen die Trennung der Ge: 
walten, gegen die Eintheilung des Parlaments. in zwei 
Kammern, gegen das Recht der Kammer der Gemeinen, 
allein Steuervorfchläge zu machen, gegen: das Recht des 
Parlaments, die Öffentlihen Beamten zur Rechenſchaft 
zu zichen, und gegen das Recht jedes Sicilianers, nur 
durch die. richterlihe Gewalt verhaftet und beftraft zu 
werden, enthalten. Eben fo verbreherifch find Schrifs 
ten, welche direet zum Ungehorfam gegen die Gelege, 
auffordern und verläumbderifchen Inhalts find. Der Ver: 
feger muß zwar feinen Namen, den Drudort und das 
Drudjahe angeben, nicht aber gerade den Namen des 
Verfaffers, dafern es nicht die richterlihe Gewalt verlangt. 


Der König, oder die ausübende Gewalt. 
Im Falle, daß: ein Mangel vechtmäßiger Erben in 
der jegigen koͤniglichen Familie einträte, hat die Nation 


2) Der König billigte biefe Reform ber Fibeicommiffe nicht, 
fondern verlangte eine, welche der brittifchen Eonftitution 
ganz angemeffen.märe, . 
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das Recht, ihren König zu wählen: diefer muß 
fih aber den Borfchriften fügen, welde die Nation de 
machen wird. Iſt der erwählte König von einer frei 
den Familie; fo muß er ein nachgeborner Prinz, und 
darf nie ein Souverain feyn. Der König von Sicilien 
darf unter keinem. Vorwand fih aus Sicilien entfernen, 
ohne Beiftimmung des Parlaments: Thut er dies, oder 
bleibt er länger aus, als der Urlaub des Parlaments 
verftartet; fo ift der Thron erledigt, und wird durch 
die Nachfolge oder duch die Wahl der Nation beſetzt. 
Der König kann niemals, um irgend eines andern Bor; 
theils willen, dem Throne von Sicilien entfagen, etwa 
zu Gunſten eines andern Fürften; und jeder folder Act 
des Königs wird hierdurch für null und nichtig erklärt. 
‘ Dafern der König das Reich von Neapel wieder erlangt, 
oder irgend ein anders acquirirt; fo foll er entweder 
dahin feinen Erftgebornen ſchicken, oder diefem in Si: 
eilien feinen Thron einräumen; denn die Nation cr: 
klaͤrt fih von heute an für unabhängig vom 
Königreihe Neapel. Der legitime Nachfolger als 
König muß fich innerhalb zweier Monate vom Parla; 
mente anerkennen laffen, und den Eid leiften und anneh⸗ 
men. Wäre der König minderjährig, oder unfähig zu rer 
gieren, oder träte ein aͤhnlicher Fall ein; fo erwähle das 
Parlament einen Regenten. Ä 


Eigenthämlihe Rechte bes Königs find: 


4) die ficilianifhe Nation bei auswärtigen Mächten 
zu tepräfentiven; j 

2) mit denfelben zu unterhandeln, nur nicht gegen 
die ſicilianiſche Verfaſſung; | 

3) Krieg und Frieden zu fchließen; 

4) fih einen Kabinetsrarh und alle Staatsräche zu 

wählen; nur mäffen alle geborne Sicilianer feyn. 

Der Kabinetsrath fol aus vier Staatsſekretaͤren 
‚und wenigftens zwei Räthen, nie aber aus mehr 
denn zwölf Perfonen im Ganzen beftehen; und Se. 
Moj. ift verbunden, in allen wichtigen Angelegens 


Grundy d: Sic. Verf. m 3.1814: 553 


> Heiten, beſonders über Krieg, Frieden ober Ber? 
träge, die Meinung ihres Kabinetsraches zu vers 
nehmen. Das Parlament. dagegen hat das Recht/ 
uͤber jeden Act der ausuͤbenden Gewalt Auskunft 
und Rechenſchaft zu fordern, die Miniſter und 
Raͤthe des Königs zu. beftrafen, Sobald fie dem 
- Spntereffe der Nation entgegen gehandelt haben; 
5) der König hat das Recht, Muͤnzen zu prägen, 
| ohne jedoch das Gewicht derfelben zu Anden; 
6) er ift alleiniger Generaliffimus aller Macht zu 
| Waſſer und zu Lande; Oi 2 
alle Aemter und Ehrenftellen im Militair und 
Eivil, desgleihen die geiftlihen Würden, vergibt 
der König, aber nur an Sicilianer; 
- 8) er kann, mit Beiftimmung des Parlaments, neue 
Eorporationen bilden; | ur 
- 9) er fteht allen Öffentlihen Anftalten vor, als Ka— 
naͤlen, Straßen u. f. w.; 
40) er hat das Begnadigungsrecht, nur dann nicht, 
wenn der Schuldige gegen die Verfaffung geſuͤn⸗ 
digt hat; | 
“ 44) er fordere Nechenfhaft von den Dienern der 
ausübenden Gewalt ; | 


42) er läßt die Urtheilsſpruͤche ber vrichterlichen Ges 
walt ausführen. 


Obgleich indeß der König Generaliſſimus ift; fo 
kann er dennoch feine fremde Truppen, weder zu. Waſſer 
noch zu Lande, in Sieilien ohne Erlaubniß des Parlar 
ments halten, noch einen Sicilianer zum Kriegsdienfte 
zwingen. — Der König, mit Hälfe des Finanzrathes 
‚und des Minifters, verwalter das Nationaleintommen, 
und zwar gefchieht dies folgendermaßen: Der Chef des 
Sanzen ift der Finanzminifter; unter ihm ſtehen vier 
Großkaͤmmerer und vier Vicefämmerer, ein Treforiere 
generale, ein Konfervatore generale, ein Avvocato, ein 
Procuratore des Aerarii, drei und zwanzig Geheimerds 

the, drei und zwanzig Proconſervatoren und ein Pros 
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fegreto Vicegeheimerrath) in jeder beiliegenden Inſel 
und jeder Ortſchaft, die nicht Hauptſtadt eines Bezirkes 
iſt. Zwei Großkaͤmmerer haben jeder acht, der dritte 
fieben Bezirke, fammt den Inſeln, zur Finanzverwals 
tung; der vierte Großfämmerer hat das Geſchaͤft, die 
Staatsfchuldner zu befriedigen; ihm ftehen die, vier Vice⸗ 
tämmerer bei. Der Finanzrath beſteht aus den vier 
Großfämmerern und dem Staatsſekretaͤr, als Praͤſiden⸗ 
..ten; dabei it ein Vicekaͤmmerer ald Sekrerär gegenwärz 
tig. Der Treſoriere generale ift Staatskaffiver. In feir 
nem Namen wird alles auss und eingezahlt auf Rech⸗ 
nung des Staates. Die geheimen Räthe der Bezirke 
verwalten in denfelben alle Einkünfte des Aerariums uns 
ter dem Befehle der Sroßfämmerer. Alle Zahlungen 
an das Aerarium follen durch die Beamten von Palermo 
und Meffina geleiftet werden. Alle diefe öffentlichen 
Beamten haben feine firirte Befoldung, fondern uns 
ter fie werden fünf Procent aller Summen, die fie 
für. Rechnung des Aerariums eincaffiren, nad) Rang 
und Verdienft vertheilt. Die Bücher diefer Beam⸗ 
ten fiehen zur oͤffentlichen Einfiht offen. Der 
Finanzminifter wird jedes Jahr dem Parlamente eine 
Bilanz der Einnahme und Ausgabe des Aerariums vors 
legen, und, im Falle ſchlechter Verwaltung, vom Par⸗ 
lamente beſtraft werden. Die Finanzrechnungen aber 
mäffen zuvörderft, um des Verſtaͤndniſſes und der Sa⸗ 
tisfaction des Volkes willen, oͤffentlich gedruckt 
werden... Dieſe und alle Aemter, geiſtlichen, weltlichen 
und militaͤriſchen, koͤnnen nur an Sicilianer vergeben 
werden. Hehe Generalaͤmter und Commandaturen zu 
Waſſer und zu Lande können Fremde nur mit Erlaub⸗ 
niß des Parlaments bekleiden. Die Naturaliſation kann 
einem Fremden nur vom Parlamente ertheilt werden; 
allein erft die Söhne des Naturalifirten dürfen fleilianis 
fche Aemter und geiftlihe Würden bekleiden. | 


Die Magiftrate, oder die richterliche Gewalt. 


. Von num an find alle befondere Serichtsbarkeiten. 
oder Zora aufgehoben, und die richterliche Gewalt. haftet, 


unabhängig von der gefeßgebenden und ausäbenden, an 
den duch die Verfaffung "verordneren Magiſtraten und 
Richtern. Die Urtheile der richterlihen Gewalt werden 
im Namen des Könige vollzogen; die Urtheilsfprüche ſelbſt 
aber müffen fih auf einen neu zu faffenden, italienifch 
geichriebenen, oder gründen, und, wenn diefer nicht 
ausreicht, muß fich die richterlihe Gewalt an die gefebs 
gebende, d. h. ans Parlament wenden, fowohl in Eivils 
als Eriminalfahen. Die Jury wird ganz nach engs 
liſcher Sitte eingeführt. Zällt in Kriminalfahen 
eine Sentenz losfprechend aus, fo ift fie inappellabel ; 
verdammend, fo kann fie einer neuen Prüfung unters 
worfen werden, nah englifhem Brauche. Nach dem, 
was über die Freiheit der fieilianifhen Bürger oben gez 
ſagt tft, verftceht es fih von felbft, daß alle Verhaftuns 
gen de mandato principia ı€. aufhören, und wer eine 
dergleichen ausführen hilft, verliert fein Amt, wenn er 
eins hat, wird verbannt und bezahlt 1000 Unzen Strafe, 
ohne daß der König ihn begnadigen kann. ein Magi⸗ 
firat oder Richter darf ohne Anklage gegen irgend 
jemand gerichtlih verfahren, aufer - bei Verbrechen 
laesae majestatis divinae et «humanae, ferner gegen 
Aufrufe, Todfhlag, Mordbrennerei, Gewaltraub und 
Münzverfälfhung. Zur Verhaftung des Angeklagten darf 
Militaͤrmacht nicht eher angewandt werden, als bis es 
die richterlihe Gewalt verlangt; desgleichen kann jene 
nie gegen das Volk gebraucht werden, als nur im Falle 
eines Aufruhrs. Binnen 24 Stunden muß der Verhafs 
tete die Urfache und alle Umftände feines Arreftes erfah⸗ 
ten and verhört werden; er kann verlangen, daß feine 
Sache fogleih vor dem re Tribunal gerichtet werz 
de; auch ftehe ihm frei, Hinlänglihe Buͤrgſchaft zu leis 
ften, und bis zur Entfcheidung der Sache frei zu bleiben. 
Nie foll bei Kriminalfällen die Tortur angewandt wers 
den. — Der neue Coder wird, nah dem Mufter der 
englifhen Habeas- Corpus - Acte, die Fälle beftimmen, 
in welden, und auf welche Weife jemand verhaftet oder 
conftisuirt werden kann. — Keiner kann Richter oder 
Magiſtratsperſon feyn, der nicht ein geborner Sicilianer, 
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annt. und. von einer der. beiden Univerſitaͤten promovirt 
iſt; ferner, wenn er nicht die Einnahme eines Waͤhlers 
Hat; und niemals dürfen fie, die Friedensrichter ausges 
nommen, noch andere Aemter befleiven. — Das Ders 
— aller Magiſtrate des Reiches iſt folgendes: die 
apitani Giuſtizieri, die Capitani d'Arme, die Friedens⸗ 
ichter die. Richter der erſten Inſtanz, der zweiten Ins 
ſtanz, die Podefta der Inſeln oder Richter der erſten 
Inſianz, die. Bezirkstribunale, zwei Tridunale dritter 
Inſtanz, ‚eins in Meffina, das. andere in Catania, ein 
Saffationstribunal, der hohe Gerichtshof des Parlaments, 
der hohe Gerichtshof der Pairs, die Curie ecclesiasti- 
che, die Magiftrati di Commercio, di Delegazione 
di Monarchia, la suprema  diputazione di salute 
bblica, der Protonotar des Reiches und fein Rath. 
* jeder Ortſchaft befindet ſich ein Capitano Giuſtiziere; 
in jedem Bezirk ein Capitan d'Arme; fie verhaften die 
Angeklagten, führen die Befehle der Magiftrate aus, 
und halten die gute Ordnung aufrecht. Die Capitani 
d’Arme haben. ordentlichen Sold und haften für die Dieb⸗ 
ftähle,- welche in ihrem Bezirke begangen werden, Die 
Friedensrichter urtheilen über unbedeutende Sachen, und 
fuchen zugleich Streitigkeiten beizulegen. In jeder Stadt 
und Ortfchaft unter 18,000 Einwohnern ift ein Frie⸗ 
densrichter, in den übrigen zwei, in Catanien und Mefr 
fina vier, in Palermo ſechs. In jeder Stadt. von 
3000 Einwohnern wird ein. Richter erfter, und ein at; 
drer zweiter Inftanz ſeyn; fie entjheiden nur in beiden 
Snftanzen, und in Städten von.8000 Einwohnern aud 
in Appellation alle Eivilfadhen, die nicht über 60 Unzen 
- Werth haben. In allen Städten unter 3000 Einwoh—⸗ 
nern ift .ein Richter erſter Inſtanz, der über 10 Unzen 
Werth entſcheidet; zur zweiten Inſtanz gelangen die 
Sachen an die Bezirksrichter erſter Inſtanz. In den 
Bezirken und parlamentsfaͤhigen Städten werden Tribus 
nale errichtet, aus 3 Richtern beftehend. Diefe Bezirkss 
tribunale entfcheiden ‚alle Sachen ihrer Bezirke und Städte 
in erfter Inftanz. Die Podefta der. Iufeln verwalten 
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biefelben Vices auf ihren Infeln als Richter erfter Ins 
ftang. — Es werden fünf Oberappellationstribunale ers 
richtet, davon drei in Palermo, die uͤbrigen beiden in 
Meffina und Catania‘ refiditen; jedes beſteht aus drei - 
Richtern und vier Präfidenten: Catanien und Meffing 
erhalten, jede Stadt, ein Tribunal dritter Inſtanz, aus 
Achtung gegen die Städte, Bezahlen fie aber 8 aus 
ihren Mitteln. — Das Caſſationstribunal in Palermo 
befteht aus fünf Richtern und einem Präftdenten ; es ent⸗ 
fcheidet ohne weitere Appellation; annullirt die Urtheils⸗ 
fprüche aller untern Tribunale und Richter, wacht über : 
die Legalicät der Arrefte, und entfcheider Peremtorifh 
über die Zuläßigkeit der Richter und Tribunale. Es ift 
das hoͤchſte Gericht des Reiches, und wird Über ſchwie⸗ 
tige Puncte vom Parlamente befragt. Alle diefe neuen 
Magiſtrate und Tribunale haben ihre eigenen Unterbeam⸗ 
ten, dagegen hören alle alte Stadt: und Armeeauditos 
riate und dergleichen auf, fo. wie alle andere Fora, mit 
Ausnahme eines geiftlihen Forums für die Spiritualia, 
and eines militärifchen Forums, welches fi aber blos 
auf reine Militärfahen und Vergehen erftredft, die im. 
Bezirke der Quartiere, der. Feftungen, am Bord der 
Schiffe u. f. w. begangen worden find; fo werden auch 
Sachen, die blos Landbau, Handwerke u. dergl. betrefs 
fen, von Landbauern und Handwerkern gerichtet. 
Die Tribunale der Bezirfe und privilegirten Städte 
müffen aller drei Jahre ihren Sig wechfeln. Die Mas 
Hiftrati di Commercio bleiben in der alten Werfaffung. 
Der Wirkungsfreis der übrigen Gerichtshöfe, als der 
Dairs, des Parlaments u. f. mw. wird ‘der neue Coder 
beftimmen. Die weltlihen Pairs follen, wie die englis 
ſche Form es mit ſich bringt, von der Kammer der Pairs 
gerichtet werden. Ferner werden hiermit in allen Orts 
haften und Städten der Inſeln fogenannte Eonfigli «is 
vici und Magiftrature municipalt errichtet; aus allen den 
Perſonen, welhe das. Recht haben, zur Wahl der Par⸗ 
lamentsglieder ihre Stimmen zu geben; nur möüffen fie 
das Bürgerrecht der Kommunen befisen. Jedoch darf ' 
sin. ſolches Conſiglio cidico nicht Aber 60 und nicht uns 
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ter 30- Mitglieder Haben; — und fendet die Commun 
mehr. als einen Repräfentanten; ‚fo wächlet die Anzahl 
der Mitglieder für jeden Repräfentanten um ‚zehn. — 
Der Wirfungskreis dieſes Conſigli civici iſt folgender : 
Eie verhandeln überhaupt: die Gefchäfte und. sffentlichen 
Angelegenheiten, welche die Communen als ſolche interz 
eſſiren, als 5. B. die Tare der. Lebensmittel;. allein .jie 
dürfen nicht, ohne die Autorität der Parlaments, Auflas 
gen einrichten und gezwungene Anleihen maden, noch 
weniger irgend Privilegien und. Vorrechte ertheilen, die 
die freie Lireulation der Producte hindern und das heilige 
Recht des Eigenthams verlegen: Nur in folgenden Fällen 
iſt es ihnen erlaube, gezwungene Anleihen zu machen: bei 
Hungersnoth, Theurung, Brand, Ueberſchwemmung, Peſt, 
Erdbeben, Anlandung der Seeräuber; jedoch kann jich 
ernach jedes gravirte Individuum beim Parlamente bes 
hweren. Jede Commune muß für ihre Vorräche durch - 
ein Peculio forgen, welches die Mitglieder der. Com⸗ 
mune, dur eine Auflage von 5 Procent auf das Grunds 
eigenthum nad) der Anordnung des Parlaments von 
4810, zufammenbringen müffen.. Ferner hat das Cons 
figlio civico die Obliegenheit, Mittel vorzufchlagen, wie 
man aller Nothdurft der Commune begegnen könne, bie 
Einkünfte und Ausgaben der Commun zu verwalten, die 
Municipalmagiftrate zu erwählen, die Rechnungen ders 
felben jährlich zu revidiren, und, im guten Falle, ſie öfz 
fentlih zu approbiren. Diefe Prüfung gefchicht durch 
fünf Mitglieder des Konfiglio civico; im fchlimmen Falle 
wird der richterlihen Gewalt eine Anklage gegen den 
Municipalmagiftrat überreicht. Dieſes Konfiglio civico 
verfammelt fich regelmäßig alle Monate einmal, außers 
ordentlich. aber, fo oft es der Municipalmagiitrat verlangt. 
Der Eapitano Biujtiziere hat das. Recht, das Konjiglio 
sivico zufammen zu rufen, darin den Vorſitz zu führen, 
und, im Zalle der Stimmengleichheit, durch eine. zweite 
Stimme den Ausfhlag zu geben. Die Rechnungen des 
Municipalmagiſtrats muͤſſen gedruckt werden, und jedem 
zur Einfiche offen ftchen. Die Obliegenheiten des Mus 
nicipalmagiſtrats find folgende; er ſtellt unmittelbar die 
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Commun vor, trägt, für das Öffentliche Befte, Sorge, 
erwähle die Subalternbeamten der. Commun; verwaltet 
alle Einkünfte derfelden, und führt alle Befchläffe des 
Configlio eivico aus, in fofern fie fih auf die Lebensmit⸗ 
tel beziehen. Keine Autorität hat fi in die Operatios 
nen des Eonfiglio civico oder „des Municipalmagiftrats 
zu mifchen; indeß kann fi ießer Bürger bei der richters 
Uchen Gewalt befhweren. Die Eins und Ausfuhr aller 
Waaren ift ee der Grenzen des Reiches durchaus 
frei, und kein Magiftrat oder fonftige Autorität kann 
die freie Eirculation unter irgend einem- Vorwande vers 
hindern; deshalb hören auch alle innere Zölle 
und Accifen gaͤnzlich auf, Ä F 

Das Parlament bietet demjenigen einen Preis von 
400 Unzen an, welcher den beſten Plan für die oͤffent⸗ 
lichen Studien einreiht; die beſte Art und Weife ans 
gibt, auf welhe man der Nation die Erinnerung an die, 
neue Rerfaffung unausloͤſchlich einprägen könne; eine 
befiere Methode und gänzlihe Reform aller Schulen 
‚ and Seminarien des geiftlichen- und Laienftandes und der 
‚ Erziehung beider Geſchlechter erfindet, und endlich eine 
befjere Einrichtung der Eivils und Militärafademien 
vorſchlaͤgt. 





Durch die Uebermacht der Britten ward aber der 
Hof fo beleidigt, daß’ die Königin über Conftantinopel 
nah Wien ging, und der König Ferdinand (16. Jan. 
1812) die Regierung niederlegte, und fie ſei⸗ 
nem Sohne Franz uͤbertrug. Dieſer ſah fi genoͤ⸗ 
thigt, den Lord Bentinck zum Oberbefehlöhaber aller 
ficilifhen Truppen zu ernennen, und die von Groß⸗ 
britannien vorgeſchriebene Conſtitution anzuerkennen. 
Nach Napoleons Sturze übernahm aber (2. Jul. 
1814) Ferdinand 4. die Regierung von neuem, und 
hob am 23. Jul. die von England vorgefhries 
bene Eonflitution, zugleich mit dem bisherigen ficilis 
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fchen Parlamente auf. — Noch behauptete fih Murat 
in Neapel. Allein ald er, bei Napoleons Wiederers 
feinen in Frankreich (März 1815) für deffen Sache 
ſich erklaͤrte; ſo warb er von den Deſtreichern befi iegt, 
und mußte Neapel verlaffen. Der 104. Art. der Wies 
ee gab darauf Rep an Ferdinand 4, 
zurüd | 


Bevor aber diefer im Mai 1815 von Palermo nach 


Neapel zurüdfehrte, berief ‚ex die beiden Kammern des 
ficilifchen Parlaments: zufammen, und..ließ ihnen am 16. 
Mai 1815 einen neuen Conflitutionsentwurf 
mittheilen, welcher der von Ludwig 18: den Franzofen 
im Jahre, 1814 gegebenen Charte nachgebildet war. 
Die Grundzüge derfelben waren in 30 Artikeln 
ER, und — in — 


Confiuioneentouf für Sicilien vom 16. 
Das Koͤnigreich Sicilien wird fortfahren, ſeine Ver⸗ 
faſſung zu haben, und jene Nationalvertretung beizube⸗ 
ey die. gegenwärtig mittelt zweier Kammern, 
er-Pairs und der Gemeinen, Statt hat. 

Die Religion muß ausfchließlih die eatholif ch⸗ 
apoftolifhzräömifche ſeyn, und der König iſt vers 
pflichter, diefelbe Religion zu bekennen. 

Die gefeggebende Gewalt wird gemeinfchaftr 
lich vom Könige und den beiden Kammern aus 
geübt; aber die Gefege werden vom Könige vorges 
ſchlagen, in jeder der beiden Kammern erörtert, und 
frei nah Stimmenmehrheit befchloffen. 

Der Vorſchlag eines Gefeges kann, nach Gutdunken 
des Koͤnigs, entweder vor die Kammer der Pairs, oder 
vor jene der Vertreter der Gemeinen gebracht werden. 


— 


\ 
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Jede Kammer iſt befugt, den König zu bitten, 
über was immer für einen Gegenitand einen. Gejeges: 
vorfchlag zu machen, oder das anzuzeigen, was, ihrer 
Meinung nach, das Geſetz enthalten fol, Se. Majes 


fät wird, nad) gemachter Prüfung des Vortrages, das 


Geſetz vorichlagen, wie er es für. värhlih hält, und 
alsdann beginnt die regelmäßige Berathſchlagung der 
Kammer. 

Der König allcin ſanctionirt dte Geſete, und mac 
fie in feinem Namen befannt. 

Die Pairskammer beſteht aus allen gegenwaͤrti⸗ 
gen Pairs. Werden neue Bisthämer errichtet; fo wer— 
den die neuen Biſchoͤffe und ihre Nachfolger geiftlicye 


Pairs feyn. Der König it berechtigt, fo viele welt. 


liche Pairs zu ernennex, als ihm gutduͤnkt; nur muͤſ— 
fen fie Sieilianer feyn, und ein reines Einfommen von 
2000 Unzen haben. Auch werden die neuen Pairs, wie 
die Nachfolger der gegenwärtigen, erft mit 25 Jahren 


Eintritt in die Kammer, und mit, 30 Jahren erſt ber 


rathichlagende Stimme haben. 


Ale Prinzen der Eöniglihen Familie find Pairs 
durch das. Recht der Geburt, erlangen aber erft mit 25 


Jahren berathſchlagende Stimme, und fönnen in die 


Kammern nicht gehen, ohne am Anfange der Parlamentse 


figungen die Erlaubniß des Königs erhalten zu haben. 


In der Pairsfammer folfen immer, aber nie mehr. 


als ſechs Rechtsgelehrte ſitzen, welde auf Le— 


benszeit alle Ehren und Vorzuͤge der Pairs genießen. 


Der Koͤnig waͤhlt ſie aus der Klaſſe der hoͤchſten Mar 
giftratur. 
Die Kammer der Gemeindevertreter Wird 


fortfahren, nach der eingeführten Art gebilder zu. wer— 


den, ohne daß die Beamten der vollziehen: 
den. Macht ausgeihloffen werden könnten, 
wie dies auch im brittifhen Parlamente Statt hat. 
Kein Volksvertreter kann in die Kammern zugeläffen 
werden, der nicht 33 Jahre alt ift. 
Dem Könige ſteht es ausschließlich zu, dad Parlar 
ment zufammen zu. rufen, zu vertagen, oder aufzulöfen. 
Sritter Bank, 36 


— 
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Die vollziehende Gewalt ficht nur dem Könige 
zu. Der König iſt das Oberhaupt des Staates, ober— 
fter Befehlshaber der Land:- und Seemacht; er erklärt 
die Kriege, ſchließt Bündniffe, Friedens: und Handels⸗ 
verträge; ernennt zu allen politifchen, bürgerlichen, ges 
richtlichen und militäriihen Aemtern; erläßt die noͤthi⸗ 
gen Verordnungen zur, Vollſtreckung der Gefege und zur 
Sicherheit des Staates; übt die apofioliiche Legation 
und alle Rechte des königlichen Patronats der Krone aus. 


Die Perfon des Königs ift heilig und unverletzlich. 


Die Minifter und Staatsräthe find ver— 
antwortlid. Ä 


Die Thronfolge wird, wie bisher, nad) den Verfü 
gungen der Abtretungsurfunde König Karls 3. vom 6. 
Det. 1759 Statt haben. 


. Der ausgedehntefte und feſte Genuß ber 
bürgerlihen Freiheit, der Sicherheit der Per: 
fonen, des Eigenthums und der Rechte der Sicie 
lianer wird vollftändige verbürgt, 


Ein neuer Codex bürgerlicher Gefege und der Ger 
fege gegen Verbrechen, des Serihtsverfahrens, des Han⸗ 
dels, der Sefundheirsauffiht, und cine neue und anz 
gemeffenere Einrichtung der Magiſtratur, fol die Hand: 
Habung der Gerechtigkeit fihern, erleichtern, und fie feſt, 
zein und unpartheiifch machen. 


Die richterliche Gewalt fließt vom Könige aus, 
und wird in feinem Namen von -Magiftraten und Nichs 
‚tern, die der König blos aus Sicilianern wählt und ein 

fest, geübt. Die immerwährenden und die fogenannten 

zweijährigen Richter find, nach erhaltner königlichen Ein: 
ſetzung, unabſetzbar; die erften auf Lebensdauer, die 
andern für den Zeitraum der zwei Jahre, mit Ausnahme 
der vom Geſetze zu beftimmenden Fälle. 

Die Freiheit der Gedanken und der Preſſe 
wird mit jenen Vorfihtsmaasregeln aufrecht erhalten, 
welche im vorigen Jahre von Ludwig 18. in Frankreich 
zur Sicherung der Öffentlichen Ruhe. ergriffen wurden. 


0 
\ . ® 
—. 
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Die Stantseinfünfte befichen in ordentlidhen 
‚and außerordentlihen Steuern. Die erſtern mar 
chen das bleibende Staatdeintommen aus, und werden _ 
zur Dezahlung der Staarsgläubiger, der Civilliſte, der 


 Rands und Seemacht, der Magiftratur und Beamten 


verwendet, und zur Beſtreitung aller nöthigen Ausgaben 
der Staatsverwaltung. Sind fie einmal mit Einftims 
"mung der Kammern feftgefegt und vom Könige ſanctio⸗ 
nirt; fo kann man in der Folge ihren Betrag 
nicht mehr abändern; jedoch muͤſſen fie aller 4 
Jahre in den erften Sitzungen jedes neuen Parlaments 
bejtätigt werden. Die allenfalls. nöthigen Abänderunz 
gen muͤſſen verfaffungsmäßig eingeleitet werden. — Die ' 
Steuern der zweiten Art beftehen in zeitlichen Huͤlfs⸗ 
geldern, welche ebenfalls in Geſetzesform vorgebracht 
werden muͤſſen. Sie werden frei von den Kammern 
zugeſtanden, und zwar fuͤr die von ihnen feſtgeſetzte Zeit. 

Die Civilliſte wird fuͤr die ganze Dauer der Re— 
gierung von dem erſten Parlamente, das nach der Throns 
befteigung des neuen . Königs zufammen. berufen wird, 
feſtgeſetzt. | 

Die Verwaltung der Staatseinkünfte kommt ganz 
der vollzichenden Macht zu. Der Finanzminiſter 
ift verpflihtet, jedes Jahr dem Parlamente 
einen umftändliden Beriht über Einnahme 
and Ausgabe vorzulegen, welher gedrudt und ber 
kannt gemacht werden foll. | 

Die Feudalität, fo wie die feudalen Ge— 
richtsbarkeiten und Rechte bleiben abgefchafft, 
in Folge des Parlamentsbeſchluſſes vom Jahre 1812. 

Wird der König wieder in den Befiß feines Reiches 
von Neapel treten; fo wird die Souverainetät von Mar 
pel und Sicilien- (wie vorher) vereinigte bleiben in dee 
Perſon des Königs und der Souveraine feiner Nach⸗ 
folger. Solite jener Fall eintreten, und der König feine 
Mefidenz nach Mearel verlegen; fo wird er, als feiner 
Perſon Vertreter, einen Prinzen aus feiner Familie, und 
in Ermangelung defjen, einen ausgezeichneten Siciliäner - 
zurüclaffen, und dem einen oder andern bie Ausuͤbung 

3” - 
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desjenigen Theiles der Souverainerätsrechte anvertrauen, 
den er zur ſchnellern Entfcheidung der innern Angelegenz 
heiten ©iciliens zu übertragen für dienlih halten wird. — - 
Der Stellvertreter des Koͤnigs wird, mit Zurathegier 

hung des geheimen Rathes, und in Uebereinſtimmung 

mit den Verfaffungsordnungen, alle jene Rechte der: volls- 
ziehenden Gewalt ausüben, die ihm vom Könige übers 

tragen wurden. 

In demfelben Falle der Refidenzverlegung nah Neas 
pel wird der König immer in Sicilien 8000 Mann res 
gulaire Truppen aller Waffengattungen, blos von feinem 
eignen Kriegsheere, laffen; diefe Truppen werden aus 
dem Schage Siciliens mittelft befonderer dafür angewie⸗ 
fener Summen unterhalten werden. Der König kann 
fie abtöfen laffen; nur muß die Zahl von 8000 Mann 
immer voll bleiben. 

Gleichfalls wird, in befagtem Falle, in Sicilien eine 
Abtheilung von der königlichen Flotte verbleiben; fo viel 
nämlich zur Bewachung der Küften erforderlich iſt. Sie 
wird vom Öffentlihen Schage Sieiliens unterhalten werden. 

Ale Staatsämter, von welcher Art immer, 
auch fo die biärgerlihen und geiftlihen, die zur innern 
Verwaltung Siciliens gehören, muͤſſen ausſchließ— 
lih Sicilianern anvertraut, und fönnen nie am 
Fremde vergeben werden; auf diejelbe Art, wie feinem 
Sicilianer irgend cine ftaatsbärgerlihe oder gerichtliche 
Stelle, die zur innern Verwaltung des Königreiches 
Neapel gehört, Übertragen werden kann. | f 

Die Hofwärden, die Ritterorden, die Adelstitel, die 
militärifchen Grade und die Stellen des auswärtigen 
DMinifteriums kann der König nah Gurbefinden, und 
wie cr es dem Ötaatsbeften am zuträglidhiten halten 
wird, ohne Unterſchied an die Unterthanen aller feiner 
Befigungen verleihen. | 





So viele zeitgemäße Beftimmungen dieſer Gonftitue | 
tiondentwurf für Sieilien enthielt; fo trat doch die neue 
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Sonftitution nicht wirklich ins Leben. Die deshalb _ 
niebergefegte Commiffion fol (Allg. Zeit. 1816, N. 8: 
©. 82) ihre Arbeiten nicht. einmal: begonnen habem, 
Dennoch blieben die Parlamente aufgehoben, und Sis 
eilien befand fich einige Zeit ohne alle fefte Pu 
Seftaltung. - 

Der König Ferdinand ging nämlich von Sicilien 
nach Neapel, und beſtaͤtigte bereits „ von Meſſina aus, 
am 20. Mai 1815 bie Bedingungen der Convention, 
welche ber öftreichifche Feldherr Bianchi zu Cafa Lanzi 
mit dem Generale. der Neapolitaner Coletta, kurz 
vor dem Einzuge der Deftreicher in Neapel, unterzeiche 
net hatte... Der König verfpradh, feiner Geſetzge— 
bung und Regierung folgende — 
zur Grundlage zu geben: 


1. perfönlihe und bürgerliche Freihete. 
2. Heiligkeit des Eigenthums. uUnwiderruflichkeit der 
Verkaͤufe von Staatsguͤtern. 
3. Die Auflagen werden nach den von den Geſetzen 
vorgeſchriebenen Formen angeordnet. 
4. Die Staatsſchuld wird aufrecht erhalten. 


5. Die militaͤriſchen Penſionen, Grade und Ehren⸗ 
ſtellen, wie auch der alte und neue Adel, werden beis 
behalten. R 

6. Feder Breapslitaner wird aller bürgerlichen und 
Bde Stellen fähig erklärt. 


. Es wird volltommne Amneftie und Bergeffenheit 
vor der Reftauration, wann und von wen immer, 
ohne Ausnahme, an den Tag gelegten Meinungen und 

Handlungen feierlich zugeſagt. 


Dies war, was für bie, kuͤnftige Grundlage der 
Regierung in Neapel geſchah. 


566 Neapel u. Sicilien. 


Als aber am 8. Dec, 1816 ber König feine ge : 
fammten Befigungen biefjeit3 und jenfeits: der Meer» 
enge von Meffina zu einem vereinigten Reiche 
erhoben, und, „in Gemäßheit des Zractats von Wien” 
ben Zitel: Ferdinand der Erfte, König bes Reis 
ches beider Sicilien angenommen hatte; fo erließ 
er für bie gefammte Monarchie am 12. Der. 1816 
nee — Geſetz: 


d) Geſet vom 12. December 1816 für das vers 
einigte Königreich beider Sicilien. 

Ferdinand 4, von Gottes — König des PP 
nigreiches beider Sicilien x. Indem Wir die von Uns 
und den Monarchen, Unfern erlauchten Vorfahren, Uns 
fern vielgelichten &icilianern, verlichenen Privilex 
gien beftätigen, und die volle Achtung diefer Priviles 
gien mit der Einheit der politifchen Inſtitutio— 
nen vereinbaren wollen, welche das Öffentlihe Recht 
Unfers Königreihes beider Sicilien bilden 
Sollen; fo haben: Wir durch gegenwärtiges Geſetz ſanctio⸗ 
nirt und ſanctioniren was folge: 

1. Saͤmmtliche Civil: und geiſtliche Aemter und Stel⸗ 
len von Sicilien jenſeits der Meerenge ſollen, nad) dem 
Inhalte der Capitularien der Monarchen, Unſrer Vor⸗ 
fahren, ausſchließend Sieilianern verliehen werden, ohne, 
daß die uͤbrigen Unterthanen Unſerer koͤniglichen Staa— 
ten dieſſeits der Meerenge jemals darauf Anſpruch ma: 
chen koͤnnen, wie ingleichen die Sicilianer auf die Civil⸗ 
und geiſtlichen Aemter und Stellen in obgedachten Unſern 
andern koͤniglichen Staaten keinen Anſpruch machen dürs 
fen. Unter erwähnten ausfchließenden Rechte zu Guns 
ften der Sicilianer begreifen Wir zJauch das Erzbischum 
von Palermo, obwohl daffelde in dem großen, von Uns 
ferm erlauchten Vater Karl 3. vdenfelben certheilten, 
ri) dem ac Gutbefinden me 


\ ' 
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2. Unfere Unterthanen von Sieilien jenſeits der Meers 
enge follen, im Verhältniß der Bevölkerung diefer Inſech, 
zu allen großen Staatsaͤmtern Unfers Königreiches beis 
der Sicilien zugelaffen. werden. Da diefe den vierten 
Theil der. gefammten Bevölkerung aller Unſrer Eöniglis 


chen Staaten ausmacht; fo fol Unfer Staatsrath 


zum vierten Theile aus Sicilianern, und für 
die übrigen drei Theile aus Unterthanen Unfrer übrigen 
töniglihen Staaten beftchen. Daſſelbe Verhältnis ſoll 
auch in Hinfiht der Aemter Unfrer Minifter und Staats⸗ 
fetretäre, der oberften Aemter Unfers königlichen Hofes 
und der Stellen. Unfrer Repräfentanten und Agenten. 
Bei auswärtigen Mächten beobachtet. werden. 

3. Anftatt der: zwei ficilianifhen Confultatoren, mels 


be, nad Vermwilligung Unfers erlauchten Vaters, Mits 


glieder der vormaligen Giunta ‚von Sicilien waren, fol 
immer eine, dem im vorhergehenden. Artikel angedeutes 
sen Verhältniffe angemeffene, Zahl von. ficilianifchen‘ Räs 
then in dem oberſten Kanzleirarhe des Königreiches beis - 
der Sicilien ſich ‚befinden. RR 

4. Die Stellen Unſrer Land⸗ und Seemacht, und 
die Unſers koͤniglichen Hauſes, ſollen ohne Unterſchied 
allen Unſern Unterthanen, aus was immer fuͤr einem 
Theile Unſrer koͤniglichen Staaten, verliehen werden. 

5. Die Regierung des ganzen Koͤnigreiches beider 


Sicilien wird ſtets bei Uns verbleiben. Wenn 


— 


Wir in Sicilien reſidiren, werden Wir in Unſern Staa: 
ten dieſſeits der Meerenge einen koͤniglichen Prinzen Un⸗ 
ſrer Familie, oder eine andre vornehme Perſon, welche 


Wir aus Unſern Unterthanen erwaͤhlen, als Unſern Statt⸗ 


halter laſſen. Iſt es ein koͤniglicher Prinz; ſo ſoll er 
einen Unſerer Staatsminiſter bei ſich haben, welcher die 
Correſpondenz mit den bei Uns befindlichen Miniſterien 
und Staatsſekretariaten führen, und außerdem noch zwei: 
oder mehrere Direetoren bei fich haben wird, welche in 
denjenigen Abtheilungen befagter Minijterien und Staates 


ſekretariaten den Vorſitz führen follen, die Wir zur Los 


salvegierung jenes Theiles Unfrer töniglihen Staaten 
au Ort und Ötelle zu laſſen, für: nothwendig erachten 
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werden. Iſt es Fein koͤniglicher Prinz; fo Toll der Statt; 
halter ſelbſt mie dem Charakter: eines Minifters und, 
Staatsfekretaird bekleidet feyn, felbjt mie den bei Ang 
befindlihen Minifterien »und Staatsfetretariaten cotres 
fpondiren, und obbemeldete zwei oder mehrere. Directo⸗ 
ven. zu. dem, erwähnten Zwecke bei fich haben. 

6. Wenn Wir in Unfern Staaten 'dieffeits der Meer— 
enge reſidiren, fol fih auf gleiche Weiſe ein föniglicher 
Prinz Unfrer Familie, oder eine andre vornchme Pers 
fon, welhe Wir aus Unfern Unterthanen erwählen, als 
Unfer Statthalter in Sicilien befinden. Iſt es ein. för 
nigliher Prinz ; fo fol er gleichfalls einen Unfrer Staates 
minifter bei ſich haben, welder die Correſpondenz mit 
den bei Uns befindlihen Meinifterien und Staatsfetreta— 
riaten führen, und außerdem noch. zwei. oder ‚mehrere 
Ditectoren bei fih Haben wird, weiche im denjenigen 
Abtheilunaen befagter Minifterien und Staatsfefrerariate 
den Vorfig führen follen,. die Wir..in Sicilien zuruͤckzu⸗ 
laſſen fuͤr noͤthig erachten werden. Iſt es kein koͤnigli— 
her Prinz; fo ſoll der Statthalter von Sicifien ſelbſt 
mit dem Charakter eines Miniſcers und Staatsſekretaͤrs 
bekleidet ſeyn, ſelbſt mit den bei. Uns befindlichen Mis 
niſterien und Staatsſekretariaten correſpondiren, und ob⸗ 
bemeldete zwei oder mehrere Directoren zu dem erwaͤhn⸗ 
ten Zwecke bei ſich haben, | 

7. Gedachte Directoren follen ſowohl im erſten, als 
im zweiten Falle aus Unſern Unterthanen, von. was im⸗ 
mer fuͤr einem Theile Unſrer koͤniglichen Staaten ge: 
wählt werden, fo. wie e8 in Hinſicht auf Sicilien für 
die ehemaligen Aemter der Confultoren, des Conſervatore 
und des Sekretaͤrs der Regierung feſtgeſetzt war, an 
deren Stelle elgentlich obgedachte Directoren treten. 

8. Die Rechtsſachen der Sicilianer werden fortwaͤh⸗ 
rend, auch in letzter Appellationsinſtanz, von den ſicilia— 
niſchen Gerichten entſchieden werden. Dem zufolge ſoll 
in Sicilien ein -oberftes Juſtizgericht errichtet werden, 
welches über alle Gerichtsſtellen diefer Inſel erhoben, 
und von dem oberften Suftisgerichte Unfrer Staaten diefs 
feitd der Meerenge unabhängig ift; fo wie letzteres von 


. 
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jenem in Sicilien unabhängig feyn wird, wenn Wir Uns 
auf dieſer Infel aufhalten. . Die. DOrganifation dieſer 

beiden oberften Gerichte fol durch ein. befonderes Gefeg 
beftimmit‘ werben. Ä 


9, Die Abfchaffung des Feudalismus in 
Sicilien ift beibehalten, fo wie auch in Uns 
- fern andern Staaten diefleits der Meerenge. 


410. Der Antheil Siciliens an den permanenten Staats; 
ausgaben wird jedes Jahr von Uns beftimmt werden, 
kann aber jährlih die Summe von 4,847,687 Unzen 
und 20 Tari, wie fie als active Einkommen von Si— 
eilien im Sahre 1813 dom Parlamente feitgejeßt ward, 
nicht überfieigen. Was immer für eine größere Summe 
kann ohne Bewilligung des Parlaments nice 
auferlegt werden. | Ei j 


141. Von vorbefagtem Antheile follen jährlih nicht 
weniger als 150,000 Unzen zum Voraus abgezogen, und 
zur Dezahlung der .unverzinslihen Schulden und der 
Zinsrüfftände der verzinslihen Schuld von Sicilien bis 
zur gänzlichen Tilgung, beider verwendet werden. Wenn 
diefe Tilgung erfolge ift, bleibe jährlich diefelde Summe 
ale Amortifationsfond der fieilifhen Staatsſchuld 
beftimmt. | | Ä 


12. So lange, bis das allgemeine Syſtem der 
Civil: und Yujtizadminiftration Unfers Königreiches beis 
der Sicilien promulgirt ſeyn wird, follen alle Juſtiz⸗ 
und Adminiftrationsgefchäfte denfelben Gang, wie bisher, 
fortschen. Wir wollen und befehlen, daß diefes Unſer 
von Uns unterfertigtes, von Unferm Rathe und Minir 
fter s Staatsfetretär in Gnaden- und Juſtizſachen vidis 
mirtes, mit Unferm großen Inſiegel verfchenes, von 
Unferm Rathe und Minijter = Staatsfekrerär Kanzler 
contrafignirtes, und. in Unſrer allgemeinen Kanzlei des 
Königreiches beider Sicilien regiftrirtes und aufbewahrz 
tes Geſetz im ganzen Umfange des befagten Königreid 
ches mit den gewöhnlichen Feierlichkeiten durch die bed 
treffenden Behörden bekannt gemacht werde, welche ein 
Protoroll darüber aufzunehmen, und die Vollziehung ders 
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ſelben zu ſichern haben. unſer Miniſter⸗Kanzler des 
Koͤnigreiches beider Sicilien iſt beſonders beauftragt, für 
Bekanntmachung derſelben zu ſorgen. 

Caſeria, den 12. Dec. 1816. 


Ferdinand. 


Der Miniſter Staatsſekretaͤr in Gnaden⸗ und Juſtip 
ſachen: 
Marcheſe. Tommafi. 
Der Miniſter-Staatsſekretaͤr und Kanzlerz 
Tommafo di Somma. 


8) Die fieben joniſchen Inſeln. 


Die fieben joniſchen Inſeln, welche ehemals der Res 
publik Venedig gehörten, famen im Frieden zu Campo 


formio (1797) an Frankreich. Sie wurden aber-- 


nach der Eroberung Aegypten von ben Franzofen, von 
einer vereinigten zruffifch » türfifchen Flotte im Frühe 
jahre 1799 befegt, und, durch einen zu Gonftantinopek 
(21. März 1800) zwifhen Rußland und der Pforte 
abgefhloffenen Vertrag, als eine befondere Repu⸗ 
blik der fieben jonifhen Infeln, durch unter 
dem Schuge ber Pforte flehend, anerkannt, an 
welche fie aller 3 Jahre 75,000 Piafter Schußgelb ent= 
richten follte. Rußland garantirte die Integrität des 
Freiſtaates, und der Graf von Mocenigo blieb als 
zuffifher Bevollmächtigter in demfelben zurüd. Nach 
fortdauernden innern Unruhen Fam, unter ruffifchem 
Einfluffe, am 6. Dec. 1803 eine neue Conflitution 
des Sreifiaates zu Stande, welche demfelben eine 
ariftofratifche Negierungsform gab. 
(Dieſe Conſtitution foll ebenfalls nachgeliefert. werden.) 


— 
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», Rad. diefer Conftitution fland die Regierung der 
vereinigten Infeln dem conflitutionellen Abel auf 
Korfu, Zephalonia, Zante, St. Maura, Gerigo, Ithaka 
und Paxo ‘zu; die Übrigen Eleinen Infeln werben, nach 
ihrer: Lage, der einen oder ber andern jener Infeln une 
terworfen. Die griechifch » orthobore Religion ift die 
berrfchenbe Religion bes Staates; die römifch »Fathor - 
lifche wird hochgeachiet und gefhügtz alle übrige Res 
ligionen werben blos geduldet. Die Familien, welche 
bis: zum Ende des July 4803: zum Adel. gehören; blei⸗ 
. ben: im.erblichen Befige deffelben. Wer fünftig in. das 
Buch der Adelichen eingefchrieben werben will, muß 
auf ben fieben Infeln, ehrlich, und: von chriftlichen 
Aeltern geboren ſeyn, beftimmte Einkünfte haben, keine 
Kunft und Fein Handwerk treiben, keinen offnen Laben 
halten, und fchreiben und lefen koͤnnen. Mitglieder 
berühmter Akademien, die von den Früchten ihrer Ges 
lehrſamkeit leben, können ind Adelsbuch eingefchrieben, - 
oder für regierungsfähig erklärt werden. — Einer Rathds 
verfammlung von 240 Mitgliedern fleht die Souve⸗ 
rainetät und der. Gefammtheit des verfaffungsmäßie 
gen Adels das Recht zu regieren zu. Vier werden aus 
derfelben gewählt zur Beforgung der Gefchäfte, und 
an der Spitze des Ganzen ftand. ein Präfident, und 
der ruffifche Bevollmaͤchtigte. 


«ls, in Angemeffenheit zu den geheimen Bedingun⸗ 
gen des Zilfiter Friedens, (19. Aug. 1807) die fieben 
Infeln von Rußland an Frankreich übergeben 
wurden, entfernte fich der rufjifche Bevolmächtigte, 
. und Napoleon (1. Sept.) erklärte die Einwohner ders 
felben für Unterthbanen des franzöfifhen Kai: 
ſers, und bie fieben Infeln, für eine der .Regierune - 
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gen, welche von Frankreich abhingen.: Doch ward bie 
Conftitution vom Jahre 1803 beibehalten. 
} 

Allein nad) id Reſi ignation beſetzte ar Suny 
4814) der britfifhe General Campbell diefe Infeln. im 
Namen der verbündeten Mächte, und ein. am 5. Nov’ 
1815 zu Parid zwifhen Großbritannien, Rußland und 
Deftreich abgefchloffener Vertrag beftimmte ihr fünftis 
ges Schickſal dahin: daß fie, unter dem Namen: wers 
einigte- Staaten. der jonifhen Infeln, einen. 
unabhängigen, aber unter dem unmittelbaren 
und ausfhließgenden Shuge Großbritanniens 
flehenden, Staat bilden follten. — Die Unzufriedens 
heit der Einwohner mit der brittifchen Leitung bewirkte, 
daß der brittifche Commiffarius, General Maitland, 
in Vollmacht feines Kabinet3 (29. Mai 1816) den feit 
41803. zu Korfu beftandenen Senat der fieben Infeln 
auflöfete, „weil berfelbe irrig darauf. beharre,, fich 
ald die repräfentirende Behörde aller jonifchen Inſeln 
anzufehen.” — Darauf warb (29. Dec. 1817) bie, 
von dem Prinz Regenten von Großbritannien unters 
zeichnete neue GConftitution ber fieben Inſeln zu 
Korfu bekannt gemacht, welche mit dem 1. Ian. 1818 
in Wirkſamkeit trat. 


(Auch diefe Gonftitution foll nachgeliefert — 


Nach dieſer Conſtitution iſt die orthodoxe griechiſche 
Religion die herrſchende. Die Civilregierung beſteht 
aus einer gefeßgebenden Berfammlung, aus einent 
Senate und einer Juftizbehbörde. Das Militärs 
fommando führt, nach dem Parifer Vertrage, der Be: 
fehlöhaber der brittifchen Truppen. — Die Mitglieder 
der gefeßgebenden Berfammlung werden von bem Corps 


- 


— 
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der abelihen Wahlmänner, die Mitglieder des Senats 
aus der Mitte der gefebgebenden Verfammlung, und 
bie Mitglieder der Gerichtöbehörde von dem Senate 
erwählt. Diefe Wahlen find auf fünf Jahre gültig. 
Der Senat, bekleidet mit der vollziehenden Ges 
walt, befteht aus einem Präfidenten und fünf Räthen. 


Der Praͤſident wird vom Koͤnige von Großbritannien, 


als Protector der Inſeln, ernannt. Bei der Wahl 


felbft gibt der voni Könige angeftellte Lord Obercoms 
miffär die Zuflimmung oder Verweigerung, fo wie 
auch von demfelben die außerordentliche Zufammenbes 
zufung, ‚oder ale ‚der. gefeggebenden alas 
lung N 
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s Die Werfaftuns im Herjogtgume Er 2 
| fau betreffend. 


‚Die neue, dem Herzogthume Naffau durch Pa⸗ 
. tent vom 2. Sept. 1814 gegebene, landſtaͤndiſche Vers 

faffung ward Th. 2. S. 395 — 305 mitgetheilt. Als 
Nachtrag zu dem $.9. des Patents (S. 305), in wels 
em ed heißt: „die Sigungen der Landftande find nicht 
Öffentlich“ ward fpäter beftimmt: 

„daß die Sigungen der zweiten Kammer ber Abge⸗ 

ordneten allein Öffentlich feyn ſollen. “ 

. Noch gehören aber, ald Ergänzung diefer landſtaͤn⸗ 
bifhen Berfaffung, zwei Patente der damals regies 

enden beiden Fürften hieher, welche fie, nach ven . 
im Jahre 1815 mit. Preußen und mit dem Föniglicy 
. oranifchen Haufe in den Niederlanden abgefchlofjenen 
Territorialverträgen, erließen. 


1) Patent, die Wahl der Sandftände betreffend, 
vom 3/4. Nov. 1815. 


| Wir Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden, four 
verainer Herzog zu am 0, und Wir Friedrich 


Patent, v. 3fi. Nov, 1815- 575 


Wilhelm von Gottes Gnaden, fouverainer Fürft zu 
‘ Maffau w. Ermwägend, daß nah Unſerm über Errich⸗ 
sung der Landftände in Unjerm Herzogthum erlaffenen 
Edict vom 1.2. September v. J. die Wahlfähigkeit der 
- Randesdeputirten und das Recht, Mitglieder der Wahl⸗ 
verfammlungen aus der- Klaffe der Landeigenthümer und 
Gewerbebefiger ‚gu werden, mit einem nad) dem Maas 
der Grunds und Gewerbfteuer ;Katafter beftimmten Ber 
fig von Liegenfhaften und Gewerben verbunden worden 
it, haben darüber nähere Anordnungen zu erlaffen für 
noͤthig erachtet, wie diefe Vorfchriften Unferes angeführs 
ten Ediets auf die mit Unferm Herzogthum neu vereis 
nigten vormals Draniens Naffauifhen Fuͤrſtenthuͤmer Dile 
Ienburg und Hadamar, fodann in der ehemaligen Grafs 
ſchaft Wefterburg und Herrſchaft Schade angewendet 
werden follen, in welchen die beftehende Steuereinriche 
. tung nad) Maasgabe der Edicte vom 10. und 14. Ger 
bruar 1809, und 14. und 16. December 1812, no 

nicht vollftändig eingeführt worden iſt. 


Wir wollen demnad), und verprönen hierüber, was 
nachfolgt : | 

6. 4. Alle Landeigenthuͤmer in den hier oben bezeiche 
neten Landestheilen find zu Wahlmännern und Wahle 
candidaten nad Unſerer Abſicht und nah dem Sinn 
Unferes Conftitutionsediets geeigenſchaftet, wenn fie, der 
dort noch proviforifh beibehaltenen Grundſteuereinrich⸗ 
tung gemäß, von ihrem: Grundeigenthum im Lauf des 
gegenwärtigen Jahres fo viel an Grundfteuer entrichter 
haben, als nah den Beftimmungen jenes Edicts die 
Wahlmänner und Wahlcandidaten in vier Grundſteuer⸗ 
Simpeln zu bezahlen haben. Ä 

$. 2. Alle Gewerbebefiger, welche. bei der für das 
tünftlge Jahr gegen Aufhebung der Mobiliar» Patents 
und Perfonalfteuer dort einzuführenden Gemwerbfteuer in 
die zwölfte bis ſechszehnte Gewerbfteuerklaffe kataſtrirt 
werden, find zur Wahl der Sandesdeputirten aus ihrer 
Mitte berechtigt, % 


$. 3. Da bie Steuer : Revifions sDiftricte und die 


hiernach für die Bildung der Wahlverfammlungen bes 


zeichneten Landesbezirke dur die Statt gefundenen Ters 
ritorialabtretungen mwejentlih einmwirfende Abänderungen 
erlitten haben; fo follen zur Wahl der Landesdepurirten 
aus den Gutseigenthuͤmern nunmehr drei Wahlverfamms 
lungen gebildet werden, zu Wiesbaden, zu Weilburg 
und zu Dillenburg. — 

Zu Wiesbaden verſammeln ſich die Wahlmaͤnner aus 
den Aemtern: Hoͤchſt, Koͤnigſtein, Wallau, Wiesbaden, 
Eltville, Rüdesheim, Caub, Braubach, Naſſau, Katzen⸗ 
elnbogen, Kirchberg, Wehen und Idſtein. Sie erwaͤh— 
len ſechs Landesdeputirte. 

Zu Weilburg werden fuͤnf Deputirte erwaͤhlt von 
den Wahlmaͤnnern der Aemter Reichelsheim, Ätzbach, 
Weilburg, Uſingen, Runkel, Limburg, Dietz, Meudt, 
Montabaur, Herſchbach, Selters und Hachenburg. 


zu Dillenburg treten die Wahlmaͤnner aus den 


Fuͤrſtenthuͤmern Dillenburg und Hadamar, und aus der 


Grafſchaft Wefterburg zufar:men, um vier Landesdepus 


tirce zu erwählen. 


$. 4. Im Uebrigen iſt allenthalben nah den Vor— 
ſchriften des mehr angezogenen Edicts zu verfahren ; 
infonderheit werden die Liften der Wahlmänner und Wahl⸗ 
tandidaten hiernach durch die Generaldirection der di— 
recten Steuern aufgeftelft. 


— 


Gegeben Biebrich, den 3. und Weilburg den 4. No⸗ 


vember 1815. 
(L. 5.) 


—Friedrich Auguſt, Friedrich Wilhelm, 
Herzog zu Naſſau. Fuͤrſt zu Naſſau. 
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2) Patent, die Bildung der Herrenbanf der 
Sandftände betreffend vom 3/4. Nov. 1815. 


Wir Friedrih Auguft, von Gottes Gnaden, 
fowerainer Herzog zu Naffau x. und Wir Friedrig 
Wilhelm, von Gottes Gnaden, fouderainer Für; zu 
Naffau ꝛc., haben die durch eingetresene Territvrialverz 
Änderungen und durch. die Öffentlich „bekannt gemachte 
‚Entfagung einiger Mitglieder herbeigeführte Rothwen— 
digkeit über die Bildung der Hertenbank Unjerer Lands 
fände neue Beftimmungen zu erlaffen, erwogen; . 


Wir beſtaͤtigen zuförderft alle in dem Conſtitutions— 
edit vom 1/2. September vorigen Jahrs enthaltene 
allgemeine Vorfchriften, in Bezichung auf die Anoıd; 
nung der Kerrenbanf der Stände Unſeres Herzogthums 
und auf die Formen, wornach die Mitglieder ihre land⸗ 
ſtaͤndiſche Rechte ausüben werden. | 


Erbliche Mitglieder der Herrenbank bleiben fodann | 


1) von den im angeführten Konftitutionsedic 5, 4, 
aufgeführten Lamdjtänden, außer den Prinzen Uns 
ſeres Hauſes: die Frau Erzherzogin Hermine 
bon Oeſtreich, als Gräfin zu Holzappel und Her— 
sin zu Schaumburg; der Kerr Fürjt vor der 

Leyen; die Herren Grafen von Waldborts Baffenz 
heim und Walderdorf, und der Freiherr vom Stein. 


Hiernaͤchſt bewilligen Wir 


2) die mit dem Beſitze der Grafichaft Wefterburg 
verbundene erbliche Landitandfchaft zur Herrenbant 
der gräflihen Familie von Leiningen z Wefterhurg, 
Endlih ı | 

8) ertheilen Wir den gefammten adelichen Gutseigenz 
thuͤmern in Unſerm Herzogehum Sechs Virilſtim 

men bei der Herrenbank, weiche fie durch eben ſo 
viele aus ihrer Mitte erwaͤhlte Deputirte des Adels 
vertreten laſſen. | 
Die Wahl diefer Sechs Deputirten geſchieht in eis 
ker, ganz nach Art der übrigen Wahlverfammlungen, 
Dritter Band, 37 | 


unter dem Vorſitz eines von. Uns zu ernennenden diri⸗ 
givenden Kommiffarius, zu bildenden Wahlverfammlung, 
wozu alle Gutseigenthuͤmer vom Adel berufen werden, 
‘ die zu einem Grundſteuer⸗-Simplum wenigftens Ein und 
zwanzig Gulden und darüber entrichten), pder die in den 
Fuͤrſtenthuͤmern Dillenburg und Hadamar, fo wie in der 
Grafſchaft Wefterburg und dem jenfeits der Lahn gele— 
genen Theile des Amts Runkel, im gegenwärtig faus 
fenden Jahre zur Grundfteuer einen, Beitrag von zu: 
jammen vier und achtzig Gulden und darüber geleifter 
haben. a | 


Adelichen Gutseigenthümern, welhe den hier ber 
ſtimmten Srundfteuesbetrag von ihren Beſitzungen nicht 
entrichten, bleibt das Recht vorbehalien, in den Wahl: 
verſademlungen der übrigen Landeigenthuͤmer oder Ger 
werbebefiger zu erfcheinen. Sie üben darin ihr Stimms 
recht, "in fo weit ihnen ein folches nach der gefeglichen 
Beftimmung zufteht, zu der Landesdeputirtenwahl. 


Adeliche Gutseigenthuͤmer weiblichen Gefchlechts, und . 
Minorenne koͤnnen in diefer Wahlverfammlung durch 
Bevollmaͤchtigte ihr Stimmrecht ausüben laſſen. 


Die gegenwaͤrtige Edictalverordnung iſt zugleich mit 
der unterm; heutigen Datum über die nunmehrige Bil: 
dung dieſer Wahlverfammlungen erlaffenen Edictalvers 
ordnung durch Abdruf im Verordnungsblatt öffentlich 
zu verfünden, und durch Unfer Staatsminifterium, nad) 

Maasgabe des Conſtitutionsedicts vom 1/2. September. 
‘ vorigen Jahres zu vollzichen. 


Gegeben zu Biebrih am 3. und zu Weilburg am 4. 
- November 1815. : | 
(L. $.) 
Friedrich Auguf, Friedrich Wilhelm, 
Herzog zu Naſſau. Fuͤrſt zu Naſſau. 


vi. Freiherr von Marſchall. 
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